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Bericht 

über die Auswirkungen der EWG-Marktorganisationen 
für Getreide, Reis, Zucker, Obst und Gemüse, Wein, 
Rindfieisch, Schweinefieisch, Gefiügeifieisch, Eier, 
Miich und Miicherzeugnisse, Fette 
für die Zeit von Juii 1968 bis Dezember 1969 


Vorbemerkungen 

Gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969 
— Drucksache V/4489 — ist der Bericht weitgehend auf das Kalen- 
derjahr abgestellt. 

Das Wirtschaftsjahr — dargestellt durch verbundene Jahreszahlen, 
z. B. 1968/69 — umfaßt den Zeitraum vom 1. Juli bis 30. Juni. Ab- 
weichende Produktionsjahre in einzelnen Marktorganisationen sind 
als solche gekennzeichnet; gelegentlich ist dann zur Klarstellung beim 
Wirtschaftsjahr noch „Juli/Juni" hinzugesetzt. 

In den Versorgungsbilanzen sind unter „Einfuhr" bzw. „Ausfuhr" 
auch die Bezüge aus der DDR bzw. die Lieferungen dorthin enthal- 
ten; in den Außenhandelsübersichten ist dies nicht der Fall. 

Einige Außenhandelstabellen enthalten Angaben über den Waren- 
verkehr mit Staatshandels- und Entwicklungsländern. Zu den Staats- 
handelsländern werden gerechnet: UdSSR, Polen, Ungarn, Rumänien, 
Bulgarien, Tschechoslowakei, Albanien, Nord-Korea, Nord-Vietnam, 
Mongolische Volksrepublik und Volksrepublik China. Die Angaben 
über den Handel mit Entwicklungsländern wurden ermittelt, indem 
vom Gesamthandel (Welt) die Daten für europäische Länder ein- 
schließlich Staatshandelsländer, asiatische Staatshandelsländer, USA, 
Kanada, Republik Südafrika, Japan, Australien, Ozeanien und für 
Schiffsbedarf abgesetzt wurden. 

Bezüglich der Definitionen und Fachausdrücke wird auf S. 113 ver- 
wiesen. 
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Zusammenfassung 


1. Die allgemeine Situation 

Schon der Bericht vom Dezember 1968 legte dar, daß sich die Aus- 
wirkungen der EWG-Marktorganisationen auf dem Agrargebiet 
zwar ihrer Tendenz nach beschreiben, jedoch nicht von den gleich- 
zeitig wirkenden Marktfaktoren und Änderungen der allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Daten isolieren und gesondert quantifizieren 
lassen. Im Berichtszeitraum (2. Halbjahr 1968 und Kalenderjahr 1969) 
ist diese Komplexität noch durch die direkten und indirekten Wir- 
kungen der Wechselkursveränderungen vermehrt worden. 

Die konjunkturelle Lage in der Berichtszeit war in der Bundes- 
republik Deutschland durch einen wirtschaftlichen Aufschwung ge- 
kennzeichnet, der in eine ausgeprägte Hochkonjunktur mündete. Die 
deutsche Landwirtschaft wies einen Produktionszuwachs von jährlich 
2Vo auf. Dieser Zuwachs ist z. T. durch gute Ernten bedingt. Durch 
ihren Produktivitätsfortschritt trug die Landwirtschaft zum gesamt- 
wirtschaftlichen Wachstum bei. 

Die deutsche Konjunktur wurde seit Mitte 1968 von der Expansion 
der Inlandsnachfrage nach Investitionsgütern und von der Auslands- 
nachfrage getragen. Anfangs war die Entwicklung noch durch ein 
hohes Maß an Preisstabilität gekennzeichnet. Der daran gemessen 
relativ starke Preisanstieg bei einigen unserer wichtigsten Handels- 
partner führte zu einer weiteren kräftigen Zunahme der Auslands- 
nachfrage mit Auswirkungen auf die Binnenkonjunktur und das in- 
ländische Preisniveau. Im Laufe des Jahres 1969 stieg gleichzeitig 
der private Verbrauch stark an. Das verfügbare Einkommen der pri- 
vaten Haushalte war in der zweiten Hälfte des Jahres 1968 be- 
schleunigt gewachsen; während 1968 die Steigerung im Jahresdurch- 
schnitt noch bei 7Vo lag, brachte das Jahr 1969 in jedem Vierteljahr 
um 10 bis irVo stärkere Zuwachsraten gegenüber der Vorjahres- 
zeit. 

Durch das Absicherungsgesetz von November 1968, das — mit Aus- 
nahme der Marktordnungsgüter — die Einfuhren um 4®/o entlastete 
und die Ausfuhren um 4 Vo belastete, konnte nur kurzfristig eine 
gewisse Beruhigung der Preisentwicklung erreicht werden; die Preis- 
steigerungstendenzen im Ausland entwerteten diese Maßnahme bald. 
Bei diesem Zusammentreffen von hoher Auslands- und Inlandsnach- 
frage kam es in der zweiten Jahreshälfte 1969 zu stärkeren Preisauf- 
trieben und Lohnsteigerungen. Hierzu trugen spekulative Erwar- 
tungen — das anfängliche Ausbleiben der DM-Aufwertung wurde 
als Option für eine Anpassungsinflation aufgefaßt — ebenso bei wie 
die Preissteigerungstendenzen in der westlichen Welt. Dem seit län- 
gerer Zeit bestehenden fundamentalen außenwirtschaftlichen Un- 
gleichgewicht wurde erst durch die Aufwertung der DM im Oktober 
1969 abgeholfen. 

Die Ordnung des gemeinsamen Agrarmarktes, die auf dem Gedanken 
beruht, Erzeugung und Verbrauch landwirtschaftlicher Produkte in 
der Gemeinschaft über die Beeinflussung des Preisniveaus zu 
steuern, wurde mit dem Inkrafttreten der endgültigen gemeinsamen 
Marktorganisationen für alle wichtigen Erzeugnisse in der Zeit vom 
10. November 1966 bis zum 29. Juni 1968 abgeschlossen, wenn man 
von den Lücken bei Trinkmilch, Wein und Fischereierzeugnissen ab- 
sieht. Die Klammer der gemeinsamen Agrarpreisregelungen war mit 
der schon 1962 erfolgten Einsetzung der Rechnungseinheit als ge- 
meinsamer Wertmesser gesteckt worden. Man vertraute ursprünglich 
darauf, daß von der Integration des Agrarmarktes und besonders 


Konjunktur 


Rechnungseinheit 
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T a b e 1 1 e 1 Daten zur Konjunkturentwicklung 

Veränderung gegen Vorjahr in Prozent 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Bruttoinlandsprodukt 

Privater 

Verbrauch 

Verfüg- 
bares Ein- 
kommen 

Produktion 

der 

Ernäh- 
rungs- 
industrie "*) 

Einzel- 
handels- 
umsatz an 
Nah- 
rungs- 
und 
Genuß- 
mitteln 

real 9 

nominal 

1964 

+ 0,4 

+ 6,8 

+ 9,7 

+ 7,7 

+ 9,2 

+ 5,0 

+ 6,7 

1965 

+ 0,6 

+ 5,7 

+ 9,4 

' +10,1 

+ 11,4 

+ 3,5 i 

+ 8,4 

1966 i 

-0,3 

+ 2,8 

+ 6,5 

+ 7,4 

+ 6,3 

+ 2,2 

+ 5,2 

1967 

-2,9 

-0,3 

+ 0,8 

+ 2,3 

+ 2,1 

1 

+ 3,5 j 

+ 2,9 

1968 

+ 0,2 

+ 7,0 

+ 8,7 

+ 5,9 

+ 7,0 

+ 4,6 

+ 4,7 

1969 6) 

+ 1,7 

+ 7,9 

+ 11,5 

+ 10,3 

+ 10,5 

+ 4,8 

+ 7,4 


h in Preisen von 1962 
in jeweiligen Preisen 

ohne nichtentnommene Gewinne der Einzelunternehmen u. ä. 

Index der industriellen Nettoproduktion (1962 = 100), von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt 

zu jeweiligen Preisen; einschließlich Gemischtwaren 

vorläufig 


Tabelle 2 

Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse 


Marktordnungsbereich 

Ubergangs- 
Marktorganisation 
(1. Stufe) 

Marktorganisation 
mit gemeinsamen Preisen 
(2. Stufe) 

Produktions- 
bzw. Wirt- 

VO Nr. 

Anwendung 

seit: 

VONr ' Anwendung 

seit: 

schaftsjahr 

Getreide/Getreideerzeugnisse 

19 (1962) 

30. 7. 1962 


Juli/Juni 




120/67 1. 7.1967 

August/ Juli 

Reis 

16/64 

1. 9.1964 

359/67 1. 9.1967 

Sept./Aug. 

Zuckerrüben/Zucker 

[44/67] 

1. 7.1967 

1009/67 1. 7.1968 

Juli/Juni 

Obst und Gemüse 

23 (1962) 

30. 7. 1962 

158/66 1. 1.1967 

April/März 

Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 





und Gemüse 

— 


865/68 1. 7.1968 


Wein 

[24 (1962)] 


816/70 1. 6. 1970 

Sept./Aug. 

Rinder/Rindfleisch 

14/64 

1. 11. 1964 

805/68 29. 7. 1968 

April/März 

Schweine/Schweinefleisch 


30. 7. 1962 




l20 1962 


l 121/67 1. 7.1967 

Juli/Juni 

Schweinefleischteilstücke 

) 

2. 9. 1963 

I 


Geflügel/Geflügelfleisch 

22 (1962) 

30. 7. 1962 

123/67 1. 7.1967 

Juii/Juni 

Eier 

21 (1962) 

30. 7. 1962 

122/67 1. 7.1967 

Juli/Juni 

1 1 

Milch und Milcherzeugnisse 

13/64 

1. 11. 1964 

804/68 2) 29. 7. 1968 

1 ! 

April/März ' 

Olivenöl 

— 

- 

136/66 10.11.1966 

Nov./Okt. 1 

Ölsaaten 

— 


136/66 1. 7. 1967 

Juli/Juni 

Lebende Pflanzen und Waren des 





Blumenhandels 

— 


234/68 1. 7.1968 1 

1 

Juli/Juni j 


1) vom Aufbau der übrigen Marktordnungen abweichendes Schema 

2) keine Regelung des Handelsverkehrs mit Trinkmilch und Frischmilcherzeugnissen 
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von den in Rechnungseinheiten festgelegten gemeinsamen Preisen 
ein Zwang in Richtung auf eine verstärkte konjunktur- und wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit der Partnerländer ausgehen würde. 

Die Geschehnisse des Jahres 1969 zeigten, daß monetäre Festlegun- 
gen in einem Wirtschaftsbereich unzulänglich bleiben müssen, so- 
lange die einzelnen Mitgliedstaaten einem der Grundziele des 
wirtschaftspolitischen Zielsystems, nämlich der Preisstabilität, per- 
manent eine unterschiedliche Bewertung beimessen. Bei der ver- 
wirklichten Integration im Teilbereich der Agrarwirtschaft berühren 
Wechselkursverzerrungen ebenso wie nationale Paritätsänderungen 
nicht nur die Preisrelationen zwischen den Landwirtschaften der Part- 
nerländer, sondern auch die Stellung der Landwirtschaft innerhalb 
der Volkswirtschaft. 

Die vorangegangene Periode der Währungsunsicherheit und die 
Abwertung des französischen Franc im August 1969 ebenso wie die 
Freigabe des Wechselkurses und die schließliche Aufwertung der 
Deutschen Mark im Oktober 1969 machten deutlich, daß sich aus der 
mangelnden Koordinierung der Wirtschafts- und Währungspolitik 
der Mitgliedstaaten die Gefahr der Desintegration dieses gemein- 
samen Agrarmarktes ergibt, der als Schrittmacher für die Einigung 
auf anderen Sektoren angesehen wurde. Diesmal konnten noch 
Lösungen gefunden werden, die ein Auseinanderfallen des gemein- 
samen Agrarmarktes verhinderten (Grenzausgleichssystem für 
Frankreich mit schrittweiser Angleichung des veränderten franzö- 
sischen Agrarpreisniveaus an das gemeinschaftliche innerhalb von 
zwei Jahren; Ubergangsregeiungen und finanzieller Aufwertungsaus- 
gleich für die deutsche Landwirtschaft). 

In der Erkenntnis der weiterbestehenden Gefahr der Desintegration 
waren sich die Staats- und Regierungschefs auf der am 1. und 2. De- 
zember in Den Haag abgehaltenen Konferenz u. a. darin einig, daß 
die nächste Phase des europäischen Einigungswerkes die Fortent- 
wicklung zur Wirtschafts- und Währungsunion bringen muß. Des 
weiteren erklärten die Staats- und Regierungschefs die Übergangs- 
zeit mit dem 31. Dezember 1969 für beendet und trafen grundsätzliche 
Vereinbarungen über die Finanzierung wührend der Endphase. Sie 
stimmten ferner zu, daß Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft 
und den beitrittswilligen Staaten eröffnet werden. Für den wich- 
tigen Komplex der Beherrschung der Agrarmärkte und das damit 
verbundene Problem der Beschränkung der finanziellen Lasten konnte 
dagegen noch keine Lösung gefunden werden^). 

Neben den durch die Währungssituation sichtbar gewordenen Pro- 
blemen haben sich auch im Berichtszeitraum die dem System der 
Marktordnungen immanenten Unzulänglichkeiten offenbart. Die 
Marktregelungen erreichen die Grenzen der finanziellen Belastbar- 
keit, wenn sie den Erzeuger vor Marktstörungen infolge von Über- 
produktion innerhalb der Gemeinschaft schützen 'sollen. Auch im 
Berichtszeitraum konnte das Preissystem der Marktorganisationen 
der 'ihm zugewiesenen Doppelfunktion, den Landwirten ein angemes- 
senes Einkommen zu sichern und das Marktgleichgewicht aufrecht- 
zuerhalten, nicht gerecht werden. 

Die Schwierigkeiten der politischen Einigung auf gemeinsame Preise 
zeigten sich besonders deutlich bei den Diskussionen über das Gleich- 
gewicht der Agrarmärkte, die bisher zu keiner Lösung führten. Es 
kam zu Notbehelfen wie Verlängerung von „Wirtschaftsjahren". Ver- 
zögerungen preispolitischer Entscheidungen bringen Unsicherheits- 
momente für die Erzeuger mit sich und fördern eher spekulatives 
Marktverhalten. 


9 Vgl. Bericht der Bundesregierung über die Integration in den Europäischen 
Gemeinschaften (Berichtszeitraum Oktober 1969 bis März 1970) — Druck- 
sache VI/617 


Wechselkurs- 

änderungen 


Währungsunion 


Grenzen der 
Marktregelungen 


Markt- 

unglelchgewlcht 
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Ausgleich der Auf- 
wertungsverluste 


Situation 
der Erzeuger 


Zur Beseitigung der strukturellen Überschüsse wurden während der 
Berichtszeit verschiedene Maßnahmen diskutiert, beschlossen oder an- 
gewendet, z. B. 

— ■ Beteiligung der Erzeuger an der Überschußverwertung (prakti- 
ziert bei Zucker, diskutiert bei der Milch), 

— Schlachtprämie und Nichtvermarktungsprämie für Kühe, 

— Rodungsprämie im Obstbau. 

Die seit Anfang Oktober 1969 im Zusammenhang mit der Freigabe 
des Wechselkurses und mit der schließlichen Aufwertung der DM 
erhobenen deutschen Grenzausgleichsabgaben auf die Einfuhr der 
meisten Marktordnungswaren entfielen am 1. Januar 1970. Sie wur- 
den, um aufwertungsbedingte Einkommensverluste der Landwirt- 
schaft zu vermeiden, durch eine begünstigende Änderung der Mehr- 
wertsteuer abgelöst. Der weitere Teilausgleich wird im Rahmen eines 
besonderen Durchführungsgesetzes durch direkte, zum Teil gemein- 
schaftlich finanzierte Ausgleichszahlungen geregelt. Dieser den 
deutschen Erzeugern eingeräumte finanzielle Ausgleich erscheint 
gegenüber einem kurzfristigen Grenzausgleichssystem als eine 
bessere Lösung, denn er kann über einen längeren Zeitraum gewährt 
werden. Der teilweise Ausgleich über die Änderung des Mehrwert- 
steuersatzes in der Erzeugerstufe hat den Vorteil, die Preisgestaltung 
in den folgenden Handelsstufen unberührt zu lassen. 

Mit dem Fortfall der innergemeinschaftlichen Handelsschranken hat 
sich die Marktsituation für die deutsche Landwirtschaft entscheidend 
geändert. Produzierte sie früher für einen fast durchweg auf Aus- 
landszufuhren angewiesenen Markt, so ist die Bundesrepublik 
Deutschland jetzt Teil eines großen Binnenmarktes, der bei einer 
Reihe von Produkten zu Überschüssen tendiert. Mit der relativen 

Tabelle 3 

Veränderungen in Prozent 

1969 gegen 1968 


Erzeugnis 

Inlands- 

erzeu- 

gung 

Ein- 
fuhr ‘) 

Ver- 
brauch 
je Kopf 

Erzeu- 

ger- 

preise 

Ver- 

brau- 

cher- 

preise^) 

Weizen bzw. 
-erzeugnisse 

- 3 

+36 

-1 

- 1 

+ 1 

Roggen bzw. 
-erzeugnisse 

’-lO 

- 8 

-3 

± 0 

+ 1 

Zucker 

+ 6 

-21 

-4 

. 

- 0 

Gemüse 

- 7 

+ 19 

+ 3 

+202) 

+ 11 

Frischobst 

+ 7 

- 2 

-0 

+ 52) 

+ 10 

Rindfleisch 

+ 1 

+ 14 

+ 1 

+ 3«) 

+ 3^) 

Schweinefleisch 

+ 1 

- 4 

-1 

+ 14») 

+ 6^) 

Geflügelfleisch 

+ 6 

+ 1 

+ 3 

+ 32) 

- 1 

Eier 

+ 4 

+ 9 

+4 

- 2 

+ 2 

Trinkmilch 

+ 0 

— 

+ 1 

- 02) 

+ 6 

Butter 

- 3 

+26 

+ 0 


- 0 

Käse 

+ 6 

+ 3 

+4 

• 

+ 3 


h einschließlich Bezüge aus der DDR 
nach Indexreihen 
Marktpreise 

Durchschnitt aller Teilstücke 


8 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/776 


Verringerung der Drittlandseinfuhren zugunsten des innergemein- 
schaftlichen Handelsaustausches wird die Angebotslage in der ge- 
samten Gemeinschaft immer mehr preisbestimmend, sei es direkt 
am Markt, sei es bei den politischen Preisfestsetzungen. Daß die 
Zyklen der tierischen Erzeugung sich mit zunehmender Integration 
immer mehr angleichen, zeigte sich im Berichtszeitraum nunmehr 
auch am Beispiel der Eiererzeugung. 

Begünstigt durch den allgemeinen konjunkturellen Aufschwung und 
die damit verbundene steigende Verbrauchernachfrage, ergaben sich 
eine Steigerung des Absatzes von Veredelungserzeugnissen und bei 
den Produkten, bei denen das Angebot mit der Nachfrage nicht Schritt 
hielt, auch Preiserhöhungen. Hingegen mußten die landwirtschaft- 
lichen Erzeuger bei so wichtigen Verkaufsfrüchten wie Weizen, Brau- 
gerste, Zuckerrüben und Schlachtgeflügel — aus unterschiedlichen 
Gründen — • Preiseinbußen hinnehmen. 


Tabelle 4 


Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 

1961/62 bis 1962/63 = 100 


Erzeugnis 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1968/69 

Verän- 

derung 

2. Halb- 
jahr 1969 
gegen 

2. Halb- 
jahr 1968 
in ®/o 

ohne 1 einschl, 
Mehrwertsteuer 

ohne 1 einschl. 
Mehrwertsteuer 

Weizen 

99,6 

100,2 

101,4 

100,8 

89,7 

90,5 

88,5 

92,9 

- 0,4 

Roggen 

99,3 

98,8 

99,7 

99,7 

89,3 

90,3 

89,9 

94,4 

+ 0,1 

Braugerste 

98,8 

99,8 

100,3 

99,4 

86,7 

87,0 

84,2 

88,4 

- Oß 

Futtergerste 

98,8 

100,9 

102,7 

99,1 

87,3 

87,9 

88,1 

92,5 

- 0,9 

Futterhafer 

101,8 

107,1 

109,3 

104,8 

94,3 

95,8 

93,3 

98,0 

- 2,4 

Getreide 

99,4 

99,9 

100,8 

100,3 

89,0 

89,7 

87,8 

92,2 

- 0,4 

Speisekartoffeln 

64,5 

112,1 

133,2 

92,8 

61,6 

62,0 

84,7 

88,9 

+ 78,8 

Zuckerrüben 

100,0 

107,4 

107,4 

107,4 

107,4 

107,4 

94,2 

98,9 

- 8,2 

Ölpflanzen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

103,2 

106,6 

107,3 

112,7 

+ 2,4 

Gemüse 

75,6 

91,5 

108,1 

85,8 

76,0 

77,4 

101,8 

106,9 

-20,7 

Obst 

86,7 

97,2 

115,5 

90,2 

98,6 

99,6 

74,8 

78,6 

+ 19,2 

Weinmost 

76,9 

59,2 

92,8 

118,4 

90,1 

94,6 

87,5 

97,1 

+ 22,2 

Rinder 

109,9 

125,4 

123,7 

117,5 

116,0 

118,8 

123,6 

129,8 

+ 0,6 

Kälber 

108,3 

120,1 

120,9 

118,7 

119,0 

122,1 

123,6 

129,9 

+ 0,1 

Schweine 

110,0 

99,6 

115,4 

112,9 

93,8 

96,0 

100,8 

105,8 ' 

+ 12,0 

Geflügel 

103,7 

98,5 

105,0 

97,9 

83,0 

84,6 

82,0 

86,1 

+ 2,5 

Milch 

107,6 

111,0 

112,9 

112,1 

109,1 

111,9 

105,7 

111,0 

+ 0,6 

Eier 

96,3 

97,5 

105,2 

93,3 

84,0 

86,3 

88,9 

93,3 

-17,7 

Gesamtindex 

103,5 

107,2 

114,1 

109,3 

99,8 

101,9 

102,6 

107,8 

+ 5,0 


Arithmetischer Durchschnitt Juli bis Dezember 
2) Ochsen, Bullen, Kühe, Färsen 
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. . . des Ernäh- Im Hinblick auf die Auswirkungen der Marktorganisationen auf das 
rungsgewerbes Ernährungsgewerbe genügt es nicht, diese Rohstoffregelungen, denen 
nahezu 95 ^/o der landwirtschaftlichen Erzeugnisse unterliegen, allein 
in die Betrachtung einzubeziehen. Zweifellos sind für die Ernährungs- 
industrie und das Ernährungshandwerk die landwirtschaftlichen Roh- 
waren der bedeutendste, aber nicht der einzige Kostenfaktor und 
daher nicht allein für die wirtschaftliche Lage der Betriebe maßge- 
bend. Wenn nun wie 1969 in der Bundesrepublik Deutschland 
— wegen des Währungsungleichsgewichtes in einem einheitlich kon- 
zipierten Markt Interventionsmaßnahmen größeren Ausmaßes 
notwendig werden, so verschieben sich damit auch Marktpositionen 
und Wettbewerbsverhältnisse. Positiv ist zu vermerken, daß die 
Regelung, die für solche Waren getroffen wurde, die in starkem 
Maße vom Rohstoffpreis abhängig, jedoch nicht selbst unmittelbar 
dem Marktordnungsschutz unterstellt sind, dank der Konstruktion 
der Einfuhrabgabe im Berichtszeitraum ihre Aufgabe erfüllte. 

Für das Ernährungsgewerbe kommt es bei den gegebenen Regelungen 
der Agrarmärkte vor allem auf den Vollzug überfälliger Harmoni- 
sierungen auf anderen Gebieten an. Besonders erschwert es den Han- 
del, daß die Vereinheitlichung des Lebensmittelrechts nur langsam 
fortschreitet (vgl. Abschnitt I. a, S. 23). Ebenso wirkt es sich für das 
Ernährungsgewerbe störend aus, daß die grundsätzlich beschlossene 
einheitliche Besteuerung (Mehrwertsteuer) noch nicht im gesamten 
EWG-Bereich eingeführt ist. 

Mit dem Abbau der Handelsbeschränkungen in der Gemeinschaft 
verschärfte sich der Wettbewerb auf dem Gebiet der Nahrungs- und 
Genußmittel immer mehr. Die 1967/68 stark eingeengte Marktspanne 
zwischen den Erzeuger- und Verbraucherpreisen weitete sich trotz- 
dem im Berichtszeitraum unter dem Einfluß steigender Verbraucher- 
nachfrage und der Kostensteigerungen im allgemeinen wieder aus. 

Im Lebensmittelhandel hat sich ein bewußt absatzorientiertes Ver- 
halten und das Streben nach betrieblicher Zusammenarbeit, auch über 
den nationalen Rahmen hinaus, durchgesetzt. Die Forderungen der 
Großabnehmer, wie Einzelhandelszusammenschlüsse und Großver- 
kaufsorganisationen, sind für das Marktgeschehen weitgehend be- 
stimmend. Sie verlangen ein zeitlich gestaffeltes reichhaltiges Ange- 
bot von einheitlicher Qualität und guter Aufmachung, das sie an 
wenigen zentralen Märkten kontrahieren können. Die Hauptliefer- 
länder der Bundesrepublik haben manche Wettbewerbsvorteile, da 
ihre Exportabhängigkeit sie schon zeitig zwang, wirksame Erfassungs- 
und Vermarktungseinrichtungen zu schaffen. Hier liegt die dringlich- 
ste Aufgabe für die deutschen Erzeuger- und Absatzorganisationen. 

. . . und der Auf der Verbraucherstufe konnten im Laufe des Jahres 1968 stärker 
Verbraucher rückläufige Preisbewegungen der Ernährungsgüter mit entsprechen- 
der Auswirkung auch auf die Entwicklung der gesamten Lebenshal- 
tungskosten beobachtet werden. Im Jahre 1969 stieg das Preisniveau 
für Nahrungsmittel — im Gleichschritt mit dem allgemeinen Trend — 
wieder an. Die Preise der ernte- und witterungsabhängigen Nah- 
rungsmittel zeigten von Herbst 1968 bis Sommer 1969 einen starken 
saisonalen Anstieg, danach gingen auch sie saisonüblich zurück. Bei 
der zunehmenden Nachfrage stiegen aber 1969 — teils angebotsbe- 
dingt, teils kostenbedingt — die Preise der übrigen Nahrungsmittel 
stetig an. Das Schaubild 1 zeigt die Preisentwicklung auch für die 
übrigen Gütergruppen; seit Herbst 1969 stiegen auch die Preise der 
gewerblichen Verbrauchs- und Gebrauchsgüter nicht unwesentlich. 
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Tabelle 5 


Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 

1962 - 100 


Indexgruppe j 


Brot 

i 

Feingebäck und Dauerbackwaren . . 

Mehl und Nährmittel 

j Getreideerzeugnisse 

Kartoffeln 

Zucker 

Speisefette und -öle (ohne Butter) 

Frischgemüse 

Gemüsekonserven 

j Frischobst 

Frisches Fleisch (ohne Geflügel) . . 

: darunter 

Rindfleisch 

Schweinefleisch 

Fleischwaren 

Geflügel 

Fische und Fischwaren 

Milch 

Butter 

Käse 

darunter 

Käse ohne Speisequark 

Speisequark 

Eier 

Nahrungsmittel (ohne Verzehr in 

Gaststätten) 

darunter 

ernte- und witterungsabhängig 
sonstige Nahrungsmittel 

j Genußmittel 

darunter 

Rotwein 

Weißwein 

Verzehr in Gaststätten 

Nahrungs- und Genußmittel 

(einschließlich Verzehr in Gast- 
I Stätten) 

Lebenshaltung ohne Nahrungs- 
mittel 

Lebenshaltung insgesamt 


18,77 

105,5 

109,0 

115,2 

10,47 

102,5 

104,3 

106,7 

10,84 

101,7 

104,4 

104,6 

46,53 

104,0 

106,8 

110,5 

6,87 

75,2 

81,9 

106,1 

7,11 

1 100,0 

100,0 

100,0 

0,89 

99,6 

102,7 

108,1 

11,09 

105,2 

90,6 

96,1 

4,97 

98,1 

92,9 

93,1 

17,94 

99,7 

96,3 

105,4 

48,03 

104,6 

112,2 

119,0 

17,57 

102,8 

114,8 

127,5 

26,81 ' 

106,1 

110,4 

112,9 

37,83 

102,9 

111,5 

114,2 

5,53 

1 106,2 

108,4 

107,1 

5,65 

103,6 

108,0 

115,5 

19,30 

103,2 

111 , 6 . 

111,9 

19,45 

102,1 

104,7 

106,1 

8,34 

101,7 

105,9 

109,8 

6,93 

101,3 

104,8 

104,2 

1,41 

103,5 

111,1 

1 12,7 

13,28 

124,6 

106,0 

119,4 

293,10 

103,2 

105,5 

110,0 

51,18 

, 104,3 

96,4 

108,1 

241,92 

102,9 

107,4 

110,5 

66,44 \ 

100,3 

100,3 

99,7 

1 , 59 ^ 

105,2 

108,8 

110,4 

4,91 ' 

104,8 

105,4 

103,1 

38,94 * 

104,8 

109,6 

115,2 

398,48 

102,8 

105,1 

108,8 

706,90 

102,9 

105,3 

108,2 

1000 , 00 \ 

102,9 

105,4 

108,7 


1966 ! 

1967 ' 

1968 

1969 

124,1 

128,6 

129,1 

130,8 

110,1 

112,0 

112,2 

113,4 

106,5 

108,9 

109,5 

109,8 , 

116,2 

119,4 

120,0 

121,2 , 

110,6 

89,0 

80,1 

113,1 ! 

100,0 

99,9 

98,1 

97,7 

110,0 

109,2 

106,3 

104,6 

96,6 

88,7 

89,6 

99,4 i 

99,1 

95,4 

88,9 

88,3 i 

1 

100,1 

96,6 

89,5 

98,3 

124,7 

121,0 

114,1 

120,8 

130,0 

127,1 

124,4 

129,7 

120,6 

115,8 

105,2 

113,1 

120,1 

121,3 

118,6 

120,4 

108,6 

98,3 

87,9 

87,4 

123,1 

123,7 

122,2 

127,4 

112,2 

114,2 

1 17,0 

121,9 

106,3 

106,5 

106,0 

105,9 

115,6 

122,6 

127,0 

130,2 

1 14,9 

121,5 

125,9 

129,3 

119,1 

128,1 

132,2 

134,3 

115,6 

111,4 

107,0 

109,1 ' 

112,9 

111,9 

109,4 

113,2 

106,3 

99,4 

94,6 

105,2 

114,3 

114,5 

112,5 

115,0 

102,7 

104,7 

104,1 

103,8 i 

112,4 

126,4 

128,9 

114,0 

109,9 

110,8 

167,1 

109,9 i 

122,6 

126,2 

135,8 

138,5 ' 


112,2 

112,1 

111,1 

114,1 

112,6 

115,7 

119,4 

122,0 

112,7 

114,6 

116,4 

119,5 


j 
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Getreide 


S c h a u b i 1 d 1 

Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
nach Güterberelchen 

1962 = 100 
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2. Die Lage auf den Warenmärkten 

Der deutsche Getreidemarkt war im Wirtschaftsjahr 1968/69 einer 
erheblichen Belastungsprobe ausgesetzt. Die langanhaltende Dispari- 
tät zwischen Franc und DM führte zu weit größeren Einfuhren fran- 
zösischen Getreides in die Bundesrepublik Deutschland, als es für 
die Versorgung notwendig war. Zur Sicherung einer reibungslosen 
Aufnahme der Getreideernte 1969 wurden verschiedene Maßnahmen 
ergriffen. Vor allem setzte die Bundesregierung bei der Kommission 
die Ermächtigung durch, besondere Interventionsmaßnahmen (Inter- 
vention B) zu treffen, mit denen der Getreidewirtschaft für den Fall 
einer Aufwertung der DM schon im August 1969 das Preisrisiko ab- 
genommen wurde. Um den Verbrauch überschüssigen Weizens zu 
Futterzwecken zu fördern, wurde im Verlauf des Wirtschaftsjahres 
1968/69 das Denaturierungsverfahren vereinfacht, darüber hinaus 
wurde die Denaturierungsprämie erheblich erhöht. In derselben Rich- 
tung liefen Bemühungen zur Förderung des Exports von Getreide 
aus dem Bundesgebiet. Durch die gesamten Maßnahmen konnte 
rechtzeitig eine völlige Entspannung der vor Beginn der Ernte 1969 
noch bedrohlich aussehenden Lagerraumsituation erreicht werden. 

Die verwendbare Getreideerzeugung blieb 1969 mit 18,4 Millionen t 
nur um 0,7 Vo unter dem Rekordergebnis des Vorjahres. Der durch- 
schnittliche Rückgang des Hektarertrages um 2,1 Vo wurde durch eine 
erneute Flächenausweitung um 1,3 Vo weitgehend ausgeglichen. Die 
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Verdrängung des deutschen Weichweizens als Brotgetreide zeigt sich 
im abnehmenden Anteil an der Vermahlung. Durch die Denaturie- 
rungsprämien hat 1969 die Verfütterung von Weizen stark zugenom- 
men. Mit Hilfe umfangreicher Exporte konnten die staatlichen Vor- 
räte kräftig ab gebaut werden, da zugleich die Intervention B von 
Mitte August bis Ende Dezember 1969 hohe staatliche Aufkäufe wie 
aus der Ernte 1968 unnnötig machte. Der gesamte Getreideverbrauch 
war 1969 mit 23,2 Millionen t um 6,2 Vo größer als 1968, vor allem 
aufgrund einer kräftigen Steigerung der Getreideverfütterung auf 
14,6 Millionen t (1968: 13,2 Millionen t). 

Von der deutschen Einfuhr an Getreide und Getreideerzeugnissen im 
Jahre 1969 in Höhe von 6,4 Millionen t stammten 55 Vo aus EWG- 
Mitgliedstaaten (1968: 34 Vo). Die Ausfuhr von Getreide und Getreide- 
erzeugnissen war mit 2,0 Millionen t um 77 Vo größer als 1968. 

Die spekulativen Mehreinfuhren und das hohe inländische Angebot 
führten dazu, daß die deutschen Erzeugerpreise für Weizen der 
Standardqualität noch unter das Niveau fielen, das sich im ersten 
Jahr des gemeinsamen Getreidemarktes gebildet hatte. Der nach der 
Getreidepreisangleichung vom Juli 1967 eingetretene Rückgang der 
deutschen Mehlpreise hatte seinerzeit die Backbetriebe nicht zu einer 
Senkung ihrer Preise veranlaßt. In den Jahren 1967, 1968 und noch 
bis um die Jahresmitte 1969 blieben die Verbraucherpreise für Brot 
und Backwaren auf etwa dem gleichen Niveau. Im Zuge des allge- 
meinen Preisauftriebs im zweiten Halbjahr 1969 stiegen auch die 
durchschnittlichen Verbraucherpreise für Roggenbrot und Mischbrot. 
Die durch die DM-Aufwertung bedingte Reduzierung der Rieht-, 
Interventions- und Schwellenpreise in der Bundesrepublik Deutsch- 
land führte nicht zu einer entsprechenden Senkung der Markt- und 
Verbraucherpreise. 

Im September 1969 begann das dritte Reiswirtschaftsjahr mit einheit- 
lichen Preisen in der EWG. Der Richtpreis für geschälten Reis und der 
Interventionspreis blieben 1969 unverändert. Die Anbaufläche für 
Reis wurde in Italien weiter ausgedehnt, in Frankreich dagegen ging 
sie zurück. Die Reisernte der Gemeinschaft erbrachte 1969 950 000 t 
Rohreis. Zu dieser umfangreichen Ernte kamen Interventionsbestände 
aus früheren Ernten von 27 000 t und Bestände bei Erzeugern, Handel 
und Industrie von 140 000 t. Für die privaten Bestände mußte erst- 
mals eine Übergangsvergütung gezahlt werden, um die Intervention 
dieser Mengen zu verhindern. Da in der Gemeinschaft nur ein Bedarf 
von 550 000 t Reis aus der EWG-Erzeugung besteht, müssen folglich 
aus der Ernte 1969 400 000 t Rohreis auf dem Weltmarkt abgesetzt 
werden. Der Gesamtverbrauch der Gemeinschaft liegt bei rund 
900 000 t Rohreis. Er kann aber nur z. T. aus der Gemeinschaftserzeu- 
gung gedeckt werden, da diese qualitativ den Verbrauchs Vorstellun- 
gen der nördlichen Mitgliedsländer nicht entspricht. Der italienische 
überschußreis, der in der Gemeinschaft nicht absetzbar ist, mußte 
1969 mit ständig steigenden Erstattungen auf dem Weltmarkt abge- 
setzt werden. Entsprechend den deutschen Verzehrsgewohnheiten 
besteht der importierte Reis zu mehr als der Hälfte aus Langkorn- 
reis. Hauptbezugsland mit einem Anteil von 44 Vo sind die USA. 

Die Verbraucherpreise für Reis stiegen in den Jahren 1968 und 1969 
weiter an. Insbesondere war 1968 im Zusammenhang mit den Schwel- 
lenpreiserhöhungen ein kräftiger Preisanstieg zu verzeichnen. 

Am 1. Juli 1968 begann der gemeinsame Zuckermarkt in der EWG mit 
einem Rieht- und Interventionspreissystem auf Fabrikationsstufe. Der 
Interventionspreis für Zucker wird von dem Mindestpreis für Zucker- 
rüben abgeleitet, den die Zuckerhersteller an die Anlieferer zahlen 
müssen. Diese Preise werden für das Hauptüberschußgebiet der EWG 
(Nordfrankreich) festgesetzt. Für Weißzucker der Standardqualität 
(Kategorie 3) lag der Interventionspreis in den Zuckerwirtschafts- 
jahren 1968/69 und 1969/70 im Hauptüberschußgebiet bei 21,23 RE 


Reis 


Zucker 
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oder 84,92 DM je 100 kg. Es besteht grundsätzlich volle Preis- und 
Absatzgarantie für Zucker und Zuckerrüben. Während der Dauer 
eines Anpassungszeitraumes von 7 Jahren sind jedoch Produktions- 
quoten (Bundesrepublik Deutschland: 1 750 000 t Zucker) festgelegt. 
Für die auf die Zuckerfabriken verteilten Grundquoten gilt die Preis- 
und Absatzgarantie unbeschränkt. Für die zwischen der Grundmenge 
und der Höchstquote (z. Z. 135 Vo der Grundquote) liegende Erzeu- 
gung wird volle Absatzgarantie, jedoch nur beschränkte Preisgaran- 
tie gewährt. Für darüber hinaus erzeugten Zucker besteht weder eine 
Absatz- noch eine Preisgarantie; er darf nicht in der Gemeinschaft 
abgesetzt werden. 

Für die Bundesrepublik Deutschland hatte die Umstellung auf das 
gemeinsame Zuckerpreissystem eine Herabsetzung der Preise für 
Zuckerrüben um 6,2 ®/o im Vergleich zu 1967/68 zur Folge, während 
sich z. B. in Frankreich eine beträditliche Preiserhöhung um etwa 
11 Vo ergab. 

Im Kalenderjahr 1969 betrug die gesamte Zuckererzeugung 1,92 Mil- 
lionen t Weißzuckerwert (1968: 1,82 Millionen t). Da zu Beginn des 
Jahres 1969 die Überschüsse in der EWG bereits weitgehend ver- 
wertet waren, wurde von Februar 1969 an auf Beschluß der Kommis- 
sion die Denaturierungsprämie ausgesetzt. Insgesamt wurden im 
Kalenderjahr 1969 in der Bundesrepublik Deutschland 123 000 t dena- 
turierter Zucker für Futterzwecke verwendet. An die chemisdie 
Industrie wurde 1969 8 000 t (1968; 2 000 t) Zucker mit Hilfe von 
Produktionserstattungen verbilligt abgegeben. Der derzeitige Umfang 
der Zuckerbestände in der Bundesrepublik Deutschland ist als normal 
anzusehen. Der Nahrungs verbrauch von Zucker im Durchschnitt der 
letzten 3 Jahre war um rund 30 000 t größer als die Zuckererzeugung, 
Die Anwendung der gemeinsamen Zudcermarktorganisation mit 
ihrem hohen Außenhandelsschutz gegenüber Drittländern und dem 
freien innergemeinschaftlichen Warenverkehr führte dazu, daß der 
deutsche Einfuhrbedarf in zunehmendem Maße aus den EWG-Mit- 
gliedstaaten gedeckt wurde. 

Für die Verkäufe aus der Ernte 1968 kam erstmals der gemeinsame 
Mindestpreis für Zuckerrüben in Höhe von 6,80 DM je 100 kg (bei 
16 ‘^/o Zuckergehalt) zur Anwendung. Bei niedrigem Zuckergehalt der 
Rüben aus der Ernte 1968 betrug der durchschnittliche Erzeugererlös 
1968 6,23 DM je 100 kg Rüben ohne Mehrwertsteuer (rund 6,54 DM ein- 
schließlich MWSt.). Aus der Ernte 1969 erlösten die Landwirte wegen 
des höheren Zuckergehaltes der Rüben nach vorläufigen Berechnungen 
bei unverändertem Mindestpreis 7,05 DM je 100 kg Rüben ohne Mehr- 
wertsteuer (rund 7,40 DM einschließlich MWSt). Am 1. Januar 1968 
wurde der einheitliche Verbraucherpreis für Zucker mit der Anwen- 
dung des Mehrwertsteuergesetzes um 2 Pf je kg gesenkt. Mit Beginn 
des gemeinsamen Zuckermarktes im Juli 1968 ging der Preis für 1 kg 
Zucker weiter um einen Pf je kg zurück. Im Juni 1969 gab der Preis 
nochmals um 1 Pf je kg nach. Als Folge der DM-Aufwertung sank der 
Verbraucherpreis in den Monaten Januar/Februar 1970 um 4 Pf auf 
1,17 je kg für Kristaillraffinade. 

Obst und Im Berichtszeitraum wurde die gemeinsame Marktorganisation für 
Gemüse Obst und Gemüse durch eine Reihe von Verordnungen geändert bzw. 

ergänzt. Sie umfassen eine Anpassung der Interventionsregelungen, 
neue Bestimmungen über die Erstattung bei der Ausfuhr, eine Ände- 
rung des Referenzpreissystems, die Koordinierung und Vereinheit- 
lichung der von den Mitgliedstaaten gegenüber Drittländern ange- 
wandten Einfuhrregelungen sowie die Festlegung der Voraussetzun- 
gen zur Anwendung von Schutzmaßnahmen im Falle von ernsten 
Marktstörungen. 

In mehreren Mitgliedstaaten wurden im Berichtszeitraum Interven- 
tionen durchgeführt, jedoch konnten nachhaltige positive Wirkungen 
auf den Gemeinschaftsmarkt nicht festgestellt werden. Da diese staat- 
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liehen Interventionen zur Konservierung der marktschädlichen Uber- 
erzeugung beitragen, bestehen an ihrer Zweckmäßigkeit ernste Zwei- 
fel. Die Bundesregierung hat bisher von solchen Maßnahmen keinen 
Gebrauch gemacht. Die für einzelne Obst- und Gemüsearten gegen- 
über Drittländern festgesetzten Referenzpreise wurden in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1968 und 1969 nur vereinzelt unterschritten. Die 
Abwertung des Franc und die Aufwertung der DM haben sich, da 
Ausgleichsmaßnahmen an der Grenze nicht zugestanden wurden, auf 
die Wettbewerbsbedingungen für deutsches Obst und Gemüse ein- 
schließlich ihrer Verarbeitungserzeugnisse nachteilig ausgewirkt. 

Etwa 100 000 Obst und Gemüse bauende Betriebe sind in der Bundes- 
republik Deutschland in Erzeugerorganisationen (nach Verordnung 
Nr. 159/66) zusammengeschlossen. 

Mit 3,73 Millionen t war die Obsternte 1969 größer als die des 
Jahres 1968 (3,32 Millionen t). Die Produktionszunahme ist ausschließ- 
lich auf die Rekordernte bei Äpfeln zurückzuführen. Die Erzeuger- 
preise für Äpfel sanken im Herbst 1969 auf ein bisher nicht erreichtes 
niedriges Niveau. Die Einfuhr von Frischobst (einschließlich 545 000 t 
Bananen und ohne Zitrusfrüchte) lag 1969 mit 1,89 Millionen t auf 
Vorjahreshöhe. Der Anteil der Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten hat 
sich weiter auf über 80 Vo erhöht. Der gesamte Frischobstverzehr 
(einschließlidi Bananen und Obsterzeugnisse in Frischwert) betrug 
1969 93,0 kg je Kopf der Bevölkerung (1968: 93,1 kg). Der Pro- 
Kopf-Verbrauch von Zitrusfrüchten einschließlich in Frischwert um- 
gerechneter Verarbeitungserzeugnisse erhöhte sich 1969 auf 19,4 kg 
gegenüber 18,7 kg im Vorjahr. 

Mit 1,25 Millionen t blieb 1969 die Gesamternte an Gemüse auf dem 
Freiland um 5 Vo unter dem Ergebnis von 1968; dagegen hat die 
Gesamternte des Gemüseanbaues unter Glas 1969 um 8,1 Vo auf 
62 000 t gegenüber 1968 zugenommen. Der Anteil des Vertragsan- 
baues am Gesamtanbau steigt. Die Einfuhr von Gemüse (einschließ- 
lich Verarbeitungserzeugnissen in Frischwert umgerechnet) betrug 
1969 2,06 Millionen t (1968; 1,73 Millionen t). Der Pro-Kopf-Ver- 
brauch erhöhte sich 1969 gegenüber 1968 um 1,7 kg auf 64,9 kg. 

über die gemeinsame Marktorganisation für Wein wurde erst am Wein 
22. April 1970 im Rat ein Kompromiß erreicht. 

Die Weinerzeugung der Bundesrepublik Deutschland erreichte 1969 
rund 6,15 Millionen hl (Vorjahr 6,3 Millionen hl), die Qualität des 
Weinmostes war jedoch weit besser als 1968. Sowohl 1968 als auch 
1969 waren Angebot und Nachfrage ausgeglichen, so daß der Stabili- 
sierungsfonds für Wein nicht mit Marktstabilisierungsmaßnahmen 
einzugreifen brauchte. Der Konsum von Trinkwein einschließlich 
Schaumwein belief sich 1969 auf 15,9 1 je Kopf (1968: 15,6 1). Die 
Einfuhr von Trinkwein (einschließlich der Grundweine zur Herstel- 
lung von Schaumwein und Wermut- und Kräuter wein) betrug 1969 
rund 4 Millionen hl (1968: 3,6 Millionen hl). 

Nachdem eine gemeinsame Preispolitik für Rind- und Kalbfleisch in Rindfleisch 
der EWG bereits zum 1. April 1968 durch die Festsetzung einheit- 
licher Orientierungspreise verwirklicht werden konnte, fielen die 
Binnenzölle auf dem Rindfleischsektor in der Gemeinschaft vom 
29. Juli 1968 an mit der Anwendung der EWG-Marktorganisation für 
Rindfleisch fort. Das modifizierte Einfuhrsystem für Drittlandswaren 
beruht nach wie vor auf Zöllen. Diese werden bei Unterschreitung 
von 106 °/o des Rinderorientierungspreises in zunehmendem Umfang 
durch Abschöpfungen ergänzt. Rindergefrierfleisch unterliegt seit dem 
29. Juli 1969 einer besonderen Abschöpfungsregelung. Das Präferenz- 
abkommen zwischen der EWG und Dänemark über abschöpfungs- 
begünstigte Lieferungen von Kühen zu Verarbeitungszwecken in die 
EWG führte 1969 in der Bundesrepublik Deutschland zu einem An- 
stieg dänischer Kuhimporte gegenüber dem Vorjahr. 
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Schweinefleisch 


Zur Lösung des übersdiußproblerns auf dem Milchsektor wurde im 
Rat Anfang Oktober 1969 eine prämienbegünstigte Abschi acht aktion 
für 250 000 Milchkühe in der Gemeinschaft sowie eine prämienbe- 
günstigte Aktion für weitere 250 000 Milchkühe zur Umstellung auf 
die Fleischproduktion beschlossen. An der Kuh ab sdil acht aktion be- 
teiligten sich deutsche Produzenten mit 168 000 Tieren, das sind rund 
60 Vo aller zur Abschlachtung angemeldeten Kühe in der EWG. 

Die inländische Erzeugung an Rindfleisch betrug 1969 1,08 Millio- 
nen t (1968: 1,07 Millionen t); die Einfuhr von Rindfleisch erhöhte 
sich auf 231 000 t (1968: 202 000 t). Je Kopf der Bevölkerung wurden 
1969 20,8 kg Rindfleisch verzehrt (1968: 20,5 kg). 1969 ging 'die 
Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten infolge der gegenüber 1968 gerin- 
geren Rindfleischproduktion um 18^/o zurück, demgegenüber stieg 
die Einfuhr aus Drittländern an. Relativ stärker noch als die Einfuhr 
nahm in den beiden letzten Jahren die deutsche Ausfuhr von Rindern 
und Rindfleisch zu. 

Schon 1968 führte die hohe Nachfrage in der Marktstufe zu steigenden 
Schlachtrinderpreisen, im Jahre 1969 hielt bei weiter günstiger Nach- 
frage der Preisanstieg an. Im Jahresdurchschnitt 1969 wurden im 
Mittel aller Rinderhandeisklassen mit 4,97 DM je kg Schlachtgewicht 
14 Pf mehr erlöst als im Vorjahr. Im Jahre 1969 wendeten die Ver- 
braucher sowohl in der ersten als auch in der zweiten Jahreshälfte 
mehr Geld für den Einkauf von Rindfleisch auf als zur gleichen Zeit 
des Vorjahres. Der Preis im Durchschnitt aller Teilstücke stieg bei 
Rindfleisch von 6,63 DM je kg im Juli 1968 auf 7,06 DM je kg im 
Dezember 1969, also um 6,5 Vo. 

Die für das Rinderwirtschaftsjahr 1968/69 erstmals einheitlich für 
alle EWG-Länder festgesetzten Orientierungspreise wurden im gan- 
zen Berichtszeitraum beibehalten. Sowohl im Herbst 1968 als auch 
im Herbst 1969 wurden in der Bundesrepublik Deutschland von der 
Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlachtvieh aufgrund der Bestimmun- 
gen der Marktorganisation regionale Interventionskäufe durchge- 
führt. Mit Hilfe von Exporterstattungen, die auf bestimmte Erzeug- 
nisse beschränkt sind, konnten während des gesamten Berichtszeit- 
raumes Rindfleischexporte aus der EWG in Drittländer getätigt 
werden. 

Der vornehmlich mit der prämienbegünstigten Abschlachtung von 
Milchkühen in Zusammenhang stehende Angebots- und Preisdruck 
am deutschen Schlachtrindermarkt seit Beginn des Jahres 1970 hat 
die Bundesregierung veranlaßt, die Einfuhr und Vorratsstelle für die 
Dauer dieser Aktion mit Marktentlastungsmaßnahmen zu betrauen, 
die unabhängig von den Interventionsmaßnahmen der Rindfleisch- 
marktordnung erfolgen. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Schweinefleisch ist seit dem 
1. Juli 1967 in Kraft. Die Preisregelung sieht gemeinschaftliche Inter- 
ventionsmaßnahmen auf der Basis eines Grundpreises für geschlach- 
tete Schweine vor. Die Intervention ist auf Zeiten extremer Preis- 
rückgänge beschränkt; diese Regelung hat bisher keinen Anreiz für 
eine spekulative Ausweitung der Schweinemast gegeben. Wegen des 
hohen Anstiegs der Schweinepreise wurde im Herbst 1969 erstmalig 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Abschöpfungen für Ein- 
fuhren von lebenden Schweinen und Schweinefleisch aus konjunktu- 
rellen Gründen zu senken. 1968 und 1969 standen in der Bundes- 
republik Deutschland 2,25 Millionen t Schweinefleisch zum Ver- 
brauch zur Verfügung. Der Pro-Kopf-Verbrauch betrug 1969 36,9 kg 
gegenüber 37,2 kg im Jahr 1968. 

Die Einfuhr von Schweinen und Schweinefleisch, die von Jahr zu 
Jahr je nach Höhe der Eigenerzeugung und der Nachfrage größere 
Unterschiede aufweist, hat im Jahre 1969 trotz einer kaum veränder- 
ten inländischen Erzeugung um 6Vo abgenommen. Zurückgegangen 
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ist 1969 vor allem die Einfuhr aus den EWG-Mitgliedstaaten, da 
Frankreich wegen seiner rückläufigen Produktion selbst einen größe- 
ren Einfuhrbedarf hatte. Aus den Drittländern wurden 1969 nur unbe- 
deutend mehr Schweine und Schweinefleisch importiert als 1968, als 
die Einfuhr aus diesen Ländern wegen des starken Angebots der 
Mitgliedstaaten auf dem deutschen Markt nachgelassen hatte. Die 
Ausfuhr von Schweinen und Schweinefleisch nahm 1969 prozentual 
stärker zu als die Einfuhr. Während in den Vorjahren die Ausfuhr 
unbedeutend war, wurden 1969 410 000 Ferkel, Läufer und Schlacht- 
schweine exportiert. 

Die ungewöhnlich kräftige Steigerung des Angebotes an Schlacht- 
schweinen aus inländischer Erzeugung im Jahre 1968 führte vor allem 
im ersten Halbjahr zu einem starken Druck auf die Preise für Schlacht- 
schweine. Die Ende des Jahres 1968 erreichten Schweinepreise sanken 
in den ersten vier Monaten 1969 saisonüblich ab. In den folgenden 
Monaten zogen die Preise wieder an, so daß der Schlachtschweine- 
preis im Jahresdurchschnitt 1969 mit 3,57 DM je kg Schlachtgewicht 
um 44 Pf über dem sehr niedrigen Niveau von 1968 lag. Entscheidend 
für diese Entwicklung war, daß trotz eines weiter gestiegenen 
Schweinebestandes für die Versorgung des Marktes eine nur wenig 
höhere Schweinefleischmenge zur Verfügung stand; die monetäre 
Nachfrage der Verbraucher nach Schweinefleisch wies eine kräftige 
Zuwachsrate auf. Die Ausgaben für Schlachtschweine in der Vieh- 
marktstufe erhöhten sich mit rund 17 % gegenüber 1968 wesentlich 
stärker als die Ausgaben der Verbraucher für Schweinefleisch mit 
über 9 weil sich die Handels- und Verarbeitungsspanne auch 
im Durchschnitt des Jahres 1969 noch weiter einengte. Die Verbrau- 
cherpreise für Schweinefleisch zogen 1969 im Durchschnitt aller Teil- 
stücke von 5,05 DM je kg Schlachtgewicht im ersten Quartal auf 
5,39 DM im letzten Quartal an. 

Die in der Zeit des konjunkturellen Preistiefs von Mai bis Juli 1968 
in der Gemeinschaft intervenierten rund 2 300 t Schweinehälften (da- 
von rund 1 500 t in der Bundesrepublik Deutschland) konnten Ende 
1968 größtenteils zu Preisen abgegeben werden, die über den An- 
kaufspreisen lagen. 

Das 'Jahr 1968 war ebenso wie das Jahr 1969 durch einen scharfen 
Konkurrenzkampf auf dem Schlachtgeflügelmarkt, und hier insbe- 
sondere auf dem Hähnchenmarkt, gekennzeichnet. Als Folge der ge- 
meinsamen Marktorganisation war eine wachsende Verflechtung der 
einzelstaatlichen Märkte und eine Ausweitung des innergemein- 
schaftlichen Handels zu verzeichnen, die auch zu einer Annäherung 
der Preise in den einzelnen Ländern führte. Es erwies sich jedoch im 
Berichtszeitraum erneut, daß unterschiedliche gesetzliche Regelungen 
in anderen Bereichen (Lebensmittelrecht, Veterinärrecht u. a.) den 
durch die gemeinsame Marktorganisation angestrebten freien Waren- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten noch immer beeinträchtigen. 
Die Abwertung des Franc war ohne Bedeutung für den Schlacht- 
geflügelmarkt. Dagegen brachten die Freigabe des DM-Kurses und 
die Aufwertung der DM der deutschen Geflügelwirtschaft zunächst 
Wettbewerbsnachteile. 

Der gesamte Verzehr an Geflügelfleisch betrug 1969 455 000 t oder 
7,5 kg je Kopf der Bevölkerung, das waren 0,2 kg mehr als im Jahr 
zuvor. Die Eigenerzeugung stieg von 1968 zu 1969 von 210 000 auf 
223 000 t; die Einfuhr an Geflügelfleisch erhöhte sich ebenfalls, und 
zwar um 3000 t auf 232 000 t. Dabei ging die Einfuhr aus Drittländern 
weiter zurück; sie hatte 1969 nur noch einen Anteil von 18 ®/o an der 
Einfuhr von Geflügelfleisch gegenüber 69 ®/o im Wirtschaftsjahr 
1961/62. Die Erzeugerpreise für Jungmastgeflügel sowie für Suppen- 
hühner waren im Jahre 1968 die bisher niedrigsten im letzten Jahr- 
zehnt. Im Juni 1969 erreichten die Verbraucherpreise für Brathähnchen 
mit 3,98 DM je kg ihren bisher tiefsten Stand. Diese Entwicklung ist 
eine Folge der Rationalisierung auf allen Stufen und der scharfen 
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Konkurrenz zwischen der einheimischen Produktion und den Liefe- 
rungen aus den EWG-Mitgliedstaaten, besonders aus den Nieder- 
landen. 

Eier Auf dem Eiermarkt der Gemeinschaft treten beträchtliche zyklische 
Produktionsschwankungen mit entsprechenden Auswirkungen auf die 
Preise auf. In dem Maße, in dem die Verflechtung der Märkte zu- 
nimmt, bildet sich sogar eine gewisse Parallelität der zyklischen 
Schwankungen in den Mitgliedstaaten aus, während früher beispiels- 
weise niederländische und deutsche Produktionszyklen häufig gegen- 
einander liefen und so in gewissem Umfang einen Marktausgleich er- 
möglichten. 

Der bereits seit dem Frühjahr 1966 zu verzeichnende Rückgang der 
Erzeugerpreise für Eier gegenüber dem jeweiligen Vorjahresmonat 
setzte Siich im Jahre 1968 — selbst unter Einschluß der seit Januar 

1968 gezahlten Mehrwertsteuer — bis zum Herbst weiter fort. Die 
Erzeugerpreise im Sommer 1968 waren die bisher niedrigsten seit 1945. 
Vom Herbst 1968 an lagen die Erzeugerpreise für Eier fast ein Jahr 
lang über dem Stand des Vorjahres. Die durchschnittliche Legeleistung 
der Hennen lag 1969 bei 214 Eiern (1968: 209). Die inländische Erzeu- 
gung erreichte 1969 fast 15 Mrd. Stück gegenüber 14,1 Mrd. Stück dm 
Jahre 1968. Die Einfuhr von Schaleneiern und Eiprodukten (in Schalen- 
eiwert) stieg 1969 um mehr als 9 Vo auf über 2,3 Mrd. Stück, Der 
Eierverbrauch (einschließlich Eipradukte in Schaleneiwert) belief sich 

1969 auf 266 Stück (1968: 257 Stück). Insgesamt stammten 1969 91 Vo 
der Einfuhr von Eiern und Eiprodukten aus EWG-Mitgliedstaaten. Für 
die seit Herbst 1967 ansteigenden Eiereinfuhren war die Tatsache mit- 
entscheidend, daß beim Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
die Eier nicht mehr das Kennzeichen des Erzeugerlandes zu tragen 
brauchten. Die Einfuhr aus Drittländern, die um mehr als die Hälfte 
aus Eiprodukten bestand, nahm 1969 weiter ab. 

Bei der langfristigen Betrachtung der Entwicklung der Erzeugerpreise 
ist zu berücksichtigen, daß die Produktivität in der Eiererzeugung er- 
heblich verbessert werden konnte, weil die Legehennenhalter, vor 
allem in Großhaltungen, 'die Fortschritte in der Zucht, Haltung und 
Fütterung in verstärktem Umfang anwenden. Die Preisentwicklung 
verlief auf der Verbraucher stufe wesentlich ruhiger als in den vor- 
gelagerten Stufen. Auch im Berichtszeitraum mußten wegen Unter- 
schreitung des Einschleusungspreises Zusatzabschöpfungen in unter- 
schiedlicher Höhe, z. T. nur gegenüber bestimmten Drittländern erho- 
ben werden. 

Milch und Seit dem 29. Juli 1968 wird in der Gemeinschaft die gemeinsame Markt- 
Milcherzeugnisse Organisation für Milch und Milcherzeugnisse angewendet. Sie er- 
stredet sich noch nicht auf die Handels- und Preisregelung für Trink- 
milch und Frischmilchprodukte mit einem Fettgehalt von 6 Vo und 
weniger. 

Die Situation auf dem Milchmarkt der Gemeinschaft ist seit einigen 
Jahren durch ein Ungleichgewicht zwischen Erzeugung und Ver- 
brauch gekennzeichnet. In der Gemeinschaft besteht z. Z. ein jähr- 
licher Überschuß von 5 bis 6 Mill. t Milch, der nur mit finanziellen 
Hilfsmaßnahmen verwertet werden kann. Infolgedessen nehmen die 
Interventionsbestände an Butter und Magermilchpulver zu. Sie be- 
trugen am 1. April 1970 rund 220 000 t Butter (davon Bundesrepublik 
Deutschland 81 800 t) und rund 208 700 t Magermilchpulver (davon 
113 300 t in der Bundesrepublik Deutschland). 

Im Jahre 1969 wurden in der Bundesrepublik bei einem Bestand von 
5,88 Mill. Milchkühen und einer durchschnittlichen Milchleistsung je 
Kuh von 3 779 kg insgesamt 22,22 Mill. t Milch (1968: 22,12 Mill. t) 
erzeugt. Die Milchanlieferung an die Molkereien stieg mit 1,2 Vo wie- 
derum stärker als die Milcherzeugung. Die im Dezember 1969 ange- 
laufene Abschlachtaktion für Milchkühe kann das Überschußproblem 
bei Milch nicht allein lösen. 
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1969 wurde für Milch mit 3,7% Fett ein durchschnittlicher Auszah- 
lungspreis (einschließlich Mehrwertsteuer) frei Rampe Molkerei von 
40,1 Pf je kg erzielt (1968:39,9). 

Im Jahre 1969 wurden rund 510 000 t (1968: 524 000 t) Butter erzeugt. 
Trotz der stark eingeschränkten Butterherstellung wurde 1969 wieder 
mehr Butter ein- als ausgelagert. Für den Verbrauch standen aus In- 
landserzeugung und Einfuhrüberschuß unter Berücksichtigung der 
Vorratsveränderung 512 000 t Butter zur Verfügung (1968: 508 000 t). 
Der Verbrauch je Kopf blieb mit 8,4 kg gegenüber dem Vorjahr nahe- 
zu unverändert. Die Abgabe von verbilligter Butter wurde 1969 fort- 
geführt. Die Einfuhr von Butter betrug 1969 21 400 t; sie stammte zu 
90 % aus EWG-Mitgliedstaaten. Die deutsche Ausfuhr an Butter ein- 
schließlich Butterschmalz war 1969 mit 16 300 t um 6% kleiner als 
im Vorjahr. 

Im Jahre betrug die Produktion von Hart-, Schnitt- und Weichkäse 
rund 188 000 t (1968: 175 000 t). Die Einfuhr dieser Käsearten war mit 
122 000 t um 4 000 t höher als im Vorjahr; die Ausfuhr stieg um 
6 000 t auf 28 000 t. Der Verbrauch betrug 3,8 kg je Kopf der Bevölke- 
rung (1968: 3,7 kg). 

Die Einfuhr von Käse einschließlich Frischkäse aus EWG-Mitglied- 
staaten stieg an, während sie aus Drittländern, vornehmlich aus 
Dänemark, zurückging. Rund 70 % der deutschen Käseeinfuhr bestand 
1969 aus Schnittkäse. Die Ausfuhr von Käse einschließlich Frischkäse 
betrug 1969 48 900 t (1968: 44 100 t). Vor allem stieg die Ausfuhr in 
EWG-Mitgliedstaaten, und zwar besonders nach Italien. 

Aufgrund der Angleichung der deutschen Schwellenpreise an das 
Niveau der gemeinsamen Schwellenpreise kam es für die meisten 
Käsesorten 1968 zu einem Anstieg der Großhandelspreise. Noch 
stärker stiegen die Einzelhandelspreise. Auch 1969 kam es zu wei- 
teren Preissteigerungen auf beiden Handelsstufen. 

An Vollmilchpulver und sonstigen Trockenmilcherzeugnissen (Kinder- 
nährmittel, Molkenpulver) wurden 1969 rund 64 000 t hergestellt 
(1968: 65 000 t). Die Produktion von Magermilchpulver betrug 1969 
rund 350 000 t (1968: 397 000 t). Die Einfuhr von Magermilchpulver 
belief sich 1969 auf rund 26 000 t (1968: 2000 t). Gegenüber 1968 ging 
die Ausfuhr von Magermilchpulver um rund 55 000 t auf 84 000 t 
zurück. Im Rahmen der EWG-Interventionsregelung wurden 1969 
89 000 t Magermilchpulver auf Lager genommen. 

Die EWG vermag ihren Bedarf an pflanzlichen Fetten und Seetier- 
fetten nur zu rund 20 % selbst zu decken. Der Selbstversorgungsgrad 
der Bundesrepublik Deutschland liegt bei 5 ^/o. Der für das Wirt- 
schaftsjahr 1967/68 für Ölsaaten festgesetzte Preis wurde unver- 
ändert lin die folgenden Wirtschaftsjahre übernommen. Die für die 
Landwirte günstige Relation der Erzeugererlöse für ölsaaten zu den 
Erlösen anderer, im Anbau konkurrierender Marktordnungswaren 
(Getreide und Zuckerrüben), führte zu einer steten Ausdehnung des 
Anbaues von Raps und Rübsen. Die Ernten der Ölsaaten konnten im 
Berichtszeitraum ohne Schwierigkeiten abgesetzt werden. Infolge der 
zwischen Weltmarktpreisen und Ölsaatenbeihilfe bestehenden Inter- 
dependenz sanken die Beihilfesätze in dem Maße, in dem die Welt- 
marktpreise istiegen. 

Gegenüber 1968 nahm die Erzeugung von pflanzlichen ölen und Fet- 
ten sowie von tierischen ölen aus inländischen Rohstoffen 1969 nur 
geringfügig um 900 t auf knapp 65 000 t Reinfett zu. Die Gesamt- 
erzeugung an Fetten aus inländischer Herkunft — Butter, Schlacht- 
fette, öl aus Raps und Rübsen, Fischöl — betrug 1969, einschließlich 
der Butterherstellung in landwirtschaftlichen Betrieben und des Fett- 
anfalls aus Hausschlachtungen, rund 904 000 t Reinfett und war damit 
um 1,2% niedriger als im Vorjahr. Insgesamt wurden an Nahrungs- 
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fetten (Reinfett) 1969 1,56 Millionen t (1968: 1,55 Millionen t) oder 
25,6 kg (1968: 25,8 kg) je Kopf der Bevölkerung verbraucht. 

Zur Herstellung von Margarine, Plattenfetten und Speiseöl wurden im 
Jahre 1969 506 400 t Rohfett in Form von Ölsaaten in die Bundes- 
republik Deutschland importiert. 73 Vo davon bestanden aus Soja- 
bohnen. Die Ausfuhr von Ölsaaten stieg gegenüber 1968 um mehr als 
das Doppelte auf 23 100 t; sie bestand fast ausschließlich aus Raps 
und ging überwiegend in Drittländer. 

Der Verbraucherpreis für Delikateßmargarine betrug 1969 durch- 
schnittlich 2,97 DM je kg gegenüber 3,00 DM im Vorjahr. 


3. Die Entwicklung des Außenhandels mit Ernährungsgütern 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 

Bei der Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland setzt sich nach dem 
konjunkturell bedingten Rückgang im Jahre 1967 seit 1968 die bis 
dahin nahezu ständige Aufwärtsentwicklung weiter fort. An der auf 
98 Mrd. DM gestiegenen Einfuhr des Jahres 1969 war die Ernährungs- 
gütereinfuhr mit rund 20 Vo beteiligt. Mengenmäßig nahm 1969 die 
Einfuhr von Gütern der gewerblichen Wirtschaft um 20 ^/o und die Ein- 
fuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft um 8 Vo zu. Bei den Ernäh- 
rungsgütern lagen 1969 die Durchschnittswerte der Einfuhr frei Grenze 
(d. h. ohne Einfuhrabgaben) um 4 Vo, bei den gewerblichen Erzeug- 
nissen um 2 % höher als dm Vorjahr. Im Laufe der Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaften haben sich mit dem Abbau der tarifären 
innergemeinschaftlichen Handelshemmnisse sowie der Kontingente 
und mit der Errichtung des gemeinsamen Außenschutzsystems und 
der Agrarmarktordnungen Verschiebungen in den Handelsströmen zu- 
gunsten der EWG-Mitgliedstaaten ergeben, die den Anteil der Dritt- 
länder an der deutschen Einfuhr nahezu ständig sinken ließen. Von 
der deutschen ernährungswirtschaftlichen Einfuhr des Jahres 1969 
im Werte von 19,3 Mrd. DM stammten 45,3 Vo aus EWG-Mitglied- 
staaten (1968: 41,2 Vo). Entsprechend sank der Anteil der Drittländer, 
wenn auch der Gesamtwert der Drittlandseinfuhr von Ernährungs- 
gütern 1969 noch zugenommen hat. 

An der Zunahme des Wertes der emährungswirtschaftlichen Einfuhr 
im Jahre 1969 haben Weizen, Gemüse, Obst und Südfrüchte, Futter- 
mittel, Vieh und Fleisch, Fettrohstoffe und Tabak einen besonderen 
Anteil. Rund zwei Drittel der deutschen ernährungswirtschaftlichen 
Einfuhr setzen sich aus Erzeugnissen zusammen, die in der EWG einer 
gemeinsamen Marktregelung unterliegen. Dabei ist dieser Anteil bei 
der Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten mit über 80 Vo wesentlich höher 
als bei der Einfuhr aus Drittländern (rund 50 Vo). Wichtigste Her- 
kunftsländer für die ernährungswirtschaftliche Einfuhr blieben 1969 
die Niederlande (mit einem Anteil von 18,4 ^/o), Frankreich (14,8 Vo), 
die USA (9,9 Vo), Italien, Belgien-Luxemburg und Dänemark. 

Die deutsche Ausfuhr war 1968 mit einem Wert von rund 114 Mrd. 
DM um 14 ®/o höher als 1968. Die Ausfuhr von Gütern der Ernährungs- 
wirtschaft erreichte 1969 3,7 Mrd. DM (1968: 3,0 Mrd. DM); der wert- 
mäßige Anstieg um 23 ^/o gegen 1968 war nur zu einem Teil auf Preis- 
steigerungen zurückzuführen. Mengenmäßig nahm die Ausfuhr von 
Ernährungsgütem 1969 gegenüber dem Vorjahr um 17 Vo, die von 
gewerblichen Gütern um 12 Vo zu. Die ernährungswirtschaftliche Aus- 
fuhr konnte diese Höhe 1969 nur mittels der gemeinsamen Agrar- 
marktordnungen erreichen, nämlich durch den freien Warenverkehr 
innerhalb der EWG und durch die Gewährung von Erstattungen bei 
der Ausfuhr nach Drittländern. Für diese Erstattungen wurden 1969 
rund 609 Millionen DM aufgewendet, um 38 Vo mehr als im Vorjahr. 
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Mehr als die Hälfte der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr besteht 
aus Waren, die einer EWG-Marktordnung unterliegen. Gegenüber 
den Mitgliedstaaten überwiegt die Ausfuhr von Tieren und tierischen 
Erzeugnissen, im Drittlandshandel die von pflanzlichen Erzeugnissen 
und Genußmitteln. 

Mit 58 Vo nahmen 1969 die EWG-Mitgliedstaaten mehr als die Hälfte 
der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr auf. Wichtigste Abnehmer- 
länder der ernährungs wirtschaftlichen Ausfuhr sind Italien (24 Vo), 
Frankreich und die übrigen EWG-Mitgliedstaaten; von den Drittlän- 
dern sind es die Schweiz, USA und Österreich. 
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I. Besondere Fragenkreise 


a) Fortführung der Integration 

Auf die Berichte der Bundesregierung über die Inte- 
gration in den Europäischen Gemeinschaften für die 
Berichtszeiträume 

Oktober 1968 bis März 1969 — Drucksache V/4084 

April 1969 bis September 1969 — Drucksache Vl/60 

Oktober 1969 bis März 1970 — Drucksache VI/617 

wird verwiesen. Die folgenden Ausführungen kön- 
nen sich daher auf ergänzende Sachinformationen 
beschränken. Zur Regelung des Agrarbereichs wur- 
den vom Rat und von der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften von 1958 bis 1966 zusam- 
men 829, im Jahre 1967 1076, 1968 2121 und 1969 
2599 Verordnungen erlassen und im Amtsblatt der 
EG veröffentlicht. 

* 

Mit dem Inkratttreten der Zollunion am 1. Juli 1968 
ergab sich grundsätzlich die Anwendung des gemein- 
samen Außenzolles. Für einige Agrarerzeugnisse 
(Getreide, Schweine, Eier und Geflügel sowie Öl- 
saaten) hatten Marktorganisationen die gemein- 
schaftliche Außenregelung schon vorher geschaffen. 
Bei Zucker, Obst- und Gemüsekonserven, Blumen 
und Zierpflanzen fielen am 1. Juli 1968 die Binnen- 
zölle weg. Auch für bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse des Anhangs II des EWG-Vertragcs, für 
die der Rat Ende Juni 1968 eine Globalregelung traf, 
wurden die Binnenzölle zum 1, Juli 1968 abgeschafft. 

Mit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Milch und Milcherzeugnisse zum 29. Juli 
1968 fand die Ende 1964 begonnene schrittweise Er- 
richtung eines gemeinsamen Marktes für diesen Sek- 
tor ihren Abschluß. Gleichzeitig trat an die Stelle der 
bisherigen Übergangsregelung die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch, Damit wurde 
— zum Teil unter Verwendung der schon vorher 
angewandten Marktinstrumente — der gemeinsame 
Markt für diese Sektoren vollendet. Ausgenommen 
blieb allerdings der Bereich Trinkmilch; darüber hin- 
aus konnte die Bundesrepublik Deutschland bis zum 
31. März 1970 die bestehende Regelung der Einzugs- 
und Absatzgebiete beibehalten. 

Die Tätigkeit von Rat und Kommission der EG be- 
schränkte sich während des Berichtszeitraums im 
Agrarsektor schon weit mehr als früher auf Entschei- 
dungen im Rahmen sowie zur Anpassung und Er- 
gänzung bereits bestehender Marktorganisationen, 
insbesondere auf dem Sektor Obst und Gemüse. Mit 
Rücksicht auf die Uberschußsituation bei Milch, 
Weizen und Zucker bereiteten die in den Marktorga- 
nisationen vorgesehenen Preisfestsetzungen — dies- 
mal für das Wirtschaftsjahr 1969170 — besondere 
Schwierigkeiten. 

Für zahlreiche Waren, für die keine besondere 
Marktorganisation geschaffen werden sollte, wurde 
mit der Verordnung Nr. 827/68 vom 28. Juni 1968 


über die gemeinsame Marktorganisation für be- 
stimmte in Anhang 11 des Vertrages aufgeführte Er- 
zeugnisse eine Globalregelung getroffen. Von der 
Verordnung werden u. a. lebende Esel, Schafe, Zie- 
j gen, bestimmte Zuchttiere und Schlachtabfälle, Tee, 
bestimmte Futtermittel, Fleischextrakte, Kakaoboh- 
nen, Apfelwein und Kleie erfaßt. Seit dem 1. Juli 

1968 gilt für diese Erzeugnisse eine gemeinschaft- 
liche Außenhandelsregelung: Liberalisierung mit 
Schutzklauselregelung und Anwendung des gemein- 
samen Zolltarifs. Im Binnenhandel der Gemeinschaft 
wurden die Erhebung von Zöllen und Abgaben glei- 
cher Wirkung sowie mengenmäßige Beschränkungen 
untersagt. Weiter finden die Artikel 92 bis 94 des 
Vertrages über staatliche Beihilfen Anwendung. 

Trotz zahlreicher Debatten über Vorschläge der 
Kommission konnte der Rat während des Berichts- 
zeitraumes, d. h. bis Ende Dezember 1969, noch keine 
Einigung über die Schaffung gemeinschaftlicher 
Marktorganisationen für Wein, Tabak und Fische 
erzielen. Mit dem am 22. April 1970 erzielten Kom- 
promiß über die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein wurde dann gleichzeitig die Marktregelung für 
Tabak und die Finanzregelung für die Gemeinschaft 
beschlossen und damit die Voraussetzung für die 
Aufnahme von Verhandlungen mit den beitritts- 
wiiligen Ländern geschaffen. 

Uber das Memorandum der Kommission zur Reform 
der Landwirtschaft in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, das Ende 1968 vorgelegt wurde, hat 
der Rat keinen Beschluß gefaßt. Nach mehreren De- 
batten während des Frühjahrs 1969 kam der Rat 
überein, zunächst Lösungen für die besonders dring- 
lichen Marktprobleme zu suchen. Die Prüfung des 
Strukturmemorandums der Kommission wurde einer 
Arbeitsgruppe zugewiesen, die sich während des 
ganzen Jahres 1969idamit auseinandersetzte. 

Die Abwertung des Franc im August 1969 und die 
Aufwertung der DM im Oktober 1969 machten deut- 
lich, daß sich aus der mangelnden Koordinierung der 
Wirtschafts- und Währungspolitik der Mitgliedstaa- 
ten die Gefahr der Desintegration des gemeinsamen 
Agrarmarktes ergibt, der bisher als Schrittmacher 
für die Einigung auf anderen Sektoren angesehen 
wurde. 

Mit dem Ablauf der Übergangszeit am 31. Dezember 

1969 wurden die Zölle und mengenmäßigen Be- 
schränkungen im innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr abgeschafft. Der Agrarbereich wurde davon, 
insgesamt gesehen, nicht so sehr betroffen, da die 
meisten landwirtschaftlichen Hauptprodukte bereits 
gemeinsamen Marktorganisationen unterworfen wa- 
ren. Zudem gelten für Erzeugnisse, bei denen natio- 
nale Marktregelungen noch nicht durch gemein- 
schaftliche abgelöst sind (z. B. bei Wein und Trink- 
milch), die Schutzmechanismen der nationalen Rege- 
lung zunächst weiter. Im übrigen ermächtigte der Rat 
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noch vor dem Jahresende 1969 einige Mitgliedstaa- 
ten — unter anderem die Bundesrepublik Deutsch- 
land — , für eine Übergangszeit von einem Jahr be- 
stimmte bestehende Einfuhr-Mindestpreise aufrecht- 
zuerhalten und für einige Erzeugnisse (Fischerei- 
erzeugnisse, Pflanzkartoffeln, Essig) Ausgleichsab- 
gaben an der Grenze zu erheben. 

Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang 
— die Richtlinie der Kommission vom 22. Dezember 
1969 über die Beseitigung von Maßnahmen glei- 
cher Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbe- 
schränkungen, die nicht unter andere auf Grund 
des EWG-Vertrags erlassene Vorschriften fallen; 
— • die Richtlinie der Kommission vom 17. Dezember 
1969 über Lieferungen von Waren an den Staat, 
seine Gebietskörperschaften und die sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 

Die reibungslose Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen wird, wie die letzten Jahre er- 
wiesen haben, durch nationale Sonderregelungen in 
anderen Bereichen beeinträchtigt (z. B. auf dem Ge- 
biet des Verkehrs, des Veterinärrechts, des Lebens- 
mittelrechts, der Besteuerung und der Verzollung 
u. a. m.). Im Berichtszeitraum wurden die Bemühun- 
gen um die Harmonisierung der entsprechenden 
Rechtsvorschriften verstärkt fortgesetzt. 

Im Oktober 1968 entschied der Rat über die Ein- 
setzung und das Verfahren des Ständigen Vete- 
rinärausschusses. Zu veterinärrechtlichen und ge- 
sundheitlichen Fragen legte die Kommission im Be- 
richtszeitraum eine Vielzahl von Entwürfen vor, die 
in verschiedenen Gremien beraten wurden und zu 
gemeinschaftlichen Regelungen führten. Im Vorder- 
grund standen Schutzmaßnahmen gegen die Ver- 
schleppung von Tierseuchen beim Handelsverkehr 
innerhalb der Gemeinschaft. 

Die unterschiedlichen lebensmittelrechtlichen Vor- 
schriften in den einzelnen EWG-Mitgliedstaaten 
stellen Handelshemmnisse dar, die den freien 
Warenverkehr erheblich beeinträchtigen. Der Be- 
seitigung dieser Handelshemmnisse dienen die 
Bemühungen um die Angleichung des Lebensmittel- 
rechts. Bisher konnten im wesentlichen nur die 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften über die Ver- 
wendung von Färb- und Konservierungsstoffen so- 
wie über die gesundheitlichen Fragen beim Handels- 
verkehr mit frischem Fleisch angeglichen werden. 
Die mit der Rechtsangleichung zusammenhängenden 
Probleme haben sich in zunehmendem Umfang als 
besonders schwierig erwiesen. Im Hinblick auf den 
Ablauf der Übergangszeit beschloß der Rat im Mai 
1969 ein Programm zur Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse im Warenverkehr mit Lebens- 
mitteln und stimmte im November 1969 der Errich- 
tung eines Ständigen Lebensmittelausschusses zu. 
Nach diesem Programm soll die Rechtsangleichung 
in fünf Zeitabschnitten zwischen dem 1. Juli 1969 
und 31. Dezember 1970 abgeschlossen werden. Die- 
ser Zeitplan konnte bisher nicht eingehalten werden. 

Nach der ersten Richtlinie des Rates zur Harmoni- 
sierung der Rechtsvorschriften über die Umsatz- 
steuer vom April 1967 waren alle Mitgliedstaaten 
der EWG gehalten, bis zum 1. Januar 1970 die Um- 


satzbesteuerung auf das Mehrwertsteuersystem um- 
zustellen. Frankreich, die Bundesrepublik Deutsch- 
land, die Niederlande und Luxemburg haben diese 
Verpflichtung rechtzeitig erfüllt. Gleichwohl weichen 
auch in diesen Ländern Struktur- und Anwendungs- 
modalitäten der Mehrwertsteuer noch voneinander 
ab. Das wird insbesondere an den unterschiedlichen 
Mehrwertsteuersätzen sichtbar. In Frankreich gilt 
gegenwärtig ein Normalsatz von 23 Vo, in der Bun- 
desrepublik Deutschland von 1 1 Vo, in den Nieder- 
landen von 12 '% und in Luxemburg von 8%. Die 
ermäßigten Sätze für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
und Grundnahrungsmittel betragen in Frankreich 
7,5 Vo, in der Bundesrepublik Deutschland 5,5 %, in 
den Niederlanden und Luxemburg jeweils 4%. Seit 
geraumer Zeit wird die dritte Umsatzsteuer-Richt- 
linie beraten mit dem Ziel, für Erzeugnisse der land- 
wirtschaftlichen Betriebe innerhalb der EWG einen 
Einheitssatz zu finden. 

Belgien sah sich aus konjunkturellen, Italien aus 
verwaltungstechnischen Gründen außerstande, die 
Mehrwertsteuer rechtzeitig zum 1. Januar 1970 ein- 
zuführen. Die Umstellung des Umsatzsteuersystems 
wird in Belgien voraussichtlich zum Beginn des 
Jahres 1971, in Italien erst 1972 erfolgen. Das Fort- 
bestehen der Bruttoumsatzsteuer in diesen Ländern 
machte es erforderlich, die wettbewerbsstörenden 
Folgen der Durchschnittssätze für den umsatzsteuer- 
lichen Grenzausgleich zu mildern. Belgien und 
Italien dürfen die am 1. Oktober 1969 in ihren Län- 
dern bestehenden Durchschnittssätze bei der Um- 
satzausgleichsteuer nicht mehr erhöhen. Darüber 
hinaus sind sie gehalten, ab 1. April 1970 die Aus- 
gleichsteuersätze und die Einfuhrerstattungen linear 
zu senken. Die Ermäßigung wird bis Ende 1971 
zwischen 10 und 13 % betragen. 

Der Abschluß der zweiten Phase der Umsatzsteuer- 
harmonisierung in der EWG, in der ein einheitliches 
Besteuerungsverfahren für pauschalierende Land- 
wirte, die Beschränkung auf zwei Steuersätze und 
die Aufhebung der Steuergrenzen angestrebt wer- 
den, wird sich durch die Entscheidungen in Belgien 
und Italien verzögern. 

Hinsichtlich der Wettbewerbsbedingungen in der 
Landwirtschaft wurde im Berichtszeitraum die 
Überprüfung der staatlichen Erzeugungs- und Ab- 
satzbeihilfen auf den Sektoren abgeschlossen, für 
die der Rat bereits die endgültigen gemeinsamen 
Marktorganisationen festgelegt hat. Zur Überprü- 
fung stehen noch an die Bereiche der noch nicht ge- 
regelten Erzeugnisse, sowie Obst und Gemüse; die 
Erörterung des letzteren Bereichs wurde wegen der 
zu Mitte des Jahres in Frankreich und Deutschland 
aufgetretenen Marktschwierigkeiten Ende 1969 be- 
gonnen. Im übrigen wurden verschiedene Vermark- 
tungseinrichtungen in den Mitgliedstaaten (unter 
anderem der Stabilisierungsfonds für Wein in der 
Bundesrepublik Deutschland) unter Wettbewerbsge- 
sichtspunkten abschließend geprüft. 

Die gemeinsame Handelspolitik der EWG, die nach 
Artikel 113 des EWG-Vertrages ab 1. Januar 1970 
zu führen ist, wurde im Berichtszeitraum ausge- 
staltet. Sie erfaßt im Agrarbereich nur die Nicht- 
marktordnungswaren; für die Marktordnungswaren 
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gelten die besonderen Bestimmungen der EWG- 
Marktordnungen. 

Schon mit der Verordnung vom 5. April 1968 über 
den Schutz gegen Praktiken von Dumping, Prämien 
und Subventionen aus Ländern, die nicht zur EWG 
gehören, war die erste handelspolitische Grundver- 
ordnung verabschiedet worden. Seitdem wurden fol- 
gende Regelungen erlassen: 

— Die Verordnung zur Aufstellung einer gemein- 
samen Liste für die Liberalisierung der Einfuhr 
in die Gemeinschaft gegenüber dritten Ländern 
Nr. 2041/68 stellt eine gemeinsame Liste für die 
Liberalisierung der Einfuhren in die Gemein- 
schaft aus Drittländern auf. Damit soll der Han- 
delsverkehr der Gemeinschaft mit Drittländern 
auf einem möglichst hohen Niveau liberalisiert 
werden; eine Erweiterung oder Einschränkung 
der Liberalisierungslisten ist durch Mehrheitsbe- 
schluß im Rat möglich. 

— Die Verordnung zur Festlegung einer gemein- 
samen Regelung für die Einfuhr aus Staatshan- 
delsländern Nr. 109/70 ist das Gegenstück hierzu; 
sie regelt die Liberalisierung des Handelsver- 
kehrs der EWG-Mitgliedsländer mit den euro- 
päischen Staatshandelsländern. Ferner sieht sie 
Verfahrensregelungen für die Erweiterung oder 
Einschränkung der Liberalisierung gegenüber 
den östlichen Drittländern vor. 

— Die Verordnung zur Festlegung einer gemein- 
samen Ausfuhrregelung Nr. 2603/69 stellt den 
Grundsatz einer freien Ausfuhr der Gemeinschaft 
nach westlichen und östlichen Drittländern auf, 
sieht aber für gewisse Fälle (z. B. Mangel- 
situation in der Gemeinschaft) die Möglichkeit 
von Ausfuhrbeschränkungen vor. Im Agrarbe- 
reich gilt die Regelung für Zwiebeln, Bulben, 
Gemüse und Hülsenfrüchte. 

— Die Ratsentscheidung über gemeinsame Handels- 
abkommen Nr. 494/69 strebt eine schrittweise 
Vereinheitlichung der bisherigen bilateralen Ab- 
kommen der Mitgliedstaaten und die Aushand- 
lung gemeinschaftlicher Abkommen mit Dritt- 
ländern an. Gegenüber westlichen Drittländern 
sind nur noch Gemeinschaftsabkommen möglich; 
gegenüber europäischen Staatshandelsländern 
(Jugoslawien wird wie ein westliches Drittland 
behandelt) sind die EWG-Mitgliedstaaten noch 
bis zum 31. Dezember 1972 nach vorheriger Kon- 
sultation in der Gemeinschaft befugt, bilaterale 
Handelsabkommen abzuschließen. 

Noch nicht verabschiedet ist ein Verordnungs- 
entwurf, der eine gemeinsame Regelung der Ein- 
und Ausfuhrkontingente der Gemeinschaft ge- 
genüber Drittländern vorsieht. 


b) Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 

Der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL) finanzierte im Be- 
richtszeitraum wie bisher 


— Marktordnungsausgaben für Ausfuhrerstattun- 
gen und Interventionen auf dem Binnenmarkt 
(Abteilung Garantie) 

— gemeinsame Strukturmaßnahmen (Abteilung 
Ausrichtung). 

Abteilung Garantie 

In den Berichtszeitraum fällt der Verbuchungszeit- 
raum 1968/69 (1. Juli 1968 bis 30. Juni 1969), der 
zweite, in dem die Marktordnungsausgaben nach 
dem Bruttoprinzip voll durch den EAGFL finanziert 
werden. Hiermit nicht ohne weiteres vergleichbar 
sind die früheren Verbuchungszeiträume 1962/63 
bis einschließlich 1966/67. Damals galt das soge- 
nannte Nettoprinzip mit nur teilweiser Beteiligung 
des EAGFL (1/6- bis 7/10-Regelung). In den beiden 
vergleichbaren Verbuchungszeiträumen 1967/68 und 
1968/69 stellen sich die Marktordnungsausgaben der 
Abteilung Garantie voraussichtlich wie folgt dar: 


Tabelle 6 


Ausgaben der Abteilung Garantie des EAGFL 

nach Marktordnungsbereichen 


Marktord- 

nungsbereich 

1967/68 

1968/69 

Mil- 

lionen 

DM 

o/o 

Mil- 

lionen 

DM 

o/o 

Getreide 

1 718 

41,5 

2 626 

38,0 

Milch und 
Milch- 
erzeugnisse 

1 279 

30,9 

2 200 

31,8 

Zucker 

270 

6,6 

782 

11,3 

Oliven u. a. . . 

524 

12,7 

585 

S,5 

Ölsaaten .... 

— 

— 

250 

3,6 

Schweine- 
fleisch 

162 

3,9 

178 

2,5 

Obst und 
Gemüse . . . 

71 

1,7 

108 

1,5 

Verarbei- 

tungs- 

erzeugnisse 

44 

1 

1,1 

68 

1,0 

Rindfleisch . . 

25 

0,6 

56 

0,8 

Reis 

26 

0,6 

41 

0,6 

Geflügel- 
fleisch 

14 

0,3 

19 

0,3 

Eier 

4 

0,1 

6 

0,1 

Abteilung 
Garantie 
insgesamt . . 

4 137 

100 

6919 

100 
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Die beiden dargestellten Verbuchungszeiträume 
1967/68 und 1968/69 sind noch nicht endgültig abge- 
rechnet. Es ist möglich, daß sich die ermittelten Aus- 
gaben insbesondere bei Milch und Milcherzeug- 
nissen noch geringfügig erhöhen. Die Kommission 
hat im Berichtszeitraum über folgende Zahlungen 
aus der Abteilung Garantie entschieden: 

— Endabrechnung für den Verbuchungszeitraum 
1964/65 (am 31. Dezember 1968) 

— Endabrechnung für den Verbuchungszeitraum 
1965/66 (am 29. Juli 1969) 

— Abschlagszahlung (ca. 75 Vo) für den Verbu- 
chungszeitraum 1966/67 (am 16. Dezember 1968) 

— zwei Abschlagszahlungen von insgesamt ca. 75Vo 
für den Verbuchungszeitraum 1967/68 (am 
25. Juli 1968 und 26. März 1969) 

— zwei Abschlagszahlungen von insgesamt ca. 
75 Vo für den Verbuchiingszeitraum 1968/69 (am 
27. Juli 1969 und 22. Dezember 1969). 

Voll abgerechnet und abgeschlossen sind damit nur 
die ersten vier Verbuchungszeiträume der Abteilung 
Garantie 1962/63 bis einschließlich 1965/66. 

Die Abwertung des Franc wird sich — bis zur voll- 
ständigen Anhebung des Agrarpreisniveaus in 
Frankreich — für den EAGFL Abteilung Garantie 
vorübergehend kostensenkend auswirken. Im Ver- 
buchungszeitraum 1969/70 ist mit einer Einsparung 
von ca. 100 Millionen RE ^ 366 Millionen DM zu 
rechnen. Demgegenüber wird die Aufwertung der 
DM die Ausgabenansätze der Abteilung Garantie 
nicht beeinflussen. Sie wirkt sich lediglich bei der 
Begleichung der deutschen Negativsalden günstig 
aus. Bei der Entschädigung für Einkommensverluste 
der deutschen Landwirtschaft aus der DM-Aufwer- 
tung wird sich der EAGFL Abteilung Garantie im 
Haushaltsjahr 1971 für das Jahr 1970 mit rund 330 
Millionen DM (= 90 Millionen RE) und für 1971 im 
Haushaltsjahr 1972 mit rund 220 Millionen DM 
(= 60 Millionen RE) beteiligen. Uber die Beteiligung 
des EAGFL für das Jahr 1972 mit rund HO Millionen 
DM (= 30 Millionen RE) wird der Rat dann end- 
gültig im Rahmen des Haushalts 1973 entscheiden? 
eine positive Entscheidung wurde davon abhängig 
gemacht, ob bis dahin noch Einsparungen aufgrund 
der Franc-Abwertung erzielt werden. 

In Bezug auf die Sonderabteilung des EAGFL für die 
Getreidepreisausgleichszahlungen wurde im Be- 
richtszeitraum über einen zweiten Teilbetrag in 
Höhe von 138,25 Millionen RE, davon 93,50 Millio- 
nen RE zugunsten der Bundesrepublik Deutschland 
entschieden. 

Abteilung Ausrichtung 

Die Abteilung Ausrichtung umfaßt die vom Fonds 
finanzierten Ausgaben für gemeinsame Maßnahmen, 
die zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 39 
Abs. 1 a) des Vertrages zur Gründung der EWG be- 
schlossen wurden, einschließlich der infolge der Ent- 
wicklung des gemeinsamen Marktes erforderlich 
werdenden Strukturänderungen. 


Für das Jahr 1968 (V. Tranche) verblieben, nach Ab- 
zug der Sonderausgaben (die auf folgenden Gebie- 
ten entstanden: Schweinepest, Schweinebestands- 
zählung, Erzeugerzusammenschlüsse für Obst und 
Gemüse) in Höhe von 114,25 Millionen DM, für die 
Finanzierung von Strukturvorhaben (Agrar- und 
Marktstruktur) noch rund 379,59 Millionen DM. 
Diese Mittel wurden in drei Entscheidungsgängen 
wie folgt für Vorhaben in den einzelnen Mitglied- 
staaten aufgrund von eingereichten Anträgen be- 
willigt: 

Tabelle 7 


Finanzierung von Strukturvorhaben 1968 


Mitgliedstaat 

Mil- 

lionen 

RE 

Mil- 

lionen 

DM 

»/o 

Bundesrepublik 

Deutschland 

26,57 

106,28 

28,0 

Belgien 

7,15 

28,62 

7,5 

Frankreich 

20,88 

83,51 

22,0 

Italien 

31,99 

127,96 

33,7 

Luxemburg 

0,81 

3,25 

0,9 

Niederlande 

7,49 

29,97 

7,9 

i zusammen ... 

94,90 

379,59 

100 


Bis zum 31. Dezember 1969 (1. bis V. Tranche und 
1. Abschnitt der VI. Tranche) sind aus diesem Fonds 
etwa eintausend Vorhaben mit einem Zuschußbe- 
trag von rund 790 Millionen DM bewilligt worden. 
Auf deutsche Projekte entfielen in diesem Zeitraum 
für 220 Vorhaben rund 221 Millionen DM oder rund 
28 Vo der Gesamtausschüttung. Da im allgemeinen 
25 Vo der Investitionskosten bezuschußt werden, be- 
deutet dies, daß der Fonds während der ersten 
Tranchen an einer Gesamtinvestition in der Bundes- 
republik Deutschland von mindestens 880 Millionen 
DM beteiligt war. Die Fondsmittel reichten dabei 
nur für einen Teil der in weit größerer Anzahl vor- 
gelegten förderungswürdigen Anträge aus. Die Zu- 
schüsse für die Vorhaben werden unmittelbar den 
Begünstigten gewährt und laufen nicht über öffent- 
liche Haushalte der Mitgliedstaaten. 

Die Kommission der EG wird für die VI. Tranche 
(1969) ihre Entscheidungen noch in weiteren drei 
Abschnitten treffen. Von dem ursprünglich für die 
VI. Tranche verfügbaren Gesamtbetrag von rund 
853 Millionen DM hat der Rat einen Betrag von 
rund 586 Millionen DM zur Finanzierung von Struk- 
turausgaben bestimmt. — Geht man wiederum von 
einem deutschen Anteil von etwa 28 Vo aus, so 
dürften hiervon für die Förderung deutscher Struk- 
turmaßnahmen rund 165 Millionen DM zur Verfü- 
gung stehen. — Der Restbetrag wurde vom Rat für 
die Finanzierung noch zu beschließender Struktur- 
verbesserungsmaßnahmen im Rahmen des Memo- 
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randums zur Reform der Landwirtschaft („Mansholt- 
Plan'') zurückgestellt. In den Beratungen über den 
Mansholt-Plan stellte sich jedoch heraus, daß die 
Mitgliedstaaten den Vorschlägen der Kommission in 
der ursprünglichen Form nicht zu folgen beabsichti- 
gen; gegen Ende des Jahres 1969 wurde deshalb von 
der Kommission eine Revision des Mansholt-Plans 
angekündigt. 

Endgültige Finanzverfassung 

Mit dem Ablauf der Übergangszeit am 31. Dezem- 
ber 1 969 mußte die endgültige Finanzverfassung 
der Gemeinschaft festgelegt werden. In den Sit- 
zungen vom 24 . 125 . November, 19. /22. Dezember 
1969 und 5./7. Februar 1970 einigte sich der Rat 
auf 

— eine Ubergangsregelung für 1970: Grundsätzliche 
Verlängerung des bisherigen Systems mit einem 
neuen Schlüssel für die Beitragsberechnung; 

— die Endregelung der Agrarfinanzierung: Ab 
1. Januar 1971 Direktfinanzierung der Marktord- 
nungsausgaben durch den EAGFL. Die Abteilun- 
gen Ausrichtung und Garantie des EAGFL blei- 
ben bestehen. Die Abteilung Ausrichtung bleibt 
auf deutsches Drängen — wie bisher — grund- 
sätzlich auf 285 Millionen RE begrenzt; Mehr- 
ausgaben können nur vom Rat und nur für 
Gemeinschaftsmaßnahmen im Rahmen der Rats- 
entscheidung vom 4. Dezember 1962 über die 
Koordinierung der Agrarstrukturpolitik beschlos- 
sen werden; 

— die Schaffung eigener Einnahmen der Gemein- 
schaften: Ab 1. Januar 1971 werden den Euro- 
päischen Gemeinschaften die Einnahmen aus Ab- 
schöpfungen ganz und die Zolleinnahmen stufen- 
weise, letztere dann ab 1. Januar 1975 ebenfalls 
voll übertragen. Der Rest wird von 1971 bis 

1974 durch Beiträge der Mitgliedstaaten nach 
einem besonderen Schlüssel und ab 1. Januar 

1975 durch eine gemeinschaftliche Abgabe in 
Höhe von höchstens 1 ^/o der harmonisierten 
Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage aufge- 
bracht. 


c) Währungspolitische Probleme 
Rechnungseinheit (RE) 

Als Voraussetzung für die Fixierung eines gemein- 
samen Preissystems auf dem Agrarmarkt wurde mit 
Verordnung Nr. 129 vom 1. November 1962 als 
fiktive Währungseinheit die Rechnungseinheit (RE) 
eingeführt, deren Wert durch die Feingoldmenge 
von 0,88867088 g bestimmt ist. Dieser Feingoldge- 
halt entspricht der gegenwärtigen Goldparität des 
US-Dollars. Die Umrechnung in die jeweilige Lan- 
deswährung der Mitgliedstaaten erfolgt zu der beim 
Internationalen Währungsfonds angemeldeten und 
gleichfalls in Feingold ausgedrückten Währungspari- 
tät. 


Die Festlegung der gemeinsamen Agrarpreise in 
RE führt bei einer Abwertung automatisch zu einer 
Erhöhung, bei einer Aufwertung automatisch zu 
einer Senkung dieser Preise in der nationalen Wäh- 
rung. Ändern nicht alle Mitgliedstaaten gleichzeitig 
ihre Währungsparität, so beschließt der Rat nach 
der Verordnung Nr. 653/68 einstimmig, ob und um 
welchen Satz der Wert der Rechnungseinheit zu 
ändern ist oder ob statt dessen oder zusätzlich ein- 
zelne Agrarpreise anzupassen sind. Das einzelne 
Mitgliedsland ist ohne Vertragsverletzung nicht in 
der Lage, diese Regelung zu durchbrechen. 


Franc-Abwertung 

Am 9. August 1969 wurde durch die französische 
Abwertung das Verhältnis zwischen der Goldparität 
des Franc und dem Wert der RE um 11,1 ^/o ge- 
ändert. Gemäß der Automatik der RE wäre die 
Konsequenz eine entsprechende Anhebung der 
französischen Agrarpreise gewesen. Eine derartige 
Preiserhöhung hätte die konjunkturpolitischen 
Schwierigkeiten in Frankreich erhöht und wäre den 
Zielen der Franc-Abwertung diametral entgegenge- 
setzt gewesen. Da Frankreich noch über beträcht- 
liche Produktionsreserven verfügt, hätte sie außer- 
dem die Produktion in einer — angesichts der Uber- 
schußsituation auf wichtigen Agrarmärkten — nicht 
zu verantwortenden Weise stimuliert. 

Eine dem Abwertungssatz entsprechende Verände- 
rung der RE hätte zwar Frankreich erlaubt, die bis- 
herigen Preise beizubehalten, jedoch zu einer be- 
trächtlichen Agrarpreissenkung in den übrigen Mit- 
gliedsländern geführt. Die Folgen der französischen 
Stabilitätspolitik hätten dann von der nichtfranzö- 
sischen Landwirtschaft getragen werden müssen. 

Vom Rat wurde daher am 12. August 1969 festge- 
legt, daß der Wert der RE unverändert bleibt und 
die Bindung der französischen Agrarpreise an die 
RE für die Dauer von 2 Jahren aufgehoben wird. 
Dabei wurde die französische Regierung ermächtigt, 
während dieser Frist die Agrarpreise im Rahmen 
des Abwertungssatzes autonom stufenweise anzu- 
heben. Eine derartige Sonderbehandlung des fran- 
zösischen Agrarmarktes war nur durch die Einfüh- 
rung eines Ausgleichs der abwertungsbedingten 
Preisunterschiede an der Grenze (französische 
Exportabschöpfungen und Importsubventionen) 
möglich. Dies bedeutet jedoch einen Rückschritt 
gegenüber dem schon erreichten Integrationsstand. 


DM-Aufwertung 

Am 27. Oktober 1969 wurde die DM um 9,29 Vo 
aufgewertet. Der Gegenwert der RE in DM hat 
damit eine Wertminderung um 8,5 ^/o erfahren. Der 
Beschluß der Bundesregierung vom 29. September 
1969, den Ankauf von Devisen innerhalb der nach 
den Bestimmungen des internationalen Währungs- 
fonds vorgesehenen Bandbreiten einzustellen, wurde 
durch diese Maßnahme aufgehoben. 
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Daraufhin beschloß der Rat 

— eine befristete Aussetzung der RE für die Bun- 
desrepublik Deutschland bis zum 8. Dezember 
1969 (Diese Frist wurde mit Beschluß vom 
11. November 1969 bis zum 31. Dezember 1969 
verlängert.) und eine Ermächtigung zu einer 
Grenzausgleichsregelung; 

— einen Ausgleich der durch die DM-Aufwertung 
entstandenen Einkommensverluste der deutschen 
Landwirtschaft. 

Die Bundesregierung* hatte sich für ein unbefristetes 
Grenzausgleichssystem eingesetzt, um Agrarpreis- 
senkungen zu vermeiden; diese Absicht scheiterte 
jedoch am Widerstand der anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission, 

Im äußersten Falle hätten sich einige Mitglied- 
staaten einem befristeten Grenzausgleich — aller- 
dings nur für Marktordnungswaren — analog der 
französischen Regelung, jedoch mit umgekehrten 
Vorzeichen (Ausfuhr-Subventionen, Einfuhrabschöp- 
lüngen) nicht verschlossen. Dies hätte jedoch nach 
Ablauf der Frist eine Preissenkung für die betref- 
fenden Agrarerzeugnisse im Rahmen des Aufwer- 
tungssatzes bedeutet, und die Frage des Ausgleichs 
der Einkommens Verluste wäre gleichwohl relevant 
geblieben. Auf diesem Hintergrund ist die Zu- 
stimmung der Bundesregierung zu den Beschlüssen 
des Rates zu sehen. 

Auswirkung der DM-Aufwertung auf die Erzeuger 

Der der deutschen Landwirtschaft aufgrund der Preis- 
senkungen jährlich entstehende Einkommensverlust 
in Höhe von 1,7 Mrd. DM wurde vom Rat anerkannt 
und die Bundesrepublik Deutschland durch Verord- 
nung Nr. 2464/69 vom 9. Dezember 1969 ermächtigt, 
im Anschluß an die Ubergangsmaßnahmen ab 1. Ja- 
nuar 1970 der deutschen Landwirtschaft einen Ein- 
kommensausgleich bis zu dieser Höhe zu gewähren. 
An den Zahlungen wird sich die Gemeinschaft mit 
Mitteln aus dem Europäischen Ausrichtungs- .und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft beteiligen, und 
zwar 1971 mit 90 Millionen RE, 1972 mit 60 Millio- , 
nen RE und eventuell mit 30 Millionen RE im Jahre | 
1973. Die Degression der Gemeinschaftszahlungen 
kann durch Bereitstellung von Mitteln für Sozial- 
oder Strukturmaßnahmen im nationalen Bereich er- 
setzt werden. 

Der Rat wird im Jahre 1973 — dem Jahr des Ab- 
laufs der jetzt vereinbarten Regelung — erneut zu- 
sammentreten, um über weitere Maßnahmen für die 
deutsche Landwirtschaft zu beschließen. Grundlage 
dieser Beschlüsse wird ein Bericht sein, den die 
Kommission über den Einfluß der Aufwertung und 
der getroffenen Ausgleichsmaßnahmen auf die Lage 
der deutschen Landwirtschaft erarbeiten wird. 

Nach Erlaß der Verordnung des Rates beschloß der 
Deutsche Bundestag mit Zustimmung des Bundes- 
rates das Gesetz über einen Ausgleich für Folgen 
der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Ge- 
biet der Landwirtschaft vom 23. Dezember 1969, das 


am 1. Januar 1970 in Kraft getreten ist. Dieses Ge- 
setz sieht vor, einen Teil der Einkommensverluste 
über die Mehrwertsteuer auszugleichen, und zwar 
bei pauschalierenden Landwirten durch Erhöhung 
des Mehrwertsteuersatzes von 5 auf 8^/o unter 
gleichzeitiger Einräumung eines Kürzungsanspruchs 
in Höhe von 3 ^/o; Landwirte, die sich nach dem 
Regelverfahren besteuern lassen, kommen ebenfalls 
in den Genuß des Kürzungsanspruchs. Der andere 
Teil des Ausgleichs wird aus zusätzlichen Haus- 
haltsmitteln in Höhe von jährlich 920 Millionen DM 
gedeckt. Die Verteilung dieser Mittel wird durch 
ein besonderes Durchführungsgesetz geregelt. 

Seit dem 1. Januar 1970 wirkt sich die Aufwertung 
der DM in Richtung einer Senkung der Preise für 
landwirtschaftliche Erzeiugnisse aus. Die effektive 
Preissenkung ist aber unterschiedlich im Ausmaß. 

Auswirkung der DM-Aufwertung auf die Verbraucher 

Als Folge davon waren ab Januar 1970 Preisermäßi- 
gungen auf der Verbraucherstufe zu erv/arten und 
auch festzustellen, wenn auch unterschiedlich nach 
Ausmaß und Zeitpunkt. Die aufwertungsbedingten 
Preissenkungen bei Agrargütern können nämlich 
grundsätzlich dem Verbraucher nur in dem Umfang 
zugute kommen, der dem Anteil des Erzeuger- 
erlöses am Verbraucherpreis des Endprodukts ent- 
spricht. Dieser Anteil liegt zur Zeit bei durchschnitt- 
lich 50 ^/o, beträgt aber bei einigen wichtigen Nah- 
rungsmitteln noch erheblich weniger; bei. Brot z. B. 
nur 25 Vo. Der auf den Verbraucherpreis durch- 
schlagende Aufwertungseffekt wird jedoch auch da- 
von bestimmt, in welchem Umfang importierte End- 
produkte, die an der Grenze einer Verbilligung um 
den vollen Aufwertungssatz unterliegen müßten, die 
Preisgestaltung auf der Verbraucherstufe mit beein- 
flussen. Theoretisch hätten bei einer Reihe von Nah- 
rungsmitteln Preisminderungen um 1 bis 5 ^/o ein- 
treten können. 

Die lebhafte Nachfrage in der anhaltenden Hoch- 
konjunktur wirkt Preissenkungstendenzen entgegen. 
Es ist auch zu bedenken, daß sich Preissenkungen 
bei Nahrungsrohstoffen erst mit einiger Verzöge- 
rung in niedrigeren Preisen der Veredelungserzeug- 
nisse auswirken können. Bei nicht wenigen Nah- 
rungsmitteln hatte die zu Jahresanfang 1970 herr- 
schende Markt- und Wettbewerbslage einen stärke- 
ren Einfluß auf die Preisentwicklung, als der Auf- 
wertungseffekt allein ausüben könnte. Nicht immer 
waren die Betriebe der der Landwirtschaft nach- 
gelagerten Marktstufen in der Lage, Kostensteige- 
rungen durch Rationalisierungsmaßnahmen aufzu- 
fangen. Aus all diesen Gründen wurden bei einer 
Reihe von Nahrungsmitteln die aufwertungsbeding- 
ten Preisvorteile bisher nicht an die Verbraucher 
weitergegeben. 

Nach den Feststellungen des Statistischen Bundes- 
amtes traten beispielsweise von Dezember 1969 bis 
März 1970 Preisermäßigungen bei Eiern um 9 ®/o, bei 
Butter und Zucker um rund 3 ^/o, bei Rindfleisch und 
Geflügel um 1,5 bis 2 '^/o ein. 
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II. Getreide 


Der deutsche Getreidemarkt war im Wirtschaftsjahr 
1968/69 einer erheblichen Belastungsprobe ausge- 
setzt. Die langanhaltende Disparität zwischen Franc 
und DM führte zu weit größeren Einfuhren französi- 
schen Getreides in die Bundesrepublik Deutschland, 
als es für die Versorgung notwendig war. Das 
Schwergewicht der Einfuhren lag im Frühjahr 1969. 
Zusammen mit der eigenen Rekordernte 1968 ergab 
sich daraus in der Bundesrepublik Deutschland ein 
erheblicher Angebotsüberhang mit der Folge ge- 
drückter Preise und hoher Interventionen, die das 
bisherige Ausmaß weit überschritten. 

Hierdurch waren die Interventionsläger voll ausge- 
lastet, und es bestand berechtigte Sorge, daß für die 
Aufnahme der deutschen Getreideernte 1969 kein 
ausreichender Lagerraum zur Verfügung stehen 
würde. Hinzu kam, daß in der Öffentlichkeit die 
Aufwertung der DM diskutiert wurde, als deren 
Auswirkung sich eine Senkung der in Rechnungsein- 
heiten festgesetzten deutschen Getreidepreise er- 
geben mußte. Es war daher mit großen Interven- 
tionen unmittelbar nach der Ernte zu rechnen, weil 
auf diese Weise das Aufwertungsrisiko von der 
Landwirtschaft und vom Handel hätte umgangen 
werden können. So mußte befürchtet werden, daß 
kaum Getreide auf Privatlager genommen werden 
würde und wegen der Uberfüllung der öffentlichen 
Läger den Interventionspfiichten nicht nachgekom- 
men werden könnte. 

Um zusätzlichen Lagerraum beschaffen zu können, 
ermächtigte die Bundesregierung die Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel, für 
Läger, die bis dahin größtenteils noch nicht zur Ge- 
treidelagerung verwendet worden waren, auf die 
Dauer von vier Jahren Belegungsgarantien zu 
geben. Die Einfuhr- und Vorratsstelle mietete 
außerdem Getreideläger in Belgien und den Nie- 
derlanden. Zusätzlich wurden durch den Verkauf 
von etwa 1,2 Mill. t Drittlandsgetreide aus Bundes- 
reservebeständen für den Inlandsbedarf Getreide- 
läger freigemacht. Als sich im Sommer 1969 vor 
dem Beginn der Getreideernte der Druck des fran- 
zösischen Getreides auf den deutschen Markt noch 
verstärkte, erhielt die Bundesregierung durch Ent- 
scheidung der Kommission die Ermächtigung, in 
die Intervention nur noch deutsches Getreide auf- 
zunehmen. Darüber hinaus wurde die Ubergangs- 
vergütung (Preisbruchhilfe) für Weichweizen aus 
den anderen Mitgliedstaaten von 38 DM auf 14 DM 
je t gekürzt. 

Außerdem setzte die Bundesregierung bei der Kom- 
mission die Ermächtigung durch, für die deutsche 
Getreideernte 1969 besondere Interventionsmaßnah- 
men (Intervention B) zu treffen. Durch diese Inter- 
vention B wurde der Getreidewirtschaft das Preis- 
risiko für den Fall einer Aufwertung der DM schon 
im August 1969 abgenommen. Den Eigentümern 


deutschen Getreides wurden die bis zum Zeitpunkt 
der Aufwertung geltenden Preise in DM einschließ- 
lich der Reports garantiert. Außerdem wurde im 
Rahmen dieser Intervention B durch Gewährung 
einer Prämie ein Anreiz zur Verarbeitung und zum 
Export deutschen Getreides geschaffen. Die Folge 
dieser Maßnahmen war, daß die Getreideernte 1969 
von Landhandel und Genossenschaften zügig aufge- 
nommen und auch den Verarbeitungsbetrieben an- 
geboten wurde. 

Um den Verbrauch überschüssigen Weichweizens zu 
Futterzwecken zu fördern, wurde im Verlaufe des 
Wirtschaftsjahres 1968/69 das Denaturierungsver- 
fahren erheblich vereinfacht, u. a. wurde nun auch in 
der Bundesrepublik Deutschland Fischöl als Denatu- 
rierungsmittel zugelassen. Darüber hinaus wurde die 
Denaturierungsprämie mehrmals, zuletzt Anfang 
August 1969, beträchtlich erhöht. Die Folge war, daß 
bereits 1968/69 in der Bundesrepublik Deutschland 
mit 142 000 t etwa die dreifache Menge Getreide 
denaturiert bzw. dem Mischfutter beigemischt wurde 
wie im Vorjahr, Im laufenden Wirtschaftsjahr be- 
schleunigte sich dieser Anstieg noch weit stärker. 
Es kann erwartet werden, daß im gesamten Wirt- 
schaftsjahr 1969/70 etwa 1,2 bis 1,4 Millionen t 
Weichweizen im Bundesgebiet denaturiert werden. 

Erhebliche Anstrengungen wurden unternommen, 
um Getreide aus dem Bundesgebiet zu exportieren. 
Dabei stammten die Körnerexporte ausschließlich 
aus Interventionsbeständen. Außerdem wurden in 
der zweiten Jahreshälfte 1969 im Rahmen der Nah- 
rungsmittelhilfe 260 000 t Weizen — zum Teil als 
Mehl — in verschiedene Entwicklungsländer expor- 
tiert. 

Durch die gesamten Maßnahmen der Bundesregie- 
rung konnte rechtzeitig eine völlige Entspannung 
der vor Beginn der Ernte 1969 noch bedrohlich aus- 
sehenden Lagerraumsituation erreicht werden. 


a) Produktion und Absatzlage 


1968 

Mit 18,5 Millionen t lag in der Bundesrepublik 
Deutschland die Getreideerzeugung (verwendbare 
Erzeugung nach Abzug von 3 ^/o Ernteschwund) 1968 
um 1 Million t oder 5,8 Vo über der Vorjahresmenge. 
Der Produktionsanstieg war sowohl auf höhere Hek- 
tarerträge — um 3,3 Vo — als auch auf eine Ausdeh- 
nung der Anbauflächen — um 2,3 ®/o — zurückzufüh- 
ren. Von der gesamten Flächenausweitung um 
114 000 ha gegenüber 1967 entfielen allein auf Wei- 
zen 50 000 ha (+3,5Vo) und auf Mais 16 000 ha 
(+38,1 Vo). 
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Die Ernte 1968 konnte im allgemeinen in befriedi- 
gender Qualität eingebracht werden. In einigen Re- 
gionen, vor allem im Süden, beeinträchtigten jedoch 
starke Regenfälle die äußere Qualität des Getreides. 
Wegen des hohen Feuchtigkeitsgehalts und Aus- 
wuchses kam es in diesen Gebieten zu umfangrei- 
chen kurzfristigen Verkäufen der Landwirtschaft 
ohne Zwischenlagerung auf dem Hof. Da die Trock- 
nungs- und Lagerkapazität der aufnehmenden Hand 
begrenzt waren, traten vorübergehende Absatz- 
schwierigkeiten auf. Der Handel diente seinerseits 
große Getreidemengen der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle zur Intervention an. Auf Antrag der Bundes- 
regierung wurden von der Kommission die Inter- 
ventionsrichtlinien geändert, so daß die Interven- 
tion auswuchsgeschädigten Getreides erleichtert und 
somit ein Preisverfall in den betreffenden Gebieten 
weitgehend vermieden wurde. 

Die Getreideverkäufe der deutschen Landwirtschaft 
aus Beständen der Ernte 1967 sowie aus der neuen 
Ernte beliefen sich im Kalenderjahr 1968 auf 7,5 Mil- 
lionen t, das waren fast 14 Vo mehr als im Vorjahr. 
Andererseits ging die Getreideeinfuhr aufgrund des 
reichlichen Inlandsangebotes zurück, und der Ge- 
treideexport stieg an. 

Der gesamte Getreideverbrauch belief sich 1968 auf 
21,8 Millionen t, das waren 1,6 ^/o mehr als 1967. 
Einem leicht rückläufigen Nahrungsverbrauch und 
etwas höheren Industrieverbrauch stand ein um 
3,7 Vo größerer Futterverbrauch gegenüber. Ursache 
des Anstiegs der Getreideverfütterung war 1968 die 
kräftige Ausdehnung der Schweinemast um 2,5 Mil- 
lionen Schlachtschweine. Die direkte Verfütterung 
von Getreide in der Landwirtschaft nahm daher — 
bei großen eigenen Getreidevorräten in den Betrie- 
ben — stark zu. über den Markt wurde weniger 
Getreide zugekauft als in den Vorjahren, so waren 
auch die Mischfutterherstellung und die Verarbei- 
tung von Getreide zu Mischfutter etwas geringer als 
1967. 

Die reichliche Versorgung des Marktes aus Inlands- 
erzeugung und Einfuhren drückte die Getreidepreise 
vor allem in den Überschußgebieten der Bundes- 
republik auf das Interventionspreisniveau. Umfang- 
reiche Interventionen und eine beträchtliche Erhö- 
hung der staatlichen Vorräte waren die Folge. Ende 
1968 lagen die gesamten Getreidebestände trotz ver- 
stärkter Bemühungen um einen Abbau — durch 
Denaturierung von Weichweizen und durch Export- 
erstattungen — in der Bundesrepublik Deutschland 
um 2,2 Millionen t höher als Ende 1967, nachdem 
schon 1966 auf 1967 die Bestände ebenfalls um 2,2 
Millionen t zugenommen hatten. 


1969 

Die Getreideernte 1969 konnte weitgehend unter 
günstigen Witterungsbedingungen eingebracht wer- 
den. Äußere Beschaffenheit und innere Qualität 
wurden im allgemeinen als überdurchschnittlich be- 
zeichnet. Nur in Späterntegebieten gab es Schäden 
durch Feuchtigkeit und Auswuchs. 


I Die verwendbare Getreideerzeugung 1969 blieb in 
der Bundesrepublik mit insgesamt 18,4 Millionen t 
nur um 0,7 'Vo unter dem Rekordergebnis des Vor- 
jahres. Der Rückgang des durchschnittlichen Hektar- 
ertrages um 2,1 Vo wurde durch eine erneute Flä- 
chenausweitung um 1,3 ®/o weitgehend ausgeglichen. 
Infolge von witterungsbedingten Aussaatschwierig- 
keiten im Herbst 1968 verschob sich der Anbau von 
Wintergetreide zugunsten von Sommergetreide. Im 
einzelnen stieg gegenüber dem Vorjahr die Produk- 
tion von Gerste und Hafer einschließlich Sommer- 
menggetreide um rund 3 ®/o, während die Produktion 
von Weizen — bei stärkerem Rückgang des Hektar- 
ertrages — um 3,2 Vü und von Roggen (einschließlich 
Wintermenggetreide) um fast 10 Vo niedriger ausfiel. 
Mais, der noch vor einigen Jahren in der Bundes- 
republik Deutschland als Körnerfrucht eine unterge- 
ordnete Bedeutung hatte, wird in letzter Zeit immer 
stärker angebaut. Sein Vordringen nach Norden 
wurde durch Erfolge in der Pflanzenzüchtung und 
Anbautechnik ermöglicht. 1969 erreichte die Mais- 
erzeugung in der Bundesrepublik Deutschland mit 
einem Anstieg von fast 40 Vo rund 400 000 t; das 
sind 2,1 ^/o der gesamten Getreideerzeugung. Davon 
entfielen 81 Ao (im Vorjahr 84 Ao) auf die süddeut- 
schen Bundesländer. 

Die Getreideverkäufe der deutschen Landwirtschaft 
aus Beständen der Vorjahresernte sowie aus der 
neuen Ernte beliefen sich im Kalenderjahr 1969 auf 
insgesamt 7,7 Millionen t, das waren 2,6 ^/o mehr als 
im Vorjahr. Vor allem stiegen die Verkäufe von 
Weizen und Gerste im Zusammenhang mit der Inter- 
vention B, die einen Wiederanstieg der Preise mit 
sich brachte. Seit Ende 1968 bis August 1969 stand 
der deutsche Getreidemarkt aufgrund der anhalten- 
i den Disparität zwischen Franc und DM unter dem 
I Druck großer Einfuhren aus Frankreich, vor allem 
! von Weizen und Gerste, die weitgehend deutsches 
I Getreide vom Markt verdrängten. Die deutschen Ge- 
! treidepreise fielen teilweise unter das Interventions- 
I Preisniveau, und es kam zu umfangreichen Interven- 
tionen der Einfuhr- und Vorratsstelle. Die Situation 
änderte sich im August 1969 mit der Abwertung des 
Franc, sowie auch mit Beginn der Intervention B. 
Während im ersten Halbjahr 1969 1,5 Millionen t 
Getreide (davon 1,1 Millionen t Weizen) interveniert 
wurden, waren es im zweiten Halbjahr 1969 nur 
noch 0,5 Millionen t (davon 0,2 Millionen t Weizen). 
Im zweiten Halbjahr 1968 hatte die Interventions- 
menge 1,3 Millionen t (davon 0,9 Millionen t Wei- 
zen) betragen. 

Die Verdrängung des deutschen Weichweizens als 
Brotgetreide zeigt sich im abnehmenden Anteil an 
der Vermahlung. Bei der Vermahlung von Weich- 
weizen für den Inlandsverbrauch fiel der Inlands- 
anteil von 67 Ao in 1967 über 63 Ao in 1968 auf 52 Ao 
im Jahre 1969, während der Anteil von Weichweizen 
aus anderen EWG-Mitgliedstaaten (also vor allem 
I aus Frankreich) von 6 ^/o in 1967 über 1 1 ^/o in 1968 
auf 23 Ao im Jahre 1969 anstieg. Bei der Weich- 
weizenvermahlung für den Export ging der Inlands- 
anteil noch stärker zurück. Mit steigenden Einfuhren 
aus Frankreich kletterte der EWG-Anteil im Juni 
und Juli 1969 bis auf 37 Ao, er war damit sogar 
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Tabelle 8 


Versorgung mit Getreide 

1 000 t 


Posten 

Weizen 

Roggen 

1967 

i 1968 1 

1969 

1967 

1968 1 

1969 

Verwendbare Erzeugung 

5 644 

6 012 

5 820 

3 218 

3 247 

2 928 

Anfangsbestand 

4 272 

5 349 

6 360 

2 377 

2 658 

2 988 

davon Landwirtschaft 

1 395 

1 946 

2 067 

1 198 

1 444 

1 475 

Markt 

2 877 

3 403 

4 293 

1 179 

1 214 

1 513 

Endbestand 

5 349 

6 360 

6 490 

2 658 

2 988 

2 961 

davon Landwirtschaft 

1 946 

2 067 

1 831 

1 444 

1 475 

1 169 

Markt 2) ... 

3 403 

4 293 

4 659 

1 214 

1 513 

1 792 

Einfuhr 

2 104 

1 885 

2 567 

202 

237 

219 

Ausfuhr 

651 

750 

1 342 

10 

5 

3 

Inlandsverwendung 

6 020 

6 136 

6915 

3 129 

3 149 

3 171 

davon 







Saatgut 

253 

251 

258 

161 

145 

148 

Marktverluste 

38 

35 

36 

25 

21 

21 

Futter 

1 940 

2 109 

2 883 

1 652 

1 758 

1 801 

davon direkt in der Landwirtschaft 

1 607 

1 880 

1 944 

1 518 

1 679 

1 735 

über den Markt 

333 

229 

939 

134 

79 

66 

Industrielle Verwertung^) 

64 

67 

73 

57 

59 

64 

Nahrungsverbrauch 

3 725 

3 674 

3 665 

1 234 

1 166 

1 137 

desgl. in Mehlwert 

2 935 

2 920 

2 908 

1 014 

965 

943 

in kg je Kopf 

49,0 

48,5 

47,8 

16,9 

16,0 

15,5 


Gerste 

Hafer 


1967 

1968 

1969 

1967 

1968 1 

1969 

Verwendbare Erzeugung 

4 592 

4 825 

4 976 

3 841 

4 135 

4 251 

Anfangsbestand 

2 549 

3 100 

3 647 

2 548 

2 843 

3 119 

davon Landwirtschaft 

1 473 

1 848 

2 030 

2 197 

2 521 

2 742 

Markt -) ... 

1 076 

1 252 

1 617 

351 

322 

377 

Endbestand 

3 100 

3 647 

3 899 

2 843 

3 119 

3 027 

davon Landwirtschaft 

1 848 

2 030 

2 062 

2 521 

2 742 

2 713 

Markt “) 

1 252 

1 617 

1 837 

322 

377 

314 

Einfuhr 

1 821 

1 472 

1 574 

449 

405 

344 

Ausfuhr 

114 

111 

337 

41 

26 

34 

Inlandsverwendung ; . . 

5 748 

5 639 

5 961 

3 954 

4 238 

4 653 

davon 







Saatgut 

201 

198 

218 

178 

184 

192 

Marktverluste 

43 

42 

40 

3 

3 

3 

Futter 

3 441 

3 294 

3 693 

3 642 

3 914 

4 326 

davon direkt in der Landwirtschaft 

2 088 

2 376 

2 576 

2 932 

3 265 

3 623 

über den Markt . . ... 

1 353 

918 

1 117 

710 

649 

703 

Industrielle Verwertung 

2 037 

2 075 

1 980 

— 

— 

— 

Nahrungsverbrauch 

26 

30 

30 

131 

137 

132 

desgl. in Mehlwert 

13 

15 

15 

68 

71 

69 

in kg je Kopf 

0,2 

0,2 

0,2 

1,1 

1,2 

1,1 


Nach Abzug von Ernteschwund; Wintermenggetreide ist bei Roggen, Sommermenggetreide bei Hafer enthalten. 

einschließlich Interventionsbestände und Bundesreserve 

für Braumalz, Branntwein, Kaffeemittel, Glukose und technische Stärke 
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noch: Versorgung mit Getreide 
1000 t 


Tabelle 8 


Posten 


Mais 



Hirse 


1967 

1 1968 

1 1969 

1967 j 

1968 1 

1969 

Verwendbare Erzeugung 

190 

278 

388 



— 

— 

Anfangsbestand 

626 

623 

653 

89 

83 

75 

davon Landwirtschaft 




— 

— 

— 

Markt 

626 

623 

653 

1 89 

83 

75 

Endbestand 

623 

653 

246 

83 

75 

5 

davon Landwirtschaft 




— 

— 

— 

Markt 2) 

623 

653 

246 

83 

75 

5 

Einfuhr 

2 497 

2 494 

1 865 

189 

143 

29 

Ausfuhr 

270 

251 

292 

10 

10 

12 

Inlandsverwendung 

davon 

2 420 

2 491 

2 368 

185 

141 

87 

Saatgut 

14 

14 

18 

— 

— 

— 

Marktverluste 

10 

10 

11 

— 

— 

— 

Futterverbrauch ! 

1 902 

1 948 

1 790 

185 

141 

87 

davon direkt in der Landwirtschaft 

136 

211 

281 

— 

— 

— 

über den Markt 

1 766 

1 737 

1 509 

185 

141 

87 

Industrielle Verwertung 

314 

312 

318 

— 

— 

— 

Nahrungsverbrauch 

180 

207 

231 

— 

— 

_ 

desgl. in Mehlwert 

121 

138 

155 

— 

— 

— 

in kg/Kopf 

2,0 

2,3 

2,6 


■ ' 

—— 


Gerste, Hafer, Mais und 
Hirse zusammen 


Getreide insgesamt 



1967 

1 1968 

1 1969 

1967 

1 1968 

1 1969 

Verwendbare Erzeugung 

8 623 

9 238 

9 615 

17 485 

18 497 

18 363 

Anfangsbestand 

5812 

6 649 

7 494 

12 461 

14 656 

16 842 

davon Landwirtschaft 

3 670 

4 369 

4 772 

6 263 

7 759 

8314 

Markt 2) 

2 142 

2 280 

2 722 

6 198 

6 897 

8 528 

Endbestand 

6 649 

7 494 

7 177 

14 656 

16 842 

16 628 

davon Landwirtschaft , 

4 369 

4 772 

4 775 

7 759 

8 314 

7 775 

Markt®) 

2 280 

2 722 

2 402 

6 897 

8 528 

8 853 

Einfuhr 

4 956 

4 514 

3 812 

7 262 

6 636 

6 598 

Ausfuhr 

435 

398 

675 

1 096 

1 153 

2 020 

Inlands Verwendung 

davon 

12 307 

12 509 

13 069 

21 456 

21 794 

23 155 

Saatgut 

393 

396 

428 

807 

792 

834 

Marktverluste 

56 

55 

54 

119 

111 

111 

Futterverbrauch 

9 170 

9 297 

9 896 

12 762 

13 164 

14 580 

davon direkt in der Landwirtschaft 

5 156 

5 852 

6 480 

8 281 

9411 

10 159 

über den Markt 

4014 

3 445 

3 416 

4 481 

3 753 

4 421 

Industrielle Verwertung^) 

2 351 

2 387 

2 298 

2 472 

2 513 

2 435 

Nahrungsverb rauch 

337 

374 

393 

5 296 

5214 

5 195 

desgl. in Mehlwert 

202 

224 

239 

4 151 

4 109 

4 090 

in kg/Kopf 

3,3 

3,7 

3,9 

69,2 

67,3 

67,2 


Nadi Abzug von Ernteschwund; Wintermenggetreide ist bei Roggen, Sommermenggetreide bei Hafer enthalten. 

einsdil. Interventionsbestände und Bundesreserven 

für Braumalz, Branntwein, Kaffeemittel, Glukose und technische Stärke 
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größer als der Anteil von Inlandsweizen. Nach der 
Abwertung des Franc ging der EWG-Anteil zurück, 
während der Inlandsweizenanteil wieder stieg. Da 
aber aufgrund der Intervention B deutscher Weizen 
zeitweilig knapper angeboten wurde, blieb der 
EWG-Anteil zunächst noch relativ hoch. Erst im 
Dezember 1969 überschritt der Anteil von Inlands- 
weizen an der Vermahlung seit Monaten wieder 
das vorjährige Niveau. In den zu Frankreich nahe- 
gelegenen Bundesländern Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz wirkte sich 
das Einfließen französischen Weizens am stärksten 
aus. 

Zur Herstellung eines qualitativ hochwertigen Meh- 
les werden in der Bundesrepublik Deutschland jähr- 
lich 700 000 bis 800 000 t Qualitätsweizen aus Dritt- 
ländern als Aufmischweizen benötigt. Für den In- 
landsverbrauch an Weichweizenmehl wurden somit 
bisher durchschnittlich 25 ^/o Aufmischweizen aus 
Drittländern verwendet, dieser Anteil schwankte 
auch von Monat zu Monat kaum. In der zweiten 
Jahreshälfte 1969 war indes ein Absinken des Dritt- 
landsanteils bei der Vermahlung für den Inlands- 
verbrauch bis auf 20 Vo zu verzeichnen; dies dürfte 


u. a. auf die bessere Qualität der Inlandsernte 1969 
zurückziiführen sein. Hierzu trugen wiederum nicht 
allein die besonders günstige Witterung dieses 
Jahres, sondern auch die intensiven Bemühungen 
um Ausweitung des Qualitätsweizenanbaus bei. Ins- 
besondere aus Schleswig-Holstein und Bayern ka- 
men aus der Ernte 1969 größere Mengen Qualitäts- 
weizen an den Markt. 

Durch erhöhte Denaturierungsprämien angereizt, hat 
1969 die Verfütterung von Weizen in der Bundes- 
republik sehr stark zugenommen. Uber den Markt 
wurden 1969 0,94 Millionen t Futterweizen von der 
Landwirtschaft (Vorjahr: 0,2 Millionen t) zugekauft, 
darunter 0,44 Millionen t im Inland denaturierter 
Weizen und 0,31 Millionen t aus EWG-Mitglieds- 
ländern eingeführter denaturierter Weizen. Von 
diesen 0,94 Millionen t Futterweizen wurden 0,55 
Millionen t in Form von Mischfutter aufgenommen. 

Mit Hilfe umfangreicher Exporte konnten die staat- 
lichen Vorräte in der Bundesrepublik kräftig abge- 
baut werden, da zugleich die Intervention B ab 
Mitte August bis Ende Dezember 1969 hohe staat- 
liche Aufkäufe wie aus der Ernte 1968 unnötig 
machte, Folge der Intervention B waren anderer- 


Tabelle 9 


Vermahlung von Weizen 


Gliederung 

1967 

1968 

1969 

1000 t 

Anteil 

o/o 

1000 t 

1 Anteil 

i o/o 

1000 t 

Anteil 

1 o/o 

1. 

Weichweizen für 











Inlandsverbrauch 

3 067 

100 

75 

3 070 

100 

79 

2 988 

100 

76 


davon 











Inlandsweizen 

2 072 

67 


1 944 

63 


1 542 

52 



EWG-Weizen 

177 

6 


338 

11 


684 

23 



Drittlandsweizen 

818 

27 


788 

26 


762 

25 


2. 

Weichweizen für Export 

598 

100 

14 

544 

100 

14 

601 

100 

15 


davon 











Inlandsweizen 

399 

67 


320 

59 


196 

33 



EWG-Weizen 

1 



1 



276 

46 




V 199 

33 


V 224 

41 






Drittlandsweizen 

) 



1 



129 

21 


3. 

Weichweizen für Stärke 

37 


1 

39 


1 

38 


1 

4. 

Hartweizen (Durum) 

400 


10 

231 


6 

323 


8 

Weizen insgesamt . . . 

4 102 


100 

3 884 


100 

3 950 


100 


. ohne Weichweizen zur Stärkeherstellung 


32 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Druck sache YI/776 


Tabelle 10 


Vermahlung von Weichweizen für den Inlandsverbrauch in den Bundesländern 

nach Herkünften 

in Prozent 


Bundesland 

aus 

Inlandserzeugung 

aus EWG-Mitgliedstaaten 


aus Drittländern 


1966 1 

1967 

1968 

1969 

1966 

1 1967 

1968 

i 1969 

1966 

I 1967 

1968 1 

1969 

Schleswig-Holstein . 

70,3 

66,2 

68,7 

60,5 

2,7 

3,9 

0,7 

9,3 

27,0 

29,9 

30,6 

30,2 

Hamburg 

58,8 

57,7 

66,4 

52,5 

0,8 

0,5 

— 

21,8 

40,4 

41,8 

33,6 

25,7 

Niedersachsen 

74,8 

74,3 

76,6 

69,7 

1,4 

1,1 

0,3 

5,6 

23,8 

24,6 

23,1 

24,7 

Bremen 

61,6 

72,6 

51,5 

53,8 

3,0 

0,6 

0,8 

10,5 

35,4 

26,8 

47,7 

35,7 

Nordrhein- 
Westfalen 

61,9 

60,2 

51,4 

29,7 

11,9 

10,4 

21,8 

43,2 

26,2 

29,4 

26,8 

27,1 

Hessen 

80,9 

78,4 

69,5 

59,0 

1,5 

0,9 

8,7 

17,3 

17,6 

20,7 

21,8 

23,7 

Rheinland-Pfalz .... 

: 74,4 

74,9 

70,0 

61,6 ' 

0,1 

2,9 

11,4 

20,6 

25,5 

22,2 

18,6 

17,8 

Baden-Württemberg 

71,4 

68,3 

61,7 

46,0 

4,1 

3,0 

11,7 

28,6 

24,5 

28,7 

26,6 

25,4 

Bayern 

! 79,9 

76,6 

76,6 

73,6 , 

1,2 

1,2 

0,8 

2,3 

18,9 

22,2 

22,6 

24,1 

Saarland 

! 14,4 

21,7 

22,7 

13,7 

77,1 

70,9 

69,5 

73,3 

8,5 

7,4 

7,8 

13,0 

: Berlin (West) 

i 

50,3 

57,0 

61,2 

63,0 

— 

— 

— 

— 

49,7 

43,0 

38,8 

37,0 

1 Bundesgebiet . . . 

1 68,8 

67,5 

63,3 

1 

51,6 

6,6 

5,8 

11,0 

22,9 

24,6 

26,7 

25,7 

25,5 


ohne Weizen zur Stärkeherstellung 


seits Bestandserhöhungen in der Handels- und Ver- 
arbeitungsstufe. In der Landwirtschaft gingen die 
Bestände durch höhere Direktverfütterung zurück. 
Ende 1969 beliefen sich die Weizenbestände in der 
Landwirtschaft, in den Handels- und Verarbeitungs- 
betrieben sowie in staatlicher Hand zusammen auf 
6,5 Millionen t, das waren 2 Vo mehr als Ende 1968. 
Da von der Denaturierung auch in den ersten Mona- 
ten des Jahres 1970 rege Gebrauch gemacht wurde 
und da außerdem noch weitere Weizenmengen in 
Drittländer exportiert werden, werden sich die Be- 
stände bis zum Ende des Getreidewirtschaftsjahres 
am 31. Juli weiter verringern. 

Auf dem Roggenmarkt waren im Jahre 1969 die 
Verkäufe der Landwirtschaft mit 1,26 Millionen t 
wie schon in den letzten Jahren etwas höher als der 
inländische Marktverbrauch. Aus Einfuhren sowie 
Bezügen aus der DDR standen außerdem knapp 
220 000 t Roggen zur Verfügung. Dies führte dazu, 
daß sich die Marktpreise für Roggen in den Haupt- 
erzeugungsgebieten der Bundesrepublik kaum vom 
Interventionspreisniveau abhoben; nur in Süd- 
deutschland, das Zuschußgebiet für Roggen ist, lagen 
die Preise deutlich über dem Interventionspreis- 
niveau. Umfangreiche Roggenmengen wurden aus 
der Ernte 1968 im ersten Halbjahr 1969 von den 
Interventionsstellen aufgenommen. Im zweiten 
Halbjahr 1969 waren die Interventionsmengen ge- 


ringer als im Vorjahr; dies war im wesentlichen 
durch die Maßnahmen der Bundesregierung im Rah- 
men der Intervention B bedingt. 

Ende 1969 lagen die Roggenbestände in der Land- 
wirtschaft, bei den Handels- und Verarbeitungsbe- 
trieben sowie in staatlicher Hand mit insgesamt 
3 Millionen t auf Vorjahreshöhe. Während die Be- 
stände in der Landwirtschaft bei kleinerer Ernte und 
größerer Direktverfütterung niedriger waren als vor 
einem Jahr, stiegen die privaten Marktbestände so- 
wie auch die staatlichen Vorräte an. Roggen ist die 
einzige Getreideart, bei der es 1969 nicht gelang, die 
staatlichen Vorräte abzubauen, weil für Roggenaus- 
fuhren kaum Absatzmöglichkeiten bestanden und 
der Absatz im Mischfuttersektor wegen der über- 
legenen Konkurrenz der übrigen Getreidearten nicht 
ausgeweitet werden konnte. 

Der Markt für Braugerste ist durch einen hohen 
Zuschußbedarf gekennzeichnet. Nach Fortfall der 
innergemeinschaftlichen Abschöpfungen im Juli 1967 
traf die deutsche Braugerste auf die starke Konkur- 
renz der Lieferungen an Braugerste und Malz aus 
Frankreich und Belgien. Erst nach der Franc-Abwer- 
tung und mit dem — gleichzeitigen — Beginn der 
Intervention B erholten sich die Preise wieder. Aus 
inländischer Erzeugung wurden 1969 1,33 Millionen 
t Braugerste zu Malz verarbeitet gegenüber 1,15 
Millionen t 1968. Mit diesen Mengen wurden 1969 


33 



Drucksache VI/776 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


69^ 0 (1968: 56 Vo) des gesamten Marktbedarfs ge- 
deckt. In der Erwartung einer Anhebung der Inter- 
ventions- und Schwellenpreise für Gerste waren im 
ersten Halbjahr 1968 die Malzbestände erhöht wor- 
den, so daß 1969 die Nachfrage nach Braugerste 
niedriger war als im Jahre davor. 

Der gesamte Getreideverbrauch war 1969 mit 23,2 
Millionen t 6,2 ^/o größer als 1968. Die Verbrauchs- 
zunahme beruhte allein auf einer kräftigen Steige- 
rung der Getreideverfütterung. Diese bezifferte sich 
1969 auf insgesamt 14,6 Millionen t. Die Zunahme 
gegenüber 1968 betrug 1,4 Millionen t oder 10,7%. 
Ursache für diese Zunahme war in erster Linie der 
erhöhte Getreidebedarf für die gestiegene Schweine-, 
Eier- und Schlachtgeflügelproduktion, zudem stan- 
den aus der Kartoffelernte 1969 rund 0,75 Millionen 
t Getreideeinheiten weniger zur Verfügung. 

Schaubild 2 

Verarbeitung von Getreide zu Mischfutter 

Getreidemenge Anteil der Getreidearten 




Roggen Hafer ^^Gersh? IHMais Hirse 


Von der verfütterten Getreidemenge wurden 1969 
70% in der Landwirtschaft direkt, ohne den Markt 
zu berühren, verfüttert; die restlichen 30 ®/o wurden 
von der Landwirtschaft vor allem in Form von 
Mischfutter zugekauft. Die Zusammensetzung der 
verfütterten Menge nach Getreidearten hat sich 
gegenüber dem Vorjahr wesentlich geändert. Bei 
den zugekauften Mengen, und das gilt vor allem für 
die Zusammensetzung des Mischfutters, hat sich der 
Weizenanteil stark erhöht, während der Maisanteil 
zurückgegangen ist. Die verfütterte zugekaufte 
Maismenge nahm 1969 gegenüber 1968 um 140 000 t 
auf 1,5 Millionen t ab, während die verfütterte zu- 
gekaufte Weizenmenge um 700 000 t auf insgesamt 
900 000 t zunahm. Bisher war der Maisanteil in der 
zugekauften Getreidemenge ständig gestiegen, und 
der Mais wurde somit zum wichtigsten Zukaufsge- 
treide. Die starke Bevorzugung von Mais beim Fut- 
tergetreidezukauf, besonders bei der Mischfutter- 
herstellung, beruhte auf seinem im Verhältnis zum 
hohen Futterwert niedrigen Preis. Um die Wett- 
bewerbsfähigkeit des in der EWG überschüssigen 
Weichweizens anzuheben, wurden 1968 und 1969 
• — ■ jeweils zum 1. August — Erhöhungen der Rieht-, 


Interventions- und Schwellenpreise vor allem bei 
Mais, aber auch bei Gerste und Roggen vorgenom- 
men, während die entsprechenden Weichweizen- 
preise unverändert blieben. Der Schwellenpreis für 
Mais wurde 1968 erstmalig über dem Niveau des 
Schwellenpreises für Gerste festgesetzt. Entschei- 
dend gemindert wurde die Wettbewerbsfähigkeit 
des Maises jedoch durch die Denaturierungsprämien 
für Weichweizen, die im Laufe des Jahres 1969 so 
hoch festgesetzt wurden, daß Futterweizen teilweise 
sogar noch billiger als Futtergerste angeboten 
wurde. 


Tabelle 11 


Marktpreise für ausländisches Futtergetreide 

DM je 100 kg 


Wirtsdiaftsj ahr 

Kalenderj ahr 

Mais 

(ohne 

Plata-Mais) 

Gerste 

1961/62 

43,25 

42,65 

1962/63 

45,70 

44,93 

1963/64 

44,46 

44,40 

1964/65 

44,43 

44,45 

1965/66 

44,22 

44,83 

1966/67 

' 43,75 

44,20 

1967/68 2) 

38,74 

38,23 

1967 

41,16 

41,38 

1968 2) 

39,15 

37,97 

1969 2) 

40,12 

1 

38,14 


Jahresdurchschnittspreise an den Börsen Hamburg, 

Hannover, Dortmund, Köln 

ohne Mehrwertsteuer ab Januar 1968 


b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 
in die Bundesrepublik Deutschland (ohne Bezüge aus 
der DDR) nahm — bei guter inländischer Ernte ■ — 
1968 um rund 8 Prozent gegenüber dem Vorjahr ab, 
sie veränderte sich dann 1969 kaum bzw. um weni- 
ger als 1 %. Während sowohl 1968 als auch 1969 
die Einfuhr aus Drittländern zurückging — 1969 ge- 
genüber dem Vorjahr allein um 32 % — , nahm die 
Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten nach einem Rück- 
gang im Jahre 1968 im letzten Berichtsjahr beträcht- 
lich, nämlich um rund 64%, zu. So stammten 1969 
von der deutschen Einfuhr an Getreide und Getreide- 
erzeugnissen in Höhe von 6,4 Millionen t erstmals 
mehr als die Hälfte (55 % oder 3,5 Millionen t) aus 
EWG-Mitgliedstaaten. Die Zunahme der Getreide- 
einfuhr 1969 ergab sich vor allem aus dem Anstieg 
der Wedzeneinfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten, der 
wiederum im Zusammenhang mit den Währungs- 
spekulationen im Berichtszeitraum zu sehen ist. 
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Die Einfuhr von Weizen und Weizenerzeugnissen, 
die gegenüber dem Vorjahr infolge der reichlichen 
Versorgung des Marktes aus inländischer Produk- 
tion, um 3,6 ^^0 zurückgegangen war, stieg 1969 um 
41 ^0 auf 2,55 Millionen t an, obwohl auch in diesem 
Jahr das im Inland vorhandene Angebot solchen Ein- 
fuhranstieg nicht notwendig machte. Zugenommen 
hat 1969 lediglich die Einfuhr aus Mitgliedstaaten — 
um 123Vo auf 1,7 Millionen t — , während die Ein- 
fuhr aus Drittländern um 20 ®/o bis auf 826 000 t zu- 
rückging. Damit stammte erstmals 1969 mehr als die 
Hälfte der deutschen Weizeneinfuhr aus EWG-Mit- 
gliedstaaten; Frankreich wurde bereits 1968 zum 
wichtigsten Herkunftsland vor den USA und Kanada. 

Der freie Warenverkehr im Rahmen der gemein- 
samen Marktorganisation und die großen französi- 
schen Getreideüberschüsse waren hierfür die Vor- 
aussetzungen. Hinzu kam, daß im ersten Halbjahr 
1969 die Außenhandelsfirmen mit Hilfe der an den 
Devisenterminmärkten zu erzielenden günstigen 
Wechselkurse französisches Getreide, vornehmlich 
Weizen, zu einem niedrigen, unter dem deutschen 
Interventionspreis liegenden Preis in der Bundes- 
republik Deutschland anbieten konnten. Der Devi- 


senterminhandel, die französischen Kreditfazilitäten 
für Ausfuhrgeschäfte und die Sicherung des Absatzes 
durch die Intervention in der Bundesrepublik 
Deutschland eröffneten dem Handel die Möglichkeit 
nahezu risikoloser Arbitragen. Durch Verhandlun- 
gen, die bilateral und auch auf EWG-Ebene liefen, 
wurden diese Arbitragemöglichkeiten nach und nach 
abgebaut. Die amtliche Statistik der Einfuhrpreise 
für französischen Mahlweizen, die den Preis in DM 
nach dem Tageskurs ausdrückt, gibt diese Situation 
nicht wieder. 

Die Weizeneinfuhr aus Frankreich, die schon Ende 
1968 zu steigen begann, erhöhte sich in den Monaten 
März bis Juni 1969 sprunghaft. Sie ließ, als in der 
Bundesrepublik Deutschland Getreide aus anderen 
Mitgliedstaaten von der Intervention ausgeschlossen 
wurde, und mit der Abwertung des Franc in den 
Monaten Juli/ August nach, stieg dm September und 
Oktober noch einmal — wenn auch sehr viel schwä- 
cher als im Frühjahr — an, um dann als Folge der 
DM-Aufwertung auf etwa die Vorjahreshöhe zurück- 
zugehen. Von dem Rückgang der deutschen Weizen- 
einfuhr aus Drittländern wurden 1969 vor allem die 
traditionellen Herkunftsländer USA und Kanada be- 


Tabelle 12 


Einfuhr von Getreide und Gelreideerzeugnissen 


Herstellungs- 

länder 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1 

1966/67 j 

1967/68 

1967 

1968 

1969 

1969 

gegen 

1968 

1000 t Getreidewert 

Verände- 
rung in ®/o 




Weizen und Weizenerzeugnisse 





EWG 

556,0 

240,1 

254,7 

173,8 

332,8 

305,0 

644,8 

412,0 

771,1 

1 719,1 

+ 123 

Drittländer . . . 

2 963,6 

1 638,1 

1 641,1 

1 322,3 

1 304,2 

1 265,8 

1 217,0 

1 458,4 

1 032,7 

825,9 

- 20 

insgesamt . . . 

3 519,6 

1 878,2 

1 895,8 

1 496,1 

1 637,0 

1 570,8 

1 861,8 

1 870,4 

1 803,8 

2 545,0 

+ 41 




übrige Getreidearten und Getreideerzeugnisse 





EWG 

665,1 

588,2 

999,6 

1 609,8 

2 170,2 

1 967,4 

1 293,6 

1 821,0 

1 372,5 

1 791,5 

+ 31 

Drittländer . . . 

4 149,0 

2 644,9 

2 324,6 

2 686,0 

3 315,8 

2 732,8 

3 633,9 

3 169,7 

3 143,5 

2 013,8 

- 36 

insgesamt . . . 

4 814,1 

3 233,1 

3 324,2 

4 295,8 

5 486,0 

4 700,2 

4 927,5 

4 990,7 

4516,0 

3 805,3 

- 16 




Getreide und Getreideerzeugnisse insgesamt 





EWG 

1 221,1 

828,3 

1 254,3 

1 783,6 

2 503,0 

2 272,4 

1 938,4 

2 233,0 

2 143,6 

3 510.6 

+ 64 

Drittländer . . . 

7 112,6 

4 283,0 

3 965,7 

4 008,3 

4 620,0 

3 998,6 

4 850,9 

4 628,1 

4 176,2 

2 839,7 

- 32 

insgesamt . . . 

8 333,7 

5 111,3 

5 220,0 

5 791,9 

7 123,0 

6271,0 

6 789,3 

6 861,1 

6319,8 

6 350,3 

+ 1 
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troffen. Die Einfuhr aus Staatshandelsländern nahm 
1969 vornehmlich aufgrund größerer Bezüge aus der 
Sowjetunion zu. 

Von der gesamten deutschen Einfuhr an Weizen und 
Weizenerzeugnissen entfällt in den letzten beiden 
Jahren nur ein kleiner Teil von 89 000 t (Getreide- 
wert) auf Weizenerzeugnisse, überwiegend, d. h. zu 
74 ®/o, wurde im Jahre 1969 Weichweizen zu Mahl- 
zwecken eingeführt. Weitere 12 ^/o (322 000 t) be- 
standen aus Durumweizen aus Übersee und rund 
13 ®/o aus denaturiertem Weichweizen zu Futter- 
zwecken aus Mitgliedstaaten. 

Die Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland an den 
übrigen Getreidearten und Getreideerzeugnissen 
nahm 1968 und 1969 ab. Mit 3,8 Millionen t wurden 
hiervon bis 1969 um 16 ‘Vo weniger eingeführt als 
im Vorjahr. Auch hier beruht der Rückgang voll- 
ständig auf der gegenüber 1968 beträchtlichen Ab- 
nahme der Einfuhren aus Drittländern. 

Mit einer stärkeren Verwendung zu Futterzwecken 
war bei dem großen Getreideangebot in den Län- 
dern der Gemeinschaft die Nachfrage nach Dritt- 
landsgetreide für Futterzwecke gesunken, insbeson- 
dere die Nachfrage nach Mais. Von dieser Entwick- 
lung wurden die USA besonders betroffen, die 
Hauptherkunftsland für die deutsche Maiseinfuhr 
sind. 

Gleichzeitig nahm 1969 die Einfuhr von anderem 
Getreide als Weizen aus den Mitgliedstaaten der 
EWG, die 1968 zurückgegangen war, wieder zu 
(-f31 %). Hauptlieferland war auch hier Frankreich. 
Wie bei der Einfuhr von Weizen, jedoch in geringe- 
rem Ausmaß, führte auch bei Gerste das Währungs- 
gefälle zwischen Franc und DM im Frühjahr 1969 zu 
einer vorübergehenden Verstärkung der Einfuhr aus 
Frankreich. 

Die Ausfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 
aus der Bundesrepublik nahm jeweils gegenüber 
dem Vorjahr sowohl 1968 als auch — in einem 
stärkeren Ausmaß — ■ 1969 zu. Sie war mit 2,0 Millio- 
nen t 1969 um 77^k größer als 1968 und entsprach 
damit rund 32 % der Einfuhrmenge. Die Getreide- 
ausfuhr in EWG-Mitgliedstaaten ist vergleichsweise 
unbedeutend (1969: 5,6%) gegenüber der Ausfuhr 
in Drittländer, die mit Hilfe von Erstattungen durch- 
geführt wird. 

Rund zwei Drittel der deutschen Getreideausfuhr 
bestanden in den letzten Jahren aus Weizen und 
Weizenerzeugnissen. 1969 belief sich der Export an 
Weizen und Weizenerzeugnissen auf 1,34 Millio- 
nen t und war damit um 81 größer als 1968. Erst- 
mals wurde der größte Teil der Exporte nicht in 
Form von Mehl sondern als Körner ausgeführt. 
Während der Körnerexport nur durch Verkäufe aus 
Interventionsbeständen — meist beträchtlich unter 
den Interventionspreisen — möglich wurde, profi- 
tierte der Mehlexport von der Einfuhr des billigen 
französischen Weizens. Bei der Ausfuhr in Drittlän- 
der spielten die Lieferungen an Entwicklungsländer 
eine größere Rolle, sie machten über 60 Vo der deut- 
schen Weizenausfuhr aus. 1969 wurden in Entwick- 
lungsländer 0,8 Millionen t Weizen exportiert, um 
0,4 Millionen t mehr als in den beiden Vorjahren. 


Ein Teil dieser Mengen wurde im Rahmen der Nah- 
rungsmittelhilfe ausgeführt; aus den Beständen der 
Einfuhr- und Vorratssteile wurden hierfür 1969 rund 
320 000 t Weizen, zum Teil als Mehl, zur Verfügung 
gestellt. Die Weizenausfuhr in Staatshandelsländer 
verdoppelte sich 1969, vor allem durch größere 
Exporte in die Tschechoslowakei. 

An der Ausfuhr von sonstigem Getreide, die nach 
einem Rückgang im Vorjahr 1969 auf 0,68 Millio- 
nen t, d. h. um 70 ^/o zunahm, waren die Lieferungen 
an Mitgliedstaaten mit 12 % beteiligt. Hauptabneh- 
merländer waren 1969 mit einer Menge von jeweils 
über 100 000 t Dänemark, Polen und Großbritannien. 
Die Entwicklungsländer erhielten nur 44 700 t oder 
6,6 %. Die Ausfuhr erfolgte überwiegend in Form 
von Erzeugnissen wie Mehl, Grieß, Stärke und Malz. 
Infolge größerer Exporte vor allem von Gerste und 
Mais in Getreideform verringerte sich allerdings 
1969 der Anteil von Getreideerzeugnissen an der 
Gesamtausfuhr auf 68®/o (1968; 86%). 


c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 
1. Erzeugerpreise 

Die Einführung der gemeinsamen Getreidepreise am 
1. Juli 1967 hatte eine erhebliche Herabsetzung des 
deutschen Preisniveaus für Getreide zur Folge ge- 
habt. Die deutschen Grundinterventionspreise wur- 
den damals um 11 bis 13 % gesenkt. Zum Ausgleich 
der eingetretenen Einkommensverluste stehen der 
deutschen Landwirtschaft aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für 1967/68 560 
Millionen DM, für 1968/69 374 Millionen DM und 
für 1969/70 187 Millionen DM zu. Die Auszahlung 
der dritten Tranche wird derzeit noch abgewickelt. 
Die Mittel werden — abgesehen von einer Sonder- 
regelung für Braugerste — ■ nach der Getreideernte- 
fläche verteilt. 

Die spekulativen Mehreinfuhren und das hohe in- 
ländische Angebot führten dazu, daß die deutschen 
Erzeugerpreise (ohne Mehrwertsteuer) für Weich- 
weizen der Standardqualität im Berichtszeitraum 
noch unter das Niveau fielen, das sich 1967/68 ge- 
bildet hatte. Von August 1968 bis August 1969 lagen 
die Preise laufend unter dem jeweiligen Vorjahres- 
niveau. Erst nach Einführung der Intervention B 
stiegen die Preise im Herbst 1969 geringfügig über 
den Vorjahresstand, blieben aber um 2 bis 3 % 
unter den Preisen von Herbst 1967. Die Auswirkun- 
gen des anhaltenden Preisdrucks waren regional 
etwas unterschiedlich, die niedrigsten Weizenpreise 
ergaben sich in Bayern, Rheinland-Pfalz und Hessen. 

Beim Roggen brachte die Anhebung des Richtprei- 
ses, des Schwellenpreises sowie der Interventions- 
preise am 1. August 1968 den Erzeugern in den 
ersten Monaten höhere Preise, danach fielen sie 
jedoch wieder unter das Vorjahresniveau zurück. 
Wie bei Weizen festigten sich die Erzeugerpreise 
für Roggen erst mit Einführung der Intervention B 
im August 1969. Die Preise für Braugerste wurden 
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Tabelle 13 


Erzeugerpreise für Getreide der Standardqualität 

arithmetischer Jahresdurchschnitt 

DM je 100 kg 


Wirtschaftsjahr 

Kalenderjahr 

Weizen 

Roggen 

Brau- 

gerste 

1961/62 

43,82 

39,84 

43,21 

1962/63 

44,23 

41,15 

42,48 

1963/64 

44,06 

40,02 

42,45 

1964/65 

44,39 

39,95 

42,28 

1965/66 

44,75 

40,25 

42,68 

1966/67 

44,31 

40,40 

42,28 

1967/68 1) 

39,32 

36,04 

36,27 

1967 

! 41,86 

38,31 

39,11 

1968 1) 

38,95 

36,11 

36,10 

1969 1) 

1 38,65 

36,11 

35,81 

gegen 1966/67 ®/o 

- 12,8 

- 10,6 

- 15,3 

gegen 1968 ®/o 

~ 0,8 

± 0 

- 0,8 ! 

! 


0 ohne Mehrwertsteuer ab Januar 1968 


von der Erhöhung des Richtpreises, des Schwellen- 
preises sowie der Interventionspreise für Gerste am 
1. August 1968 nicht beeinflußt. Die Brauereien und 
Mälzereien hatten sich vor Erhöhung dieser Preise 
weitgehend mit ausländischer Ware eingedeckt und 
größere Malzvorräte angelegt, so daß in den Mona- 
ten danach die Nachfrage nach Braugerste so gering 
war, daß die Braugerstenpreise unter Druck gerieten. 
Auch die weitere Anhebung des Richtpreises, des 
Schwellenpreises sowie der Interventionspreise für 
Gerste am 1. August 1969 brachte infolge der Kon- 
kurrenz französischer Sommergerste keine Preisauf- 
besserung bei der Braugerste. Erst durch die Inter- 
vention B kam es im Herbst 1969 zu einer leichten 
Preiserhöhung auf dem Braugerstenmarkt. 

Die Senkung der Interventionspreise am 1. Januar 
1970 um den Aufwertungssatz brachte auch eine 
Senkung der Markt- und Erzeugerpreise für Ge- 
treide mit sich. Allerdings sanken die Markt- und 
Erzeugerpreise aufgrund einer regen Nachfrage 
nach Getreide, insbesondere nach Weichweizen für 
Futterzwecke (Denaturierung), in den ersten Mona- 
ten des Jahres 1970 weniger stark als die Inter- 
ventionspreise. Für die Getreideerlöse der Erzeuger 
haben die Preise in der ersten Hälfte des Kalender- 
jahres (= 2. Hälfte des Wirtschaftsjahres) nur ge- 
ringe Bedeutung, da ca. 85 ®/o des insgesamt dem 
Markt zugeführten Getreides von der Landwirt- 
schaft in der zweiten Hälfte des Kalenderjahres ver- 
kauft werden. 


Tabelle 14 


Erzeugerpreise für Weizen, Roggen und Braugerste 

Standardqualität, arithmetischer Jahresdurchschnitt 
DM je 100 kg 


Bundesland 

Weizen 

Roggen 

Braugerste 

1967 1 

19681) 1 

19691) 

1967 1 

1968‘) 1 

19691) 

1967 1 

19681) 1 

19691) 

Schleswig-Holstein 

42,54 

40,04 

39,88 

37,74 

36,13 

36,81 

38,82 

36,03 

36,02 

Niedersachsen 

42,34 

39,30 

39,00 

38,32 

36,03 

36,46 

39,25 

35,89 

35,93 

Nordrhein-Westfalen 

42,49 

39,18 

38,66 

38,28 

36,26 

35,92 

38,65 

35,80 

36,40 

Hessen 

41,29 

38,89 

38,16 

38,28 

36,34 

35,78 

39,07 

36,02 

35,32 

Rheinland-Pfalz 

41,42 

38,52 

38,04 

38,63 

35,92 

35,97 

38,33 

35,61 

35,37 

Baden-Württemberg 

41,52 

39,00 

39,02 

38,55 

36,97 

36,77 

40,33 

36,75 

35,94 

Bayern 

41,41 

38,40 

38,03 

38,35 

36,07 

35,76 

! 39,81 

36,98 

35,87 

Saarland 

41,86 

38,30 

38,39 

38,33 

35,13 

35,42 

38,63 

34,70 

35,08 

Bundesgebiet . . J 

i 

41,86 

38,95 

38,65 

1 38,31 

36,11 

36,11 

39,11 

36,10 

35,81 


ohne Mehrwertsteuer 
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Schau bild 3 

Erzeugerpreise ') und Marktpreise 
für inländisches Getreide 


DM/IOOkg DM/100 kg 




FMAMJJASONDJ FMAMJJ A50NDJ FMAMJ J ASOND 
1 9 67 1 9 60 1 969 


’) Bundesdurchschnitt bei Welzen und Roggen; bei Braugerste Durch- 
schnittspreise der Länder Bayern, Baden-Württemberg und Rhein- 
land-Pfalz. - Standardqualität - 

2) Bei Weizen und Roggen Durchschnitt der Börsenpreise in Ham- 
burg, Hannover, Dortmund, Duisburg, Köln, Mannheim und Würz- 
burg, bei Braugerste nur Mannheim und Würzburg 


2. Verbraucherpreise 

Der nach der Getreidepreissenkung vom 1. Juli 1967 
eingetretene Rückgang der Mehlpreise hatte die 
Backbetriebe nicht zu einer Senkung ihrer Preise 
veranlaßt. So blieben in den Jahren 1967, 1968 und 
noch bis um die Jahresmitte 1969 die Verbraucher- 
preise für Brot und Backwaren auf etwa dem glei- 
chen Niveau. Erst im Zuge des allgemeinen Preis- 
auftriebs im zweiten Halbjahr 1969 stiegen auch die 
durchschnittlichen Verbraucherpreise für Roggen- 


brot und Mischbrot. Damit lag der Verbraucherpreis 
für ortsübliches Roggenbrot und für helles Misch- 
brot im Durchschnitt des Jahres 1969 zwar nur um 
1 Pf je kg höher als 1968, doch bezahlte der Ver- 
braucher schon im Dezember 1969 durchschnittlich 
6 Pf je kg mehr als im Durchschnitt des Jahres 1968. 
Der Verbraucherpreis für Haushaltsmehl war be- 
reits im zweiten Halbjahr 1968 rückläufig, er gab 
auch im Jahr 1969 noch etwas nach, so daß der 
durchschnittliche Verbraucherpreis 1969 um 3 Pf je 
kg oder 2,8 niedriger war als im Vorjahr. Der 
Verbraucherpreis für Haferflocken ging im Durch- 
schnitt des Jahres 1969 um 0,4 Vo geringfügig zu- 
rück, während der Verbraucherpreis für Teigwaren 
(Nudeln, Markenware mit Ei) um 1,3 Vo höher war 
als 1968. 

Die durch die DM-Aufwertung bedingte Reduzie- 
rung der Rieht-, Interventions- und Schwellenpreise 
in der Bundesrepublik Deutschland um 8,5 Vo zum 
1. Januar 1970 führte nicht zu einer entsprechenden 
Senkung der Verbraucherpreise. Teils lag dies dar- 
an, daß die Marktpreise für Getreide nicht so stark 
sanken wie die genannten Marktordnungspreise, 
teils wurden die niedrigeren Einstandspreise für das 
Getreide durch Ausweitung der Verarbeitungs- und 
Handelsspannen kompensiert. Nach anfänglicher 
Weigerung der Mühlenkartelle, eine Senkung der 
Mehlpreise vorzunehmen, hob der Bundesminister 
für Wirtschaft Anfang Februar 1970 im Rahmen 
seiner Mißbrauchsaufsicht die Preisbeschlüsse der 
Mühlenkonventionen für Weizenmehl auf. Darauf- 
hin wurden die in regionalen Mühlenkonventionen 
gebundenen Weizenmehlpreise um 0,8 bis 2,4 Vo ge- 
senkt. Dadurch dürften zumindest stärkere Preis- 
steigerungen bei Mehl und Backwaren vermieden 
worden sein. 

Im März 1970 lag der Verbraucherpreis für Haus- 
haltsmehl bei 1,03 DM je kg (Dezember 1969: 1,04 
DM). Roggenbrot und Mischbrot waren im März 
1970 um 3 bzw. 2 Pf je kg teurer als im Dezember 
1969. Kleingebäck (Brötchen und dergleichen) 
kostete im März um 2 Pf, Weißbrot um 3 Pf je kg 
mehr als im Dezember. 


d) Schwellenpreise und Abschöpfung 

Bei Weichweizen hat es seit dem 1. Juli 1967 keine 
Veränderung der in RE festgesetzten Schwellen- 
preise gegeben, sie erhöhten sich im Laufe eines 
Wirtschaftsjahres wie bei allen Getreidearten ledig- 
lich um die monatlichen Reports. Aufgrund des 
Überangebotes an Weichweizen am Weltmarkt san- 
ken die cif-Preise für Weichweizen im Jahre 1969 
gegenüber 1968 und 1967, so daß sich die Abschöp- 
fungen erhöhten. Im Durchschnitt des Getreidewirt- 
schaftsjahres 1968/69 erreichte der Abschöpfungs- 
satz 95 Vo des cif-Preises gegenüber 90 Vo 1967/68. 
Ähnlich verlief die Entwicklung bei Hartweizen. 
Hier erhöhte sich der durchschnittliche Abschöp- 
fungssatz von 62 auf 68 ^/o des cif-Preises. Bei 
Gerste und Mais wurden die Schwellenpreise am 
1. August 1968 und am 1. August 1969 heraufge- 
setzt. Seit August 1968 liegt der Schwellenpreis für 
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Tabelle 15 


Verbraucherpreise für Getreideerzeugnisse 


Ware 

1960 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1969 

gegen 

1960 

1 1968 

DM je kg 

0/0 

Mischbrot, hell 

0,85 

1,10 

1,20 

1,24 

1,24 

1,25 

+47,0 

+ 0,8 

Mischbrot, dunkel 

0,81 

1,07 

1,17 

1,20 

1,20 

1,21 

+49,4 

+ 0,8 

Weißbrot 

1,10 

1.41 

1,52 

1,56 

1,56 

1,58 

+43,6 

+ 1,3 

Kleingebäck 

1,65 

2,04 

2,12 

2,14 

2,14 

2,14 

+29,7 

i 0 

Weizenmehl, Type 405 

0,96 

1,06 

1,09 

1,10 

1,07 

1,04 

+ 8,3 

-2,8 

Haferflocken, 1. Sorte, gepackt 

1,96 

2,20 

2,36 

2,34 

2,38 

2,37 

+20,9 

~0,4 

Nudeln, Eierware in V 2 kg-Packungen, 









Markenware 

2,53 

2,82 

2,75 

3,00 

3,12 

3,16 

+24,9 

+ 1,3 


Schaubild 4 

Schweflenpreise, cif-Preise und Abschöpfungen für Getreide gegenüber Drittländern 




1) Arithmetisches Mittel der Monatspreise für EWG-Standardquaiität. 

Abgabepreis für Hartweizen zur Herstellung von Teigwaren; die Abschöpfung ermäßigte sich um die Differenz zwischen Schwellenpreis und 
Abgabepreis, 
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Mais um 2 DM je t über dem Schwellenpreis für 
Gerste, während er bis dahin um 2,50 DM je t dar- 
unter gelegen hatte. Am Weltmarkt kam es in den 
letzten Jahren zu einem starken Rückgang der 
Gerstenpreise; die Maispreise fielen in der gleichen 
Zeit weniger ab, und erholten sich 1969 wieder. Der 
durchschnittliche Abschöpfungssatz belief sich bei 
Gerste 1968/69 auf 97 ®/o des cif-Preises (Vorjahr 
61 Vo) und bei Mais auf 78 Vo (Vorjahr 64 Nach 
dem 1. August 1969 stiegen die Abschöpfungssätze 
im Zusammenhang mit der Anhebung der Schwel- 
lenpreise sowohl bei Gerste als auch bei Mais wei- 
ter an. 


III. Reis 

Im September 1969 begann das dritte Reiswirt- 
schaftsjahr mit einheitlichen Preisen in der EWG. 
Der Richtpreis für geschälten Reis — 1968 von 18,12 
auf 18,97 RE je 100 kg erhöht ■ — und der Interven- 
tionspreis für Rohreis — 1968 von 12,00 bzw. 12,30 
auf 12,50 RE je 100 kg erhöht — blieben 1969 un- 
verändert. Lediglich die monatlichen Zuschläge 
(Reports) für geschälten Reis wurden 1969 (von 
0,126 auf 0,3 RE je 100 kg) angehoben. Außerdem 
wurden die Interventionsbedingungen für Rohreis 
verschärft. 

Die Anbaufläche für Reis wurde in Italien, dem 
Hauptproduzenten der Gemeinschaft, weiter ausge- 
dehnt (1965: 126 000 ha; 1968: 154 000 ha; 1969: 
160 000 ha). In Frankreich dagegen geht die Anbau- 
fläche zurück (1965: 30 000 ha, 1968: 25 000 ha, 1969: 
22 000 ha). 

Während die Reisernte der Gemeinschaft 1968 in- 
folge ungünstiger Witterung mit 730 000 t Rohreis 
(Italien 650 000 t, Frankreich 80 000 t) verhältnis- 
mäßig gering ausfiel, brachte 1969 eine Ernte von 
950 000 t Rohreis (Italien 850 000 t, Frankreich 
100 000 t). Zu dieser umfangreichen Ernte kamen 
Interventionsbestände aus früheren Ernten von 
27 000 t und Bestände bei Erzeugern, Handel und 
Industrie von 140 000 t. Für die privaten Bestände 
mußte erstmals eine Ubergangsvergütung gezahlt 
werden, um die Intervention dieser Mengen zu ver- 
hindern. 

Italien hat einen Gesamtbedarf an Rohreis von 
maximal 450 000 t jährlich. Weitere etwa 100 000 t 
Reis aus der EWG-Erzeugung werden in Frankreich 
und in den Nichterzeugerländern der Gemeinschaft 
(Bundesrepublik Deutschland und Beneluxstaaten) 
verbraucht. Es müssen folglich aus der Ernte 1969 
rund 400 000 t Rohreis (= 300 000 t geschälter Reis) 
auf dem Weltmarkt abgesetzt werden. 

Der Gesamtverbrauch der Gemeinschaft liegt zwar 
bei rund 900 000 t Rohreis. Er will allerdings nur 
zum Teil aus der Gemeinschaftserzeugung gedeckt, 
da diese qualitativ den Verbrauchsvorstellungen der 
nördlichen Mitgliedsländer nicht entspricht. 

Die Weltmarktpreise für geschälten Rundkornreis 
sanken 1969 kontinuierlich infolge der allgemeinen 


Nach Freigabe des DM-Wechselkurses am 30. Sep- 
tember 1969 und der offiziellen Aufwertung der DM 
am 27. Oktober 1969 ermäßigten sich automatisch 
die auf DM umgerechneten Schwellenpreise, cif- 
Preise und Abschöpfungen um den Aufwertungs- 
satz. Bei den Verhandlungen in Brüssel wurde der 
Bundesregierung konzediert, das Interventionspreis- 
niveau, in DM ausgedrückt, vorerst beizubehalten. 
Zum Ausgleich des verminderten Außenschutzes 
wurde die Bundesrepublik Deutschland ermächtigt, 
entsprechende Ausgleichsabgaben an der Grenze zu 
erheben. Diese Ubergangsregelung lief endgültig 
am 31. Dezember 1969 aus. 


Uberschußsituation auf dem Weltmarkt von 145 auf 
105 RE je t. Die Preise für Langkornreis hingegen 
sanken nur von 150 auf 140 RE je t. Da die einheit- 
liche Abschöpfung für Drittlandsreis auf den cif-Prei- 
sen für Rundkornreis basiert, wurde der tropische 
Langkornreis, der vom italienischen Reis noch nicht 
ersetzt werden kann, ständig mit einer relativ zu 
hohen Abschöpfung belastet und verteuerte sich ent- 
sprechend. Das Bemühen der Bundesregierung geht 
dahin, eine getrennte Berechnung der Abschöpfung 
für Rundkornreis und Langkornreis zu erreichen, um 


Tabelle 16 


Versorgung mit Reis (geschält) 

1 000 t 



1966 

1967 

1968 

1969 

Anfangsbestand . . . 

99 

120 

113 

116 

Endbestand 

120 

113 

116 

114 

Einfuhr 

194 

131 

153 

148 

Ausfuhr 

26 

27 

29 

25 

Inlandsverwendung 

147 

111 

121 

125 

davon 





Marktverluste . . . 

3 

2 

2 

2 

Futter 

0 

0 

0 

0 

Industrielle 





Verwertung , . . 

6 

4 

5 

4 

Nahrungs- 





verbrauch 

138 

105 

114 

119 

desgl. in geschlif- 





fenem Reis .... 

113 

86 

93 

98 

in kg je Kopf . . 

1,9 

1,4 

1,5 

1,6 
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damit die derzeitige Diskrepanz zwischen den ein- 
heitlichen Abschöpfungssätzen und der Entwicklung 
der Weltmarktpreise für Rund- und Langkornreis 
zu beseitigen. 

Für die Ausfuhr des italienischen Uberschußreises, 
der in der Gemeinschaft nicht absetzbar ist, mußten 
1969 ständig steigende Erstattungen — bis zu 155 RE, 
je t für vollständig geschliffenen Reis — gewährt 
werden. 


Außenhandel 

Die Reiseinfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
nahm nach einem Anstieg 1968 gegenüber dem Vor- 
jahr im Jahre 1969 um 4 ^/o ab. Der Rückgang traf 
lediglich die Einfuhr aus Drittländern, während die 
Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten um 66 ^/o zunahm. 
Damit ging 1969 im Vergleich zu den beiden Vorjah- 
ren der Anteil der Drittländer an der deutschen Reis- 
einfuhr — ' auf 77 ^/o — zurück. Hauptlieferland mit 
einem Anteil von 44 ^/o blieben die USA. Überwie- 
gend — 1969 zu 72 ^/o — wird Reis in ungeschliffe- 
ner Form importiert. Bei der Einfuhr aus EWG- 
Mitgliedstaaten überwiegt der geschliffene Reis. 

Entsprechend den deutschen Verzehrsgewohnheiten 
besteht der importierte Reis zu mehr als der Hälfte 
aus Langkornreis; 1969 waren es 58 ®/o. Mit dem 
Rückgang der Reiseinfuhr 1969 aus Drittländern 
sank auch der Anteil des Langkornreises an der 
gesamten Reiseinfuhr. Bei der Einfuhr aus EWG- 
Mitgliedstaaten machte nach wie vor der Rundkorn- 
reis entsprechend dem Produktionsanfall mehr als 
die Hälfte der Einfuhr aus, wenn auch der Import 
von Langkornreis in den letzten Jahren zugenom- 
men hat. 

Die Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland an be- 
und verarbeitetem Reis war 1969 mit 23 600 t klei- 
ner als in den Vorjahren. Überwiegend an Dritt- 
länder wurde geschliffener Reis, aber auch Bruchreis 
und Reisstärke geliefert. Dabei hat sich die Ausfuhr 
von Reisstärke gegenüber dem Vorjahr fast ver- 
doppelt (auf 1208 t). Während diese Exporte 1967 
und 1968 aus importiertem Rundkornreis erfolgten, 
überwog 1969 der Langkornreis. 


Schwellenpreise und Abschöpfung 

Infolge der angehobenen Schwellenpreise und der 
gesunkenen cif-Preise erhöhten sich die Abschöpfun- 
gen. Der Abschöpfungssatz belief sich im Reiswirt- 
schaftsjahr 1968/69 auf 38 ®/o des cif-Preises gegen- 
über 18 Vo 1967/68. Bei weiter fallenden cif-Preisen 
hat sich der Abschöpfungssatz im Herbst 1969 auf | 
über 50 ®/o des cif-Preises erhöht. Durch die Ände- 
rung der DM-Parität ermäßigten sich ab Oktober ’ 


1969 Schwellenpreis, cif-Preis und Abschöpfung um 
den Aufwortungssatz. 

Tabelle 17 

Schwellenpreise, cif-Preise und Abschöpfungssätze 
für geschälten Reis 

Regelung gegenüber Drittländern 
DM je 100 kg 


1 Zeitraum 

Schwel- 
len- 
1 preis 

cif- 

Preis 

Ab- 

schöpfung 

September/ August , 




1 1964/65 

56,80 

46,71 

10,09 

' 1965/66 

56,80 

51,79 

5,01 

■ 1966/67 

j 

64,80 

59,50 

5,30 

1967/68 

72,97 

61,83 

11,14 

1968/69 

76,17 

55,18 

20,99 


Verbraucherpreise 

Die Verbraucherpreise für Reis stiegen in den Jah- 
ren 1968 und 1969 weiter an; insbesondere 1968 
war im Zusammenhang mit den Schwellenpreiserhö- 
hungen ein kräftiger Preisanstieg zu verzeichnen. 
Bis zum März 1970 erhöhte sich trotz der Möglich- 
keit billigerer Einfuhren der Verbraucherpreis für 
glasierten Langkornreis gegenüber dem Dezember 
1969 um 5 Pf je kg. Reis im Kochbeutel wurde im 
gleichen Zeitraum um 6 Pf je kg teurer. Nach dem 
starken Rückgang des Pro-Kopf-Verbrauchs von Reis 
im Jahre 1967, hat sich der Verzehr 1968 und 1969 
um je 0,1 kg wieder leicht — auf 1,6 kg — erhöht. 

Tabelle 18 

Verbraucherpreise für Langkornreis, glasiert 


I Veränderung 


Jahr 

DM je kg 1 

gegen Vorjahr 
in Vo 

1966 

1,70 


1967 

1.74 

+ 2,4 

1968 

1,90 

+ 9,2 

1969 

1,98 

+ 4,2 


) in Vü-kg-Packungen 
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IV. Zucker 


Am 1. Juli 1968 begann der gemeinsame Zucker- 
markt in der EWG. Die Vorschriften der Verord- 
nung Nr. 1009/67 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Zucker und der darauf basierenden Folge- 
verordnungen ersetzten die bis dahin geltenden na- 
tionalen Marktregelungen sowie die Ubergangsvor- 
schriften der EWG für das Wirtschaftsjahr 1967/68. 

An die Stelle der bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland für Zucker für alle Handelsstufen — 
und mit Hilfe eines Frachtkostenausgleichs auch ein- 
heitlich an allen Orten — ■ geltenden Festpreise 
(wodurch gleichzeitig ein einheitlicher, stabiler Min- 
destpreis für Zuckerrüben garantiert war) trat ein 
Rieht- und Interventionspreissystem auf der Fabrika- 
tionsstufe. Der Interventionspreis für Zucker wird 
von dem Mindestpreis für Zuckerrüben abgeleitet, 
den die Zuckerhersteller an die Anlieferer zahlen 
müssen. Diese Preise werden für das Hauptüber- 
schußgebiet der EWG (Nordfrankreich) festgesetzt. 
Für die übrigen Gebiete der EWG gelten hiervon 
abgeleitete Interventionspreise für Weißzucker und 
Mindestpreise für Zuckerrüben. In den Zuckerwirt- 
schaftsjahren 1968/69 und 1969/70 wurden diese für 
die Niederlande, Belgien und die Bundesrepublik 
Deutschland in gleicher Flöhe wie für das Haupt- 
überschußgebiet festgelegt. Für Italien als Zuschuß- 
gebiet wurden dagegen höhere und für die über- 
seeischen französischen Departements als Überschuß- 
gebiet niedrigere Preise festgesetzt, um ein ausrei- 
chendes Preisgefälle zur Deckung der Transport- 
kosten von den Überschußgebieten in die Zuschuß- 
gebiete zu gewährleisten. Für Weißzucker der Stan- 
dardqualität (Kategorie 3, ab Fabrik unverpackt) lag 
der Interventionspreis im Hauptüberschußgebiet bei 
21,23 RE oder 84,92 DM, in Italien bei 22,35 RE und 
in den überseeischen französischen Departements bei 
20,90 RE je 100 kg. 

Infolge der DM-Aufwertung ermäßigte sich der 
Interventionspreis in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ab 1. Januar 1970 um 7,22 DM auf 77,70 DM. 
Bis zum Jahresende 1969 wurde die zugestandene 
Ausgleichsregelung an der Grenze angewendet. Die 
deutschen Zuckerhersteller erhielten für die am 
1. Januar 1970 vorhandenen Zuckerbestände eine 
Ausgleichszahlung in Höhe des Aufwertungssatzes, 
so daß die Auszahlungspreise für Rüben der Ernte 
1969 von der DM-Aufwertung unberührt blieben. 

Für die Bundesrepublik Deutschland hatte die Um- 
stellung auf das gemeinsame Zuckerpreissystem eine 
Herabsetzung der Preise für Zuckerrüben um 6,2 Vo 
im Vergleich zu 1967/68 zur Folge, während sich 
z. B. in Frankreich eine beträchtliche Preiserhöhung 
um etwa 11 ^/o ergab. 

Mit Beginn der gemeinsamen Preisregelung entfie- 
len die Abschöpfungen im innergemeinschaftlichen 
Handelsverkehr mit Zucker. Zur Sicherung des inner- 
gemeinschaftlichen Preisniveaus wurde gegenüber 


Drittländern ein einheitlicher Außenhandelsschutz 
(Abschöpfung in Höhe der Differenz zwischen 
Schwellenpreis und Weltmarktpreis) eingeführt. Der 
gemeinsame Schwellenpreis wird so festgesetzt, daß 
Importzucker aus Drittländern im Hauptzuschußge- 
biet nicht billiger als Zucker aus der Gemeinschaft 
angeboten werden kann. 

Nach der Verordnung Nr. 1009/67 besteht in der 
EWG grundsätzlich volle Preis- und Absatzgarantie 
für Zucker und Zuckerrüben. Während eines Anpas- 
sungszeitraumes von 7 Jahren (bis einschließlich 
1974/75) sind jedoch Produktionsquoten festgelegt 
(BRD: 1 750 000 t Zucker); für die auf die Zucker- 
fabriken verteilten Grundquoten gilt die Preis- und 
Absatzgarantie unbeschränkt. Für die zwischen der 
Grundmenge und der Flöchstquote (z. Z. 135 Vo der 
Grundquote) liegende Erzeugung wird volle Absatz- 
garantie, jedoch nur beschränkte Preisgarantie ge- 
währt. Für darüber hinaus erzeugten Zucker besteht 
weder eine Absatz- noch eine Preisgarantie, er darf 
nicht in der Gemeinschaft abgesetzt werden. 


1 a) Produktion und Absatzlage 
I 1968 

Die Zuckerrübenernte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land war 1968 durch einen Rekordertrag von 486 dz 
je ha gekennzeichnet, während der Zuckergehalt 
erheblich unter dem Durchschnitt blieb. Der Zucker- 
ertrag je ha betrug somit 63,0 dz gegenüber 64,7 dz 
im Vorjahr. Bei einer mit 290 000 ha leicht reduzier- 
ten Anbaufläche belief sich die Zuckerrübenernte 
auf 14,1 Millionen t (Vorjahr 13,8 Millionen t). 
13,9 Millionen t wurden davon auf Zucker verarbei- 
tet, der Rest wurde direkt verfüttert oder zu Voll- 
schnitzeln verarbeitet. 

Im Kalenderjahr 1968 betrug die gesamte Zucker- 
erzeugung 1,82 Millionen t Weißzuckerwert, das 
waren 70 000 t oder 3,7 Üo weniger als 1967. Der 
Inlandsverbrauch von Zucker für Nahrungszwecke 
stieg gegenüber 1967 um 120 000 t auf 1,97 Millio- 
nen t. Die Ursache für diesen Anstieg liegt vornehm- 
lich in einem höheren Zuckerbedarf für die Verwer- 
tung der großen Stein- und Beerenobsternte, aber 
auch für die Weinzuckerung wurden größere Zucker- 
mengen als üblich benötigt. Der Zuckerverb rauch 
je Kopf lag daher mit 32,7 kg um 1,8 kg höher als 
im Vorjahr. 

Eine Maßnahme zum Abbau der Zuckerüberschüsse 
in der EWG ist die Denaturierung von Zucker zu 
Futterzwecken. Schon 1967/68, vor Beginn des ge- 
meinsamen Marktes, zahlten die Mitgliedstaaten 
I Prämien für die Denaturierung von Zucker. Im 
j Jahre 1968 wurden in der Bundesrepublik Deutsch- 
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land 280 000 t denaturierter Zucker zu Futterzwek- 
ken verwendet. 76 000 t stammten davon aus inlän- 
discher Erzeugung und 204 000 t aus Einfuhren, und 
zwar ausschließlich aus EWG-Mitgliedstaaten. Die 
Denaturierungsprämie betrug im ersten Halbjahr 
61 1 DM, im zweiten Halbjahr 561 DM je t. 

Der im Jahre 1968 höhere Gesamtverbrauch an Zuk- 
ker führte bei etwas geringerer Zuckererzeugung 
und geringerem Einfuhrüberschuß zu einem Rück- 
gang der Zuckerbestände in der Bundesrepublik 
Deutschland bis Ende 1968 auf 1,7 Millionen t bzw. 
um rund 190 000 t gegenüber Ende 1967. Zu diesem 
Bestandsabbau trugen insbesondere die im zweiten 
Halbjahr mit Hilfe von Erstattungen getätigten um- 
fangreichen Exporte in Drittländer bei; die Erstat- 
tung machte durchschnittlich 700 DM je t aus. Regio- 
nalen und temporären Absatzschwierigkeiten, ins- 
besondere im norddeutschen Überschußgebiet, 


Tabelle 19 

Versorgung mit Zucker 

1000 t Weißzuckerwert 


Gliederung | 

■ 

1966 

1 1967 

i 

1968 

1969 

Erzeugung ^) 

1770 

1892 

1822 

1923 

Anfangsbestände . . 

1630 

1715 

1882 

1692 

Endbestände 

1715 

1882 

1692 

1732 

Einfuhr 

409 

421 

371 

292 

davon 

Zucker 

337 

348 

305 

222 

darunter aus EWG . . 

251 

161 

178 

150 

zuckerhaltige 
Erzeugnisse 

72 

73 

66 

70 

Ausfuhr 

15 

35 

134 

127 

davon 





Zucker 

1 

19 

114 

109 

darunter nadi EWG . 

0 

14 

9 

61 

zuckerhaltige 
Erzeugnisse 

14 

16 

20 

18 

Inlands Verwendung 
insgesamt . . . 

2079 

2111 

2249 

2048 

davon für 





Futter 

250 

260 

280 

123 

Chemische 
Industrie 


4 

2 

8 

Nahrung 

1829 

1847 

1967 

1917 

dgl. kg je Kopf . . 

30,7 

1 

30,9 

32,7 

31,5 


einschließlich Weißzuckerwert der Rübensafterzeugung 


konnte mit dem neuen Instrument der gemein- 
samen Marktorganisation begegnet werden; von der 
Interventionsstelle wurden bis Ende 1968 68 000 t 
Zucker übernommen. 

1969 

Die Zuckerrübenernte des Jahres 1969 lag mit 
13,4 Millionen t um rund 5 ®/o unter der Ernte- 
menge des Vorjahres. Die Anbaufläche war zwar 
mit 295 000 ha um 5000 ha oder 1,7 Vo größer, der 
Ertrag blieb jedoch mit 454 dz/ha um 6,5 niedri- 
ger als im Vorjahr. Der Zuckergehalt lag aufgrund 
der recht warmen Herbstwitterung höher als 1968; 
der Zuckerertrag je ha betrug 64,7 dz gegenüber 
63,0 dz im Vorjahr. Von der Zuckerrübenernte 1969 
wurden 13,3 Millionen t Rüben zu Zucker verar- 
beitet. 

Im Kalenderjahr 1969 betrug die gesamte Zucker- 
erzeugung 1,92 Millionen t Weißzuckerwert, das 
waren 101 000 t oder 5,5 Vo mehr als im Vorjahr. 
Der Inlandsverbrauch für Nahrungszwecke erreichte 
1969 bei kleinerer Steinobst- und Beerenernte 
sowie guter Weinmostqualität nicht den Umfang des 
V orjahres. 

Da zu Beginn des Jahres 1969 die Überschüsse in 
der EWG mit Hilfe der Exporterstattungen und De- 
naturierungsprämien bereits weitgehend verwertet 
waren, wurde ab Februar 1969 auf Beschluß der 
Kommission die Denaturierungsprämie ausgesetzt. 
Erst ab September 1969 wurden mit Beginn der 
neuen Ernte wieder Prämien gewährt. Insgesamt 
wurden im Kalenderjahr 1969 in der Bundesrepublik 
F)eutschland 123 000 t denaturierter Zucker für Fut- 
terzwecke verwendet, und zwar 48 000 t aus inlän- 
discher Erzeugung und 80 000 t aus Einfuhren aus 
anderen Mitgliedstaaten. 20 000 t Futterzucker wur- 
den exportiert, und zwar fast ausschließlich nach Ita- 
lien. An die chemische Industrie wurden 1969 8000 t 
(1968; 2000 t) Zucker mit Hilfe von Produktions- 
erstattungen verbilligt abgegeben. 

Im Jahre 1969, und zwar ausschließlich in der zwei- 
ten Jahreshälfte, wurden 42 000 t Weißzucker inter- 
veniert. Im Herbst 1969 wurden 3400 t (Weißzucker) 
von der Interventionsstelle in den Inlandsmarkt, 
gegeben. Höhere Erzeugung und niedriger Ver- 
brauch führten dazu, daß die Bestände in der Bun- 
desrepublik zu Ende 1969 mit 1,73 Millionen t (ein- 
schließlich 106 600 t Interventionszucker) um rund 
40 000 t höher lagen als Ende 1968, aber unter dem 
durchschnittlichen Endbestand der Jahre 1964 bis 
1968 blieben. Der derzeitige Umfang der Zucker- 
bestände in der Bundesrepublik kann durchaus als 
normal angesehen werden, er dient der Versorgung 
bis zur neuen Ernte. 

Überschüsse bestehen in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht. Vielmehr war der Nahrungsver- 
brauch von Zucker im Durchschnitt der letzten drei 
Jahre um rund 30 000 t pro Jahr größer als die 
Zuckererzeugung, es bestand also noch ein Zuschuß- 
bedarf. Bezieht man den Verbrauch von Futterzucker 
in die Gegenüberstellung mit ein, so war der deut- 
sche Einfuhrbedarf beträchtlich größer; hierbei ist 
jedoch zu berücksichtigen, daß der hohe Verbrauch 
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von Futterzucker nur durch die Denaturierungsprä- 
mien bedingt und bereits ein Ausdruck der Über- 
schußverwertung in der EWG ist. In der EWG ins- 
gesamt wird der strukturelle Überschuß, der mit 
finanziellen Hilfsmaßnahmen, wie Exporterstattun- 
gen und Denaturierungsprämien, verwertet werden 
muß, auf über 1 Million t geschätzt; er ergibt sich 
hauptsächlich aus der Erzeugung in Frankreich und 
Belgien. 

Die Zuckerhersteller und die Rübenanbauer müssen 
sich an der Verwertung der Überschüsse in der EWG 
finanziell beteiligen. Im Zuckerwirtschaftsjahr (Juli/ 
Juni) 1968/69 überstieg die Zuckererzeugung in der 
Bundesrepublik Deutschland zuzüglich der aus dem 
Wirtschaftsjahr 1967/68 auf 1968/69 übertragenen 
Mehrerzeugung von 157 000 t und abzüglich der auf 
1969/70 übertragenen Menge von 39 000 t die fest- 
gesetzte Grundmenge von 1,75 Millionen t um rund 
190 000 t. Für diese Zuckermengen mußten die 
Zuckerhersteller eine Produktionsabgabe in Höhe 
von 35,88 DM je 100 kg Zucker aufbringen. Diese 
Abgabe durften sie bis zu 60 Vo auf die Zucker- 
rübenanbauer abwälzen; die tatsächliche Abwälzung 
betrug im Durchschnitt des Bundesgebietes rund 
46 ‘^/o oder 31 Millionen DM. 


b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Zucker (einschl. der Bezüge aus der 
DDR) ging von 1968 zu 1969 um 27% auf 222 000 t 
zurück. 

Die Anwendung der gemeinsamen Zuckermarktorga- 
nisation mit ihrem hohen Außenhandelsschutz ge- 
genüber Drittländern und dem freien innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr führte dazu, daß die Ein- 
fuhren der Bundesrepublik Deutschland in zuneh- 
mendem Maße aus den EWG-Mitgliedstaaten, ins- 
besondere Frankreich und Belgien, sowie den über- 
seeischen französischen Departements erfolgten. 

Die Zuckerausfuhr, die in früheren Jahren in der 
Regel unbedeutend war, erhöhte sich vor allem im 
ersten Zuckerwirtschaftsjahr nach Beginn des ge- 
meinsamen Marktes beträchtlich, da von den Erstat- 
tungen für Ausfuhren in Drittländer kräftig Ge- 
brauch gemacht wurde. 

c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Für die Verkäufe aus der Ernte 1968 kam erstmals 
der gemeinsame Mindestpreis für Zuckerrüben in 


V. Obst und Gemüse 


Im Berichtszeitraum wurde die gemeinsame Markt- 
organisation für Obst und Gemüse durch die Verab- 
schiedung einer Reihe von Verordnungen geändert 
bzw. ergänzt. Die Verordnung Nr. 2515/69 umfaßt 
eine Anpassung der Interventionsregelungen und 
neue Bestimmungen über die Erstattung bei der Aus- 


Höhe von 6,80 DM je 100 kg (bei 16 Vo Zucker- 
gehalt bei der Anlieferung) zur Anwendung. Dies 
bedeutete eine Herabsetzung des Rübenpreisniveaus 
gegenüber dem bisherigen deutschen Mindestpreis 
von 7,25 DM um 0,45 DM oder 6,2 %. Da für die über 
die Grundquote bis zur Höchstquote erzeugten Zuk- 
kermengen eine Produktionsabgabe zu zahlen ist, 
ermäßigt sich der Rübenpreis; für solche Mengen 
ergibt sich ein Mindestpreis von 4,00 DM. Bei dem 
niedrigen Zuckergehalt der Rüben aus der Ernte 
1968 betrug der durchschnittliche Erzeugererlös 1968 
6,23 DM je 100 kg Rüben ohne Mehrwertsteuer 
(oder 6,54 DM einschließlich Mehrwertsteuer). Aus 
der Ernte 1969 erlösten die Landwirte wegen des 
höheren Zuckergehaltes der Rüben nach vorläufi- 
gen Berechnungen bei unverändertem Mindestpreis 
7,05 DM je 100 kg Rüben ohne Mehrwertsteuer (oder 
7,40 DM einschließlich Mehrwertsteuer). 

Der gültige Interventionspreis für Zucker der Kate- 
gorie 2 — bis zum 31. Dezember 1969: 86,92 DM; 
ab 1. Januar 1970: 79,53 DM je 100 kg — liegt unter 
dem früheren deutschen Festpreis von 87,71 DM für 
diese Zuckersorte. 

Der Fabrikabgabepreis für Zucker der Kategorie 2 
(Grundsorte, unverpackt; ohne Zuckersteuer) stellte 
sich vom 1. Juli bis 31. Dezember 1968 im Durch- 
schnitt auf 88,06 DM und im Durchschnitt des Kalen- 
derjahres 1969 auf 88,21 DM je 100 kg. Damit lagen 
die Einstandspreise für den Handel und die Zucker 
verarbeitende Industrie nur unwesentlich über den 
früheren Preisen vor Beginn des gemeinsamen 
Marktes. Allerdings entwickelten sich die Zucker- 
preise nach Fortfall des Frachtausgleichs in den ein- 
zelnen Gebieten der Bundesrepublik Deutschland 
unterschiedlich. Ab 1. Januar 1970 ging der Fabrik- 
abgabepreis infolge der Auswirkungen der DM- 
Aufwertung zurück; er betrug im März 1970 81,14 
DM je 100 kg. 

Am 1. Januar 1968 wurde der einheitliche Verbrau- 
cherpreis für Zucker mit der Anwendung des Mehr- 
wertsteuergesetzes um 2 Pf je kg gesenkt. Kristall- 
raffinade (verpackt) kostete nunmehr 1,23 DM je 
kg. Mit Beginn des gemeinsamen Zuckermarktes, d. 
h. mit der Aufgabe des nationalen Festpreissystems 
auf der Einzelhandelsstufe, im Juli 1968 ging der 
Preis für 1 kg Zucker der Kategorie 1 (Kristall- 
raffinade) um 1 Pf je kg zurück. Im Juni 1969 gab 
der Preis nochmals um 1 Pf je kg nach. Als Folge der 
DM-Aufwertung sank der Verbraucherpreis bis zum 
März 1970 um 4 Pf auf 1,17 DM je kg.. 


fuhr. Mit der Verordnung Nr. 2512/69 ist eine Ver- 
besserung des Referenzpreissystems beabsichtigt. 
Die Koordinierung und Vereinheitlichung der von 
den Mitgliedstaaten gegenüber Drittländern ange- 
wandten Einfuhrregelungen wurde mit der Ver- 
abschiedung der Verordnung Nr. 2513/69 verwirk- 
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licht. Im Zusammenhang damit ist die Verordnung 
Nr 2514/69 zu sehen, nach der die Voraussetzungen 
zur Anwendung von Schutzmaßnahmen im Falle 
von ernsten Marktstörungen festgelegt werden. Alle 
diese im Dezember 1969 verabschiedeten neuen 
Regelungen werden von 1970 an angewandt. 

Die Gründung von bisher 44 Erzeugerorganisationen 
im Bundesgebiet hat seit 1967 zu einer bemerkens- 
werten Konzentration der Obst- und Gemüseerzeu- 
gung geführt. Für diese Maßnahmen wurden in den 
Rechnungsjahren 1967, 1968 und 1969 rund 16 Millio- 
nen DM Bundesmittel eingesetzt. Zur Zeit sind be- 
reits etwa 100 000 Betriebe in der Bundesrepublik 
Deutschland in Erzeugerorganisationen nach Ver- 
ordnung Nr. 159/66 für Obst und Gemüse zusammen- 
gefaßt. Zur Zusammenfasssung des Angebots und 
zur Verbesserung des Absatzes ist in diesem Bereich 
die Gründung und Tätigkeit von Erzeugerorganisa- 
tionen von ausschlaggebender Bedeutung. Es ist 
deshalb beabsichtigt, die Förderungsmaßnahmen 
auch 1970 weiter fortzusetzen. 

ln mehreren anderen Mitgliedstaaten wurden im 
Berichtszeitraum Interventionen nach den Bestim- 
mungen der Verordnung Nr. 159/66 durchgeführt. 
Nachhaltige positive Wirkungen auf den Gemein- 
schaftsmarkt konnten jedoch wiederum nicht fest- 
gestellt werden. Da staatliche Interventionen zur 
Konservierung der marktschädlichen Ubererzeugung 
beitragen, bestehen an ihrer Zweckmäßigkeit unver- 
ändert ernste Zweifel. Die Bundesregierung hat des- 
halb von solchen Möglichkeiten bisher keinen Ge- 
brauch gemacht. Aufgrund der Verordnung Nr. 
2515/69 beabsichtigt die Bundesregierung, den Er- 
zeugerorganisationen die Möglichkeit einzuräumen, 
marktstabilisierende Maßnahmen vorzunehmen. 

Die für einzelne Obst- und Gemüsearten gegenüber 
Drittländern festgesetzten Referenzpreise wurden 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1968 und in 1969 
nur vereinzelt unterschritten, so daß die gemein- 
schaftliche Erhebung von Ausgleichsabgaben nur 
für wenige Erzeugnisse z. B. Apfelsinen, für sehr 
kurze Zeiträume und gegenüber wenigen Lieferlän- 
dern notwendig wurde. 

Die Abwertung des Franc und die Aufwertung der 
DM haben sich, da Ausgleichsmaßnahmen an der 
Grenze nicht zugestanden wurden, auf die Wett- 
bewerbsbedingungen für deutsches Obst und Ge- 
müse einschließlich ihrer Verarbeitungserzeugnisse 
zunächst nachteilig ausgewirkt. Die relativ niedrige 
Selbstversorgung mit Obst und Gemüse (50 bis 
60 Vo) hatte zur Folge, daß die von den Einfuhren 
ausgehenden Preissenkungen einen Preisdruck auf 
die Erzeugerpreise ausübten. Bei den Verbraucher- 
preisen konnten ähnliche Preisbewegungen, abge- 
sehen von Sonderangeboten, nur vereinzelt und zeit- 
lich verzögert beobachtet werden. Zur Abmilderung 
der bestehenden Absatzschwierigkeiten wurden den 
Obst- und Gemüseerzeugern für besondere absatz- 
fördernde Maßnahmen 1969 zusätzlich Bundesmittel 
in Höhe von 8 Millionen DM (1968: 6 Millionen DM) 
zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus wird den 
Erzeugern aus Bundesmitteln als Ausgleich für auf- 
wertungsbedingte Verluste aus dem Jahre 1969 ein 
Betrag in Höhe von 29 Millionen DM erstattet. 


Mit der seit 1. Juli 1968 geltenden Verordnung 
Nr. 865/68 wurde für alle Zubereitungen aus Ge- 
müse und Früchten der gemeinsame Markt her- 
gestellt. Während seitdem auch im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr mit Verarbeitungs- 
erzGugnissen aus Obst und Gemüse mengenmäßige 
Beschränkungen und Zölle entfallen, können jedoch, 
um Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, Schutz- 
maßnahmen nach Artikel 115 des EWG-Vertrages 
ergriffen werden. Die Bundesregierung hat im Be- 
richtszeitraum von dieser Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht. Gegenüber Drittländern wenden die Mitglied- 
Staaten bis zur Verabschiedung der in Beratung be- 
findlichen Verordnung zur Vereinheitlichung der 
Einfuhrregelungen für Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse zunächst noch ihre bisher prakti- 
zierten Einfuhrregelungen an. 

a) Obst 

Mit 3,73 Millionen t war die Obsternte 1969 größer 
als die der Jahre 1968 (3,32 Millionen t) und 1967 
(3,34 Millionen t). Die Produktionszunahme ist aus- 
schließlich auf die Rekordernte bei Äpfeln zurückzu- 
führen. Sie erreichte 1969 eine Höhe von 2,56 Mil- 
lionen t — davon wurden rund 100 000 t nicht ab- 
geerntet — ■ und übertraf damit die Vorjahresmenge 
in Höhe von 1,56 Millionen t um rund 60 ®/o. 1967 
wurden vergleichsweise 2,27 Millionen t Äpfel ge- 
erntet. Von den 1969 insgesamt 2,56 Millionen t 
Äpfeln stammten nur 716 000 t aus dem intensiven 
Erwerbsanbau, während der hohe Anteil von 
1,84 Millionen t im Streuobstanbau und im Anbau 
von Haus- und Kleingärten anfiel und damit einer 
geordneten Vermarktung entzogen war. Die Erzeu- 
gerpreise für Äpfel sanken im Herbst 1969 auf ein 
bisher nicht erreichtes niedriges Niveau und erhol- 
ten sich bis zum Ende der Vermarktungssaison 
kaum. Auch bei den Verbraucherpreisen war 1969 
ein Rückgang zu verzeichnen, jedoch nicht in dem 
Ausmaß wie bei den Erzeugerpreisen. 

Die Ernten der meisten übrigen Obstarten fielen 
1969 deutlich geringer aus als 1968, lagen aber in 
etwa bei dem langjährigen Durchschnitt. 

Die Einfuhr von Frischobst (ohne Zitrusfrüchte) lag 
1969 mit 1,89 Millionen t (einschließlich rund 
545 000 t Bananen) auf Vorjahreshöhe. Zugenommen 
hat die Einfuhr von Birnen, während die Einfuhr 
von Pfirsichen zurückging. Die Einfuhren von Äpfeln 
waren ebenso umfangreich wie 1968. In Auswirkung 
der großen Apfelernte 1969 blieben jedoch die Ein- 
fuhren im zweiten Halbjahr 1969 um 80 000 t gerin- 
ger als im zweiten Halbjahr 1968. Der Anteil aus 
EWG-Mitgliedstaaten hat sich weiter erhöht, und 
zwar auf über 80 %. Bei dem großen Apfelangebot 
aus heimischer Erzeugung stieg der Apfelverbrauch 
je Kopf 1969 auf insgesamt 44,1 kg. Der Verbrauch 
von Stein- und Beerenobst sowie von Birnen war 
aufgrund geringerer Ernten bei diesen Obstarten 
niedriger als 1968, als eine große Stein- und Beeren- 
obsternte eingebracht wurde. Insgesamt betrug der 
Verbrauch an Frischobst je Kopf 1969 83,7 kg gegen- 
über 82,8 kg 1968. Die Einfuhr von Obsterzeugnissen 
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in Frischwert umgerechnet nahm im Kalenderjahr 
1969 gegenüber 1968 um 5 Vo ab, lag aber dennoch 
bedeutend höher als in früheren Jahren. Somit be- 
trug der gesamte Frischobstverzehr (einschließlich 
Bananen und Obsterzeugnissen in Frischwert um- 
gerechnet) 1969 93,0 kg pro Kopf (1968: 93,1 kg). 

Im Kalenderjahr 1969 stieg die Einfuhr von frischen 
Zitrusfrüchten, vor allem von Apfelsinen, Klemen- 
tinen und Mandarinen, an. Von der Apfelsinenein- 
fuhr in Höhe von 673 000 t (1968: 647 000 t) entfielen 
41 000 t auf italienische Herkünfte (1968: 44 000 t). 
Die Einfuhr von Zitruserzeugnissen stagnierte. Der 
Pro-Kopf-Verbrauch von Zitrusfrüchten ei^ischließ- 
lich in Frischwert umgerechneter Verarbeitungs- 
erzeugnisse erhöhte sich 1969 auf 19,4 kg gegen- 
über 18,7 kg im Vorjahr. 

b) Gemüse 

Die An^)aufläche von Gemüse im Freiland umfaßte 
1969 66 171 ha, das bedeutete gegenüber 1968 eine 
leichte Abnahme um 0,8 ®/o. Der Gemüseanbau unter 
Glas hat 1969 mit 1051 ha um 8,3 ^/o gegenüber 1968 
zugenommen. Mit 1,25 Millionen t blieb die Gesamt- 
ernte auf dem Freiland um 5 Vo unter dem Ergebnis 
von 1968. Der Rückgang beruht in der Hauptsache 
auf geringeren Hektarerträgen infolge ungünstiger 
Witterungsbedingungen (Trockenheit). Mit 62 000 t 
hat 1969 die Gesamternte des Gemüsebaues unter 
Glas gegenüber 1968 um 8,1 ®/o zugenommen. Relativ 
stark haben 1969 die Freilandernten bei Winterkopf- 
salat, frühen Möhren und bei Weißkohl abgenom- 


men, während die Erntemengen von Schwarzwur- 
zeln, Grünkohl und Frühjahrsspinat zugenommen 
haben. Bei wichtigen Gemüsearten erreichte der 
Vertragsanbau 1969 eine Anbaufläche von 22 700 ha. 
Der Anteil des Vertragsanbaues am Gesamtanbau 
betrug bei Herbstweißkohl 66 Vo (1966: 57®/o), bei 
Frühjahrsspinat 72 ®/o (65 Vo), bei Herbstspinat 79 Vo 
(76 Ao), bei Frischerbsen 95 Vo (93 %) und bei Busch- 
bohnen 87 % (84 %). 

Im Kalenderjahr 1969 stieg sowohl die Einfuhr 
von Frischgemüse als auch die Einfuhr von Gemüse- 
erzeugnissen (vor allem Konserven) weiter an. Ins- 
besondere nahmen die Einfuhren aus EWG-Mitglied- 
staaten zu. Insgesamt betrug die Einfuhr von Ge- 
müse (einschließlich Erzeugnisse in Frischwert um- 
gerechnet) 1969 2,06 Millionen t gegenüber 1,73 Mil- 
lionen t im Vorjahr. Die Einfuhren glichen den 
Rückgang der heimischen Erzeugung völlig aus. Der 
Pro-Kopf-Verbrauch an Gemüse erhöhte sich 1969 
gegenüber 1968 um 1,7 kg auf 64,9 kg. 

Die Entwicklung von Erzeuger- und Verbraucher- 
preisen wird in den Schaubildern 6 und 7 an 4 Bei- 
spielen gezeigt. Während bei Blumenkohl wie bei 
Tomaten die Marktverflechtung mit anderen Mit- 
gliedstaaten besonders groß ist, wird der Bedarf an 
Möhren und Weißkohl weitgehend aus inländischer 
Erzeugung gedeckt. So brachte die geringere Ernte 
an Weißkohl und Möhren 1969 überwiegend an- 
ziehende Preise für die Erzeuger bei diesen beiden 
Produkten mit sich. Aber auch die Erzeugerpreise 
für Tomaten und Blumenkohl waren trotz höherer 
Einfuhren etwas höher als im Vorjahr. 
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Die Maßnahmen zum Aufbau einer gemeinsamen | 
Marktorganisation für Wein beschränkten sich bis- | 
her gegenüber den EWG-Mitgliedstaaten auf den ! 
laufenden Abbau der Zölle bei gleichzeitiger Erhö- ; 
hung der Einfuhrkontingente und gegenüber Dritt- 
ländern auf die Angleichung der Zölle an den seit 
Juli 1968 geltenden gemeinsamen Außenzoll. 

Bei den Beratungen über den Vorschlag der EG- 
Kommission für eine gemeinsame Weinmarktorga- 
nisation vom Juni 1967 machten Frankreich und 
Italien die Durchführung des freien Warenverkehrs 
in der Gemeinschaft von der Harmonisierung gewis- 
ser weinrechtlicher Vorschriften für Tafelwein ab- 
hängig. Der Vorschlag der Bundesregierung, die 
nationalen weinrechtlichen Vorschriften zumindest 
für eine Übergangszeit gegenseitig anzuerkennen, 
wurde nicht angenommen. Die Kommission legte 
daraufhin im April 1969 ergänzende Vorschläge vor, 
die insbesondere Bestimmungen über die Definition 
von Tafelwein, den natürlichen Mindestalkoholge- | 
halt, die Grenzwerte und Verfahren für die An- 
reicherung und den Verschnitt vorsahen. 

Nachdem bei den Beratungen hierüber in einer Ar- 
beitsgruppe und im Sonderausschuß Landwirtschaft 
keine Einigung erzielt werden konnte, kam im Rat 
am 7. Februar 1970 als Kompromiß eine Entschlie- ! 
ßung zur gemeinsamen Weinmarktorganisation zu- , 
Stande, die neben verschiedenen Einzelregelungen j 
die Grundsätze für eine gemeinsame Marktorgani- I 
sation für Wein enthält. 

Die Forderung der Bundesregierung, ab sofort an- 
baubeschränkende Maßnahmen vorzusehen, konnte 
nicht durchgesetzt werden, nachdem Frankreich, ur- 
sprünglich Vorkämpfer für eine strenge Anbaurege- 
lung, seine Haltung geändert hatte. Vorgesehen 
sind jedoch eine Anbaukontrolle, sowie ein jähr- 
licher Bericht der Kommission über die Markt- 
situation. Ergibt sich daraus, daß die Tendenz zur 
Überproduktion besteht, so wird der Rat eine An- 
bauregelung erlassen, um strukturelle Überschüsse 
zu verhindern. 

Auf der Grundlage der Ratsentschließung vom 7. Fe- 
bruar 1970 legte die Kommission einen geänderten 
Vorschlag zu einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Wein vor. Nach besonders schwierigen Beratun- 
gen konnte am 22. April 1970 im Rat eine Einigung 
erzielt werden. Ab 1. Juni 1970 wird der innerge- 
meinschaftliche Weinmarkt liberalisiert. Bis dahin 
soll die Grundverordnung über Tafel- und Qualitäts- 
weine einschließlich der wesentlichen Durchfüh- 
rungsverordnung verabschiedet sein. 

Die Bundesregierung konnte erreichen, daß die be- 
sonders hart umstrittenen Vorschriften über die 
Anreicherung und Verbesserung des Weines ent- | 
spechend den Notwendigkeiten des deutschen Wein- | 


baues gestaltet wurden. Auf deutsches Drängen 
wurde in die Bestimmungen über die Weinbereitung 
eine Katastrophenklausel eingefügt, die Maßnahmen 
zur Existenzsicherung geschädigter Weinbaubetriebe 
vorsieht. 

Tafelweine werden lediglich nach Rebsorte und be- 
stimmten Qualitätskriterien definiert; Qualitäts- 
weine müssen darüber hinaus aus abgegrenzten 
Anbaugebieten stammen, für sie bleibt das deutsche 
Weingesetz weitgehend anwendbar. Der Verschnitt 
von Tafelweinen aus der Gemeinschaft ist unbe- 
schränkt zulässig, jedoch kann die Herkunftsbezeich- 
nung von Verschnitten mit Weißwein in den Zonen 
A und B (Deutschland, Luxemburg, Elsaß, Loire, 
Champagne und französisches Alpengebiet) strenger 
gehandhabt werden. Hier konnten nicht alle deut- 
schen Forderungen durchgesetzt werden. 

Für die verschiedenen Standardweintypen der Ge- 
meinschaft wurden sechs Weinarten gebildet, davon 
für die Bundesrepublik Deutschland allein drei. Zur 
Marktstützung wird für die verschiedenen Wein- 
arten ein Orientierungspreis und davon abgeleitet 
95 Üo) ein Auslösungspreis (der die Intervention 
auslöst) festgesetzt, sowie ein Referenzpreis, der die 
Einfuhrschwelle aus Drittländern bestimmt. Der 
Orientierungspreis beträgt bei der wichtigen Wein- 
art R 1, auf die jährlich etwa 80 Millionen hl Rot- 
most in der Gemeinschaft entfällt, 1,35 RE je Grad/hl, 
was bei 10° Alkohol etwa 50 Pf je 1 entspricht. Der 
I Referenzpreis beträgt für diese Weinart 1,62 RE und 
I der Auslösungspreis 1,28 RE je Grad^l. Als Inter- 
I ventionsmaßnahme sind Lagerprämien für die Win- 
zer vorgesehen. Für eine Destillation von Über- 
schußwein ist ein Ratsbeschluß erforderlich. Das auf 
französisches Drängen vereinbarte Niveau der 
Orientierungs- und Interventionspreise erscheint aus 
heutiger Sicht relativ hoch festgelegt. 

Ferner gelten folgende wichtige Einzelregelungen: 

— Der natürliche Mindestalkoholgehalt bei Tafel- 
weinen wird in der Zone A, die die meisten 
deutschen Weinbaugebiete umfaßt, auf 5° fest- 
gelegt. Das entspricht etwa 43° Öchsle. In Jahren 
mit schlechten klimatischen Bedingungen ist bei 
Unterschreiten dieses Satzes eine Verarbeitung 
zu Schaumwein zulässig. 

— Die Naßzuckerung ist in der Zone A für eine 
; Übergangszeit bis zum 30. Juni 1979 weiter zu- 
gelassen, und zwar bei Tafelwein mit einer 
Volumenerhöhung bis zu 15 Üo und bei Qualitäts- 
wein bis zu 10 Vo. 

— Die Höchstgrenze für den gesamten Alkoholge- 
halt nach Anreicherung beträgt für die Zone A 
11,5", für die Zone B 12° und für Rotwein 12° 
bzw. 12,5°. 
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Tabelle 20 


Versorgung mit Wein 


Gliederung 


Erzeugung 

Bestandsänderung . . . . 
Einfuhr 

von Trinkwein ^) . . . 
darunter aus EWG . . 

von Brenn- und 
Essigwein 

darunter aus EWG . . 

zusammen 

darunter aus EWG 

Ausfuhr 

Verbrauch 

davon 

Brenn- undEssigwein 

Trinkwein 

dgl. 1 je Kopf 


1967 

i 

1968 

i 

1969 

1000 hl ! 

6 300 

6 289 

6 146 

J-221 

+ 228 

+ 215 

3 269 

3 595 

4 032 

1 704 

1 935 

2 197 

1 281 

1 641 

1 622 

1 001 

1 363 

1 452 

4 550 

5 236 

5 654 

2 705 

3 298 

3 649 

279 

256 

288 

10 350 

11 041 

11 297 

1 281 

1 641 

1 622 

9 069 

9 400 

9 675 

15,1 

15,6 

15,9 ^ 


einschließlich geschätzter Erzeugung in Kleinbetrieben 
mit einer Rebfläche unter 10 a und ohne Verkauf von 
Wein oder Weinmost 

einschließlich Schaumwein, Wermut und Grundweine 
zur Herstellung von Schaumwein und Wermut, sowie 
Traubenmost zur Weinherstellung 


Wie in den Vorjahren hat der Rat auch 1968 und 
1969 keinen Beschluß über die Erhöhung des EWG- 
Globalkontingents für Wein gefaßt, da die Voraus- 
setzungen dafür, nämlich Fortschritte bei der Errich- 
tung der gemeinsamen Marktorganisation für Wein, 
nicht Vorgelegen hatten. Die Bundesregierung er- 
öffnete jedoch autonom zusätzliche Einfuhrmöglich- 
keiten für Trinkwein in Höhe von ca. 370 000 hl im 
Jahre 1968 und rund 545 000 hl im Jahre 1969 aus 
EWG-Ländern. 

Die Weinerzeugung der Bundesrepublik Deutschland 
entsprach 1968 mit 6,3 Millionen hl der Vorjahres- 
menge, die Mostgewichte lagen jedoch infolge un- 
günstiger Witterungsverhältnisse unter denen des 
Vorjahres. Die Weinerzeugung 1969 war um 140 000 
hl geringer, die Qualität des Weinmostes war jedoch 
weit besser als 1968. Die Preise für Weine des Jahr- 
gangs 1969 zeigen daher auch eine steigende Ten- 
denz. Sowohl 1968 als auch 1969 waren Angebot und 
Nachfrage ausgeglichen, so daß der Stabilisierungs- 
fonds für Wein nicht mit Marktstabilisierungsmaß- 
nahmen einzugreifen brauchte. 

Der Konsum von Trinkwein einschließlich Schaum- 
wein in der Bundesrepublik Deutschland nahm 1968 
und 1969 weiter zu, er belief sich 1969 auf 15,9 1 
je Kopf gegenüber 15,6 1 1968 und 15,1 1 1967. 
Der steigende Bedarf hatte steigende Einfuhren zur 
Folge. Die Einfuhr von Trinkwein einschließlich der 
Grundweine zur Herstellung von Schaumwein und 
Wermut- und Kräuterwein (1969: 0,8 Millionen hl) 
betrug im Kalenderjahr 1969 rund 4 Millionen hl 
gegenüber 3,6 Millionen hl 1968 und 3,3 Millionen 
hl 1967. 

Der Anteil der gesamten Weinimporte (Trinkwein 
und Verarbeitungsweine aller Art) aus EWG-Län- 
dern nahm kontinuierlich zu. Er betrug 1969 64,4 ®/o 
gegenüber 63,0 ^/o 1968 und 59,5 ^/o 1967. 


VII. Rindfleisch 


Nachdem eine gemeinsame Preispolitik für Rind- 
und Kalbfleisch in der EWG bereits zum 1. April 
1968 durch die Festsetzung einheitlicher Orientie- 
rungspreise — für das Rinderwirtschaftsjahr 1968/69 
in Höhe von 272 DM je 100 kg Lebendgewicht für 
Rinder und von 366 DM je 100 kg Lebendgewicht für 
Kälber — verwirklicht werden konnte, fielen die 
Binnenzölle auf dem Rindfleischsektor in der Ge- 
meinschaft ab 29. Juli 1968 mit der Anwendung der 
EWG-Marktorganisation für Rindfleisch (Verord- 
nung Nr. 805/68 vom 27. Juni 1968) fort. Das gegen- 
über ider Verordnung Nr. 14/64 modifizierte Einfuhr- 
system für Drittlandswaren beruht nach wie vor auf 
Zöllen. Diese werden nunmehr bei Unterschreitung 
von 106 ®/o des Rinderorientierungspreises in zuneh- 
mendem Umfang durch Abschöpfungen ergänzt. 
Diese Neuregelung hat die Dispositionsmöglichkei- 


ten des Importhandels verbessert und die Flexibili- 
tät des Abschöpfungssystems erhöht. 


Rindergefrierfleisch unterliegt seit dem 29. Juli 1968 
einer besonderen Abschöpfungsregelung, die sich 
von der Regelung bei Frischfleisch durch die zeit- 
liche Festsetzung der Abschöpfungssätze (Frisch- 
fleisch wöchentlich, Gefrierfleisch monatlich) und 
durch gewisse Einfuhrvergünstigungen (Abschöp- 
fungsfreiheit bzw. Abschöpfungsermäßigung) für 
Gefrierfleisch zu Verarbeitungszwecken (Vorder- 
viertel und knochenloses Fleisch) unterscheidet. 
Diese Einfuhrbegünstigungen wurden von deutscher 
Seite, insbesondere von der Verarbeitungsindustrie 
im Jahre 1969 weitgehend ausgenutzt. Dazu trug 
auch die Aufhebung des bis zum 31. Dezember 1968 
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auf nationaler Ebene bestehenden Verbots der Ein- 
fuhr von knochenlosem Gefrierfleisch bei. Die 
derzeitige Regelung erlaubt Importe dieser Ware 
aus bestimmten, von den deutschen Gesundheits- 
behörden zugelassenen Schlachtbetrieben. Damit 
sind die bisherigen Wettbewerbsverzerrungen bei 
der Einfuhr von Rindergefrierfleisch in der EWG 
z. T. abgebaut worden. Eine völlige Wettbe- 
werbsgleichheit tritt erst ein, wenn die in Vor- 
bereitung befindliche Richtlinie des Rates zur Rege- 
lung viehseuchenrechtlicher und gesundheitlicher 
Fragen bei der Einfuhr von Rindern und Schweinen 
sowie frischem Fleisch aus Drittländern angewendet 
wird. 

Das Präferenzabkommen zwischen der EWG und 
Dänemark über abschöpfungsbegünstigte Lieferun- 
gen von Kühen zu Verarbeitungszwecken in die 
EWG hat 1969 in der Bundesrepublik Deutschland 
zu einem Anstieg dänischer Kuhimporte gegenüber 
dem Vorjahr geführt. Dadurch entstand zeitweise 
ein gewisser Angebotsdruck im norddeutschen 
Raum, der seinen Niederschlag in einem Absinken 
der Kuhpreise unter den Interventionspreis fand. 

Interventionen auf regionaler Basis erfolgten in der 
Bundesrepublik Deutschland während der Weideab- 
triebszeit 1968 und 1969, im übrigen EWG-Raum 
nur im Herbst 1968 in Frankreich und Belgien. 

Zur Lösung des Überschußproblems auf dem Milch- 
sektor wurde im Rat Anfang Oktober 1969 
eine prämienbegünstigte Abschlachtaktion für 
250 000 Milchkühe in der Gemeinschaft sowie eine 
prämienbegünstigte Aktion für weitere 250 000 
Milchkühe zur Umstellung auf die Fleischproduktion 
beschlossen. An der Kuhabschlachtung, die in der 
Zeit vom 9. Februar bis 30. April 1970 durchgeführt 
wurde, beteiligten sich deutsche Produzenten mit 
168 000 Tieren, das sind rund 60 Vo aller zur Ab- 
schlachtung angemeldeten Kühe in der EWG. (Der 
Anteil der Milchkühe in der Bundesrepublik 
Deutschland an der Gesamtzahl in der EWG beträgt 
rund 27 Vo.) Diese Aktion führte bereits im Januar 
1970 zu erheblichen Preisrückgängen am deutschen 
Schlachtrindermarkt. Entlastungsmaßnahmen der 
EVSt-Schlachtvieh konnten die Preisrückgänge in 
den folgenden Monaten weitgehend auffangen. 

Im EWG-Raum dürfte Rindfleisch weiterhin knapp 
bleiben; aus diesem Grunde tritt die Bundesregie- 
rung dafür ein, die Umstellung von der Milch- auf 
die Rindfleischproduktion auch künftig zu unter- 
stützen. Um den Rindvieh haltenden Betrieben einen 
Anreiz für diese Umstellung zu geben, erscheint im 
Rahmen einer Gesamtlösung des Problems Rind- 
fleisch/Milch eine gewisse Anhebung des Rinder- 
orientierungspreises zweckmäßig. 


a) Produktion und Absatzlage 

1968 

Im Jahre 1968 nahm die Produktion weiter zu, wenn 
auch mit mehr als 3 Vo nur halb so stark wie im 


Jahr zuvor. Aus rund 4 Millionen Schlachtungen von 
Rindern inländischer Herkunft fiel eine Rindfleisch- 
menge von 1,07 Millionen t an. Die Nachfrage nach 
Rindfleisch stieg bei einem gleichzeitig großen und 
preisgünstigen Angebot an Schweinefleisch kräftig 
an und wirkte sich entsprechend auf die Höhe der 
Marktpreise für Schlachtrinder aus. Die Einfuhren 
erreichten nach dem starken Rückgang im voran- 
gegangenen Jahr mit 202 000 t fast wieder die Höhe 
von 1966. Das war im wesentlichen auf die — libe- 
ralisierte — Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten zu- 
rückzuführen. Allein aus Frankreich wurden 105 000 
t Rindfleisch importiert, die zu einem großen Teil 
aus Lagerbeständen stammten. Die Ausfuhren nah- 
men zwar wiederum kräftig zu, allerdings nur um 
etwa ein Viertel der Einfuhrsteigerung, so daß sich 
mit 169 000 t ein höherer Einfuhrüberschuß ergab. 
Insgesamt wurden 1968 je Kopf der Bevölkerung 
20,5 kg Rindfleisch verbraucht gegenüber 19,7 kg 
im Jahre 1967. Infolge der weiteren Ausdehnung 
der Jungrindermast, zu der 1968 rund 71 ^/o der ge- 
borenen Kälber herangezogen wurden, und der auf 
fast 400 000 Kälber stark angestiegenen Ausfuhren 
nach Italien — vor allem aus dem süddeutschen 
Raum ■ — sank die inländische Produktion an Kalb- 
fleisch gegenüber dem Vorjahr um 10®/o auf 87 000 t. 
Durch vermehrte Einfuhren von Kalbfleisch in 
Höhe von 37 000 t, hauptsächlich aus den Nieder- 
landen, wurde die Lücke im Aufkommen an Kalb- 
fleisch aus inländischer Erzeugung mehr als ge- 
schlossen, Der Verbrauch an Kalbfleisch stieg somit 
von 2,0 kg im Vorjahr auf 2,1 kg je Kopf der Bevöl- 
kerung. 


1969 

Trotz einer weiteren Ausdehnung des Rinderbestan- 
des war die inländische Erzeugung an Rindfleisch 
nur unwesentlich höher als im Jahr zuvor. Sie be- 
trug bei 4,04 Millionen Schlachtungen rund 1,08 Mil- 
lionen t oder 1 Vo mehr als 1968. Dagegen waren im 
Außenhandel mit lebendem Schlachtvieh größere 
Änderungen zu verzeichnen. Im Berichtsjahr verrin- 
gerte sich die Einfuhr von Nutz- und Zuchtrindern 
um ein Drittel auf 18 400 Tiere, während die Aus- 
fuhr der gleichen Kategorie auf 36 800 Tiere anstieg. 
An lebenden Schlachtrindern wurden 10 000 Stück 
oder mehr als das Doppelte wie im Vorjahr ausge- 
führt. Entscheidend beeinflußt wurde die Versor- 
gung mit Rind- und Kalbfleisch von den 1969 auf 
490 000 Stück gestiegenen Exporten von Kälbern. 
Durch diese Ausfuhr, die fast ausschließlich nach 
Italien ging, verminderte sich nicht nur das Kalb- 
fleischangebot aus Schlachtungen von Tieren inlän- 
discher Herkunft, sondern in gewissem Umfang auch 
der Nachschub für die Rindfleischproduktion. Damit 
geht der heimischen Landwirtschaft der Erlös aus 
der Mast dieser Tiere verloren, während Italien auf 
der Grundlage der — außerdem auch aus Frankreich, 
Belgien, Österreich und den Balkanländern — im- 
portierten Kälber im Norden seines Landes eine ge- 
werbliche Kälbermast größeren Umfangs aufbaut. 
Die niedrigeren Futterkosten bei Maisfütterung ge- 
ben dem italienischen Mäster einen Wettbewerbs- 
vorteil. 
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Tabelle 21 

Versorgung mit Rind- und Kalbfleisch 

ohne Schlachtfette und Innereien 


Erzeugung i ^ I Verbrauch 


Wirtschafts- 

jahr 

Kalender- 
jahr 1 

1 

ohne 

1 

mit 

Bestands- 

; i 

1 ! 

Einfuhr i Ausfuhr 

ohne 

i 

1 mit 

je Kopf 

j Anteil 

1 am ge- 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

änderung 



' i 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

' samten 
j Fleisch- 
ver- 
brauch 

i 




1000 t 



i 

kg 

1 Vo 





Rindfleisch 






1961/62 

i 858 

881 

1 +13 

1 

202 

20 

’ 1 027 

1 050 

18,5 

29,4 

1962/63 

1 957 

990 

1-13 

178 

49 

' 1 073 

1 106 

19,3 

29,9 

1963/64 

1 949 

979 

T- 1 

196 

33 

' 1 111 

1 141 

19,7 

30,8 

1964/65 

! 881 

907 

“ 4 

220 

15 

1 090 

1 116 

19,0 

28,9 

1965/66 

856 

886 

+ 0 

274 

5 

1 125 

1 155 

19,5 

29,2 

1966/67 

992 

1 029 

+ 0 

177 

16 

1 153 

1 190 

19,9 

29,5 

1967/68 

; 1 022 

1 056 

- 3 

164 

28 

1 161 

1 195 

19,9 

28,3 

1967 

1 001 

1 036 

“ 8 

157 

22 

; 1 144 

1 179 

19,7 

28,9 

1968 

1 040 

1 072 

-h 7 

202 

33 

1 202 

1 234 

20,5 

28,2 

1969 

1 052 

1 084 

! - 3 

1 

231 

52 

1 234 

1 266 1 

20,8 

28,5 





Kalbfleisch 






1961/62 

89 

91 

1 „ 

16 

— 

105 

107 1 

1,9 

3,0 

1962/63 

i 108 

111 

; — 

11 

— 

1 119 

122 

2,1 

3,3 

1963/64 

103 

106 

! “ 

6 

— 

1 109 

112 1 

1,9 

3,0 

1964/65 

97 

100 

' — 

4 

0 

i 101 

104 

1,8 

2,1 

1965/66 

96 

99 

— 

9 

0 

105 

108 

1,8 

2,7 

1966/67 

i 97 

1 

100 

i — 

18 

2 

! 113 

1 

116 

1,9 

2,9 

1967/68 

88 

91 


32 

1 

119 

122 

2,0 

2,9 

1967 

94 

97 

— 

27 

3 

: 118 

i 

121 i 

2,0 

3,0 

1968 

85 

87 

— 

37 

0 

122 

124 

2,1 

2,8 

1969 

79 

82 

— 

47 

1 

125 

128 

2,1 

2,9 


Bei verhältnismäßig hohen Schlachtrinderpreisen Die mit 82 000 t gegenüber 1968 um 5 000 t gerin- 

stieg die Einfuhr von Rindfleisch um 29 000 t auf gere inländische Erzeugung von Kalbfleisch wurde 

231 000 t weiter an, während die Ausfuhr sich um durch größere Einfuhren in Höhe von insgesamt 

19 000 t auf 52 000 t erhöhte. Einschließlich des Be- 47 000 t mehr als ausgeglichen. Wie im Jahr zuvor 

Standsabbaues von Vorräten in öffentlicher Hand kam die Einfuhr zu einem großen Teil aus den 

wurden 1969 je Kopf der Bevölkerung 20,8 kg Rind- Niederlanden. Je Kopf der Bevölkerung wurden 

fleisch gegenüber 20,5 kg im Jahr 1968 verzehrt. rund 2,1 kg Kalbfleisch verbraucht, wie im Jahre 

1968. 
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Tabelle 22 


Einfuhr von Rind- und Kalbfleisch 

einschließlich Schlachtvieh, Fleischerzeugnisse und Innereien 


Herstellungsländer 

1961/62 

1 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1 

1965/66 

1966/67 j 

1967 68 

1967 

1968 

1969 

1969 

gegen 

1968 

1 000 t Schl adlige wicht 

Verände- 
rung in “/o 






Lebende Schlachtrinder 




EWG 

5,4 

4,2 

1,7 

0,6 

2,3 

0,7 

0,4 

0,6 

0,9 

0,4 

- 62 

Drittländer 

1 103,7 

1 

87,5 

84,1 

91,3 

133,4 

46,4 

32,5 

27,2 

41,8 

54,2 

+ 30 

insgesamt . . . 

109,1 

91,7 

85,8 

91,9 

135,7 

47,1 

32,9 

27,8 

42,7 

54,6 

\ + 28 





Hälften und 

Viertel 

von Rindern 




EWG 

47,0 

43,1 

46,9 

49,7 

54,5 

65,0 

83,3 

71,5 

106,9 

86,9 

“ 87 

Drittländer 

40,1 

35,8 

53,9 

66,4 

67,4 

48,3 

21,7 

35,8 

26,9 

39,6 

+ 47 

insgesamt . . . 

87,1 

78,9 

100,8 

116,1 

121,9 

113,3 

105,0 

107,3 

133,8 

126,5 

- 5 



Fleischteilstücke, Fleischerzeugnisse 

und Innereien 

von Rindern 


EWG 

4,6 

5,1 

6,3 

5,9 

5,1 

6,0 

7,0 

6,5 

7,2 

7,0 

- 2 

Drittländer 

7.6 

8,1 

9,2 

14,5 

18,8 

16,4 

21,2 

21,0 

19,1 

44,8 

+ 33 

insgesamt . . . 

12,2 

13,2 

15,5 

20,4 

23,9 

22,4 

28,2 

27,5 

26,3 

51,8 

+ 97 






Rinder und Rindfleisch 









einschließlich Erzeugnisse und 

Innereien 



EWG 

57,0 

52,4 

54,9 

56,2 

61,9 

71,7 

90,7 

78,6 

115,0 

94,3 

! “ 

Drittländer 

151,4 

131,4 

147,2 

172,2 

219,6 

111,1 

75,4 

84,0 

87,8 

138,6 

+ 58 

darunter 












Staatshandelsländer . 

17,5 

15,1 

12,0 

15,2 

26,4 

19,8 

14,0 

12,8 

19,9 

22,7 

+ 9 

insgesamt . . . 

208,4 

183,8 

202,1 

228,4 

281,5 

182,8 

165,8 

162,6 

202,8 

232,9 

+ 15 






Kälber 

und Kalbfleisch 





EWG 

12,4 

8,1 

4,9 

4,3 

6,9 

15,6 

25,8 

22,4 

31,6 

33,8 

+ 7 

Drittländer 

3,7 

2,7 

1,3 

0,2 

2,0 

2,7 

6,0 

4,7 

5,9 

12,6 

+ 116 

insgesamt . . . 

16,1 

10,8 

6,2 

4,5 

8,9 

18,3 

31,8 

27,1 

37,5 

46,4 

4- 24 


einsdiließlidi Schlachtfette 
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Tabelle 23 


Marktpreise für Schlachtrinder und Verbraucherpreise für Rindfleisch 


Gliederung 

Zeitraum 

Januar/ 

März 

April/ 

Juni 

Juli/ 

Septem- 

ber 

Oktober/ 

Dezem- 

ber 

Kalender- 

jahr 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

1 Marktpreise für Schlachtrinder DM je kg 







(0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlachtgewicht) 







1961 

3,86 

4,09 

4,07 

3,94 

3,99 

4,00 


1962 

3,98 

3,99 

3,83 

3,63 

3,86 

3,80 


1963 

3,65 

4,07 

4,07 

4,09 

3,97 

4,28 


1964 

4,38 

4,61 

4,55 

4,64 

4,55 

4,86 


1965 

5,03 

5,25 

5,09 

4,72 

5,02 

4,80 


1966 

4,64 

4,75 

4,64 

4,49 

4,63 

4,56 


1967 

4,51 

4,60 

4,48 

4,35 

4,49 

4,58 


1968 1) 

4,64 

4,87 

4,94 

4,83 

4,82 









4,97 


1969 

5,03 

5,06 

5,00 

4,79 

4,97 


Verbraucherpreise für Rindfleisch DM je kg 
(0 aller Teilstücke des Schlachtgewichtes) 








1961 

5,31 

5,33 

5,37 

5,39 

1 5,35 

i 

5,40 


1962 

5,40 

5,43 

5,46 

5,46 

5,44 

5,46 


1963 

5,42 

5,49 

5,60 

5,73 

5,56 

5,82 


1964 

5,92 

6,03 

6,16 

6,30 

6,10 

6,45 


1965 

6,57 

6,79 

6,85 

6,95 

6,79 

6,94 


1966 

6,96 

7,01 

7,06 

7,01 

7,01 

6,98 


1967 

6,94 

6,92 

6,86 

6,82 

6,88 

6,77 


1968 ') 

6,74 

6,65 

6,68 

6,70 

6,69 

6,76 


1969 

6,80 

6,87 

6,93 

7,04 

6,91 


Preisveränderung 

± Pf je kg 







Marktpreise 

1969 ^) gegen 1961 

+ 117 

+ 97 

+ 93 

+ 85 

+ 98 



1968 

+ 39 

+ 19 

+ 6 

- 4 

+ 15 


Verbraucherpreise 

1969 ^) gegen 1961 

+ 149 

+ 154 

+ 156 

+ 165 

+ 156 



1968 

1 

+ 6 

+ 22 

+ 25 

+ 34 

+ 22 



h ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 

Quelle: Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschwcig-Völkenrode, BML 
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b) Außenhandel 

Bei zunehmender Nachfrage nach Rindfleisch in den 
letzten Jahren und nur schwach steigender Produk- 
tion erhöhte sich die Einfuhr von Rindern und Rind- 
fleisch (einschließlich -erzeugnissen und Innereien). 
Sie nahmen im Jahre 1968 gegenüber dem Vorjahr 
um 25 ^/o zu, 1969 abermals um 15 '®/o zu. 

Der Fortfall der EWG-Binnenzölle im Sommer 1968 
begünstigte im zweiten Halbjahr 1968 die Einfuhr 
aus EWG-Mitgliedstaaten, vornehmlich aus Frank- 
reich. 1969 ging sie jedoch infolge der gegenüber 

1968 niedrigeren Rindfleischproduktion in den mei- 
sten EWG-Mitgliedstaaten zurück, und zwar um 
18 0 / 0 . 

Demgegenüber stieg die Einfuhr aus Drittländern 
an, 1968 zwar nur geringfügig, doch 1969 um mehr 
als die Hälfte. Die Ermäßigung der Abschöpfung 
für Gefrierfleisch sowie das Präferenzabkommen der 
EWG mit Dänemark, durch das die Einfuhr von 
Kühen zur Verarbeitung erleichtert wurde, förderte 
diese Entwicklung. Die Lebendvieheinfuhr aus 
Dänemark übertraf 1969 den Vorjahresumfang um 
41 o/o, die Einfuhr von Rindern und Rindfleisch ins- 
gesamt um 36 o/o. 

Die Einfuhr aus südamerikanischen Ländern hat sich 

1969 gegenüber dem Vorjahr, als sie rückläufig war, 
auf 61 600 t verdoppelt, während die Einfuhr aus 
Staatshandelsländern um 14 o/o zunahm. 

Relativ stärker als die Einfuhr von Rindfleisch hat 
in den beiden letzten Jahren die Einfuhr von Käl- 
bern und Kalbfleisch zugenommen. Dabei hat sich 
die Einfuhr aus Drittländern infolge der vermehrten 
Bezüge aus Staatshandelsländern verdoppelt. 

Relativ stärker noch als die Einfuhr nahm in den 
letzten beiden Jahren die Ausfuhr von Rindern und 
Rindfleisch zu. Sie war 1969 mit 54 200 t um 59 Vo 
größer als im Vorjahr und stieg besonders im zwei- 
ten Halbjahr. 1969 gingen 81 o/o der Ausfuhr in 
EWG-Mitgliedstaaten, vor allem nach Frankreich 
und Italien. Die Exporte in Drittländer haben sich 
wesentlich stärker — um mehr als das Doppelte — 
vermehrt. Hauptabnehmerländer unter ihnen waren 
1969 die Staatshandelsländer, die 14 o/o der Ausfuhr 
aufnahmen. Die Entwicklungsländer erhielten einen 
Teil der Exporte als Hilfslieferungen im Rahmen 
des Welternährungsprogramms. 

überwiegend wurde Rindfleisch frisch gekühlt oder 
gefroren exportiert. Aber auch die Ausfuhr von 
lebenden Tieren und von Konserven hat zugenom- 
men. Die Ausfuhr von verarbeitetem Rindfleisch 
blieb mit einem Anteil von weniger als 10 o/o der 
Gesamtausfuhr relativ gering. 

Die Ausfuhr von Kälbern und Kalbfleisch stieg 1969 
wieder an, vornehmlich aufgrund höherer Kälber- 
exporte nach Italien. 

c) Markt- und Verbraucherpreise 

Nachdem die Preise für Schlachtrinder sowohl 1966 
als auch 1967 in allen Monaten niedriger gelegen 
hatten als jeweils zur gleichen Vorjahreszeit, führte 
die über das ganze Jahr 1968 hohe Nachfrage in der 
Marktstufe zu höheren Schlachtrinderpreisen. Im 


1 Jahre 1969 hielt bei weiter günstiger Nachfrage, 
die das Angebot an Rindfleisch übertraf, der Preis- 
anstieg für Schlachtrinder an. Mit 4,97 DM je kg 
Schlachtgewicht wurde der entsprechende Vorjah- 
respreis um 14 Pf je kg überschritten. Gegen Ende 
des Jahres gaben die Preise nach und sind mit Be- 
ginn des Jahres 1970 bereits in Auswirkung der 
ab 9. Februar 1970 einsetzenden Abs(±ilachtaktion 
für Milchkühe unter das vergleichbare Vorjahres- 
niveau abgesunken. 

Nachdem im zweiten Halbjahr 1967 die Verbraucher- 
ausgaben für Rindfleisch als Folge der wirtschaft- 
lichen Rezession schlagartig zurückgegangen waren, 
erreichten sie im ersten Halbjahr 1968 wieder das 
Vorjahresniveau und stiegen in den anschließenden 
sechs Monaten um 4,6 o/o gegenüber der Vorjahres- 
zeit an. Wenn trotzdem die Erlöse für Schlachtrinder 
in der Viehmarktstufe in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1968 sich mit 17,4 o/o weitaus stärker erhöh- 
ten, so deswegen, weil im Zuge des verhältnismäßig 
knappen Angebotes an Rindfleisch die Konkurrenz 
der fleischverarbeitenden Betriebe sich stärker als 
üblich auswirkte und zu einer Einengung der Han- 
dels- und Bearbeitungsspannen führte. 

Im Jahre 1969 wendeten die Verbraucher sowohl 
in der ersten als auch in der zweiten Jahreshälfte 
mehr Geld für den Einkauf von Rindfleisch auf als 
zur gleichen Zeit des Vorjahres. Diese Steigerung 
der Verbraucherausgaben in den beiden Halbjahren 
um jeweils ziemlich gleichbleibend 5 o/o führte je- 
doch im zweiten Halbjahr 1969 nicht zu einer ähn- 
lichen Steigerung der Ausgaben in der Marktstufe. 
Hierin kommt eine Wiederausweitung der Handels- 
und Bearbeitungsspanne zum Ausdruck. Dabei san- 
ken die Schlachtrinderpreise in den letzten zwei 
Monaten des Jahres 1969 unter das entsprechende 
Vorjahresniveau, während die Rindfleischpreise im 
Durchschnitt aller Teilstücke kräftig anstiegen. 

Die Kälberpreise je kg Schlachtgewicht stellten sich 
im Jahre 1968 im Durchschnitt aller Klassen auf 
7,04 DM einschließlich Mehrwertsteuer. Zu diesem 
! für den Erzeuger günstigen Preis trug vor allem die 
stark gestiegene Ausfuhr von Kälbern nach Italien 
bei. Da sie auch im Jahre 1969 weiter zunahm, er- 
gab sich für den Jahresdurchschnitt ein Anstieg auf 

7.19 DM je kg Schlachtgewicht. 

Vom Juli 1968 bis zur Jahreswende 1968/69 stiegen 
die Einzelhandelspreise für Schmor- und Kochfleisch 
ständig in geringem Umfang. Rinderschmorfleisch 
kostete 1968 im Durchschnitt 9,45 DM je kg, Koch- 
fleisch dagegen 6,01 DM je kg. Während des ersten 
Halbjahres 1969 traten keine nennenswerten Preis- 
veränderungen bei Rindfleisch ein. Als jedoch ab 
Sommer 1969 aufgrund der günstigen Konjunktur- 
lage die Lohn- und Gehaltseinkommen stärker 
stiegen und die Nachfrage zunahm, wurden 
Preiserhöhungen bei Schmor- und Kochfleisch fest- 
gestellt. Der Durchschnittspreis für 1969 betrug bei 
Schmorfleisch 9,79 DM je kg und bei Kochfleisch 

6.19 DM je kg. Das bedeutet eine Erhöhung gegen- 
über 1968 um 3,5 ^/o und 3 “/u. Im Durchschnitt aller 
Teilstücke stieg für Rindfleisch der Verbraucherpreis 
von 6,63 DM je kg im Juli 1968 auf 7,06 DM je kg 
im Dezember 1969, also um 6,5 ^/o. 


54 



Drucksache VI/776 


^eu^^er Bundestaq — 6. Wahlperiode 


Tabelle 24 


Orientierungs- und Marktpreise für Schlachtrinder 
auf den Referenzmärkten der Mitgliedstaaten 

DM je 100 kg Lebendgewicht 



Produktionsjahr (April/März) 

Kategorie 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

! 

Nieder- 

lande 

i 

Belgien 

Luxem- 

burg 

1964/65 

Orientierungspreis 

224 

221 

224 

220 

224 

231 


Marktpreis 

258 

245 

280 

248 

259 

239 

1965/66 

Orientierungspreis 

240 

232,50 

240 

234,80 

240 

240 


Marktpreis 

265 

246 

269 

240 

261 

259 

1966/67 

Orientierungspreis 

253 

244,70 

257 

245,30 

256,80 

252 


Marktpreis 

254 

251 

257 

245 

266 

265 

1967/68 

Orientierungspreis 

259 

254,80 

262,10 

249,70 

260,80 

252 


Marktpreis 

247 

245 

264 

249 

270 

258 

1968/69 

Orientierungspreis 




272 




Marktpreis 

254 

256 

269 

268 

275 

252 

1969/70 

Orientierungspreis 

272 (248,88 ) 


auf DM umgerechnet und gerundet; Marktpreise im Durchschnitt aller Klassen, ohne Mehrwertsteuer 
2) ab 27. Oktober 1969: 1 RE = 3,66 DM 


Schaubild 8 

Abschöpfung gegenüber Drittländern und Referenzpreise bei Schlachtrindern 


DM/IOOkg DM /100 kg 

Lbdgew. Lbdgew. 



g cif, berechnet auf Grund der Preisnotierungen auf den repräsentativen Märkten Österreichs, Dänemarks, Irlands und Großbritanniens. 

2) Zoll (ab 1. 1. 1967: 13,9%: ab 1. 4. 1967: 12,9%; ab 1. 7. 1967: 13,9%: ab 1- 4. 1968: 14,7 %; ab 1. 7. 1968: 15,1 %: ab 29. 7. 1968: 16,0%) und Um- 
satzausgleichsteuer (2%) bzw. Einfuhrumsatzsteuer (ab 1. 1. 1968; 5%, ab 1. 7. 1968: 5,5%). 

^) Mit Anwendung der Gemeinsamen Marktorganisation für Rindfleisch erfolgt ab 29. 7. 1968 die Berechnung der Abschöpfung einheitlich für 
alle Mitgliedstaaten als Unterschied zwischen dem Orientierungspreis und dem um den Zoll erhöhten Einfuhrpreis. Zusätzlich ist bei der 
Einfuhr in die BRD weiterhin die Einfuhrumsatzsteuer zu entrichten. 

“) Marktpreise für Schlachtrinder je 100 kg Lebendgewicht im Durchschnitt aller Klassen und der 12 Großmärkte in Nordrhein-Westfalen 
(Referenzmärkte), ab 29. 7. 1968 gewogener Durchschnittspreis der repräsentativen Märkte in der EWG. 

5) Ab 27. 10. 1969 Senkung des Orientierungspreises für die BRD infolge der DM-Aufwertung. Die durch die DM-Aufwertung verminderte 
Abschöpfung wurde durch die Erhebung von Einfuhrausgleichsabgaben bis einschließlich 31. 12. 1969 weitgehend ausgeglichen. 
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d) Mittel der Marktregelung 

Die für das Rinderwirtschaftsjahr 1968/69 (April/ 
März) erstmalig einheitlich für alle EWG-Länder 
festgesetzten Orientierungspreise wurden im ganzen 
Berichtszeitraum beibehalten. Eine Änderung des 
DM-Betrages ergab sich durch die mit der DM-Auf- 
wertung im Herbst 1969 verbundene Wechselkurs- 
änderung. 

fn den Jahren 1967 und 1968 unterlagen Importe 
von Schlachtrindern und Rindfleisch aus Drittländern 
ständig einer vollen Abschöpfung. Da vom Frühjahr 
bis zum Herbst 1969 die Marktpreise zeitweilig über 
dem Orientierungspreis lagen, wurden die Abschöp- 
fungen für diesen Zeitraum um 50 ^/o bzw. 25 ^/o ge- 
senkt. Kühe zur Verarbeitung aus Dänemark konn- 
ten vom 14. April bis 14. August 1969 im Rahmen 
des bilateralen Präferenzabkommens EWG/Däne- 
mark abschöpfungsfrei in die EWG-Länder einge- 
führt werden. 

Bei Kälbern bewegten sich die Marktpreise mit Aus- 
nahme einer vierwöchigen Periode im Juli/August 
1968 und der Woche vom 14. bis 20. April 1969 stän- 
dig über der „Abschöpfungsschwelle" von 106 ^/o des 
Orientierungspreises. Mit Ausnahme der genannten 
Zeiträume wurden bei Einfuhren von Kälbern und 
Kalbfleisch aus Drittländern nur Zölle erhoben. 

Die Abschöpfungsermäßigung für Rindergefrier- 
fleisch aus Drittländern zu Verarbeitungszwecken 
schwankte im Berichtszeitraum zwischen 25 und 
40 •’/(). Diese Einfuhrvergünstigungen wurden auf- 
grund des geschätzten Fehlbedarfes der Verarbei- 
tungsindustrie in der EWG vom 29. Juli bis 31. De- 
zember 1968 für 37 000 t und im Jahr 1969 für 
126 000 t gewährt, von denen rund 47 000 t durch 
deutsche Firmen in Anspruch genommen wurden. 

Darüber hinaus wurden in die Bundesrepublik 
Deutschland im zweiten Halbjahr 1968 rund 700 t 
und im Jahr 1969 rund 11 220 t Rindergefrierfleisch 
im Rahmen der Sonderregelung für die Herstellung 
reiner Rindfleischkonserven abschöpfungsfrei einge- 
führt. Hierzu kamen noch 3000 t, die abschöpfungs- 
frei im Rahmen des GATT-Kontingents zum Zollsatz 
von 20 ^/o in die Bundesrepublik Deutschland impor- 
tiert wurden. 

Die Gültigkeitsdauer der Einfuhrlizenzen für Rinder- 
gefrierfleisch aus Drittländern wurde durch die Ver- 
ordnung Nr. 2239/69 vom 11. November 1969 von 
bisher 2 bzw. 2^2 Monaten auf 3 Monate verlängert. 
Zur Vermeidung sogenannter „Luftanträge" ist die 
zur Erfüllung der Einfuhrverpfiichtung bis zur Aus- 
nutzung der Gefrierfleischlizenz erhobene Kaution 
mit Wirkung vom 30. Juni 1969 von 5 RE je 100 kg 
auf 10 RE je 100 kg erhöht worden. 

Mit Hilfe von Exporterstattungen, die auf bestimmte 
Erzeugnisse beschränkt sind, konnten während des 
gesamten Berichtszeitraumes Rindfleischexporte aus 
der EWG in Drittländer getätigt werden. Deutsche 
Firmen machten hiervon relativ wenig Gebrauch, 
ihre Exporte konzentrierten sich auf Lieferungen 
von Rindervierteln nach Frankreich und Italien. Die 
Bemühungen, die Festsetzung der Erstattungen auf 


Tabelle 25 


Abschöpfungssätze gegenüber Drittländern 

in ®/o der vollen Abschöpfung 

^ .. Abschöpfung 

Zeitraum ^ 


Lebende Rinder und Rindfleisch *) 

. 29. Juli 1968 

bis 13. April 1969 | 100 

14. April 1969 

bis 25. Mai 1969 75 

26. Mai 1969 

I bis 29. Juni 1969 ' 50 

I 

j 30. Juni 1969 

I bis 20. Juli 1969 i 75 

■ I 

: 21. Juli 1969 ! 

bis 27. Juli 1969 j 50 

' 27. Juli 1969 

bis 21 . September 1969 ■ 75 

I 22. September 1969 

; bis 31 . Dezember 1969 100 


Kühe zur Verarbeitung 
I (aus Dänemark) 

29. Juli 1968 

' bis 14. August 1 968 50 

15. August 1968 

bis 6. Oktober 1968 70 

7. Oktober 1968 

bis 3. November 1968 100 

4. November 1968 

bis 31 . Januar 1969 ' 70 

' 1 . Februar 1969 

bis 23. Februar 1969 | 50 

j 

24. Februar 1969 i 

bis 13. April 1969 | 15 

14. April 1969 ! 

bis 14. August 1969 j 0 

I 

' 15. August 1969 | 

I bis 21 . September 1969 20 

22. September 1969 

bis 31 . Dezember 1969 40 


9 16 Vo Zoll 
9 20 Vo Zoll 

9 ausgenommen gefrorenes Rindfleisch 
9 13 Vo Zoll 
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Tabelle 26 


Berechnung der Höhe der Eingangsabgaben 

bei der Einfuhr von lebenden Schlacht rindern aus Drittländern in die BRD 
(Beispiel für eine Dezember- Woche 1969) 

DM je 100 kg Lebendgewicht 


Posten 

Auf der Basis des 
EWG-Einfuhr- 
preises (gilt nur für 
die Festsetzung der 
Abschöpfung) 

Auf der Basis des Grenzübergangswertes 
bestimmter Qualitäten 
(im konkreten Einfuhrfall) 


Rinder 


1 

Kühe zur 


Durchschnitt 

Bullen 

Kühe 

Verarbeitung 


aller Klassen 



aus Dänemark 

Einfuhrpreis ’) 

163,41 




Grenzüibergangswert (Zoll- 





wert) 


199,00 

152,00 

152,00 

Zoll 

26,15 (leVo) 

31,80 2) 

24,30 2) (16 Vo) 

19,70 2 ) ( 130 / 0 ) 

Abschöpfung ^) 

59,32 

59,32 (100 «U) 

59,32 (100 "(o) 

23,73 (40 0 / 0 ) 

zusammen . . . 

248,88 4) 

290,12 

235,62 

195,43 

5,5 Vo Binfuhrumsatzsteuer . . 

13,69 

15,90 2) 

12,90 2) 

10,70 2) 

Eingangsabgaben insgesamt 

99,16 

107,02 

96,52 

54,13 

Gesamtpreis 

262,57 

306,02 

248,52 

206,13 

Anteil der Abschöpfung 





am Gesamtpreis in Vo .... 

22,6 

19,4 

23,9 

11,5 


0 cif; berechnet auf Grund der Preisnotierungen auf den repräsentativen Märkten in Österreich, Dänemark, Irland 
und Großbritannien 

-) nach den Zollvorschriften Abrundung auf volle 10 Pf 

■*) Unterschied zwischen dem Orientierungspreis und dem um den Zoll erhöhten Einfuhrpreis. Der so berechnete Ab- 
schöpfungsbetrag gilt für alle Gattungen und Handelsklassen, 
h Orientierungspreis für ausgewachsene Rinder: 68 RE zum Kurs von 3,66 
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dem Rindfleischsektor zur Verbesserung der Disposi- 
tionsmöglichkeiten des Handels quartalsweise statt 
wie bisher monatlich vorzunehmen, blieben bisher 
ohne Erfolg. 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Mit dem Inkrafttreten der Verordnung Nr. 805/68 
über die gemeinsame Marktorganisation für Rind- 
fleisch am 29. Juli 1968 entfielen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland die bisherigen nationalen Bestim- 
mungen über die Gewährung von Exporterstattun- 
gen auf dem Rindfleischsektor. Die Interventions- 
maßnahmen auf dem deutschen Schlachtrindermarkt 
beschränkten sich auf die Anwendung der Interven- 
tionsbestimmungen der EWG-Marktorganisation für 
Rindfleisch. Sowohl im Herbst 1968 als auch im 
Herbst 1969 waren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Voraussetzungen zur Durchführung regio- 
naler Interventionen gegeben. Aufgrund dieses Tat- 
bestandes erhielt die Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse wie in 
den Vorjahren den Auftrag, Stützungskäufe auf den 
Rindermärkten vorzunehmen. Im Rahmen dieser 
Aktionen wurde in der Zeit vom 11. September bis 
22. Dezember 1968 Fleisch von 31 332 Rindern und 
vom 15. September bis 22. November 1969 Fleisch 
von 36 743 Rindern gekauft. Während sich die Käufe 
im Herbst 1968 auf das gesamte Bundesgebiet er- 
streckten — im süddeutschen Raum wurden Kühe 
und in Norddeutschland fast ausschließlich Ochsen 
gekauft — , führte die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle im Herbst 1969 Interventionskäufe lediglich 
bei Ochsen im norddeutschen Raum durch. 

Der vornehmlich mit der prämienbegünstigten Ab- 
schlachtung von Milchkühen gemäß der Verordnung 
Nr. 1975/69 des Rates vom 6. Oktober 1969 in Zu- 
sammenhang stehende Angebots- und Preisdruck am 
deutschen Schlachtrindermarkt seit Beginn des Jah- 
res 1970 hat die Bundesregierung veranlaßt, die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für die Dauer dieser Aktion 
mit Marktentlastungsmaßnahmen zu betrauen, die 
unabhängig von den Interventionsbestimmungen der 
Rindfleischmarktordnung erfolgen. 

Zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit wur- 
den auch in den Haushaltsjahren 1968 und 1969 wie- 
der Beihilfen des Bundes (aus Kap. 10 02, Tit. 623 
bzw. für 1969 aus Tit. 652 44) und der Länder zur 
Förderung des Baues und Ausbaues von Schlacht- 
anlagen für Rinder zur Verfügung gestellt. Außer- 
dem standen hierfür Mittel aus der Abteilung Aus- 
richtung des Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft zur Verfügung. 


Schaubild 9 

Schlachtviehpreise in den EWG-Mitgliedstaaten 

Rinder 


DM/IOOkg DM/IOOkg 



1967 1968 1 969 


Schweine 

DM/100kg DM/IOOkg 



Jan. Apr Juli Okt-, 'jan. Apr Juli Okh 'jan, Apr. Juli Okt: 


1967 1 968 1 9 69 
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S c h a u b i 1 d 10 


Marktpreise für Schlachtvieh und Verbraucherpreise für Fleisch 


Rinder/Rindfleisch 


Schweine/Schweinefleisch 


DM /kg 



DM/kg 



Vlli. Schweinefleisch 


Die gemeinsame Marktorganisation für Schweine- 
fleisch (Verordnung Nr. 121/67) ist seit dem 1. Juli 
1967 in Kraft. Ihre wichtigsten Elemente sind eine für 
die gesamte Gemeinschaft einheitliche Preis- und 
Handelsregelung verbunden mit einem freien inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehr. 

Die Preisregelung sieht gemeinschaftliche Interven- 
tionsmaßnahmen auf der Basis eines Grundpreises 
für geschlachtete Schweine sowie die Förderung von 
Initiativen der beteiligten Berufskreise vor allem 
Z3ur Verbesserung der Markttransparenz vor. Die 
Intervention ist auf Zeiten extremer Preisrückgänge 
beschränkt, diese Regelung hat bisher keinen An- 
reiz für eine spekulative Ausweitung der Schweine- 
mast gegeben. 

Der Preis ist auch im Handelsverkehr mit Drittlän- 
dern das wichtigste Steuerungselement. Bei der Ein- 
fuhr wird ein System von Abschöpfungen und Ein- 


schleusungspreisen angewandt. Bei Unterschreitung 
der Einschleusungspreise, die auf der Grundlage 
der Mindesterzeugungskosten für Schlachtschweine 
errechnet sind, können Zusatz ab Schöpfungen fest- 
gesetzt werden. 

Die Schweinepreise sind nach dem zyklischen Tief 
im ersten Halbjahr 1968 während des Berichtszeit- 
raums im Durchschnitt der EWG von 308 DM im 
Juli 1968 auf 377 DM je 100 kg Schlachtgewicht im 
Dezember 1969 angestiegen. Verstärkt wurde dieser 
konjunkturelle Preisanstieg insbesondere durch 
einen starken Rückgang der Schweinefleischerzeu- 
gung in Frankreich. 

Wegen des hohen Anstiegs der Schweinepreise 
wurde im Herbst 1969 erstmalig von der Möglichkeit 
Gebrauch gemiacht, die Abschöpfungen für Einfuhren 
von lebenden Schweinen und Schweinefleisch aus 
konjunkturellen Gründen zu senken. 
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Schaubild 11 


Abschöpfung gegenüber Drittländern und Referenzpreise bei Schiachtschweinen 

DM/lOOkg DM/IOOkg 

Lbdgew. Lbdgew. 



1967 1968 1969 

’) Marktpreise für Schweine Klasse c je 100 kg Lebendgewicht aef den Referenzmärkten (bis 31. 10. 1969 im Durchschnitt aller Großmärkte 
in Nordrhein-Westfalen, ab 1. 11. 1969 im Durchschnitt von 12 Großmärkten im Bundesgebiet). 

2) Bis 31. 12. 1967 Abschöpfung (Regelfall) und Umsatzausgleichsteuer. 

^) Ab 1. 1. 1968 nur Abschöpfung (Regelfall). Zusätzlich ist bei der Einfuhr in die BRD weiterhin die Einfuhrumsatzsteuer zu entrichten. Ab 
6. Oktober 1969 Abschöpfungssenkungen aufgrund stark gestiegener Schweinepreise. 

*) Die durch die DM-Aufwertung verminderte Abschöpfung wurde durch die Erhebung von Einfuhrausgleichsabgaben bis einschließlich 31, 12. 
1969 weitgehend ausgeglichen. 


Aufgrund der Bestandsentwicklung in den Mitglie- 
derstaaten ist damit zu rechnen, daß die Schweine- 
erzeugung in der EWG im Jahre 1970 spürbar zu- 
nehmen und eine Normalisierung der Marktsitua- 
tion eintreten wird. 


a) Produktion und Absatzlage 

Im Jahre 1968 erreichte die inländische Erzeugung 
von Schlachtschweinen einen neuen Höchststand. Mit 
rund 28 Millionen Tieren wunden über 2,5 Millionen 
schlachtreife Schweine mehr erzeugt als im Jahre 
zuvor. Die aus den Schlachtungen dieser Tiere an- 
gefallene Fleischmenge (ohne Schlachtfette und ohne 
Innereien) überschritt 2,1 Millionen t. Zusammen 
mit einem nur unwesentlich größeren Einfuhrüber- 
schuß und unter Berücksichtigung geringer Bestands- 
änderungen waren für die Versorgung des inlän- 
dischen Marktes 1968 über 2,2 Millionen t Schweine- 


fleisch verfügbar. Je Kopf der zu versorgenden Be- 
völkerung waren das 37,2 kg Schweinefleisch oder 
3 kg mehr als 1967. 

Die Zunahme in der inländischen Schweinefleisch- 
erzeugung (ohne Schlachtfette und ohne Innereien) 
war 1969 mit 0,8 ^/o sehr gering. Während bis zum 
Jahre 1969 die Ausfuhr von lebenden Schweinen 
aus der Bundesrepublik Deutschland kaum von Be- 
deutung war, wurden in diesem Jahr 410 000 Fer- 
kel, Läufer und Schlachtschweine exportiert. Da die 
Exportmenge an Schweinefleisch größer war als im 
Vorjahr und die Einfuhr sich verringerte, ging der 
Einfuhrüberschuß um 18 000 t auf etwas über 
100 000 t zurück. Somit stand mit 2,25 Millionen t 
fast die gleiche Schweinefleischmenge wie 1968 zum 
Verbrauch zur Verfügung. Da die zu versorgende Be- 
völkerung aber 1969 weiter gestiegen ist, nahm der 
Pro-Kopf-Verbrauch von 37,2 kg auf 36,9 kg ab. 

Regelmäßig ist zu beobachten, daß bei hohem Preis- 
niveau für Schlachtschweine der Anteil der Haus- 
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Tabelle 27 


Versorgung mit Schweinefleisch 

ohne Schlachtfette und Innereien 


Wirtschafts- 

jahr 

Kalender- 

jahr 

Erzeugung 

Bestands- 

änderung 




Verbrauch 


ohne 

mit 

Einfuhr 

Ausfuhr 

ohne 

mit 

je Kopf 

Anteil am 
gesamten 
Fleisch- 
ver- 
brauch 

Fleisch aus 
Hausschlachtungen 


Fleisch aus 
Hausschlachtungen 

1000 t 

kg 

Vo 

1961/62 

1 334 

1 683 

-1 

105 

11 

1 429 

1 778 

31,4 

49ß 

1962/63 

1 413 

1 753 

-3 

79 

5 

1 490 

1 830 

31,9 

49,5 

1963/64 

1 433 

1 747 

+ 5 

73 

10 

1 491 

1 805 

31,2 

48,7 

1964/65 

1 581 

1 925 

+ 4 

74 

21 

1 630 

1 974 

1 33,7 

51,0 

1965/66 

1 538 

1 849 

-1 

149 

8 

1 680 

1 991 

■ 33,5 

50,4 

1966/67 

1 569 

1 876 

“2 

125 

10 

1 686 

1 993 

33,3 

49,4 

1967/68 

1 694 

2 032 

+ 5 

137 

14 

1 812 

2 150 

35,9 

50,9 

1967 

1 615 

1 935 

+ 3 

123 

9 

1 726 

2 046 

34,2 

50,1 

1968 

1 788 

2 119 

-2 

138 

18 

1 910 

2 241 

37,2 

51,2 

1969 

1 855 

2 135 

-9 

133 

31 

1 

1 966 

2 246 

36,9 

50,6 


Schlachtungen zugunsten der gewerblichen Schladi- 
tungen zurüdcgeht. Dieser Zusammenhang zeigte 
sich 1969 besonders deutlich. In diesem Jahr wurden 
bei insgesamt nur 180 000 mehr geschlachteten 
Schweinen fast 600 000 Schweine weniger hausge- 
schladitet als 1968. Hierzu trägt auch die tenden- 
zielle Abnahme der Zahl der Schweinehalter bei. Der 
Rückgang betrug allein in 1969 gegenüber dem Vor- 
jahr fast 8 dabei stieg die durchschnittliche Be- 
standsgröße von rund 16 auf rund 18 Schweine an. 


b) Außenhandel 

Die Einfuhr von Schweinen und Schweinefleisch, 
die von Jahr zu Jahr je nach Höhe der Eigenerzeu- 
gung und der Nachfrage größere Unterschiede auf- 
weist, hat im Jahre 1969 trotz einer kaum verän- 
derten inländischen Erzeugung um 6 ®/o ahgenom- 
men, nachdem sie im Jahre 1968 auf ein relativ 
hohes Niveau angestiegen war. Zurückgegangen ist 
1969 vor allem die deutsche Einfuhr aus EWG-Mit- 
gliedstaaten, da Frankreich wegen seiner rückläu- 
figen Produktion selbst einen größeren Einfuhr- 
bedarf hatte. 

Aus Drittländern wurden 1969 nur unbedeutend 
mehr Schweine und Schweinefleisch importiert als 
1968, als die Einfuhr aus diesen Ländern wegen des 
starken Angebots der Mitgliedstaaten auf dem deut- 


schen Markt nachgelassen hatte. Dabei hat die Ein- 
fuhr aus Dänemark trotz vermehrter Bezüge von 
lebenden Sauen die Vorjahreshöhe nicht ganz er- 
reicht. Auch die Einfuhr aus allen Staatshandels- 
ländern zusammen blieb 1969 infolge verminderter 
Lieferfähigkeit Polens kleiner als im Vorjahr. 

Infolge des verminderten Angebots auf den Aus- 
landsmärkten lagen die Einfuhrpreise im Jahre 1969, 
vor allem im zweiten Halbjahr, im Durchschnitt 
höher als in den meisten vorangegangenen Jahren. 
Der Index der Einfuhrpreise übertraf bei der Einfuhr 
aus EWG-Mitgliedstaaten den allerdings niedrigen 
Vorjahresstand um 28 ®/o, bei der Einfuhr aus Dritt- 
ländern um 16%. 

Innerhalb der Gesamteinfuhr von Schweinen und 
Schweinefleisch hat die Einfuhr von Schweinehälften 
und Schweinefleischteilstücken am stärksten abge- 
nommen. Die Einfuhr von Schweinefleischerzeugnis- 
sen (Wurstwaren, Konserven usw.) aus EWG-Mit- 
gliedstaaten stieg schon wie in den meisten Vorjah- 
ren seit Einführung der Marktorganisation weiter 
an. Der Anteil dieser Fleischwaren an der Gesamt- 
einfuhr von Schweinefleisch erhöhte sich damit auf 
34% gegenüber 9,2% im Wirtschaftsjahr 1961/62, 
dem letzten Jahr vor Inkrafttreten der EWG-Markt- 
ordnung. 

Die Ausfuhr von Schweinen und Schweinefleisch 
nahm 1969 prozentual stärker zu als die Einfuhr. Sie 
stieg von 21 050 t im Vorjahr auf eine Menge von 
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38 600 t. Damit bestanden 38 ^/o der gesamten 
Fleischausfuhr aus Schweinen, Schweinefleisch und 
Schweinefleischerzeugnissen, überwiegend wurden 
lebende Schweine, Schweinefleisch (frisch, gekühlt) 
und Innereien nach EWG-Mitgliedstaaten expor- 


tiert, die 79 der gesamten deutschen Exporte von 
Schweinen und Schweinefleisch aufnahmen. Die 
Ausfuhr in diese Länder stieg von 1968 zu 1969 vor 
Ausfuhr in diese Länder stieg von 1968 zu 1969, vor 
1 1 950 t auf 30 540 t. 


Tabelle 28 


Einfuhr von Schlachtschweinen, Schweinefleisch, Schweinefleischerzeugnissen 

und Innereien 


Herstellungsländer 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 j 

1966/67 

1967/68 

1967 

1968 

1969 

1969 

gegen 

1968 

1 000 t Sdiladitgewicht 

Verände- 
rung in ®/o 





Lebende 

Schlachtsthweine 




EWG 

9,6 

4,3 

2,0 

1,1 

5,4 

4,1 

9,5 

6,0 

8,3 

1,9 

-77 

Drittländer 

48,7 

25,5 

23,4 

22,7 

48,7 

27,0 

23,0 

22,9 

25,5 

28,3 

+ 11 

insgesamt . . . 

58,3 

29,8 

25,4 

23,8 

54,1 

31,1 

32,5 j 

28,9 

33,8 

30,2 

-11 






Schweinehälften 





EWG 

5,7 

16,1 

3,8 

1,3 

11,3 

7,8 

12,0 

7,6 

11,7 

7,7 

-34 

Drittländer 

2,7 

3,0 

3,9 

0,8 

12,3 

8,7 

1,2 

3,6 

2,3 

2,1 

-10 

insgesamt . . . 

8,4 

19,1 

7.7 

2,1 

23,6 

16,5 

13,2 

11,2 

14,0 

9,8 

-30 






Schweinefleischteilstüdce 




EWG 

19,7 

20,0 

11,5 

13,3 

18,0 

22,1 

30,1 

22,5 

31,6 

26,0 

-18 

Drittländer 

0,4 

0,2 

1,6 

0,4 

1,7 

0,4 

0,3 

0,3 

0,4 

0,6 

+ 60 

insgesamt . . . 

20,1 

20,2 

13,1 

13,7 

19,7 

22,5 

30,4 

22,8 

32,0 

26,6 

-17 





Sdiweinefleischerzeugnisse 




EWG 

6,7 

6,7 

4,8 

7,1 

12,1 

12,8 

21,9 

16,2 

26,2 

33,2 

+ 27 

Drittländer 

6,4 

6,8 

11,6 

12,2 

18,1 

21,5 

17,6 

20,1 

17,5 

15,5 

-11 

insgesamt . . . 

13,1 

13,5 

16,4 

19,3 

30,2 

34,3 

39,5 

’ 36,3 

43,7 

48,7 ' 

1 +11 






Innereien von Schweinen 




EWG 

3,7 

3,3 

3,1 

4,5 

5,5 

7,4 

6,5 

6,7 

5,7 

5,8 

+ 0,3 

Drittländer 

37,8 

33,0 

31,0 

27,0 

28,5 

22,4 

20,4 

20,9 

19,0 

18,5 

- 3 

insgesamt . . . 

41,5 

36,3 

34,1 

31,5 

34,0 

29,8 

26,9 

27,6 

24,7 

24,3 

1 “ 2 





Schweine und Schweinefleisch insgesamt 



EWG 

45,4 

50,4 

25,2 

27,3 

52,3 

54,2 

80,0 

59,0 

83,5 

74,6 

-11 

Drittländer 

96,0 

68,5 

71,5 

63,1 

109,3 

80,0 

62,5 

67,8 

64,7 

65,0 

+ 0,4 

darunter 












Staatshandelsländer . 

19,0 

10,1 

12,2 

12,8 

28,0 

19,6 

14,8 

16,5 

15,3 

13,8 

-10 

insgesamt . . . 

141,4 

118,9 

96,7 

90,4 

161,6 

134,2 

142,5 

126,8 

148,2 

139,6 

1 - 6 
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Tabelle 29 


Marktpreise für Schlachtsch weine und Verbraucherpreise für Schweinefleisch 


Gliederung 

Zeitraum 

Januar/ 

März 

April/ 

Juni 

Juli/ 

Septem- 

ber 

Oktober/ 

Dezem- 

ber 

Kalender- 

jahr 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

Marktpreise für Schlachtschweine in DM je kg 
(0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlachtgewicht) 







1961 

3,23 

. 3,08 

3,33 

3,28 

3,23 

3,17 


1962 

3,11 

2,94 

3,27 

3,27 

3,15 

3,21 


1963 

3,13 

3,08 

3,51 

3,80 

3,38 

3,50 


1964 

3,73 

2,98 

3,19 

3,21 

3,28 

3,17 


1965 

3,13 

3,15 

3,62 

3,82 

3,43 

3,67 


1966 

3,72 

3,51 

3,98 

3,78 

3,75 

3,61 


1967 

3,55 

3,12 

3,23 

3,18 

3,27 

3,05 


1968 >) 

3,00 

2,79 

3,26 

3,48 

3,13 

3,37 


1969 

3,49 

3,25 

3,65 

3,91 

3,57 


Verbraucherpreise für Schweinefleisch DM je kg 






(0 aller Teilstücke des Schlachtgewichtes) 








1961 

4,67 

4,63 

4,71 

4,74 ' 

4,69 

4,73 


1962 

4,78 

4,69 

4,69 

4,80 

4,74 

4,77 


1963 

4,81 

5,15 

4,92 

5,32 

5,05 

5,25 


1964 

5,67 

5,11 

5,08 

5,12 

5,25 

5,11 


1965 

5,13 

5,57 

5,25 

5,60 

5,39 

5,50 


1966 

5,58 

5,48 

5,71 

5,87 

5,66 

5,71 


1967 

5,80 

5,48 

5,32 

5,27 

5,47 

5,06 


1968 1) 

4,99 

4,67 

4,76 

4,93 

4,84 

4,94 


1969 

5,05 

5,03 

5,11 

5,39 

5,15 


Preisveränderung 

± Pf je kg 







Marktpreise 

1969^) gegen 1961 

+ 26 

+ 17 

+ 32 

+ 65 

+ 34 



1968 

+49 

+ 46 

+ 38 

+ 43 

+ 44 


Verbraucherpreise 

1969^) gegen 1961 

+38 

+ 40 

+ 40 

+ 62 

+46 



1968 

+ 6 

+ 36 

+ 35 

+ 46 

+ 31 



ab Januar 1968 einsdiließlidi Mehrwertsteuer 

Quelle: Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode, BML 
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Tabell 

e 30 










Einschleusungspreise und Abschöpfungssätze 




für ausgewählte Erzeugnisse des Schweinefleischsektors 
bei Einfuhren aus Drittländern 






DM 

je 100 kg 






Einschleusungs- 

preis 

Absdiöpfungssatz 


Gültig ab 


im 1 

Regelfall | 

Zusatz- 

abschöpfung 

erhöhte 

Abschöpfung 





Schweine lebend 



1. 

Juli 

1968 

168,83 



56,75 

20,— 

76,75 

1. 

August 

1968 

164,58 



63,77 

20,— 

84,35 

12. 

August 

1968 

164,58 



63,77 

— 

— 

1. 

Februar 

1969 

157,44 



69,91 

— 



1. 

August 

1969 

158,78 



68,55 

— 

— 

6. 

Oktober 

1969 

158,78 



34,28 ‘) 

— 

— 

27. 

Oktober 

1969 

145,29 



31,36‘) 

16,67 2) 

48,03 

15. 

Dezember 

1969 

145,29 



15,68 ‘) 

16,672) 

32,35 

1. 

Januar 

1970 

145,29 



15,68 1) 

— 

— 

19. 

Januar 

1970 

145,29 



31,361) 

— 

— 

2. 

März 

1970 

145,29 



62,73 

— 

— 




Sauen 

lebend. 

160 kg und mehr 



1. 

Juli 

1968 

143,58 



48,27 

— 

— 

1. 

August 

1968 

139,97 



54,23 

— 

— 

1. 

Februar 

1969 

133,89 



59,46 

— 

, — 

1. 

August 

1969 

135,04 



58,30 

— 

— 

6. 

Oktober 

1969 

135,04 



29,15 1) 

— 

— 

27. 

Oktober 

1969 

123,56 



26,67») 

14,182) 

40,85 

15. 

Dezember 

1969 

123,56 



13,33 ») 

14,182) 

27,51 

1. 

Januar 

1970 

123,56 



13,33») 

— 

— 

19. 

Januar 

1970 

123,56 



26,67 ») 

— 

— 

2. 

März 

1970 

123,56 



53,34 

— 

— 
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Tabelle 30 


Abschöpfungssatz 


i 

Gültia ab 

Einschleusungs- 

■- - - 






preis 

im 

Zusatz- 

erhöhte 





Regelfall 

abschöpfung 

Abschöpfung 




Schweinehälften 



1. 

Juli 

1968 

219,54 

73,80 

28,— 3) 

101,80 






50,— 

123,80 

1 August 

1968 

214,02 

82,92 

28,-3) 

110,92 






50,— 

132,92 

12. August 

1968 

214,02 

82,92 

— 

— 

1 

1. 

Februar 

1969 

204,73 

90,91 

— 

— 

1. 

August 

1969 

206,48 

89,15 

— 

— 

6. 

Oktober 

1969 

206,42 

44,58 1) 

— 

— 

27. 

Oktober 

1969 

188,93 

40,78 ‘) 

21,68*) 

62,46 

15. 

Dezember 

1969 

188,93 

20,39 1) 

21,68*) 

42,07 

1. 

Januar 

1970 

188,93 

20,39 ‘) 



— 

19. 

Januar 

1970 

188,93 

40,781) 

— 

— 

2. 

März 

1970 

188,93 

81,57 

— 

— 




Rohwürste 



1. 

Juli 

1968 


230,— 

— 

— 

1. August 

1968 


252,81 

— 

— 

1. 

Februar 

1969 

Folgeerzeugnis 

gemäß 

272,78 

— 

— 

1 1. August 

1969 

VO Nr. 137/67 

268,38 

— 

— 

27. 

Oktober 

1969 1 


245,56 

54,20 2) 

299,76 

1. 

Januar 

1970 


245,56 

— 

— 




Dosenschinken 



1. 

Juli 

1968 


255,57 

— 

— 

1. 

August 

1968 


279,75 

— 

— 

1. 

Februar 

1969 

Folgeerzeugnis 

300,91 

_ 


1- 

August 

1969 

gemäß 

VO Nr. 137/67 

291,25 

— 

— 

27, 

Oktober 

1969 


266,49 

57,452) 

323,94 

1. 

Januar 

1970 

i 

266,49 

— 

— 


zeitweise Abschöpfungssenkung aus konjunkturellen Gründen 

2) Ausgleidisbetrag bei Einfuhren in die BRD infolge der DM-Aufwertung 

3) unterschiedliche Zusatzabschöpfungen nach Ursprungsländern 
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c) Markt- und Verbraucherpreise 

1. Marktpreise 

Die ungewöhnlich kräftige Steigerung des Angebo- 
tes an Schlachtschweinen aus inländischer Erzeugung 
im Jahre 1968 führte vor allem im ersten Halbjahr, 
in dem die Ausgaben der Verbraucher für Schweine- 
fleisch noch zwischen 4 und 6 ^/o niedriger lagen 
als in der gleichen Vorjahreszeit, zu einem 
starken Druck auf die Preise für Schlachtschweine. 
Im April 1968 wurde mit 2,74 DM je kg Schlacht- 
gewicht (einschließlich MWSt) das seit Mai 1958 
niedrigste Preisniveau festgestellt. Im zweiten Halb- 
jahr 1968 war die Zuwachsrate der Ausgaben 
der Verbraucher mit 4-l,3Vo noch recht schwach. 
Wenn trotzdem die Schlachtschweinepreise in dieser 
Zeit saisonal stärker als üblich anzogen und bis De- 
zember eine Höhe von 3,53 DM je kg Schlacht- 
gewicht erreichten, so deswegen, weil sich die Han- 
dels- und Verarbeitungsspanne gegenüber dem vor- 
angegangenen Halbjahr kräftig einengte. Im Durch- 
schnitt des Jahres 1968 lag der Schlachtschweine- 
preis mit 3,13 DM je kg Schlachtgewicht (einschließ- 
lich MWSt) um 14 Pf unter dem Preis des Vorjahres 
und damit etwa gleich niedrig wie 1962. Allerdings 
ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, daß 
die Senkung der Getreidepreise die Produktions- 
kosten ermäßigte. 

Die Ende des Jahres 1968 erreichten Schweinepreise 
sanken in den ersten vier Monaten des Jahres 1969 
saisonüblich ab, jedoch lag das Preisniveau in die- 
ser Zeit durchschnittlich um fast 50 Pf je kg Schlacht- 
gewicht oder 16 ^/o höher als im Vorjahr. In den fol- 
genden Monaten zogen die Preise wieder an, und 
zwar bis zum Jahresende auf 3,98 DM je kg Schlacht- 
gewicht, so daß der Schlachtschweinepreis im Jahres- 
durchschnitt mit 3,57 DM je kg Schlachtgewicht um 
44 Pf über dem sehr niedrigen Niveau von 1968 lag. 
Entscheidend für diese Entwicklung war, daß trotz 
eines weiter gestiegenen Schweinebestandes für die 
Versorgung des Marktes eine nur wenig höhere 
Schweinefleischmenge zur Verfügung stand als im 
Vorjahr; die monetäre Nachfrage der Verbraucher 
nach Schweinefleisch nahm kräftig zu. Das hinter der 
Nachfrage zurückbleibende Angebot war eine Folge 
der niedrigeren Einfuhr von Schweinefleisch bei 
gleichzeitig gestiegenem Export an lebenden Schwei- 
nen und Schweinefleisch. Die Ausgaben für Schlacht- 
schweine in der Viehmarktstufe erhöhten sich mit 
rund 17 Vo gegenüber 1968 wesentlich stärker als die 
Ausgaben der Verbraucher für Schweinefleisch mit 
über 9 weil sich die Handels- und Verarbeitungs- 
spanne auch im Durchschnitt des Jahres 1969 noch 
weiter einengte. 

2. Verbraucherpreise 

Die Verbraucherpreise für Schweinefleisch zogen 
1969 im Durchschnitt aller Teilstücke von 5,05 DM 
je kg im ersten Quartal auf 5,39 DM im letzten 
Quartal an. Der Preisanstieg gegenüber der glei- 
chen Vorjahreszeit betrug im ersten Quartal 6 Pf, 
im zweiten und dritten Quartal rund 35 Pf und im 


vierten Quartal 46 Pf je kg. Im Jahresdurchschnitt 
1969 sind damit die Schweinefleischpreise um 31 Pf 
je kg angestiegen. Schweinefleisch kostete 1968 im 
Durchschnitt aller Teilstücke 4,84 DM und 1969 
5,15 DM je kg. 

Für Kotelett zahlten die Verbraucher im Durchschnitt 
1968 nur 7,35 DM je kg, das sind 9 Vo weniger als im 
Jahr davor. Im Durchschnitt des Jahres 1969 stieg 
der Preis um 8,7 ”/o auf 7,99 DM, im Dezember 1969 
bis auf 8,46 DM und im Jahre 1970 sogar auf 8,58 DM 
je kg. 

Der Preis für Bauchfleisch erreichte im Jahresdurch- 
schnitt 1968 mit 3,78 DM je kg den niedrigsten Stand 
seit 1950. 1969 wurde eine Preiserhöhung um 9,5 
auf 4,14 DM je kg festgestellt. Der Preis erhöhte sich 
dabei von 3,48 im Juli 1968 auf 4,56 DM im Dezem- 
ber 1969. Im Januar 1970 stieg der Preis vorüber- 
gehend bis auf 4,70 DM je kg. 


d) Besondere Regelungen 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine, der ins- 
besondere für die Auslösung von Interventionsmaß- 
nahmen von Bedeutung und jährlich vom Rat fest- 
zusetzen ist, beläuft sich seit dem 1. August 1968 auf 
unverändert 75 RE je 100 kg (300 DM bzw. seit der 
DM-Aufwertung 275 DM) und gilt bis zum 31. Okto- 
ber 1970. Die in der Zeit des konjunkturellen Preis- 
tiefs von Mai bis Juli 1968 in der Gemeinschaft inter- 
venierten rund 2300 t Schweinehälften (davon rund 
1500 t in der Bundesrepublik Deutschland) konnten 
Ende 1968 größtenteils zu Preisen abgesetzt werden, 
die über den Ankaufspreisen lagen. Die gesamten 
Kosten der Interventionsperiode 1968 haben dadurch 
in der Gemeinschaft den Betrag von 1 Million DM 
nicht überschritten. Im Berichtszeitraum waren Inter- 
ventionsmaßnahmen nicht erforderlich. 

Für ausgewählte Erzeugnisse wurden weiterhin 
EWG-einheitliche Ausfuhrerstattungen gewährt, die 
eine Aufrechterhaltung der traditionellen Exporte 
von Fleischerzeugnissen in Drittländern ermöglich- 
ten. Nach langwierigen Vorarbeiten sind am 1. Fe- 
bruar 1970 gemeinschaftliche Mindestkriterien in 
Kraft getreten, durch die ein Mißbrauch der Erstat- 
tungsregelung für den Export von minderwertigen 
Erzeugnissen verhindert werden soll. 

Die repräsentativen Märkte auf dem Schweine- 
fleischsektor sind mit Wirkung vom 1. November 
1969 um Märkte in Erzeugergebieten der Bundes- 
republik Deutschland, Frankreichs und Italiens er- 
weitert worden. Dadurch soll die Markttransparenz 
in den Zuschuß- und Überschußgebieten verbessert 
werden. 

Eine Neufassung des EWG-Handelsklassenschemas 
für Schweinehälften wird z. Z. in Brüssel beraten. 

Im Rahmen der Förderung der vertikalen Verbund- 
wirtschaft wurden auch im Berichtszeitraum aus 
Haushaltsmitteln des Bundes und der Länder Bei- 
hilfen zum Bau- und Ausbau von Schl acht anlagen 
gewährt. 
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Tabelle 31 


Fleischverbrauch je Kopf 

kg 


Fleisdiart 

1961/62 1 

1 1 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1 1967/68 

1967 1 

1968 

1969 

Rindfleisch 

18,5 

19,3 

19,7 

19,0 

19,5 

19,9 

19,9 

19,7 

20,5 

20,8 

Kalbfleisch 

1,9 

2,1 


1,8 

1,8 

1,9 

2,0 

2,0 

2,1 

2,1 

Schweinefleisch . 

31,4 

31,9 

31,2 

33,7 

33,5 

33,3 

35,9 

34,2 

37,2 

36,9 

Geflügelfleisch . . 

5,6 

5,4 

5,6 

6,0 

6,3 

6,8 

7,2 

6,9 

7,3 

7,5 

Schaffleisch .... 

: 0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Pferdefleisch . . . 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

Innereien 

4,5 

4,6 

4,5 

4,5 

4,4 

4,5 

4,5 

4,4 

4,6 

4,5 

sonstiges Fleisch. 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 

0,7 

0,8 

0,8 

Fleisch insgesamt 

63,1 

64,5 

64,0 

66,0 

66,5 

67,5 

70,5 

68,2 

72,8 

72,9 


IX. Geflügelfleisch 


Die Jahre 1968 und 1969 waren durch einen scharfen 
Konkurrenzkampf auf dem Schlachtgeflügelmarkt, 
und hier insbesondere auf dem Hähnchenmarkt, 
gekennzeichnet. Die deutsche Geflügelwirtschaft 
hatte schon in den letzten Jahren ihre Produktions- 
technik modernisiert und bei sinkenden Produk- 
tionskosten insbesondere die Erzeugung von Jung- 
mastgeflügel erweitert. 

Mit Hilfe der Schutzinstrumente der Gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch konnten auch 
im Berichtszeitraum Marktstörungen durch Einfuh- 
ren aus Drittländern, die nur noch bei Großgeflügel 
(Gänse, Enten, Puten) und bei Geflügelteilen von 
Bedeutung sind, verhindert werden. Nur im Herbst 
1968 kam es zu einer kurzen Beunruhigung des 
Hähnchenmarktes, als infolge der Aufhebung der 
Zusatzabschöpfung für geschlachtete Hühner durch 
die Kommission Einfuhren, insbesondere aus Däne- 
mark, zu Preisen hereinkamen, die unter den sich 
gerade festigenden Marktpreisen lagen. Rund 60% 
der insgesamt nur sehr geringen Hähncheneinfuhren 
aus Drittländern im Jahre 1968 erfolgten in der 
Zeit der Aufhebung der Zusatzabschöpfung. 

Als Folge der gemeinsamen Marktorganisation 
war eine wachsende Verflechtung der einzelstaat- 
lichen Märkte und eine Ausweitung des innerge- 
meinschaftlichen Handels zu verzeichnen, die auch 
zu einer Annäherung der Preise in den einzelnen 
Ländern führte. Es erwies sich jedoch im Berichts- 
zeitraum erneut, daß unterschiedliche gesetzliche 
Regelungen in anderen Bereichen (Lebensmittel- 
recht, Veterinärrecht u. a.) den durch die gemein- 


same Marktorganisation angestrebten freien Waren- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten noch immer 
beeinträchtigen. So konnte erst nach bilateralen 
Verhandlungen mit den Niederlanden im Herbst 
1968 eine Regelung getroffen werden, die den 
Export deutschen Schlachtgeflügels nach den Nie- 
derlanden ermöglichte. Dagegen war es bislang 
noch nicht möglich, mit Italien bezüglich der Liefe- 
rung von Geflügelteilen aus deutscher Erzeugung zu 
einer entsprechenden Regelung zu kommen. 

Die Abwertung des Franc im August 1969 war ohne 
Bedeutung für den Schlachtgeflügelmarkt. Dagegen 
brachten die Freigabe des DM-Kurses und Auf- 
wertung der DM der deutschen Geflügelwirtschaft 
zunächst Wettbewerbsnachteile gegenüber ihren 
Konkurrenten in den anderen Mitgliedstaaten. Diese 
konnten ihre Angebotspreise bei dem ab Herbst 
wieder stärker werdenden Angebotsdruck auf dem 
Hähnchenmarkt um den vollen Aufwertungssatz 
senken, ohne hierbei Verluste in Kauf nehmen zu 
müssen. 

Nachdem trotz deutscher Demarchen die Kommis- 
sion zunächst Ausgleichsmaßnahmen für die Ge- 
flügelwirtschaft abgelehnt hatte, erlangte die Bun- 
desregierung schließlich am 30. Oktober 1969 die 
Ermächtigung, auch bei der Einfuhr von Erzeug- 
nissen der Geflügelwirtschaft Ausgleichsabgaben zu 
erheben bzw. bei der Ausfuhr Subventionen zu 
gewähren. 

Zur Wiederherstellung der Wettbewerbsgleichheit 
wurde der deutschen Geflügelwirtschaft seitens der 
Bundesregierung ein einmaliger Betrag von 11 Mil- 
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lionen DM, und zwar für Eier und Schlachtgeflügel, 
zur Verfügung gestellt. Die Verteilung der Mittel 
erfolgt im Laufe des Jahres 1970. 


a) Produktion und Absatzlage 

1968 

Auch 1968 hat in der Bundesrepublik Deutschland 
die Erzeugung von Jungmastgeflügel weiter zuge- 
nommen. Allerdings war die Zuwachsrate mit 5 Vo 
bei weitem nicht mehr so hoch wie in den voran- 
gegangenen Jahren. Mit 107 000 t lag die Erzeugung 
1968 etwa doppelt so hoch wie drei Jahre zuvor. 
Nachdem sich im ersten Halbjahr 1968 als Folge 
produktionseinschränkender Maßnahmen in den 
Niederlanden, in Belgien und in der Bundesrepublik 
der Angebotsdruck vermindert hatte, so daß in 
dieser Zeit auch die Lagerbestände bei den Schlach- 
tereien abgebaut werden konnten, kam es im zwei- 


ten Halbjahr zu einer Preisfestigung. Begünstigt 
durch einen weiter ansteigenden Geflügelverzehr 
und die gegenüber den Vorjahren geringere Steige- 
rung der deutschen Produktion setzte sich diese 
Preisfestigung auch im Jahre 1969 fort. Der auf dem 
Geflügelmarkt, vor allem aber auf dem Hähnchen- 
markt, weiter anhaltende Wettbewerb um Markt- 
anteile führte bei der 1968 geringeren inländischen 
Produktionszunahme zu der bis dahin höchsten Ein- 
fuhr aus anderen EWG-Mitgliedstaaten, insbeson- 
dere aus den Niederlanden, auf die über 80 ^/o 
der deutschen Hähncheneinfuhren entfallen. Mit 
149 000 t oder 58 Vo wurde 1968 der bis dahin 
höchste Importanteil am Verbrauch von insgesamt 
256 000 t festgestellt. Der Verbrauch an Jungmast- 
geflügel je Kopf der Bevölkerung war mit 4,3 kg um 
0,4 kg höher als im Vorjahr. 

Das Aufkommen an Geflügelfleisch von Suppen- 
hennen ging 1968 geringfügig zurück. Da sich außer- 
dem auch die Einfuhr, und zwar um 4000 t ver- 
minderte, sank bei dieser Fleischart der Verbrauch 
je Kopf der Bevölkerung von 1,6 auf 1,5 kg. 


Tabelle 32 


Versorgung mit Geflügelfleisch 


Gliederung 

Einheit 

1961/62 1 

1 

1962 '63 i 
) 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 1 

1967/68 

1967 j 

1968 

1969 

Erzeugung 

1 000 f 

1 000 t 

111 

+ 15 

120 

-15 

130 

146 

157 

200 

209 

204 

210 

223 

— 1 

Bestandsänderung .... 

Einfuhr 

1 000 1 

220 

176 

196 

204 

216 

211 

221 

212 

231 

234 1 

Ausfuhr 

1 000 t 

1 

1 

1 

0 

1 

2 

1 

1 

2 

2 

Verbrauch insgesamt . 

1 000 t 

315 

310 

325 

350 

372 

409 

429 

415 

439 

455 

Verbrauch je Kopf . . . 

kg 

5,6 

5,4 

5,6 

6,0 

6,3 

6,8 

7,2 

6,9 

7,3 

7,5 

darunter 












Fleisch von 

Legehennen 

kg 



1,8 

1.7 

1,8 

1,7 

1,6 

1,6 

1,5 

1,4 

Fleisch von 

Jungmastgeflügel . 

1 kg 



2,6 

2,9 

3,1 

3,7 

4,1 

3,9 

4,3 

4,6 

Anteil des Verbrauchs 
aus Inlandserzeugung 












am Gesamt verbrauch 

Vo 

35 

38 

40 

42 

42 

49 

49 

i 49 

48 

49 ' 

darunter 











i 

t 

Fleisch von 

Legehennen 

Vo 



56 

56 

57 

61 

63 

62 

65 

66 

Fleisch von 

Jungmastgeflügel . 

Vo 



23 

30 

32 

43 

43 

' 44 

42 

i 

44 ■ 
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Der Verbrauch an Gänsefleisch stellte sich 1968 bei 
etwas niedrigerer Eigenerzeugung und wiederum 
gestiegener Einfuhr auf 22 000 t oder 0,4 kg je Kopf 
der Bevölkerung. Das Angebot an Entenfleisch hat 
sich durch leicht erhöhte Einfuhren auf insgesamt 
37 000 t oder 0,6 kg je Kopf der Bevölkerung erhöht. 

Insgesamt standen bei einer um 6000 t höheren 
Eigenerzeugung und um 18 000 t gestiegenen Einfuhr 
439 000 t Geflügelfleisch oder 7,3 kg je Kopf der 
Bevölkerung gegenüber 6,9 kg im Vorjahr zur Ver- 
fügung. 

1969 

Im gesamten Fleischverzehr steht das Geflügel- 
fleisch an dritter Stelle. Auch 1969 sind die Eigen- 
erzeugung und die Einfuhren weiter gestiegen. Die 
Zunahmen erfolgten im wesentlichen beim Jung- 
mastgeflügel. Das Aufkommen an Fleisch dieser Art 
aus Inlandserzeugung war mit 123 000 t und aus Ein- 
fuhren mit 156 000 t um 16 000 t bzw. 7000 t höher als 
im Jahr zuvor. Bei Enten und Gänsen kam es durch 
Bestandseinschränkungen als Folge unzureichender 
Preise zu einem schwachen Rückgang der deutschen 
Produktion. Dagegen führte die steigende Nachfrage 


nach Truthühnern (einschl. Fleisch von sonstigem 
Geflügel) zu einer geringen Zunahme der Produk- 
tion um 1000 t auf insgesamt 14 000 t. Die Einfuhren 
an Geflügelfleisch insgesamt haben sich zwar gegen- 
über 1968 um 3000 t auf 232 000 t ebenfalls erhöht, 
doch war die Zunahme der Erzeugung um 13 000 t 
auf 223 000 t relativ stärker. Der gesamte Verzehr 
an Geflügelfleisch betrug 1969 455 000 t oder 7,5 kg 
je Kopf der Bevölkerung, das waren 0,2 kg mehr als 
im Jahr zuvor. Dabei entfielen auf Suppenhennen 
1,4 kg gegen 1,5 kg im Vorjahr, an Jungmasthühnern 
wurden mit 4,6 kg rund 0,3 kg mehr verzehrt als 
1968, an Entenfleisch dagegen mit 0,6 kg sowie an 
Gänsefleisch mit 0,4 kg etwa gleich viel. Auch der 
Verbrauch an sonstigem Geflügelfleisch — überwie- 
gend Puten — lag mit 0,5 kg etwa gleich hoch wie 
1968. 


b) Außenhandel 

Trotz zunehmender inländischer Erzeugung an Ge- 
flügel brachten auch die beiden letzten Jahre wieder 
einen Anstieg der deutschen Einfuhr von Schlacht- 
geflügel, 1968 um 9 ®/o und 1969 um fast 2 Vo jeweils 
gegenüber dem Vorjahr. Wachsende Überschüsse 


Tabelle 33 


Einfuhr von Geflügel und Geflügelfleischerzeugnissen 


Herstellungsländer 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966 '67 

1967'68 

1967 

1968 

1969 

1969 

gegen 

1968 

1000 t Fleischwert 

Verände- 
rung in “/o 

EWG 

68,1 

78,6 

92,2 

117,2 

137,6 

150,4 

172,6 

159,5 

184,1 

192,5 

+ 5 

Drittländer 

151,9 

97,0 

103,3 

87,3 

77,9 

59,8 

47,5 

51,8 

45,5 

41,1 

-10 

darunter 












Dänemark 

39,4 

35,4 

34,5 

16,5 

11,9 

4,9 

2,8 

3,0 

2,3 

2,4 

+ 8 

USA 

90,2 

42,4 

48,9 

47,9 

42,9 

33,2 

22,8 

27,7 

18,0 

13,1 

-27 

Staatshandels- 












länder 

19,6 

16,8 

18,3 

21,6 

22,1 

20,8 

21,3 

20,4 

24,4 

24,8 

+ 2 

insgesamt . . . 

220,0 

175,0 

195,5 

204,5 

215,5 

210,2 

220,1 

211,3 

229,6 

233,6 

i + 2 1 

darunter 

1 







i 




Jungmastgeflügel . . 

1 


116,7 

119,4 

126,9 

128,1 

140,6 

132,7 

143,2 

146,5 

' + 2 ! 

andere Hühner . . . 



23,9 

19,7 

15,0 

12,8 

12,5 

i 11,7 

13,6 

14,2 

1+4 

Truthühner 

! 


6,4 

7,4 

9,9 

8,3 

10,1 

9,5 

9,2 

9,2 

1 + 0,2 

1 1 

Gänse und Enten . . 



17,3 

19,0 

19,3 

19,0 

23,6 

’ 21,8 

25,2 

23,8 

1 

- 6 ; 

Geflügelteile 



18,2 

23,9 

29,1 

28,4 

20,4 

21,7 

23,6 

24,3 

+ 3 
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aus einer steigenden Produktion in den Exportlän- 
dern der EWG bei zunehmender Selbstversorgung 
Italiens suchten auf dem deutschen Markt Absatz 
und führten zu einem Anstieg der Einfuhr aus EWG- 
Mitgliedstaaten, während die Einfuhr aus Drittlän- 
dern weiter zurückging. Die erhöhte Umsatzsteuer- 
rückvergütung in den Niederlanden im Jahre 1968 
wirkte sich besonders in einem Anstieg der Einfuhr 
aus den Niederlanden in diesem Jahre aus. 

Die Drittlandsimporte hatten 1969 nur noch einen 
Anteil von 18®/o an der Einfuhr von Geflügelfleisch 
in der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 69 ^/o 
im Wirtschaftsjahr 1961/62, dem letzten vor Inkraft- 
treten der EWG-Marktordnung. Abgenommen hat in 
den beiden letzten Jahren vor allem die Einfuhr aus 
den USA, 1969 allein um 27 Vo. Die Einfuhr aus den 
Staatshandelsländern hingegen stieg 1968, in etwas 
geringerem Maße auch 1969 an und erreichte 11 
der deutschen Geflügeleinfuhr. Auch die Einfuhr aus 
Dänemark zeigte 1969 nach einem abermaligen 
stärkeren Rückgang 1968 eine leichte Erhöhung. Sie 
spielt aber im Rahmen der Gesamteinfuhr der Bun- 
desrepublik Deutschland an Geflügelfleisch mit 
einem Anteil von rund 1 Vo eine unbedeutende 
Rolle. 

Die Einfuhrpreise, die 1968 stark gesunken waren, 
zogen im Jahresdurchschnitt 1969 wieder gering- 
fügig an. 

Die Zunahme der Einfuhr 1969 war ausschließlich 
im ersten Halbjahr zu verzeichnen. Im dritten Quar- 
tal war sie nur noch ebensohoch wie im Vorjahr, 
und im vierten Quartal sank sie zum Teil als Folge 
der mit der Währungsänderung verbundenen Markt- 
unsicherheit unter das vergleichbare Vorjahres- 
niveau. Hiervon wurde allerdings nur die Einfuhr 
aus Drittländern betroffen. Die Lieferungen aus den 
EWG-Mitgliedstaaten stiegen zunächst weiter, je- 
doch sanken die Importpreise nach einem vorüber- 
gehenden Anstieg im Sommer zu Ende des Jahres 
wieder ab. 

Eine grundsätzliche Veränderung in der waren- 
mäßigen Zusammensetzung der Einfuhr trat 1969 
nicht ein. Wie in den Vorjahren entfielen 63 Vo der 
Schlachtgeflügeleinfuhr auf Jungmastgeflügel und je 
rund 10^0 auf Geflügelteile, sowie Gänse und 
Enten. 

Die Ausfuhr von Schlachtgeflügel und Geflügel- 
fleisch ist unbedeutend. Sie hat jedoch in den beiden 
letzten Jahren zugenommen bis auf 2300 t 1969. Fast 
drei Viertel dieser Ausfuhr gingen nach Drittlän- 
dern, vor allem nach Hongkong, Österreich und der 
Schweiz. 


c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Die Erzeugerpreise für Jungmastgcflügel sowie für 
Suppenhühner waren im Jahre 1968 die bisher nied- 
rigsten im letzten Jahrzehnt. Einschließlich Mehr- 
wertsteuer lagen die Preise mit 3,20 DM je kg für 
geschlachtete A-Ware bei Jungmastgeflügel noch um 


Tabelle 34 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Geflügel 

DM je kg 



Erzeuger- 

preise 

Verbraucher- 

preise 

Wirtschaftsjahr 

Kalenderjahr 

Jung- 

mast- 

geflügel 

Qualität 

A 

i Suppen- 
hühner 

1 

1 

Brat- 

hähn- 

chen 

Suppen- 

hühner 

1963/64 

3,84 

3,36 

5,32 

4,62 

1964/65 

3,72 

3,18 

5,26 

4,74 

1965/66 

4,00 

3,44 

5,28 

4,89 

1 1966/67 

3,58 

3,22 

5,05 

4,88 

1967/68 ') 

3,12 

2,60 

4,29 

4,27 

1967 

3,27 

2,88 

4,66 

4,63 

1968 1) 

3,20 

2,52 

^ 4,06 

4,00 

1969 

3,21 

2,57 

4,02 

3,91 


ü ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 


7 Pf und mit 2,52 DM je kg für geschlachtete Suppen- 
hühner um 36 Pf unter dem Preisstand des Vor- 
jahres. 

Auch im Jahre 1969 trat keine wesentliche Preisän- 
derung ein. Mit 3,21 DM je kg bewegte sich der Er- 
zeugerpreis für Jungmasthühner A, geschlachtet, 
praktisch auf der gleichen Höhe wie 1968, während 
für geschlachtete Suppenhühner ein geringer Preis- 
anstieg um 5 Pf je kg zu verzeichnen war. Die Preise 
für lebende Ware gaben bei Suppenhühnern 1968 
um 14 Pf und 1969 um nochmals 2 Pf auf 1,12 DM je 
kg Lebendgewicht weiter nach. 

Die Verbraucherpreise für Brathähnchen gingen 1968 
gegenüber dem Vorjahr nochmals deutlich zurück, 
und zwar um 0,60 auf 4,06 DM je kg. Im darauffol- 
genden Jahr gaben die Preise bei steigendem Ange- 
bot und zunehmender Nachfrage nur noch gering- 
fügig um 0,04 auf 4,02 DM je kg weiter nach. In den 
ersten Monaten des Jahres 1970 traten keine nen- 
nenswerten Preisveränderungen ein. Im Juni 1969 
erreichten die Preise mit 3,98 DM je kg ihren bisher 
tiefsten Stand. Diese Entwicklung ist eine Folge der 
Rationalisierung auf allen Stufen und der scharfen 
Konkurrenz zwischen der einheimischen Produktion 
und den Lieferungen aus den EWG-Mitgliedstaaten, 
besonders aus den Niederlanden. 

Die Preisentwicklung bei Suppenhennen verlief an- 
nähernd parallel mit derjenigen bei Brathähnchen. 
1968 und 1969 kosteten Suppenhennen mit 4,00 und 
3,91 DM je kg 6 und 11 Pf je kg weniger als Brat- 
hähnchen. 
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Erzeuger- und Verbraucherpreise für Geflügel 


Schaubild 12 


Jungmasthühner Suppenhühner 

DM/kg DM/kg 



1) einschließlich Mehrwertsteuer 

2) ab Januar 1968 ohne Mehrwertsteuer 


d) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Auch im Berichtszeitraum wurde der Einschleusungs- 
preis für geschlachtete Hühner und für verschiedene 
Geflügelteile unterschritten, so daß bis auf einen 
kurzen Zeitraum im Herbst 1968 weiterhin Zusatzab- 
schöpfungen erhoben wurden. Angesichts der Preis- 
entwicklung konnten die Zusatzabschöpfungen für 
Enten, die z. T. nur bei Einfuhren aus bestimmten 
Ländern erhoben wurden, im Laufe des Berichtszeit- 
raumes verringert und im November 1969 aufge- 
hoben werden. Ausgenommen blieb Polen, das eine 
Garantieerklärung bezüglich der Einhaltung der 
Einschleusungspreise bei geschlachteten Hühnern, 
Enten und Gänsen abgegeben hat. Die Entwicklung 
der Einfuhr und der Preise bei ganzen Puten führte 
zunächst zur Verringerung und — den Zeitraum Mai 
bis Juli 1969 ausgenommen — zur Aufhebung der 
Zusatzabschöpfung für ganze Puten. 

Die im Sommer 1969 — unter Hinweis auf die zwi- 
schenzeitlichen technologischen Fortschritte auf dem 
Gebiet der Geiflügelmast, der Haltung, Fütterung 
und Futterverwertung — bei der Überprüfung der 


Grundlagen der Berechnung der Einschleusungs- 
preise und Abschöpfungen gemachten Vorschläge 
der Kommission, die eine Verringerung des Schutz- 
niveaus zur Folge gehabt hätten, fanden nicht die 
Zustimmung der Mitgliedstaaten. 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Förderung von Erfassungs-, Verwertungs- und 
Absatzeinrichtungen für Schlachtgeflügel (Kap. 10 02, 
Tit. 882 44) wurde auch in den Jahren 1968 und 1969 
fortgesetzt und erstreckte sich hauptsächlich auf den 
Ausbau und die Rationalisierung bestehender Be- 
triebe. Außerdem wurden Bundesmittel für absatz- 
fördernde Maßnahmen sowie für Untersuchungen 
über Möglichkeiten zur Verbesserung der Geflügel- 
fleischvermarktung eingesetzt, da insbesondere in 
einer Erweiterung des Geflügel angebots durch Her- 
stellung von Geflügelteilen und Verarbeitungser- 
zeugnissen gute Aussichten für eine Steigerung des 
Geflügelfleischverzehrs gesehen werden. 
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Tabelle 35 


Einschleusungspreise und Abschöpfungssätze 
für geschlachtetes Geflügel bei Einfuhren aus Drittländern 

Zubereitungsform b 
DM je 100 kg 



Ein- 

sdileu- 

sungs- 

Abschöpfungssatz 

Zusatz- 




Abschöpfungssatz 

Zusatz- 

Gültig ab 

im 

Zu- 

satz 

er- 

höhte 

ab- 

sdiöpfung 

Gültig ab 

Ein- 

schleu- 

im 

Re- 

Zu- 

satz 

er- 

höhte 

ab- 

sdiöpfung 


preis 

gel- 

fall 

Ab- 

schöp- 

fung 

Ab- ' 
Schöp- 
fung 

bei Einfuhren 
aus 



preis 

gel- 

fall 

Ab- 

schöp- 

fung 

Ab- 

schöp- 

fung 

bei Einfuhren 
aus 



Hühner 






Enten 



11. 5.1968 

280,20 

57,20 

50,— 

107,20' 


21. 5. 

1. 8. 

1968 

1968 

276,— 

73,80 

50,— 

123,80' 

Tschedio- 

1. 8.1968 

278,92 

62,50 

50,— 

112,50 


273,44 

82,40 

50,— 

182,40 

^"Slowakei, 

12. 8. 1968 

278,92 

62,50 

25,— 

87,50 


12. 8. 

1968 

273,44 

82,40 

40,— 

122,40. 

Ungarn 

8. 9. 1968 

278,92 

62,50 

— 

— 

sämtlichen 





50,— 

132,40 

Bulgarien, 

8. 10. 1968 

278,92 

62,50 

30,— 

92,50 

Drittländern 

>aus- 

8. 9. 

1968 

273,44 

82,40< 



Tschecho- 

slowakei 






genommen 





30,— 

112,40 

anderen 

1. 2.1969 

274,68 

67,30 

30,— 

97,30 

Polen 





Drittländern 










aus- 

1. 8.1969 

277,60 

64,40 

30,— 

94,40 








genommen 

5. 10. 1969 

277,60 

64,40 

20,— 

84,40 


19. 1. 

1969 

273,44 

82,40 

40,— 

122,40^ 

Polen 

Tscheche- 

27. 10. 1969 

254,00 

59,00 

18,30 

77,30 









1. 2. 

1969 

267,08 

89,20 

40,— 

1 29,20 J 

Slowakei 



Gänse 



9. 2. 

1969 

267,08 

89,20 

— 

— 


1. 5.1968 

214,50 

63,10 




24. 3. 

1969 

267,08 

89,20 

30,— 

119,20 

Dänemark 




12. 5. 

1969 

Dänemark, 

1. 8. 1968 

212,16 

69,20 

267,08 

89,20 

15,— 

104,20 

— 

— 




Ungarn 







28. 7. 

1969 

267,08 

89,20 

15,— 

104,20^1 

1 sämtlichen 

1. 2. 1969 

206,44 

75,00 




1. 8. 

1969 

86,90 

15,— 

Drittländern 




269,88 

101,90 1 

^aus- 

1. 8. 1969 

208,96 

72,90 

— 

— 


27. 10. 

1969 

246,94 

79,50 

13,70 

93,20 J 

genommen 
• Polen 

27. 10. 1969 

191,20 

66,70 




24. 11. 

1969 

246,94 

79,50 

— 












Truthühner 









1. 5. 

1968 

325,— 

67,20 

25,— 

92,20" 








1. 8. 

1968 

322,76 

75,70 

25,— 

100,70 








8. 9. 

1968 

322,76 

75,70 

16,— 

91,70 








8. 10. 

1968 

322,76 

75,70 

— 

— 

sämtlichen 







1. 2. 

1969 

317,32 

81,40 

— 

— 

^Drittländer.n 







12. 5. 

1969 

317,32 

81,40 

25,— 

106,40 








28. 7. 

1969 

317,32 

81,40 

— 

— 








1. 8. 

1969 

319,72 

79,80 

— 

— 








27. 10. 

1969 

292,54 

73,— 

— 

j 

1 

1 
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Tabelle 36 


Jährliche Veränderungen der Verbraucherpreise bei Eiern, Geflügel und Fleisch 


Ware 

1 

j 

Preis- 

stand 

1961/62 

i 

i 

Preisveränderung gegenüber Vorjahr 

Preis- 

stand 

1969 

Preisverände- i 

rung 1969 0 
gegen 1961/62 

Ver- 

brau- 

cher 

preis 

da- 

gegen 

Er- ; 

zeuger- 
preis 

1967 

1 1968 

1 1969 


DM je kg 

Pf je kg 

DM je kg 

1 Pf je kg 

Eier 

j j 

i 3,58 

j 

”12 

~26 

-f 5 

3,74 

+ 16 

- 10 1 

Suppenhühner 

4,13 

-37 

-63 

- 9 

3,91 

“ 22 

“ 41 1 

Brathähnchen 

4,99 

-63 

“60 

- 4 

i 4,02 

- 97 

- 92 

Kalbfleisch 

! 6,43 

- 2 

- 9 

+ 35 

i 8,81 

+ 238 

+ 151 

Rindfleisch 

■ 5,39 

”13 

-19 

+ 22 

' 6,91 

+ 152 

+ 95 1 

Schweinefleisch 

4,72 

- 22 

-62 

+ 31 

5,15 

! + 43 

+ 47 


einschließlich Mehrwertsteuer 


X. Eier 


Im Berichtszeitraum hat sich erneut erwiesen, daß 
durch die Schutzinstrumente der Marktorganisation 
durch Drittlandseinfuhren verursachte Marktstörun- 
gen vermieden werden können. Die Marktorganisa- 
tion kann jedoch nicht verhindern, daß sich in der 
Gemeinschaft beträchtliche zyklische Produktions- 
schwankungen mit entsprechenden Auswirkungen 
auf die Preise ergeben. In dem Maße, in dem die 
Verflechtung der Märkte zunimmt, bildet sich sogar 
eine gewisse Parallelität der zyklischen Schwankun- 
gen in den Mitgliedstaaten aus, während früher bei- 
spielsweise niederländische und deutsche Produk- 
tionszyklen häufig gegeneinander liefen und so in 
gewissem Umfang einen Marktausgleich ermög- 
lichten. 

Im Oktober 1968 verabschiedete der Rat die Ver- 
ordnung Nr. 1619/68 über Vermarktungsnormen für 
Eier. Im Januar 1969 folgte der Erlaß der Durch- 
führungsverordnung Nr. 95/69. Durch die Verord- 
nung 730/69 vom 22. April 1969 wurde der Termin i 
der verbindlichen Anwendung der EWG-Vermark- 
tungsnormen vom 1, Mai auf den 1. Juli 1969 ver- 
schoben. 

In der Bundesrepublik Deutschland ergab sich die 
Schwierigkeit, daß einige Bundesländer unter Be- 
rufung auf Art. 83 und 67 des Grundgesetzes nach- 
drücklich Bedenken gegen die aus sachlichen Grün- 
den für notwendig gehaltene zentrale Regelung eini- 
ger Aufgaben der Durchführung der EWG- Verord- 
nung geltend machten. Die deutsche Durchführungs- 
verordnung zur Verordnung 1619/68, durch die das 


Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft mit 
Durchführungsaufgaben (Packstellenzulassung, Ban- 
derolenerteilung) beauftragt wurde, konnte erst am 
12. März 1969 nach eingehender Prüfung der vor- 
gebrachten verfassungsrechtlichen Bedenken erlas- 
sen werden. 

Im zweiten Halbjahr 1969 ergaben sich bei Anwen- 
dung der EWG-Vermarktungsnormen für Eier er- 
hebliche Schwierigkeiten vor allem hinsichtlich der 
Kennzeichnungsvorschriften. Infolgedessen hat die 
Kommission Anfang 1970 erste Vorschläge zu einer 
Änderung vorgelegt. 

Nachdem bereits 1966 und 1967 vorbereitende Be- 
sprechungen mit Sachverständigen der Wirtschaft 
stattgefunden hatten, legte die Kommission im Juli 
1969 einen Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über Vermarktungsnormen für Eiprodukte vor, des- 
sen Beratung im November 1969 aufgenommen 
wurde. 


a) Produktion und Absatzlage 

1968 

Der bereits seit dem Frühjahr 1966 zu verzeichnende 
Rückgang der Erzeugerpreise für Eier gegenüber 
dem jeweiligen Vorjahrsmonat setzte sich im Jahre 
1968 (selbst unter Einschluß der ab Januar gezahlten 
Mehrwertsteuer) bis zum Herbst weiter fort. Die Er- 
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zeugerpreise im Sommer 1968 waren die bisher nied- 
rigsten seit 1945. Diese rückläufige Preisentwick- 
lung zeigte entsprechende Auswirkungen auf den 
Umfang der Legehennenhaltung. Die Zahl der 
Legehennen, deren Haltung sich in weiter zuneh- 
mendem Maße in größeren Beständen konzentrierte, 
sank, wenn auch geringfügig, unter den Stand des 
vorangegangenen Jahres. Im Jahre 1968 war damit 
erstmalig, allerdings nur vorübergehend, der länger- 
fristige Trend zur Ausdehnung der Hennnenhaltung 
unterbrochen. Durch rationellere Fütterung und züch- 
terische Fortschritte wurde die durchschnittliche 
Legeleistung weiter von 206 auf 209 Eier je Henne 
verbessert und damit die Eiererzeugung gesteigert. 
Für den Markt standen 1968 mit rund 11 Mrd. Eiern 
knapp 3 Vo mehr zur Verfügung als 1967. 

Der seit 1962 zu verzeichnende ständige Rückgang 
der Einfuhren setzte sich 1968 nicht mehr fort; viel- 
mehr wurden mit über 2,1 Mrd. Stück knapp 6 ®/o 
mehr eingeführt als 1967. Die Ausfuhr von Eiern lag 
zwar um mehr als das Zweieinhalbfache höher als im 
Vorjahr, erreichte aber mit 58 Millionen Stück — 
gemessen an der Gesamterzeugung — nach wie vor 
nur einen geringen Umfang. 

Der Eierverbrauch (einschließlich Eiprodukte in 
Schaleneiwert) belief sich 1968 auf 257 Stück je Kopf 
der Bevölkerung und war damit um 5 Stück höher 
als 1967. Der Anteil der inländischen Erzeugung am 
gesamten Verbrauch, der 1967 bei 87 Vo gelegen 
hatte, ging auf 86 ^/o leicht zurück. 


1969 

Vom Herbst 1968 an lagen die Erzeugerpreise für 
Eier fast ein Jahr lang über dem Stand des Vor- 
jahres. Sie wirkten dadurch stimulierend auf die 
erneute Ausdehnung der Legehennenhaltung. Ge- 
genüber 1968 konnte auch die Legeleistung der Hen- 
nen im Durchschnitt von 209 auf 214 Eier nochmals 
verbessert werden. Damit stieg 1969 die inländische 
Erzeugung auf eine bisher noch nicht erreichte Höhe 
von fast 15 Mrd. Stück gegenüber rund 14,1 Mrd. 
Stück im Jahr 1968. Auch in den übrigen EWG-Mit- 
gliedsländern nahm die Eiererzeugung 1969 weiter 
zu. Für die Marktversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland waren mit 11,7 Mrd. Stück rund 6,6 Vo 
mehr verfügbar als vor einem Jahr. Trotz der 
unterschiedlich hohen Erzeugerpreise beim Verkauf 
von Eiern an Einzelverbraucher, Großverbraucher 
und Sammelstellen haben sich deren Anteile an den 
Eierverkäufen der Erzeuger in den letzten Jahren 
mit rund 42 Vo, 23 ^/o und 35 Vo kaum verändert. 

Die Produktionsausweitung in der Bundesrepublik, 
die auch in der Zeit rückläufiger Eierpreise anhielt, 
dürfte auf das Zusammenwirken verschiedener Fak- 
toren zurückzuführen sein. Zunächst gaben die fe- 
sten Eierpreise im zweiten Halbjahr 1968 bis Früh- 
jahr 1969 einen Anreiz zur Bestandsaufstockung; 
dies kam im Ansteigen der Kükenproduktion zum 
Ausdruck. Der dann folgende Preisrückgang bei 
Eiern zwang zur weiteren Rationalisierung der Er- 
zeugung durch Vergrößerung der Tierbestände und 


Tabelle 37 


Versorgung mit Eiern 


Wirtschaftsjahr 

Erzeugung 
zum Verzehr 

Bestands- 

änderung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

1 Verbrauch 

ohne 1 

mit 

ohne 

1 mit 

je Kopf 

Kalenderjahr 

Selbstversorgung 

Selbstversorgung 

Millionen Stück 

Stück 

1961/62 

5 669 

8218 

+ 114 

5 301 

14 

10 842 

13 391 

237 

1962/63 

6 680 

8 994 

-114 

3 525 

17 

10 302 

12 616 

220 

1963/64 

7 665 

10 166 

+ 110 

3 504 

10 

11 049 

13 550 

234 

1964/65 

8 515 

11 011 

~ 80 

2 611 

6 

11 200 

13 696 

234 

1965/66 

9 252 

11 747 

+ 10 

2 537 

6 

11 773 

14 268 

240 

1966/67 

10 252 

12 710 

+ 50 

2 181 

13 

12 370 

14 828 

248 

1967/68 

10 830 

13 239 

+ 40 

2 066 

35 

12 821 

15 230 

254 

1967 

10 700 

13 112 

+ 60 

2 033 

16 

12 657 

15 069 

252 

1968 

11 007 

13 372 

- 0 

2 148 

58 

13 097 

15 462 

257 

1969 

11 739 

13 951 

T 17 

2 345 

69 

13 998 

16210 

266 

1 


0 einschließlich Eiprodukte in Schaleneiwert 
-) ab 1. Januar 1963 ohne Bruteier 
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förderte die Entwicklung von Großbetrieben der 
Hennenhaltung, die zu einem Teil in Form von Zu- 
sammenschlüssen erfolgte. Diese Entwicklung wird 
schließlich durch den zunehmenden Umfang der 
Vertragshennenhaltung begünstigt. Hierbei wird 
den Hennenhaltern ein Teil des Produktionsrisikos 
von den Eierabnehmern oder den Futtermittelliefe- 
ranten abgenommen, die Vertragspartner geben 
vielfach auch Finanzierungsmöglichkeiten für Inve- 
stitionen, für den Bezug von Tieren oder Futter- 
mitteln. 

Die Einfuhr von Schaleneiern und Eiprodukten (in 
Schalenei wert) stieg 1969 um mehr als 9Vo gegen- 
über dem Vorjahr und damit stärker an als 1968; sie 
belief sich auf über 2,3 Mrd. Stück. Gleichzeitig wur- 
den mit 69 Millionen Stück 11 Millionen Stück mehr 
ausgeführt als 1968. 

Je Kopf der Bevölkerung wurden 1969 gegenüber 
dem Vorjahr 9 Eier mehr verzehrt. Der Eierver- 
brauch (einschließlich Eiprodukte in Schaleneiwert) 
belief sich damit auf 266 Stück. Bei einer Zunahme 
des Verbrauchs um 32 Stück je Kopf im Jahrfünft 
von 1964 bis 1969 sind die Möglichkeiten für eine 
Ausweitung der Hennenhaltung allerdings nur be- 
grenzt gegeben, zumal auch für die Zukunft noch 
mit einer Steigerung der durchschnittlichen Legelei- 
stung der Hennen gerechnet werden muß. Eine Aus- 
dehnung der Hennenhaltung in einem Maße, wie sie 
aus den Ergebnissen der Viehzählung vom Dezem- 
ber 1969 (+ 7 Vo gegen Dezember 1968) zu erkennen 
ist — und bereits ein halbes Jahr zuvor an den 
Zahlen über die Bruteiereinlagen und über die ge- 
schlüpften Küken für die spätere Nutzung als Lege- 
hennen ablesbar war — , wird aller Voraussicht 
nach zu einem noch schärferen Wettbewerb führen, 
da der Markt zweifellos die zu erwartende erheb- 
liche Mehrproduktion ohne starke Preiseinbußen für 
den Erzeuger nicht wird aufnehmen können. 

Die inländische Erzeugung von Eiern zum Verzehr 
erreichte 1969 einen Anteil am Gesamtverbrauch 
von 86 ®/o wie im Jahre 1968. 


b) Außenhandel 

In den beiden abgelaufenen Jahren nahm nach 
einem ständigen Rückgang in den Vorjahren die Ein- 
fuhr von Eiern und Eiprodukten wieder zu. Sie ließ 
zwar im zweiten Halbjahr 1969 nach, übertraf aber 
noch die Höhe des gleichen Vorjahreszeitraums. Er- 
höht hat sich 1969 lediglich die Einfuhr aus den 
EWG-Mitgliedstaaten, deren wachsende Produktion 
auf den deutschen Markt drückt. Insgesamt stammten 
von der Einfuhr von Eiern und Eiprodukten 1969 in 
Höhe von 130 000 t rund 91 Vo aus den EWG-Partner- 
ländern, vor allem aus den Niederlanden und Bel- 
gien. Für die seit Herbst 1967 ansteigenden Eierein- 
fuhren war die Tatsache mitentscheidend, daß beim 
Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten die 
Eier nicht mehr das Kennzeichen des Erzeugungs- 
landes zu tragen brauchten. Die Einfuhr aus Dritt- 
ländern, die um mehr als die Hälfte aus Eiproduk- 
ten bestand, nahm 1969 weiter ab. 


Gleichzeitig nahm die Ausfuhr von Eiern und Eipro- 
dukten sowohl nach EWG-Mitgliedstaaten als nach 
Drittländern in den beiden letzten Jahren zu. Ihre 
Höhe blieb auch 1969 mit 3 600 t, was 2,8 Vo der Ein- 
fuhr entspricht, gering. 80 Vo davon werden über- 
wiegend als Eiprodukte in Länder der Gemeinschaft 
exportiert. 


c) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Da die Nachfrage bei Eiern mit der Produktionsstei- 
gerung nicht Schritt hielt, lagen die Erzeugerpreise 
im Durchschnitt aller Absatzwege schon seit März 
1966 unter dem vergleichbaren Niveau des jeweili- 
gen Vorjahresmonats. Diese Entwicklung setzte sich 
auch 1968 bis zum Oktober fort. Der niedrigste Er- 
zeugerpreis (einschließlich Mehrwertsteuer) war mit 
15,9 Pf (im Durchschnitt aller Absatzwege) bzw. 
12,8 Pf (bei Abgabe an Sammelstellen) im Juli 1968 
zu verzeichnen. In der zweiten Jahreshälfte zogen 
die Erzeugerpreise wieder an und erreichten — im 
Durchschnitt aller Absatzwege — am Jahresende 
20,6 Pf. Im Jahresdurchschnitt 1968 ergab sich da- 
mit ein Preis von 17,3 Pf je Ei gegenüber 17,2 Pf im 
Jahr zuvor; auf den einzelnen Absatzwegen, d. h. 
beim Verkauf an Sammelstellen, an Großverbrau- 
cher und an Einzel Verbraucher wurden 1968 durch- 
schnittlich 15,2 Pf, 17,4 Pf und 19,2 Pf je Ei erzielt. 
Beim Vergleich mit den Vorjahren ist die Änderung 
des Umsatzsteuersystems (Mehrwertsteuer) zu be- 
rücksichtigen. 

Im Jahre 1969 setzte sich der im zweiten Halbjahr 

1968 begonnene Preisanstieg gegenüber dem Vor- 
jahr — ■ wenn auch mit Unterbrechungen — bis zum 
September fort, und kehrte sich dann wieder um. Im 
Durchschnitt aller Absatzwege lag der Erzeugerpreis 

1969 mit 17,0 Pf unter der Höhe des Vorjahres. Auch 
die Preise beim Absatz an Sammelstellen, an Groß- 
verbraucher und an Einzelverbraucher unterschieden 
sich mit 14,9 Pf, 17,4 Pf und 19,2 Pf nicht viel von 
dem Preisstand der Jahre 1967 und 1968. 

Bei der langfristigen Betrachtung der Entwicklung 
der Erzeugerpreise ist zu berücksichtigen, daß die 
Produktivität in der Eiererzeugung erheblich ver- 
bessert werden konnte, weil die Legehennenhalter, 
vor allem in Großhaltungen, die Fortschritte in der 
Zucht, Haltung und Fütterung in verstärktem Um- 
fang anwenden. 

Die Preisentwicklung verlief auf der Verbraucher- 
stufe ruhiger als in den vorgelagerten Stufen. 
Deutsche Eier der Gewichtsklasse 3 kosteten im 
zweiten Halbjahr 1968 im Durchschnitt 21,7 Pf je 
Stück; sie waren um 0,8 Pf je Stück billiger als im 
Jahr davor. 1969 nahm auch die Nachfrage infolge 
des konjunkturellen Aufschwungs wieder deutlich 
zu. In den ersten 6 Monaten dieses Jahres stiegen 
die Preise daher trotz zunehmenden Angebots auf 
22,5 Pf je Stück. Sie lagen in dieser Zeit um 1,8 Pf 
höher als in der entsprechenden Vorjahreszeit, als 
die Preise allerdings extrem niedrig gewesen waren. 

In der zweiten Jahreshälfte geht, saisonal bedingt, 
alljährlich das Angebot zurück und die Preise stei- 
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Einfuhr von Eiern 


Herstellungsländer 

1961/62 j 

1962/63 

1963/64 1 

1964/65 

1965/66 j 

1966/67 

1967/68 

1967 

1 

1968 

1969 

1969 

gegen 

1968 

1000 t Schaleneiwert 

Verän- 
derung 
in Vo 





Sdialeneler 







EWG 

181,3 

134,6 

126,3 

100,3 

68,9 

68,2 

72,4 

63,9 

82,9 

100,5 

+ 21 

Drittländer 

84,0 

44,6 

32,0 

21,6 

25,1 

11,7 

11,0 

10,9 

9,2 

5,7 

-38 

insgesamt . , . 

265,3 

179,2 

158,3 

121,9 

94,0 

79,9 

83,4 

74,8 

92,1 

106,2 

+ 15 




darunter Bruteier 







EWG 



1,1 

1,2 

1,8 

2,5 

2,3 

2,3 

2,3 

2,5 

+ 12 

Drittländer 



0,3 

0,4 

0,8 

0,7 

0,6 

0,7 

0,4 

0,6 

+ 27 

insgesamt . . . 

• 


1,4 

1.6 

2,6 

3,2 

2,9 

3,0 

2,7 

3,1 

+ 14 





Eiprodukte 







EWG 

12,9 

9,9 

14,8 

11,7 

9,9 

16,6 

13,5 

17,1 

13,1 

16,8 

\ +28 i 

Drittländer 

24,3 

13,2 

23,7 

11,2 

21,3 

14,0 

11,9 

13,8 

9,2 

6,6 

-29 

i insgesamt . . [ 

37,2 

23,1 

38,5 

22,9 

31,2 

30,6 

25,4 

30,9 

22,3 

23,4 1 

+ 5 




Eier zusammen 







EWG 

194,2 

144,5 

141,1 

112,1 

78,8 

84,8 

85,9 

81,0 

96,0 

117,3 

+ 22 

Drittländer 

108,3 

57,8 

55,7 

32,7 

46,4 

25,7 

22,9 

■ 24,7 

18,4 

12,3 

-34 

darunter 












Staatshandelsländer 

33,1 

15,6 

23,5 

18,5 

28,9 

17,5 

12,6 

15,3 

11,0 

6,8 

-47 

i 1 

insgesamt . . . 

302,5 

202,3 

196,8 

144,8 

125,2 

110,5 

108,8 

105,7 

114,4 

129,6 1 

+ 13 


h ohne Lohnveredelung 
“) ohne Albumine 


gen. In der zweiten Jahreshälfte 1969 führte jedoch 
ein erhöhtes Angebot zu nachgebenden Preisen, da 
die Legehennenhalter ihre Bestände seit dem Vor- 
jahr um fast ein Fünftel aufgestockt hatten. Die Ver- 
braucher konnten in der Zeit von Juli bis Dezember 
1969 die Eier der Gewichtsklasse 3 um 1,7 Pf je Stück 
billiger als in der ersten Jahreshälfte kaufen, näm- 
lich für 20,8 Pf je Stück. Dieser Preis lag um 0,9 Pf 
je Stück nieldriger als während der entsprechenden 
Vorjahreszeit. Die für den Verbraucher günstige 
Preissituation hielt in den ersten Monaten des Jah- 
res 1970 weiter an. 


Im Durchschnitt des Kalenderjahres 1968 waren 
deutsche Eier mit 21,2 Pf je Stück um 0,7 Pf je Stück 
billiger als im Jahr 1967, 1969 kosteten sie 0,5 Pf je 
Stück mehr als 1968, nämlich 21,7 Pf je Stück. 
Ausländische Eier waren in den letzten Kalender- 
jahren auch weiterhin um rund 1 Pf je Stück billiger 
als die deutsche Ware. 

Das Preisniveau im Erzeuger- und Verbraucher- 
direktverkehr liegt in der Regel um 2 bis 3 Pf je 
Stück niedriger als dasjenige im Einzelhandel. Die 
vergleichbaren Zahlen lauten für 1967, 1968 und 
1969 jeweils 19,2 Pf je Stück. 
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Tabelle 39 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Eier 

Pf je Stück 


Erzeugerpreise 


Verbraucherpreise 


1 

Wirtschaftsjahr 

Kalenderjahr 




, durch- 

für Eier 

bei 

Verkäufen 

an 

schnittlicher 
Erlöspreis 
der Land- 
wirtschaft 9 

in- 

ländischer 

aus- 

ländischer 

Sammel- 
stellen 1 

Großver- 

braucher 

Verbrauchei 

1 direkt 


• Herkunft 

1964/65 

16,2 

18,0 

19,6 

17,9 

22,1 

20,5 

1965/66 

17,8 

19,4 

21,0 

i 19,2 

24,3 

22,8 

1966/67 

15,9 

17,9 

19,9 

17,9 

1 23,2 

21,5 

1967/68 ®) 

14,7 

17,0 

19,0 

16,9 

21,6 

20,2 

1967 

15,0 

17,2 

19,2 

17,2 

22,5 

20,8 

1968 3) 

15,2 

17,4 

19,2 

17,3 

21,2 

20,1 

1969 

14,9 

17,4 

19,2 

17,0 

21,7 

20,5 


') gewogener Durchschnitt 

“) bis Januar 1966 Gewichtsklasse B; Februar 1966 bis Juni 1969 Gewichtsklasse A, ab Juli 1969 Gewichtsklasse 3 
") ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 


Schaubild 13 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Eier 



9 Erlöspreis = gewogener Durchschnittspreis für unsortierte Ware bei Verkäufen der Landwirtschaft an Einzelverbraucher, Großverbraucher 
und Sammelstellen. 

9 Preise bei Abgabe an Sammelstellen; ab Januar 1968 ohne Mehrwertsteuer. 

9 ab Januar 1968 einschließlich Mehrwertsteuer 
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Tabelle 40 


Einschleusungspreise und Abschöpfungssätze für Eier in der Schale 

bei Einfuhren aus Drittländern 





DM je 

100 kg 


Gültig ab 

Ein- 

schleu- 

sungs- 

preis 

Abschöpfungssatz 

Zusatz- erhöhte 

r abschöp- Abschöp- 
fung fung 

i 

Zusatzabschöpfung 
bei Einfuhren aus: 




70,— 

125,80 

Dänemark, Rumänien 

17. Juni 1968 

195, — 

55,80 J 






1 

30,— 

85,80 

c 

inderen Drittländern 




70,— 

125,80 

Dänemark, Rumänien 

14. Juli 1968 

195, — 

55,80 i 






1 

40,— 

95,80 

anderen Drittländern 




70,— 

132,30 

Dänemark, Rumänien 

1. August 1968 

192,44 

62,30 






1 

40,— 

102,30 

anderen Drittländern 

12. August 1968 

192,44 

62,30 i 

50,— 

112,30 

VR China, Ungarn und Rumänien 



1 

20,— 

82,30 

anderen Drittländern 

8. September 1968 

192,44 

62,30 

40,— 

102,30 

VR China, Rumänien 

17. November 1968 

192,44 

62,30 

40,— 

102,30 

VR China 

19. Januar 1969 

192,44 

62,30 

40,— 

102,30 

VR China, Spanien 

24. Januar 1969 

192,44 

62,30 

40,— 

102,30 



1. Februar 1969 

186,32 

67,40 

40,— 

107,40 



22. März 1969 

186,32 , 

67,40 

10,— 

77,40 


^sämtlichen Drittländern 

12. Mai 1969 

186,32 

67,40 

20,— 

87,40 



26. Mai 1969 

186,32 

67,40 

30,— 

97,40 

> 


28. Juli 1969 

! 186,32 

67,40 J 

[ 40,— 

107,40 

VR China, Spanien 


1 

■ 

1 

[ 30,— 

97,40 

anderen Drittländern 

1. August 1969 

188,92 ' 

65,60 J 

[ 40,— 

105,60 

VR China, Spanien 



1 

1 30,— 

95,60 

anderen Drittländern 

5. Oktober 1969 

188,92 

65,60 \ 

f 50,— 

115,60 

Spanien 



1 

1 30,— 

95,60 

anderen Drittländern 



1 

f 45,75 

105,75 

Spanien 

27. Oktober 1969 

172,86 

60,— i 






1 

[ 27,45 

87,45 

anderen Drittländern 



1 

[ 58,56 

118,56 

Spanien 

24. November 1969 

172,86 

60,— i 






1 

1 27,45 

87,45 

anderen Drittländern 

15. Dezember 1969 

172,86 

60,— 

27,45 

87,45 

sämtlichen Drittländern 


ausgenommen Einfuhren mit Ursprung in und Herkunft aus Polen, der Südafrikanischen Union, Finnland und 
Australien. Diese Länder haben eine Garantieerklärung zur Einhaltung des Einschleusungspreises abgegeben. 
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d) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Auch im Berichtszeitraum mußten wegen Unter- 
schreitung des Einschleusungspreises Zusatzabschöp- 
fungen in unterschiedlicher Höhe, z. T. nur gegen- 
über bestimmten Drittländern erhoben werden. Auf- 
grund abgegebener Garantieerklärungen waren hier- 
von jedoch Polen, die Südafrikanische Union, Finn- 
land, Australien und seit Januar 1970 auch Rumä- 
nien ausgenommen. 

Im Sommer 1969 schlug die Kommission vor, die Be- 
rechnungsgrundlagen für die Festsetzung des Ein- 
schleusungspreises und der Abschöpfung bei Eiern, 
den technologischen Fortschritten auf den Gebieten 
der Hühnerhaltung, Fütterung und Futterverwertung 
anzupassen. Diese Vorschläge hätten zu einer ge- 
ringfügigen Senkung von Einschleusungspreis und 
Abschöpfung geführt; sie wurden von der Bundes- 
regierung unterstützt, fanden jedoch nicht die Zu- 
stimmung der übrigen Mitgliedstaaten. 


XI. Milch und Milcherzeugnisse 


Seit dem 29. Juli 1968 wird in der Gemeinschaft 
aufgrund der Verordnung Nr. 804/68 die gemein- 
same Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nise angewendet. Sie erstreckt sich noch nicht auf 
die Handels- und Preisregelung für Trinkmilch und 
Frischmilchprodukte mit einem Fettgehalt von üVo 
und weniger. 

Wegen Schwierigkeiten bei den Preisvereinbarun- 
gen konnte das in der Verordnung festgelegte Milch- 
wirtschaftsjahr (April März) bisher nicht eingehalten 
werden. So wurde das am 29. Juli 1968 angelaufene 
Milchwirtschaftsjahr 1968^69, das erste mit einer 
einheitlichen Preis- und Handelsregelung an den 
Außengrenzen der Gemeinschaft, mehrfach verlän- 
gert, weil man über neue Preise für das Milchwirt- 
schaftsjahr 1969 70 im Rat keine Einigung erzielen 
konnte. Das Milchwirtschaftsjahr 1969/70 begann 
statt am 1. April erst am 8. Dezember 1969 mit den 
für das Milchwirtschaftsjahr 1968/69 geltenden Prei- 
sen und soll am 31. Juli 1970 enden. 

Zur Marktregulierung auf dem Milchsektor werden 
folgende Maßnahmen angewendet: 

— Obligatorische Intervention bei Butter, Mager- 
milchpulver und einigen italienischen Käsesorten, 

— Stützung der Futtermagermilch und des Futter- 
magermilchpulvers durch Gewährung von Bei- 
hilfen. 

Der Warenverkehr mit Drittländern unterliegt bei 
der Einfuhr einer Abschöpfung, während beim Ex- 
port Ausfuhrerstattungen gewährt werden, um auf 
dem Weltmarkt wettbewerbsfähig zu sein. Die Ab- 
schöpfung in Höhe des Unterschiedes zwischen den 
bestehenden gemeinschaftlichen Schwellenpreisen 
und den Preisen am Weltmarkt bewirkt, daß Milch- 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Förderung von Erfassungs-, Verwertungs- und 
Absatzeinrichtungen für Eier, darunter auch die För- 
derung des weiteren Ausbaues von Anlagen zur 
Herstellung von Eiprodukten, wurde in den Jahren 
1968 und 1969 fortgeführt. Ferner wurden Bundes- 
mittel für die Aufklärung über die EWG-Vermark- 
tungsnormen für Eier sowie für die Erarbeitung von 
Methoden für eine mittelfristige Prognose der Pro- 
duktions- und Verbrauchsentwicklung bei Eiern und 
Geflügel eingesetzt. 

Für die im Sommer 1968 und 1969 notwendig ge- 
wordenen Wälzungen der Berlin-Reserve von Ei- 
produkten wurde eine Änderung der Ausschreibung 
vorgenommen. Danach durften hierfür nur Erzeug- 
nisse eingelagert werden, die nachweislich aus Eiern 
hergestellt waren, welche sich im freien Warenver- 
kehr in der Gemeinschaft befunden hatten. In beiden 
Fällen trug diese Maßnahme zu einer Entlastung des 
Schaleneiermarktes und damit zu einer Festigung 
der Eierpreise im August und September bei. 


erzeugnisse im allgemeinen nicht unter dem Niveau 
der Schwellenpreise eingeführt werden. Die Schwel- 
lenpreise für Einfuhren aus Drittländern sind auf 
einen angestrebten Richtpreis von 10,3 RE je 100 kg 
Milch mit 3,7 Uo Fett frei Molkerei ausgerichtet. 

Im Kalenderjahr 1969 war die Schwäche des Franc 
bereits vor der Abwertung der Anlaß für stärkere 
Einfuhren von Milcherzeugnissen aus Frankreich in 
die Bundesrepublik Deutschland, insbesondere von 
Butter und Milchpulver. Nach der Abwertung hat 
Frankreich bei Butter und Magermilchpulver die bis 
zum 11. August 1969 angewendeten positiven Be- 
richtigungsbeiträge wegfallen lassen, es tat damit 
den ersten Schritt, um der Verpflichtung nachzu- 
kommen, seine Preise für Interventionsprodukte bis 
zum Beginn des Milchwirtschaftsjahres 1971/72 auf 
das gemeinschaftliche Preisniveau anzuheben. Als 
weiterer Schritt wurde am 1. Januar 1970 der fran- 
zösische Interventionspreis für Butter um 20 Cen- 
times (13 Pf) je kg heraufgesetzt. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden die Fol- 
gen der DM-Aufwertung auf dem Milchsektor erst 
ab 1. Januar 1970 spürbar; bis zu diesem Zeitpunkt 
wurde die Differenz zwischen der alten und neuen 
DM-Parität durch Ausgleichsmaßnahmen bei der Ein- 
und Ausfuhr weitgehend ausgeglichen. Für die am 
31. Dezember 1969 vorhandenen Bestände an Butter 
und Magermilchpulver in privater Lagerhaltung 
wurde eine Preisbruchvergütung gezahlt. Da in der 
Bundesrepublik Deutschland bis zum 1. Januar 1970 
der gemeinsame Interventionspreis für Butter von 
694 DM infolge einer negativen Berichtigung auf 
670 DM je 100 kg reduziert war, wirkte sich die Auf- 
wertung, d. h. die Herabsetzung des Interventions- 
preises auf 635 DM (694 DM minus 8,5 Vo) nur in 
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einer Senkung um 5,2 aus. Auch bei allen ande- 
ren Milchprodukten hat sich die DM-Aufwertung 
über die preisgünstigen Einfuhren aus Mitglied- 
staaten wie auch durch geringere Abschöpfungen bei 
Einfuhren aus Drittländern (infolge Senkung der 
Schwellenpreise) mehr oder weniger preissenkend 
ausgewirkt. 

Die Situation auf dem Milchmarkt der Gemeinschaft 
ist seit einigen Jahren durch ein Ungleichgewicht 
zwischen Erzeugung und Verbrauch gekennzeichnet. 
Die Milchkuhbestände haben leicht zugenommen, 
die Milchleistung je Kuh ist kräftig gestiegen, da- 
gegen steigt der Verbrauch an Milch und Milch- 
erzeugnissen zusammen in der Gemeinschaft allen- 
falls nur noch im Umfang des Bevölkerungszuwach- 
ses. Infolge einer weltweiten Überproduktion stößt 
der kommerzielle Absatz von Milchprodukten auf 
dem Weltmarkt auf große Schwierigkeiten. Dies hat 
dazu geführt, daß in der Gemeinschaft z. Z. ein jähr- 
licher Überschuß von 5 bis 6 Millionen t Milch be- 
steht (1 Million t Milch bedeuten rund 43 500 t But- 
ter und rund 85 000 t Magermilchpulver), der nur 
mit finanziellen Hilfsmaßnahmen verwertet werden 
kann. 

Mit einer Reihe von Einzelmaßnahmen zum Abbau 
der Butterbestände konnte 1969 erreicht werden, 
daß die Butterbestände bei der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle nur wenig zugenommen haben. Ferner 
trug die für den Trinkmilchabsatz günstige und für 
den Futterwuchs ungünstige Witterung des Som- 
mers 1969 dazu bei, daß die Milchproduktion schwä- 
cher als in den Vorjahren stieg. In der Bundesrepu- 
blik Deutschland konnte außerdem die Käseproduk- 
tion zu Lasten der Buttererzeugung ausgeweitet 
werden. Die Interventionsbestände an Butter be- 
trugen am 1. April 1970 rund 220 000 t, davon 
81 800 t in der Bundesrepublik Deutschland (am 
1. April 1969: 269 600 t, davon 91 800 t in der Bun- 
desrepublik Deutschland), und an Magermilchpulver 
208 700 t, davon 113 300 t in der Bundesrepublik 
(1. April 1969: 214 600 t, davon 37 700 t in der Bun- 
desrepublik Deutschland). 

Zum Abbau der Bestände wurden in der Bundes- 
republik Deutschland im Berichtszeitraum aufgrund 
von Ermächtigungen der Kommission folgende But- 
terverbilligungsmaßnahmen durchgeführt: 

— Abgabe von Lagerbutter zur Herstellung von 
Butterreinfett zum Kochen, Braten und Backen 
zum Verbraucherpreis von 3,80 DM je kg (in 
250-g-Bechern zum Preise von 0,95 DM); 

— Abgabe von verbilligter Butter an gemeinnützige 
Einrichtungen, sowie Ausgabe von Wertgutschei- 
nen an Sozialhilfeempfänger zum Kauf von But- 
ter; 

— Abgabe von verbilligter Butter an die Bundes- 
wehr; 

— Abgabe von verbilligter Butter zum Herstellen 
von Fettmischungen für den Export; 

■ — Abgabe von verbilligter Butter an die Verarbei- 
tungsindustrie (Backgewerbe, Backwarenindu- 
strie). 

Mit diesen Maßnahmen wurden im Jahre 1969 in 
der Bundesrepublik Deutschland insgesamt rund 


33 000 t Butter verbilligt abgegeben. Die hierfür auf- 
gewendeten Kosten betrugen rund 162 Millionen 
DM, die aus dem Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft finanziert werden. 

Neben den genannten Aktionen wurde laufend 
Lagerbutter (Deutsche Molkereibutter) mit einem 
Abschlag von 65 Pf je kg unter dem Preis für 
Deutsche Markenbutter aus den Beständen der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Fette in den Markt gege- 
ben. In den Monaten November 1969 bis Januar 
1970 wurde der Abschlag für diese Butter für eine 
Menge von 40 000 t auf 1,25 DM je kg erhöht und 
damit der Preisabschlag nahezu verdoppelt. Die 
durch die vorstehenden Maßnahmen abgesetzte But- 
ter wurde aber nicht in vollem Umfange zusätzlich 
verbraucht. Die verbilligt aus den Vorratslagern der 
Einfuhr- und Vorratsstelle abgegebene Molkerei- 
butter findet als zweite Sorte neben der frischen 
Deutschen Markenbutter zwar zügig Absatz, dafür 
muß aber frische Markenbutter in gewissem Um- 
fange wieder auf Lager genommen werden. 

Zum Abbau der Interventionsbestände an Mager- 
milchpulver erließ die Kommission eine Verordnung 
zur Abgabe von verbilligtem Magermilchpulver zur 
Herstellung von Mischfuttermitteln für Schweine 
und Geflügel. Wegen der geforderten Denaturie- 
rungsmittel (Farbstoffe und Aktivkohle) stieß die 
Anwendung dieser Verordnung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf futtermittelrechtliche Schwie- 
rigkeiten. Auf Antrag wurde eine Änderung der 
Verordnung hinsichtlich der Denaturierungsmittel 
im Dezember 1969 erreicht, so daß nunmehr die ge- 
nannte Verordnung auch in der Bundesrepublik an- 
gewendet werden kann. 

Im Juli und September 1969 beschloß der Rat, im 
Rahmen des Welternährungsprogramms im Laufe 
von zwei Jahren 35 000 t Butterschmalz und 120 000 t 
Magermilchpulver sowie dem Internationalen Roten 
Kreuz 3000 t Magermilchpulver kostenlos zur Ver- 
fügung zu stellen. Die Maßnahmen zur Abwicklung 
der Verträge sind eingeleitet. 

Um die Milchproduktion zu verringern, wurde im 
Oktober 1969 im Rat beschlossen, die Milchkuhbe- 
stände durch Gewährung einer Schlachtprämie oder 
einer Nichtvermarktungsprämie in Höhe von 200 RE 
(732 DM) je Milchkuh abzubauen. Die Aktion ist 
im Dezember 1969 angelaufen (vergleiche Ab- 
schnitt VII.). 

Es ist jedoch nicht damit zu rechnen, daß das Über- 
schußproblem bei Milch mit den bisher eingeleiteten 
Maßnahmen dauerhaft gelöst werden kann. Die 
Überlegungen für neue Maßnahmen sind noch nicht 
ausdiskutiert. 


a) Milch 
1968 

Im Jahre 1968 wurden bei einem Bestand von 5,87 
Millionen Milchkühen und bei einer durchschnitt- 
lichen Milchleistung von 3771 kg je Kuh rund 22,12 
Millionen t Milch erzeugt; das waren 404 000 t oder 
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1,9 Vo mehr als im Jahr zuvor. Rund 18,4 Millionen t 
(1967: 17,7 Millionen t) oder 83,1 (81,5 Vo) der er- 

zeugten Milch wurden an die Molkereien geliefert. 
Damit nahm die Miichanlieferung wieder, wie schon 
in den Vorjahren, beachtlich stärker zu als die 
Milcherzeugung. Dies ist darauf zurückzuführen, daß 
die Zahl der in der Landwirtschaft tätigen Personen 
zurückgeht, so daß weniger Vollmilch in den Haus- 
halten der Erzeuger verbraucht wird. Außerdem 
werden in der Kälberaufzucht vermehrt an Steile 
von Milch Austauschfuttermittel eingesetzt, das be- 
deutet eine Einsparung von Vollmilch zur Verfütte- 
rung. 

Die von den Molkereien nachgewiesene Mehran- 
lieferung von 689 000 t Vollmilch wurde größten- 
teils (444 000 t oder 64,4 Vo) zur Butterhersteliung, 
die dabei anfallende Magermilch überwiegend zur 
Magermilchpuiverhersteilung verwendet. 

Im Kalenderjahr 1968 ging der Verbrauch von Milch 
zum Frischverzehr (Voll- und Magermilch einschließ- 


lich Sterilmilch, Sauermilch und Milchmischgetränke) 
um 1,9 kg auf 91,0 kg je Kopf der Bevölkerung zu- 
rück; davon entfielen 7,3 kg auf Mager- und Butter- 
milch (Vorjahr 7,7 kg). An loser Milch wurden in 
landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen 
Haushalten 1968 je Kopf der Bevölkerung 55,7 kg ■ — 
oder 3,8 kg weniger als 1967 — verbraucht, so daß 
der Anteil an loser Milch am Gesamtverbrauch nur 
noch rund 61 Vo (Vorjahr 64 ^/o), der Anteil des Ab- 
satzes von loser Milch durch Molkereien am Gesamt- 
verbrauch aber nur 24 ^/o betrug. Der Molkereiabsatz 
von Milch zum Frischverzehr erhöhte sich von 1967 zu 
1968 von 56,5 auf 56,9 kg je Kopf der Bevölkerung. 
Der Auszahlungspreis für Milch mit 3,7 Vo Fett frei 
Rampe Molkerei lag im Durchschnitt des Bundes- 
gebietes einschließlich Mehrwertsteuer bei 39,9 Pf 
je kg und damit auf der gleichen Höhe wie 1967. Die 
in der Bundesrepublik Deutschland gewährten För- 
derungzuschläge zum Milchauszahlungspreis mußten 
mit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Markt- 
organisation entfallen. Der Abbau der Förderungs- 


Tabelle 41 


Milcherzeugung und -Verwendung 

1000 t 


Gliederung 

1963/64 

1964/65 

1965/66 j 

1966^67 

1967/68 

1967 

1968 

1969 

Erzeugung 

20 807 

21 020 

21 253 

21 566 

22 038 

21 717 

22 121 

22 216 

davon 

im landwirtschaftlichen Betrieb 
verfüttert, frisch verbraucht, 
zu Butter und Käse verar- 
beitet und Direktabsatz an Ver- 
braucher 

4 659 

4 423 

4 232 

4 097 

3 894 

4 025 

3 740 

3 615 

an Molkereien geliefert 

16 148 

16 597 

17 021 

17 469 

18 144 

17 692 

18 381 

18 601 

an Molkereien geliefert 

in 'Vo der Erzeugung 

78 

79 

80 

81 

82 

81 

83 

84 

in Molkereien verarbeitet zu 

Trinkmilch einschließlich 

sterilisierter Milch i 

2 399 

2 417 

2 433 

2 454 

2 488 

2 468 

2 506 

2 722 

Sahne 

1 075 

1 104 

1 221 

1 261 

1 329 

1 264 

1 389 

1 491 

Butter 

10 148 

10 499 

10 774 

11 067 

1 1 460 ; 

11 184 

11 628 

11 328 

Käse 

1 005 

1 067 

1 070 

1 095 

1 167 

1 130 

1 225 

1 325 

Quark und Frischkäse 

201 

208 

221 

244 

247 

243 

253 

281 

Dauerwaren ' 

1 242 

1 257 

1 250 

1 258 

1 267 

1 280 

1 274 

1 302 

sonstige Erzeugnisse 

(einschließlich Verluste) .... 

139 

95 

100 

145 

244 

180 

165 

198 

Einfuhr von Milch (einschließlich ' 
Rahm in Milchwert) aus Frank- ! 
reich 

1 

61 

1 

50 

48 

55 

58 

57 

59 

461) 


^) ab 1969 Nettoeinfuhr 
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Zuschläge, deren Zahlung am 28. Juli 1968 endgültig 
auslief, konnte durch die Anhebung der Schwellen- 
preise für Milcherzeugnisse und durch die Interven- 
tionsregelung für Butter und Magermilchpulver über 
erhöhte Marktpreise ausgeglichen werden. 

1969 

Die Milchproduktion blieb im Frühjahr 1969 wegen 
des langen Winters und damit späten Weideauf- 
triebes, sowie anschließend im Sommer infolge 
Hitze und Trockenheit unter der Vorjahreshöhe. Sie 
holte aber zum Herbst bereits wieder auf, so daß 
1969 trotz dieser Rückschläge bei einem Bestand von 
5,88 Millionen Milchkühen und einer durchschnitt- 
lichen Milchleistung je Kuh von 3779 kg insgesamt 
22,22 Millionen t und damit 0,4 Vo mehr Milch er- 
zeugt wurden als 1968, Die Milchanlieferung an die 
Molkereien stieg jedoch mit 1,2 Vo wiederum stärker 
als die Milcherzeugung. 

Mit der Erhöhung des Trinkmilchpreises am 1. No- 
vember 1968 war eine Erhöhung des Fettgehaltes 
von 3,0 auf 3,3 Ao verbunden. 1969 wurden an Milch 
zum Frischverzehr rund 0,9 kg pro Kopf mehr ver- 
braucht als 1968. Diese Ausweitung des Verbrauchs 
ist hauptsächlich auf die warme und trockene Witte- 
rung im Sommer 1969 zurückzuführen. Der Ver- 
brauch an loser Milch je Kopf der Bevölkerung ging 
um 3,0 kg auf 52,7 kg weiter stark zurück, der Anteil 


am Gesamtverbrauch betrug 57 Vo (1968: 61 Vo). Der 
Molkereiabsatz von Milch zum Frischverzehr er- 
höhte sich von 56,9 kg 1968 auf 58,6 kg je Kopf der 
Bevölkerung in 1969. Der Verbrauch an Sahne nahm 
weiter auf 3,2 kg je Kopf (1967: 2,8 kg, 1968: 3,0 kg) 
zu. An Kondensmilch wurde mit 7,6 kg je Kopf wie- 
derum weniger abgesetzt (1967: 8,4 kg, 1968: 7,9 kg). 

1969 wurde für Milch mit 3,7 Vo Fett ein durch- 
schnittlicher Auszahlungspreis frei Rampe Mol- 
kerei von 40,1 Pf je kg (einschließlich Mehrwert- 
steuer) erzielt, das sind 0,2 Pf je kg mehr als im 
Jahresdurchschnitt 1968. Dieser Erlös lag aber noch 
um 1,1 Pf unter dem in der Gemeinschaft angestreb- 
ten Richtpreis von 41,2 Pf je kg Milch frei Mol- 
kerei; der Richtpreis ist allerdings kein Festpreis 
und auch kein Garantiepreis. Im Zusammenhang mit 
der DM-Aufwertung entspricht ab 1. Januar 1970 der 
Richtpreis für Milch von 10,3 RE nur noch 37,7 Pf je 
kg. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde 1969 der 
gemeinsame Richtpreis nicht ereicht, weil der deut- 
sche Interventionspreis für Butter mit 6,70 DM je kg 
unter dem gemeinsamen Interventionspreis von 
6,94 DM je kg festgesetzt wurde. Doch auch bei den 
übrigen Milcherzeugnissen konnten nicht die Preise 
über den Markt erzielt werden, die zur Erreichung 
des Richtpreises für Milch notwendig gewesen 
wären. Trotzdem hat sich die EWG-Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse mit der Inter- 


T ab eile 42 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Milch 


Zeitraum 

Fettgehalt 

Durdisdinittlicher Auszahlungspreis für Mildi 

durch- 

schnittlicher 

Einzel- 

handelspreis 

für 

eingestellte 
Trinkmilch 
lose, 3 ®/o 

Fett 

mit tatsächlichem Fettgehalt 

bei Umrechnung auf 3,7 ®/o 
Fett ab Hof 

Preis 

darunter 

ohne 1 

mit 

ab Hof 

frei 

Molkerei 

Förderungs- j 
Zuschlag I 

Mehrwertsteuer 

Vo 



Pf je kg 



DM je I 


1967 


3,74 

38,3 

40,1 

2,7 

38,0 


0,51 2) 


1968 


3,76 

38,6 

40,3 

1,0 

36,3 

38,1 

0,53 3) 


1969 


3,76 

39,0 

40,6 

— 

36,7 

38,5 

0,56 

1. 

Halbjahr 

1967 

3,71 

37,7 

39,4 

3,4 

37,5 


0,50 2) 

2. 

Halbjahr 

1967 

3,78 

38,7 

40,6 

1,8 

38,1 


0,52 

1. 

Halbjahr 

1968 

3,73 

38,1 

39,8 

1.6 

36,1 

38,0 

0,52 

2. 

Halbjahr 

1968 

3,78 

39,2 

41,0 

0,2 

36,4 

38,3 

0,53 3) 

1. 

Halbjahr 

1969 

3,75 

38,2 

39,8 

— 

36,0 

37,8 

0,56 

2. 

Halbjahr 

1969 

3,77 

39,9 

41,5 

— 

37,3 

39,2 

0,56 


^) einsdiließlich Förderungszusdiläge und Mehrwertsteuer 
2) ab 11. Juni 1967 0,52 DM je 1 
®) ab 1. November 1968 0,56 DM je 1 
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ventionsregelung für Butter und Magermilchpulver 
sowie der Beihilfe für Futtermagermilch auf die Er- 
zeugererlöse günstig ausgewirkt. 

Am 1. November 1968 wurden die Einzelhandels- 
preise für Standardmilch um 4 Pf je 1 erhöht, gleich- 
zeitig wurde der Mindestfettgehalt von 3,0 auf 3,3 ®/o 
angehoben. Die Preiserhöhung resultierte haupt- 
sächlich aus der Wertsteigerung der Milch durch 
den höheren Fettgehalt, die etwa 2 Pf je 1 ausmacht; 
außerdem wurden die Handelsspannen, die seit 1963 
unverändert geblieben waren, und die Mehrwert- 
steuerbelastung, die ab 1. Januar 1968 eingetreten 
war, mit je 1 Pf je 1 berücksichtigt. Die Standard- 
trinkmilch mit 3,3 Vo Fettgehalt kostete seitdem lose 
56 Pf, in Flaschen oder Schlauchpackungen 66 Pf und 
in standfesten Einmalpackungen 69 Pf je 1. Marken- 
milch, deren Fettgehalt mit 3,5 Vo unverändert blieb. 


wurde am 1. November 1968 im Preis um 2 Pf je 1 
heraufgesetzt. Der Preis für Markenmilch mit 3,5 Vo 
Fettgehalt in Flaschen betrug seitdem 76 Pf, in der 
standfesten Einmalpackung 79 Pf je 1. Während der 
Berichtszeit veränderten sich diese Preise nicht. Im 
Zusammenhang mit der DM- Aufwertung haben sich 
Änderungen ab 1. April 1970 ergeben. 


b) Butter 

1. Produktion und Absatzlage 

Im Jahre 1968 wurden in den Molkereien 524 000 t 
Butter hergestellt, das waren rund 22 000 t oder 
4,4 °/o mehr als im Jahr zuvor; für die Butterherstel- 
lung wurden 63 der angelieferten Vollmilch ent- 


Tabelle 43 


Versorgung mit Butter 

lOOO t 


Gliederung 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1967 j 

1968 

1969 

vorläufig 

Herstellung in Molkereien .... 

470,3 

476,0 

481,9 

496,3 

516,9 

501,4 

523,5 

509,8 

Einfuhr 









(ohne kleinen Grenzverkehr) 

26,1 

11,1 

11.4 

12,7 

13,5 

14,0 

17,1 

21,6 

Auslagerung aus Vorräten der 









EVSt (einschl. private Lagerhaltung) . 

73,3 

109,8 

112,4 

127,0 

140,3 

135,3 

123,0 

140,1 

Auslagerung aus sonstigen Vor- 









raten 

0,8 

0,7 

2,0 

4,7 

19,8 

4,1 

22,3 

10,1 

zusammen .... 

570,5 

597,6 

607,7 

640,7 

690,5 

654,8 

685,9 

681,6 

abzüglich Ausfuhr 

— 

8,1 

9,9 

9,11 

17,21 

14,81 

18,01 

17,21 

abzüglich Einlagerung für Vorräte 
der EVSt 

i 

1 








(einsdil. private Lagerhaltung) 

, 87,2 

1 ' 

119,1 

120,0 

140,4 

161,8 

137,0 

164,2 

148,8 

abzüglich Einlagerung für sonstige 









Vorräte 

— 

— 

— 

4,8 

21,2 

20,7 

9,2 

15,9 

zur Marktversorgung .... 

483,3 

470,4 

477,8 

486,4 

490,3 

482,3 

494,5 

499,7 

Herstellung von Butter in land- 









wirtschaftlichen Betrieben 

20,0 

18,8 

16,4 

15,9 

14,8 

15,7 

13,5 

12,1 , 

Einfuhr im kleinen Grenzverkehr 

12,4 

7,5 

5,0 

5,0 

2,9 

5,0 

0,0 

0,0 

Verbrauch insgesamt 

515,7 

496,7 

499,2 

507,3 

508,0 

503,0 

508,0 

511,8 

je Kopf in kg .... 

8,9 

8,5 

8,4 

8,5 

8,5 

8,4 

8,4 

8,4 


Ü ohne Butterherstellung aus Rahmlieferungen nach dem Saarvertrag 

2) einschließlich Butterherstellung aus Rahmlieferungen nach dem Saarvertrag 

3) Bestände in Molkereien, Butterabsatzzentralen und Fettkontor, sowie geschätzte Bestände beim Handel 
einschließlich Butterschmalz, in Butterwert umgerechnet 
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rahmt. Die Butterherstellung in landwirtschaftlichen 
Betrieben verminderte sich von 15 700 t 1967 auf 
13 500 t in 1968. 

Infolge der stark gestiegenen ßutterproduktion im 
Jahre 1968 stand einer Auslagerung von 123 000 t 
aus den Buttervorräten der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle eine Einlagerung in Hohe von rund 164 000 t 
Butter gegenüber. 

Die Einfuhr von Butter war um 900 t niedriger als 
die Butterausfuhr (einschließlich Butterschmalz, in 
Butterwert umgerechnet). Der Verbrauch von Butter 
je Kopf der Bevölkerung lag 1968 bei 8,4 kg und ist 
gegenüber 1967 trotz der Abgabe verbilligter Lager- 
butter nicht gestiegen. 

Da im Jahre 1969 die Verwendung von Vollmilch zu 
Trinkzwecken und zur Herstellung anderer Milch- 
erzeugnisse gesteigert werden konnte und die Zu- 
wachsrate der Milchanlieferung an die Molkereien 
geringer war als 1968, wurde weniger Vollmilch als 

1968 für die Butterherstellung entrahmt. So wurden 
im Jahre 1969 mit rund 510 000 t rund 14 000 t But- 
ter oder 3 Vo weniger als im Vorjahr erzeugt. Zu der 
in Molkereien produzierten Butter kamen 12 100 t 
aus der Herstellung in landwirtschaftlichen Betrie- 
ben hinzu. 

Für den Verbrauch standen nach vorläufigen Ergeb- 
nissen insgesamt 512 000 t Butter zur Verfügung. 
Die Abgabe von verbilligter Butter wurde im Jahre 

1969 fortgeführt. Dadurch ist eine Steigerung des 
Gesamtverbrauchs um rund 4000 t gegenüber 1968 
eingetreten. Trotz der stark eingeschränkten Butter- 
produktion wurde 1969 wieder mehr Butter ein- als 
ausgelagert. 

2. Außenhandel 

Die Einfuhr von Butter in die Bundesrepublik 
Deutschland, die im Berichtszeitraum auf die I. Qua- 
lität (Markenbutter) beschränkt war, nahm sowohl 
1968 als 1969 zu, nachdem sie in den vorhergegan- 
genen drei Jahren mit einer Menge von rund 
11 000 t nahezu konstant geblieben war. Da gleich- 
zeitig auch größere Mengen Butter (einschließlich 
Butterschmalz, im folgenden in Produktgewicht an- 
gesetzt) exportiert werden konnten, ergab sich auch 
für die Jahre 1967 und 1968 insgesamt ein Export- 
überschuß, während 1969 die Einfuhr mit rund 
21 400 t um rund 5100 größer als die Ausfuhr war. 
Obwohl diese Menge nur rund 1 ®/o der Gesamtver- 
sorgung entspricht, hatte sie wegen der vorhande- 
nen Uberschußproduktion Einfluß auf die Höhe der 
Einlagerungen. Die Einfuhr stammte zu über 90 Vo 
aus EWG-Mitgliedstaaten. Die Einfuhr aus Dritt- 
ländern dagegen kam in den letzten beiden Jahren 
nahezu zum Erliegen, lediglich aus Dänemark wur- 
den noch unbedeutende Mengen importiert. 

Neben den üblichen Einfuhren aus Frankreich auf- 
grund des Saarvertrages kam es im Berichtszeit- 
raum in Auswirkung der gemeinsamen Marktorga- 
nisation zu größeren Einfuhren aus anderen EWG- 
Mitgliedstaaten. Im Oktober 1968 setzte zunächst 
eine verstärkte Einfuhr von gelagerter Butter der 
1. Qualität aus den Niederlanden ein. Diese Einfuhr 


wurde durch einen in den Niederlanden gewährten 
Abschlag auf kurzfristig gelagerte Butter, der auf- 
grund der EWG-Verordnung Nr. 1306/68 zulässig 
war, sowie durch die im Lieferland bis Ende 1968 
gewährte Rückvergütung der Umsatzsteuer begün- 
stigt. Durch Änderung der EWG-Verordnung konn- 
ten diese wettbewerbsverzerrenden Importe unter- 
bunden werden. Im Kalenderjahr 1969 kam es auch 
zu Einfuhren aus Belgien, woher jahrelang keine 
Butter importiert worden war. Ferner erhöhte sich 
ab Mai 1969 — zum Teil als Folge der Schwäche des 
Franc — die Buttereinfuhr aus Frankreich; sie ging 
dann ab Oktober wieder auf das Normalmaß zurück. 

Die deutsche Ausfuhr an Butter einschließlich But- 
terschmalz war im Jahre 1969 mit 16 300 t um 6'Vo 
kleiner als im Vorjahr. Hauptabnehmerländer wa- 
ren Italien, die Schweiz und Belgien-Luxemburg. 
Von der gesamten Butterausfuhr wurden 24 'Vo in 
Form von Butterschmalz exportiert. Während die 
Buttereinfuhr aus der Gemeinschaft 1969 zunahm, 
lag die deutsche Ausfuhr in andere Mitgliedstaaten 
mit 9700 t kaum über dem Vorjahresergebnis. Die 
Ausfuhr nach Drittländern, die 1968 gesteigert wer- 
den konnte, war 1969 geringer; insbesondere trat in 
den Monaten Oktober/November nach der Aufwer- 
tung der DM ein starker Rückgang ein. 41 '®/o der 
deutschen Butterausfuhr nahmen 1969 die Drittlän- 
der auf (gegenüber 45 ^/o im Vorjahr); 13'Vo der 
Ausfuhr gingen in die Entwicklungsländer (gegen- 
über 41 ®/o). 

Die Ausfuhr von Butter nach Drittländern war nur 
mit Erstattungen möglich. Die in der Gemeinschaft 
einheitlich gewährte Ausfuhrerstattung für Butter 
betrug im Zeitraum 29. Juli 1968 bis Ende 1969 
durchschnittlich 133 RE = 532 DM je 100 kg (alte 
Parität). Setzt man diese Erstattung in Beziehung 
zum Interventionspreis von 670 DM, so ergibt sich 
ein durchschnittlicher Ausfuhrpreis von 138 DM je 
100 kg Butter. Im ersten Halbjahr 1968, vor der An- 
wendung der gemeinsamen Marktorganisation, 
hatte die Bundesrepublik Deutschland eine durch- 
schnittliche Erstattung von rund 490 DM je 100 kg 
gewährt, das entsprach einem Ausfuhrpreis von 
180 DM je 100 kg. 

3. Preise 

Der Molkereiabgabepreis für Deutsche Markenbut- 
ter, Kölner Notierung, betrug 1968 6,67 DM (ohne 
Mehrwertsteuer), für 1969 ergibt sich ein durch- 
schnittlicher Preis von 6,69 DM; diese Veränderung 
ist aber ausschließlich auf die Umstellung der Notie- 
rung am 1. Juli 1969 von loser auf abgepackte Ware 
(250-g-Stücke in Pergament) zurückzuführen. 

Die Verbraucherpreise für Deutsche Markenbutter 
waren in den vergangenen Jahren von 7,82 in 1967 
über 7,76 in 1968 bis zu 7,72 DM je kg in 1969 leicht 
rückläufig. Diese Entwicklung wurde durch den 
scharfen Wettbewerb zwischen den Geschäftstypen 
auf der Einzelhandelsstufe hervorgerufen. (Zu den 
Preisabschlägen für ausgelagerte Butter vergleiche 
S. 80). 

Der deutsche Interventionspreis für Butter wurde 
im Zusammenhang mit der DM- Aufwertung am 
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1. Januar 1970 auf 6,35 DM je kg gesenkt. Die But- 
ternotierung ist dieser Senkung des Interventions- 
preises mit einer gewissen Verzögerung gefolgt, 
und auch der Einzelhandel hat mit verschieden 
hohen Preisabschlägen reagiert. Im März 1970 be- 
trug der Verbraucherpreis für Deutsche Marken- 
butter im Bundesdurchschnitt 7,47 DM je kg. 


c) Käse 

1. Produktion und Absatzlage 
1968 

Die Erzeugung von Hart-, Schnitt- und Weichkäse 
stieg 1968 gegenüber dem Vorjahr um 11 000 t oder 
7 'Vo auf 175 000 t. Um nahezu das gleiche Ausmaß 
ging die Einfuhr dieser Käsearten zurück, während 
sich die Ausfuhr um 5000 t erhöhte. Bei einem Ein- 


fuhrüberschuß von rund 95 460 t, das entspricht 
einer Menge von rund 954 600 t Kesselmilch für die 
Käseherstellung, waren einschließlich der zu 
Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitung verarbei- 
teten Mengen 4,5 kg je Kopf der Bevölkerung ver- 
fügbar. Verzehrt wurden je Kopf (ohne diese wei- 
terverarbeiteten Mengen) an Hart-, Schnitt- und 
Weichkäse 4,2 kg, etwas weniger als im Vorjahr. 
Im Gegensatz zu der Entwicklung beim Frischkäse 
hat die steigende Tendenz in der Herstellung von 
fettreicheren Käsesorten im Kalenderjahr 1968 an- 
gehalten. So stieg die Herstellung von Käse mit 
über 45 '®/o Fett in der Trockenmasse (F. i. Tr.) um 
rund 3000 t auf 32 000 t und von Käse mit 45 Vo 
F. i. Tr. um rund 5800 t auf 94 400 t an. 72,6 'Vo der 
Gesamtherstellung an Hart-, Schnitt- und Weich- 
käse entfielen auf Käsesorten mit einem Fettgehalt 
von 45 und mehr Vo F. i. Tr., dagegen waren es 
im Jahre 1967 71,6 <^/o und 1960 nur 62,6 «/o. 

Die Anhebung der deutschen Schwellenpreise am 
29. 7. 1698 an die gemeinschaftlichen Schwellen- 


Tabelle 44 


Einfuhr von Milcherzeugnissen 


1 

Herstellungsländer : 

1961/62 

1962 63 1 

1963 '64 1 

1964/65 

1965/66 ' 

i 

1966,67 

1967/68 

1967 

1968 

1969 

1969 gegen 
1968 

Ver- 
änderung 
in ®/o 




1000 t Produktgewicht 







Butter und Butterschmalz 






EWG 

17,6 

16,0 

12,2 

9,2 

7,6 

8,0 

8,4 

8,4 

14,6 

20,6 

-r 41 

Drittländer 

19,6 

17,3 

13,1 

1,5 

3,2 

3,3 

1,7 

2,3 

1,3 

0,8 

- 40 

insgesamt ... 

37,2 

33,3 

25,3 

10,7 

10,8 

11,3 

10,1 

10,7 

15,9 

21,4 

+ 35 

1 





Käse 







EWG 

61,4 

67,5 

75,5 

74,7 

83,9 

89,8 

82,2 

86,6 

88,0 

98,9 

12 

Drittländer 

50,3 

52,9 

55,6 

51,8 

50,8 

52,3 

40,6 

46,9 

35,1 

27,9 

- 20 

insgesamt . . . 

111,7 

120,4 

131,1 

126,5 

134,7 

142,1 

122,8 

133,5 

123,1 

126,8 

\ + 3 




Milch und Rahm getrocknet 






EWG 1 

13,9 

11,5 

10,4 

19,1 

45,6 

33,3 

17,3 

24,6 

17,1 

44,9 1 

+ 163 

Drittländer 

7,7 

9,2 

6,7 

9,2 

8,9 

11,5 

2,5 

12,4 

1,0 

0,2 

1 - 80 

insgesamt . . . 

1 21,6 

20,7 

17,1 

28,3 

54,5 

44,8 

19,8 

1 37,0 

18,1 

45,1 

\ +149 j 




Milch und Rahm eingedickt 






EWG 

' 7,0 

6,3 

7,0 

15,5 

38,7 

50,7 

70,7 

64,3 

69,6 

53,6 

- 23 

Drittländer 

I 

0,1 

0,1 

0,1 

0,4 

0,3 

0,1 

0,3 

0,2 

0,2 

0,1 

- 69 

insgesamt . . . 

7,1 

2,4 

7,1 

15,9 

39,0 

50,8 

71,0 

64,5 

69,8 

53,7 

- 23 


0 einschließlich Quark und sonstigem Frischkäse 
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Tabelle 45 


Versorgung mit Käse 


Wirtschaftsjahr 

Erzeugung 

Einfuhr 

j Ausfuhr 

zu Schmelz- 
käse 

verarbeitet 

Verbrauch 

insgesamt 

je Kopf 
kg 

1000 t 


Hart-, Schnitt- 

und Weichkäse 




1963/64 

141 

125 

6 

47 

213 

3,6 

1964/65 

148 

121 

13 

45 

211 

3,6 

1965/66 

153 

129 

15 

46 

221 

3,7 

1966/6? 

160 

136 

16 

48 

232 

3,9 

1967/68 

168 

117 

18 

45 

222 

3,7 

1967 

164 

128 

17 

47 

228 

3,8 

1968 

175 

118 

22 

48 

223 

3,7 

1969 

188 

122 

28 

49 

233 

3,8 



Sauermilch- 

und Kodikäse 




1963/64 

27 

— . 

— 


27 

0,5 

1 964/65 

28 

— 

— 


28 

0,5 

1965/66 

29 

— 

— 


29 

0,5 

1966/67 

29 

— 

— 


29 

0,5 

1967/68 

28 

— 

— 


28 

0,5 

1967 

29 

— 

— 


29 

0,5 

1968 

29 

— 

— 


29 

0,5 

1969 

29 

— 

— 


29 

0,5 



Naturkäse zusammen 




1963/64 

168 

125 

6 

47 

240 

4,1 

1964/65 

176 

121 

13 

45 

239 

4,1 

1965/66 

182 

129 

15 

46 

250 

4,2 

1966/67 

189 

136 

16 

48 

261 

4,4 

1967/68 

196 

117 

18 

45 

250 

4,2 

1967 

193 

128 

17 

47 : 

257 

4,3 

1968 

204 

118 

22 

48 1 

252 

4,2 

1969 

217 

122 

28 

49 

262 

4,3 


Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitungen 



1963/64 

72 

4 

14 


62 

1,1 

1964/65 

67 

5 

12 


60 

1,0 

1965/66 

68 

4 

13 


59 

1,0 

1966/67 

72 

4 

15 


61 

1,0 

1967/68 

69 

3 

17 


55 

0,9 

1967 

70 

4 

16 


58 

1,0 

1968 

73 

3 

21 


55 

0,9 

1969 

75 

3 

19 


59 

1,0 



Käse insgesamt 




1963/64 

193 

129 

20 

— 

302 

5,2 

1964/65 

198 

126 

25 

— 

299 

5,1 

1965/66 

204 

133 

28 

— 

309 

5,2 

1966/67 

213 

140 

31 

— 

322 

5,4 

1967/68 

220 

120 

35 

— 

305 

5,1 

1967 

216 

132 

33 

— 

315 

5,3 

1968 

229 

121 

43 

— 

307 

5,1 

1969 

243 

125 

47 

— 

321 

5,3 
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Tabelle 46 


Versorgung mit Hart-, Schnitt- und Weichkäse nach Sorten 



1 

Her- 

stel- 

lung 

Einfuhr 

j Ausfuhr 

Verfügbare 

Menge 

Anteil 

der 

i 

i 

Sorte j 

1 

i 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

ins- 

gesamt 

dar- 
unter 
aus der 
EWG 

ins- ' 
gesamt | 

dar- 
unter 
in die 
EWG 

ins- 

gesamt 

je Kopf 
kg 

inlän- 

dischen 

Erzeu- 

gung 


1 




t 



1 

Vo 

Emmentaler und ähn- 
liche Hartkäse 

1967 

45 089 

6 750 

1 142 

10 098 

10 065 

41 741 

0,70 

83,8 


1968 

45 748 

6 628 

1 505 

13 807 

9 457 

38 569 

0,64 

82,8 


1969 

48 842 

9 576 

4 105 

16 299 

14 734 

42 119 

0,69 

77,2 

Cheddar, Chester u. ä. , . 

1967 

9 358 

12 688 

7 691 

284 

96 

21 762 

0,36 

41,7 


1968 

12 270 

5 196 

4 553 

674 

127 

16 792 

0,28 

69,1 


1969 

14 756 

4 611 

4 394 

320 

267 

19 047 

0,31 

75,8 

Tilsiter, Havarti u. ä 

1967 

12 904 

19 222 

59 

926 

463 

31 200 

0,52 

38,4 


1968 

17 703 

15012 

35 

514 

446 

32 201 

0,53 

53,4 


1969 

22 489 

12 625 

38 

823 

758 

34 291 

0,56 

63,2 

Gouda, Edamer u. ä 

1967 

21 318 

73 526 

64 727 

1 435 

1 325 

93 409 

1,56 

21,3 


1968 

22 233 

73 176 

66 524 

3 428 

1 955 

91 981 

1,53 

20,4 


1969 

23 586 

70 859 

70 695 

i 6015 

5 653 

88 430 

1,46 

20,1 

Sonstige Schnittkäse .... 

1967 

10814 

5 342 

3 209 

! 684 

576 

15 472 

0,26 

65,5 


1968 

12 115 

4 982 

3 260 

820 

635 

16 277 

0,27 

69,4 


1969 

12 556 

6 480 

1 811 

1 158 

1 012 

17 878 

0,29 

63,8 

Butterkäse, Saint Paulin 










u. ä 

1967 

3 017 

3 375 

833 

1 378 

1 366 

5014 

0,08 

32,7 


1968 

3 696 

3 356 

643 

860 

848 

6 192 

0,10 

45,8 


1969 

5211 

1 166 

456 

295 

220 

6 082 

0,10 

80,8 

Edelpilzkäse, Roquefort, 










Gorgonzola u. ä 

1967 

1 803 

968 

440 

926 

662 

1 845 

0,03 

47,5 


1968 

1 983 

873 

394 

1 105 

893 

1 751 

0,03 

50,1 


1969 

2 538 

955 

491 

1 702 

1 483 

1 791 

0,03 

42,4 

Camembert, Brie, Lim- 







i 



burger u. ä 

1967 

59 771 

5 857 

5 791 

830 

249 

64 798 

1,08 

91,0 


1968 

59 697 

8 565 

8512 

1 122 

320 

67 140 

1,12 

87,2 


1969 

58 427 

16 193 

14 986 

1 418 

664 

73 202 

1,21 

77,9 

Hart-, Schnitt- und Weich- 










käse insgesamt 

1967 

164 074 

127 728 

83 892 

16561 

14 802 

275 241 

4,59 

53,6 


1968 

175 445 

117 788 

85 426 

22 330 

14 681 

270 903 

4,50 

56,5 


1969 

188 405 

122 465 

96 976 

28 030 

24 791 

282 840 

4,65 

56,7 


einschließlich der zu Schmelzkäse und -Zubereitungen verarbeitenden Mengen 
2) z. B. Berg-, Viereckhart-, Sbrinz-, Granakäse 
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preise hatte also zunächst zur Folge, daß die 
deutsche Erzeugung von Käse und damit auch der 
Inlandsanteil am Verbrauch Zunahmen; die Erhö- 
hung der Schwellenpreise löste aber auch einen 
Anstieg der Verbraucherpreise aus, der zu einem 
Verbrauchsrückgang führte. 

Der Umfang von Erzeugung und Verbrauch von 
Sauermilch- und Kochkäse veränderte sich gegen- 
über 1967 nicht. Die Produktion von Schmelzkäse 
und Schmelzkäsezubereitung erhöhte sich 1968 um 
rund 3000 t auf 73 000 t. Die zur Herstellung dieser 
Käseart verwendeten Hart-, Schnitt- und Weichkäse 
stammten zu 68 Vo aus inländischer Erzeugung. Der 
Ausfuhrüberschuß betrug rund 18 000 t Somit stan- 
den 1968 für die Versorgung rund 55 000 t (1967: 
58 000 t) Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitung 
zur Verfügung; dies entsprach einem Pro-Kopf-Ver- 
brauch von 0,9 kg (Vorjahr 1,0 kg). 

Der Absatz von Frischkäse (Speisequark, Schicht- 
käse und sonstiger Frischkäse) gewinnt immer mehr 
an Bedeutung. So stieg der Verbrauch bei einer — 
aufgrund der begrenzten Haltbarkeit — praktisch 
bedeutungslosen Einfuhr (1000 t Einfuhrüberschuß) 
um 10 000 t auf 234 000 t an; das entsprach einem 
Verzehr je Kopf der Bevölkerung von 3,9 kg. Im 
Gegensatz zu Hart-, Schnitt- und Weichkäse greift 
hier der Verbraucher immer mehr auf fettärmere 
Frischkäse zurück. Deren Herstellung stieg um rund 
9700 t, während die Erzeugung von fettreicheren 
Sorten nur um rund 700 t zunahm. 

1969 

Im Jahre 1969 stieg die Produktion von Hart-, 
Schnitt- und Weichkäse erneut um 7,4 ®/o und belief 
sich auf rund 188 000 t (1968: 175 000 t). Die Ein- 
fuhr dieser Käsearten war mit 122 000 t um 4000 t 
höher als im Vorjahr; die Ausfuhr konnte um 6000 t 
auf 28 000 t gesteigert werden. Für den Nahrungs- 
verbrauch standen unter Berücksichtigung der Ein- 
und Ausfuhr und nach Abzug von 49 000 t für die 
Schmelzkäseherstellung rund 233 000 t zur Verfü- 
gung; das entspricht einem Verbrauch an Hart-, 
Schnitt- und Weichkäse von 3,8 kg (Vorjahr 3,7 kg). 

Aus Tabelle 46 ist ersichtlich, wie sich Eigenerzeu- 
gung und Außenhandel bei den einzelnen Käse- 
sorten zueinander verhalten. Die Herstellung von 
Emmentaler und ähnlichen Hartkäsen nahm im 
Jahre 1969 gegenüber 1968 um rund 3100 t, die Ein- 
fuhr um 2900 t und die Ausfuhr um 2500 t zu. Da- 
durch verschob sich der Inlandsanteil am Verbrauch 
von 83 Vo in 1968 auf 77 Vo in 1969. Der Verbrauch 
je Kopf der Bevölkerung stieg von 0,64 kg auf 
0,69 kg. Die Eigenerzeugung von Chester nahm 
1969 weiter zu, und zwar um rund 2500 t. Bei rück- 
läufigem Einfuhrüberschuß waren für den Ver- 
brauch 2200 t mehr als 1968 verfügbar. Durch die 
Ausweitung der Inlandserzeugung ist eine Erhö- 
hung des Inlandsanteils am Verbrauch eingetreten. 

Wie schon in den Vorjahren ging 1969 der Einfuhr- 
überschuß bei Tilsiter, Havarti u. ä. Sorten mit 
11 800 t (Vorjahr: 14 500 t) weiter zurück. Bei stei- 
gendem Verbrauch hat die wachsende deutsche Er- 
zeugung das ausländische Angebot an diesen Käse- 


sorten am Markt zurückgedrängt. Dagegen ist der 
Verbrauch an Edamer, Gouda u. ä. weiter rückläufig. 
Der nur rund 20 '”/o betragende Anteil der Inlands- 
erzeugung am Verbrauch dieser Gruppe blieb un- 
verändert. Bei den Weichkäsesorten setzte sich 1969 
die kräftige Verbrauchssteigerung fort, sie geht bei 
leicht rückläufiger Eigenerzeugung auf die — gegen- 
über dem Vorjahr um 90 'Vo höheren — Einfuhren 
zurück. 

Die inländische Produktion aller Hart-, Schnitt- und 
Weichkäsesorten war 1968 mit 56,5 Vo und 1969 mit 
etwa 56,7 ®/o am Verbrauch beteiligt. 73,4 '®/o der 
Gesamtherstellung an Hart-, Schnitt- und Weichkäse 
entfielen 1969 auf Käsesorten mit 45®/o und mehr 
F. i. Tr. (1968: 72,6 Vo). 

Der Verbrauch je Kopf der Bevölkerung von Sauer- 
milch- und Kochkäse blieb wie schon in den Vor- 
jahren unverändert, während der Verzehr von 
Schmelzkäse und Schmelzkäsezubereitung um 0,1 kg 
je Kopf der Bevölkerung auf 1,0 kg anstieg. 

Die Herstellung von Frischkäse (einschließlich der 
Herstellung in den landwirtschaftlichen Betrieben) 
betrug 1969 rund 253 000 t; das waren rund 20 000 t 
oder 9‘^/o mehr als im Vorjahr, Die Ein- und Aus- 
fuhr war mit rund 2000 t gleich hoch. Somit standen 
für die Marktversorgung im Inland 253 000 t Frisch- 
käse (Speisequark und andere Frischkäsesorten) zur 
Verfügung. Während in den letzten Jahren der Ver- 
zehr von Frischkäse je Kopf der Bevölkerung kon- 
tinuierlich um 0,2 kg je Kopf der Bevölkerung ange- 
stiegen war, erhöhte sich im Berichtsjahr der Ver- 
brauch dieser Käseart mit 0,3 kg auf 4,2 kg ver- 
gleichsweise stärker. 

2. Außenhandel 

Die Einfuhr von Käse (einschließlich Frischkäse) in 
die Bundesrepublik Deutschland nahm nach einem 
Rückgang in den Jahren 1967 und 1968 im Jahre 
1969 wieder etwas zu. Dabei stieg die Einfuhr aus 
EWG-Mitgliedstaaten, während die Einfuhr aus 
Drittländern, vornehmlich aus Dänemark, weiter 
abnahm. Die Zunahme der Einfuhr begann bereits 
im zweiten Halbjahr 1968, sie setzte sich verstärkt 
im ersten Halbjahr 1969 mit größeren Importen aus 
den Niederlanden fort. 

Von dem Rückgang der Einfuhr aus Drittländern, 
aus denen 1969 nur noch 22 °/o der deutschen Käse- 
einfuhr gegenüber 45 °/o in 1961/62 stammten, wurde 
im besonderen Maße Dänemark betroffen. Die Ein- 
fuhr aus Dänemark war 1969 um 25 Vo kleiner als 
im Vorjahr und um fast die Hälfte geringer als 1967. 
— Trotzdem blieb Dänemark bei weitem das wich- 
tigste Land für die deutsche Käseeinfuhr aus Dritt- 
ländern. — Demgegenüber nahmen 1969 im Ver- 
gleich zum Vorjahr die Käseimporte aus der 
Schweiz und den Staatshandelsländern, vor allem 
aus Bulgarien, zu, nachdem sie 1968 einen stärkeren 
Rückschlag erlebt hatten. 

Rund 70 ®/o der deutschen Käseeinfuhren bestanden 
1969 aus Schnittkäse. Davon hat gegenüber dem 
Vorjahr die Einfuhr von Tilsiterkäse trotz der be- 
stehenden Sonderregelung abgenommen, während 
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Groß- und Einzelhandelspreise für Butter und Käse 

DM je kg 


Gliederung 

1967 

1968 ») 

1969 ‘) 

1969 gegen 1968 
Veränderung 

Pf je kg 1 

o/o 

Großhandelspreis 

Molkereiabgabepreis für Deutsche Markenbutter, Notie- 
rung Köln 

6,84 

6,67 

1 6,69-) 



Einzelhandelspreis 

Deutsche Markenbutter 

7,82 

7,76 

7,72 

“ 4 

-0,5 

Hartkäse 

Großhandelspreis 

Emmentaler 45 Vo F. i. Tr. (ausgeheizte, aber nicht ausge- 
lagerte Ware, ab Station, ohne Kistenverpackung), Notie- 
rung Kempten 

4,84 

4,89 

5,20 

+ 31 

+ 6,3 

Einzelhandelspreis 

Emmentaler 45 ®/o F. i. Tr., inländische Ware 

7,69 

8,09 

8,33 

+ 24 

+ 3,0 

Schnittkäse 

Großhandelspreis 

Tilsiter 45 Vo F. i. Tr., Inland, Markenware, Notierung 
Hamburg 

3,87 

3,98 

4,33 

+ 35 

+ 8,8 

Gouda 45 Vo F. i. Tr., inländ. Markenware, frei Empfangs- 
station einschl. Verpackung, Notierung Köln 

3,80 

3,78 

3,87 

+ 9 

+ 2,4 

desgl. Holländischer Fabrikkäse 5 bis 6 Wochen, ab Lager 
des Importeurs einschließlich Verpackung, Notierung Köln 

4,12 

4,11 

4,02 

- 9 

-2,2 

Dänischer Schnittkäse 45 Vo F. i. Tr. (außer Tilsiter), Notie- 
rung Köln 

4,42 

4,84 

5,32 

+ 48 

i 

+ 9,9 

Einzelhandelspreis 

Edamer oder Gouda 40 bis 45 Vo F. i. Tr 

5,95 

6,26 

6,49 

+ 23 

+ 3,7 

Weichkäse 

Großhandelspreis 

Camembert, Spitzenklasse 45 Vo F. i. Tr. in Schachteln zu 
125 g ab Molkereistation ohne Verpackung, Notierung 
Hamburg 

4,92 

5,02 

5,11 

+ 9 

+ 1,8 

Allgäuer Limburger 20 ®/o F. i. Tr., unverpackte, grüne 
Ware (Monatsware), ab Station, Notierung Kempten . . . . 

1,78 

1 2,142) 

2,64 



Einzelhandelspreis 

Camembert, inländ. Herkunft, 45 ®/o F. i. Tr., in Schachteln 
zu 125 g 

8,01 

8,23 

8,33 

+ 10 

j 

+ 1,2 

Allgäuer Limburger 20 Vo F. i. Tr 

— 

— 

— 

— 

— 

Quark, Speisequark, lO V-j F. i. Tr.^) 

2,13 

1 2,10 

2,06 




auf der Großhandelsstufe ohne Mehrwertsteuer 

2) neue Erhebungsgrundlage während des Jahres 

3) bis Mai 1968: 20 Vo F. i. Tr. 
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die Einfuhr der übrigen Schnittkäsesorten anstieg. 
Die Einfuhr von Weichkäse, insbesondere aus 
Frankreich, erhöhte sich um 41 Vo gegenüber 1968. 
Die Einfuhr von Schmelzkäse und Frischkäse war 
1969 kleiner als im Vorjahr. 

Stärker als die Einfuhr nahm in den beiden letzten 
Jahren die Ausfuhr von Käse (einschließlich Frisch- 
käse) zu, sie erreichte 1969 48 900 t gegenüber 
44 100 t in 1968. Vor allem stieg die Ausfuhr in 
EWG-Mitgliedstaaten, und zwar besonders nach 
Italien, dem Hauptabnehmerland für deutschen 
Käse. Die EWG insgesamt nahm mit 39 400 t 1969 
81 Vo der deutschen Käseausfuhr auf. 

Die Ausfuhr nach Drittländern konnte 1969 die 
Höhe des Vorjahres nicht wieder erreichen, da die 
im Vorjahr außergewöhnlich hohen Exporte nach 
den USA infolge der Importrestriktionen nicht auf- 
recht erhalten werden konnten. Die Importe in die 
meisten übrigen Drittländer, unter denen Österreich, 
Großbritannien und die Schweiz die bedeutendsten 
Abnehmer waren, stiegen dagegen weiter an. Rund 
40 Vo der deutschen Käseausfuhr — gegen 46 % im 
Vorjahr — entfielen 1969 auf Schmelzkäse. Die Aus- 
fuhr von Hartkäse nahm zu, sie hatte 1969 einen 
Anteil von 31 Vo. 


3. Preise 

Aufgrund der Angleichung der deutschen Schwellen- 
preise an das Niveau der gemeinsamen Schwellen- 
preise kam es für die meisten Käsesorten 1968 zu 
einem Anstieg der Großhandelspreise. Noch stärker 
sind die Einzelhandelspreise für Käse gestiegen. 
Wegen der Einführung der Mehrwertsteuer ab 1. Ja- 
nuar 1968 ist jedoch kein exakter Preisvergleich mit 
dem Vorjahr möglich. 

1969 zogen die- Großhandelspreise für Käse im all- 
gemeinen weiter an. Im Durchschnitt des Jahres be- 
trug der Großhandelseinkaufspreis für Emmentaler 
mit 45 F. i. Tr. 5,20 DM je kg. Im Januar 1969 
wurde für Emmentaler mit 4,93 DM je kg der 
niedrigste und im Dezember mit 5,35 DM je kg der 
höchste Preis erzielt. Tilsiter (inländische Marken- 
ware) kostete im Großhandel im Durchschnitt des 
Jahres 1969 4,33 DM je kg; das waren 35 Pf je kg 
mehr als im Vorjahr. Die geringsten Preiserhöhun- 
gen gegenüber 1968 traten bei Gouda und Camem- 
bert (mit 45 ^/o F. i. Tr.) mit 9 Pf je kg ein. Als Aus- 
wirkung der EWG-Marktordnung ergab sich die 
höchste Preissteigerung bei dänischem Schnittkäse 
(außer Tilsiter) mit 48 Pf je kg, er kostete im Durch- 
schnitt des Jahres 1969 5,32 DM je kg. 

Auch auf der Verbraucherstufe setzten sich die 
Preissteigerungen bei Käse in der Berichtszeit fort, 
jedoch nicht in dem Ausmaß, wie es in früheren 
Jahren der Fall gewesen war. Die Verbraucher 
mußten 1968 und 1969 für Emmentaler im Durch- 
schnitt 8,09 bzw. 8,33 DM je kg und für Gouda und 
Edamer 6,26 bzw. 6,49 DM je kg bezahlen. Die Ein- 
zelhandelspreise erhöhten sich 1969 gegenüber dem 
Vorjahr bei Emmentaler um 3,0^/o und bei Gouda 
um 3,7 ^/o. Diese Preissteigerungen gehen auf die 
Anhebung der Schwellenpreise am 29. Juli 1968 und 


auf die Ausweitung der Nachfrage seit dem Sommer 
1969 zurück. Bei Schnittkäse verlief die Entwicklung 
der Großhandels- und Einzelhandelspreise nicht im- 
mer parallel. Vorübergehende Preisrückgänge auf 
der Großhandelsstufe während der Vorsommer- 
monate 1969 wurden nicht bis zur Verbraucherstufe 
weitergegeben. Bei Weichkäse traten 1969 ebenfalls 
Preiserhöhungen ein. Die Verbraucher mußten für 
Camembert durchschnittlich 8,33 DM je kg und 
somit 1,2 Vo mehr als im Vorjahr ausgeben. Speise- 
quark, dessen Verbrauch noch weiter zunahm, 
wurde im Berichtszeitraum nur um einige Pfennige 
teurer. 

Trotz der Möglichkeit billiger Einfuhren infolge der 
DM-Aufwertung haben sich die Verbraucherpreise 
für Käse in den ersten Monaten des Jahres 1970 
nicht nennenswert geändert. Im März 1970 lag der 
Verbraucherpreis für Emmentaler bei 8,64 DM je kg, 
für Gouda und Edamer bei 6,63 DM je kg und für 
Camembert bei 8,44 DM je kg. 

Für das ständig größer werdende Sortiment der 
übrigen Frischkäsesorten liegen keine amtlichen 
statistischen Daten vor. Da die Nachfrige auch nach 
diesen Käsearten gestiegen ist, konnten hier eben- 
falls Preiserhöhungen am Markt durchgesetzt wer- 
den, wie besondere Ermittlungen ergaben. 


d) Dauermilcherzeugnisse 

Für Dauermilcherzeugnisse gibt es in der Bundes- 
republik Deutschland keine amtlichen Preisnotierun- 
gen. Zur Beurteilung der Preisentwicklung können 
nur auf repräsentativer Grundlage ermittelte An- 
gaben milchwirtschaftlicher Verbände und mehrerer 
bedeutender Betriebe des Großhandels herange- 
zogen werden. 

1. Kondensmilch 

Die Erzeugung von Kondensmilch nahm 1968 gegen- 
über 1967 um rund 18 000 t oder um fast 4^/0 auf 
438 000 t ab. Aufgrund preisgünstiger Angebote 
(Gewährung von Erstattungen im ersten Halbjahr 
1968) aus den Niederlanden und Frankreich stieg die 
Einfuhr von Kondensmilch um rund 10% auf 
70 000 t an. Die Ausfuhr konnte mit Hilfe von Er- 
stattungen auf rund v32 000 t um fast ein Drittel ge- 
steigert werden, davon gingen rund 30 000 t in 
Drittländer. Gegenüber dem Höchststand im Ver- 
brauch von 8,4 kg pro Kopf im Jahre 1967 war eine 
Abnahme um 0,5 kg festzustellen. 

Auf der Großhandelsstufe lag der Preis für unge- 
zuckerte Kondensmilch (Handelsware) mit einem 
Mindestfettgehalt von 7,5% 1968 bei 133 DM, für 
Markenware bei 169 DM je 100 kg (ohne Mehrwert- 
steuer). Die Verbraucherpreise für ungezuckerte 
Kondensmilch der gleichen Qualität zogen 1968 ge- 
ringfügig an. Für 3 Dosen mit einem Inhalt von 
170 g wurde ein durchschnittlicher Einzelhandels- 
preis von 0,96 DM (das entspricht 188,24 DM je* 
100 kg) ermittelt; er lag damit um 1 Pf höher als 
1967. 
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Versorgung mit Dauermilcherzeugnissen 





: 



davon 


Wirtschaftsjahr 

Kalenderjahr 

Her- 

stellung 

Bestands- 

ände- 

rung 

Einfuhr j 

Ausfuhr 

Ver- 

brauch 

Ver- 

fütterung 

für 

mensch- 
liche Er- 
nährung 

Ver- 
brauch 
je Kopf 


1000 t 1 

hg 




Kondensmilch 





1963/64 

460 

0 

7 

0 

467 


467 

8,1 

1964/65 

460 

— 

16 

3 

473 


473 

8,1 

1965/66 

450 

- 2 

39 

10 

481 


481 

8,1 

1966/67 

456 

- 4 

51 

14 

497 


497 

8,3 

1967/68 

451 

o 

+1 

71 

29 

493 


493 

8,2 

1967 

456 

- 2 

64 

21 

502 


502 

8,4 

1968 

438 

— 

70 

32 

476 


476 

7,9 

1969 

452 

— - 

54 

42 

464 


464 

7,6 


Vollmilchpulver und sonstige Trockenmilcherzeugnisse 

(außer Magermilchpulver) 



1963/64 

36 

— 

13 

3 

46 


461) 

0,8 

1964/65 

43 

— 

17 

1 

59 


59 ‘) 

1.0 

1965/66 

43 

— 

25 

2 

66 


66 

1,1 

1966/67 

45 

— 

22 

7 

60 


60 

1,0 

1967/68 

59 

— 

18 

13 

64 


64 

1,1 

1967 

54 

— 

23 

10 

67 


67 

1,2 

1968 

65 

— 

16 

15 

66 


66 

i 1.1 

1969 

64 

— 

19 

17 

66 


66 

! 




Magermilchpulver 





1963/64 

136 

+ 13 

4 

4 

123 

102 

21 

0,4 

1964/65 

180 

- 9 

12 

14 

187 

163 

24 

0,4 

1965/66 

223 

+ 1 

30 

45 

207 

183 

24 

0,4 

1966/67 

301 

-17 

23 

104 

237 

213 

24 

0,4 

1967/68 

387 

± 0 

1 

153 

235 

205 

30 

0,5 

1967 

337 

- 1 

14 

128 

224 

200 

24 

0,4 

1968 

397 

+ 12 

2 

139 

248 

218 

30 

0,5 

1969 

350 

+ 81 

26 

84 

211 

191 

20 

0,3 




Futterpulver 





1965/66 

16 

— 

. 


16 

16 



1966/67 

24 

— 

. 


24 

24 



1967/68 

22 

— 

• 


22 

22 



1967 

21 

— 



21 

21 



1968 

24 

— 



24 

24 


! 

1969 

54 

— 



54 

54 


i 

i 


1) einschließlich geringer Mengen von Futterpulver 
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Im Jahr 19G9 stieg dagegen die Produktion von 
Kondensmilch wieder um rund 14 000 t. Die Einfuhr, 
die zu 84 Vo aus den Niederlanden kam, war um 
16 400 t geringer als im Vorjahr. Mit Hilfe der in 
der Gemeinschaft gewährten Erstattungen konnte 
die Ausfuhr gegenüber 1968 um rund 9200 t ge- 
steigert werden, sie belief sich auf rund 41 600 t. 
Von der gesamten Kondensmilchausfuhr wurden 
rund 37 000 t oder 89 Vo nach Drittländern expor- 
tiert. Für den Verbrauch von Kondensmilch standen 
1969 rund 464 000 t zur Verfügung; das entspricht 
einem Verbrauch pro Kopf der Bevölkerung von 
rund 7,6 kg. Damit ist der Kondensmilchverbrauch 
um 0,3 kg weiter zurückgegangen. Offensichtlich ist 
bei Kondensmilch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine gewisse Sättigungsgrenze erreicht, denn 
es zeichnet sich seit einiger Zeit eine Änderung der 
Verbrauchsgewohnheiten ab (Sahne statt Kondens- 
milch, Vorliebe für schwarzen Kaffee u. ä). — Die 
Preise für Kondensmilch blieben 1969 nahezu unver- 
ändert. 

2. Vollmilchpulver und sonstige Trockenmilch- 
erzeugnisse 

An Vollmilchpulver und sonstigen Trockenmilch- 
erzeugnissen (Kindernährmittel, Molkenpulver) 
wurden 1968 rund 65 000 t hergestellt; das sind 
11 000 t mehr als 1967. Die Einfuhr ging um rund 
7000 t auf 16 000 t zurück, davon waren rund zwei 
Drittel Vollmilchpiilver; dagegen wurden rund 
5000 t mehr als im Vorjahr ausgeführt. Für den 
Verbrauch an Vollmilchpulver einschließlich sonsti- 
gen Trockenmilcherzeugnissen standen 1968 rund 
66 000 t zur Verfügung; das entspricht einem Pro- 
Kopf-Verbrauch von 1,1 kg (1967: 1,2 kg). 

Im Jahre 1969 wurden rund 30 000 t Vollmilchpulver 
und 34 000 t sonstige Trockenmilcherzeugnisse her- 
gestellt. Damit ging die Produktion dieser Erzeug- 
nisse um rund 1000 t zurück. Die Einfuhr erhöhte 
sich um 3 000 t auf rund 19 000 t, und die Ausfuhr 
stieg um rund 2000 t auf 17 000 t. Für den Ver- 
brauch standen somit 66 000 t zur Verfügung, das 
waren 1,1 kg je Kopf der Bevölkerung. Im Durch- 
schnitt des Jahres 1969 kosteten 100 kg Vollmilch- 
pulver (Sprühware) 328 DM (ohne Mehrwertsteuer), 
das waren 7 DM je 100 kg weniger als im Vorjahr. 

3. Magermllchpulver und Futterpulver 

Die Produktion von Magermilchpulver stieg 1968 
gegenüber dem Vorjahr um rund 60 000 t oder 18 ^/o 
auf rund 400 000 t an. Im gleichen Zeitraum erhöhte 
sich die Erzeugung von Futterpulver in Molkereien 
um 3000 t auf 24 000 t. 

Bis August 1968 hatte die Erzeugung von Mager- 
milchpulver und Futterpulver in den einzelnen Mo- 
naten hohe Zuwachsraten zu verzeichnen. Ab Sep- 
tember wurde aber weniger Magermilch als in den 
gleichen Monaten des Vorjahres zu Magermilch- 


pulver und Futterpulver verarbeitet, weil die EWG- 
Marktorganisation seit 29. Juli 1968 eine höhere 
Beihilfe für flüssige Magermilch zu Futterzwecken 
als für Pulver vorsieht. Sie beträgt 6 Pf je kg 
Magermilch, vorher wurden unter der deutschen 
Regelung 2,5 Pf je kg Beihilfe gezahlt. Die Beihilfe 
für Magermilchpulver zu Futterzwecken und Futter- 
pulver beträgt dagegen gemäß der ab 29. Juli 1968 
gültigen Gemeinschaftsregelung 33 Pf je kg Pulver 
(bis 21. Mai 1968: 22 Pf; ab 21. Mai 1968 bis 
28. Juli 1968: 27,5 Pf je kg). Diese 33 Pf entspre- 
chen umgerechnet auf flüssige Magermilch nur 3 Pf 
je kg. Durch den um 3 Pf je kg höheren Beihilfesatz 
für flüssige Magermilch zu Futterzwecken soll er- 
reicht werden, daß in stärkerem Umfang anstelle 
von Magermilchpulver flüssige Magermilch verfüt- 
tert wird. Außerdem wurde ab 29. Juli 1968 ein 
Höchstpreis für an den Milchlieferanten zurückge- 
gebene Futtermagermilch von 6,4 Pf je kg festge- 
setzt (vorher Mindestpreis 7 Pf je kg). 

Nur ein Teil der Mehrproduktion an Magermilch- 
pulver konnte 1968 in der um 11 000 t auf 139 000 t 
angestiegenen Ausfuhr abgesetzt werden. Die Ein- 
fuhr ging 1968 um rund 12 000 t zurück und war mit 
2000 t ohne nennenswerte Bedeutung. Trotz der 
höheren Ausfuhr und der geringeren Einfuhr muß- 
ten im Rahmen der seit 29. Juli bestehenden Inter- 
ventionsregelung 12 000 t Magermilchpulver auf 
Lager genommen werden. Der Interventionspreis für 
Magermilchpulver (Sprühware) lag seit dem 29. Juli 
1968 bei 165 DM je 100 kg. Unter Berücksichtigung 
dieses Bestandsaufbaues waren für die Marktversor- 
gung im Inland rund 248 000 t Magermilchpulver und 
außerdem noch 24 000 t Futterpulver verfügbar. Da- 
von gingen rund 242 000 t oder 21 000 t mehr als 
1967 in den Futtersektor. Der menschlichen Ernäh- 
rung wurden schätzungsweise 30 000 t Magermilch- 
pulver oder 0,5 kg je Kopf der Bevölkerung zuge- 
führt. 

Im Jahre 1969 ging die Produktion von Magermilch- 
pulver um rund 47 000 t oder um 12 Vo auf 350 000 t 
zurück, während die Herstellung von Futterpulver 
in Molkereien um 30 000 t oder 125 ^/o auf rund 
54 000 t anstieg. Die Einfuhr von Magermilchpulver 
belief sich auf rund 26 000 t, davon kamen allein 
25 400 t Magermilchpulver aus Frankreich. Gegen- 
über 1968 ging die Ausfuhr von Magermilchpulver 
um rund 55 000 t auf 84 000 t zurück. Magermilch- 
pulver wurde zu rund 95 Vo in EWG-Mitgliedstaaten 
— vor allem in die Niederlande und nach Italien ■ — 
exportiert. Im Rahmen der EWG-Interventionsrege- 
lung wurden 89 000 t auf Lager genommen. Unter 
Berücksichtigung der Ein- und Ausfuhr und eines 
Bestandsaufbaues in Höhe von rund 81 000 t stan- 
den für den Gesamtverbrauch von Magermilch- 
pulver und Futterpulver rund 265 000 t zur Ver- 
fügung; davon wurden für die menschliche Ernäh- 
rung 20 000 t verwendet (0,3 kg pro Kopf der Be- 
völkerung) und 245 000 t verfüttert (Vorjahr 
242 000 t). 
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XII. Fette 


Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft vermag 
ihren Bedarf an pflanzlichen Fetten und Seetierfet- 
ten nur zu wenig mehr als 20 ®/o selbst zu decken. 
Der Selbstversorgungsgrad der Bundesrepublik 
Deutschland liegt bei etwa 5’^/o. Die Verordnung 
über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Fette, die seit 10. November 1966 auf 
Olivenöl und seit 1. Juli 1967 auf Ölsaaten und die 
bei der Verarbeitung von Ölsaaten anfallenden 
Erzeugnisse angewendet wird, geht deshalb von 
folgenden Gesiditspunkten aus: 

— Stützung des Anbaues und der Preise der in 
der Gemeinschaft geernteten Raps- und Rübsen- 
samen und Sonnenblumenkerne sowie des in der 
Gemeinschaft erzeugten Olivenöls; 

— mengenmäßig unbeschränkte Einfuhr der von 
der Marktorganisation erfaßten Erzeugnisse; 

— zollfreie Einfuhr von Ölsaaten zur Erleichterung 
der Versorgung der heimischen Industrie und 

— Beschränkung der auf Saatenöle zu erhebenden 
Abgaben auf die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs. 

Die liberale Form der Handelsregelung ermöglicht 
der Gemeinschaftsindustrie den Zugang zu den Roh- 
stoffmärkten zu den Bedingungen des Weltmarktes. 
Um die Erzeuger in der Gemeinschaft vor etwaigen 
vom Weltmarkt ausgehenden Störungen zu schüt- 
zen, kann bei der Einfuhr bestimmter Erzeugnisse 
aus Drittländern eine Ausgleichsabgabe gemäß Arti- 
kel 3 Absatz 6 der Marktorganisation erhoben wer- 
den. 

Die im Jahr 1968 beobachteten Rückgänge der Welt- 
marktpreise für Fettrohstoffe veranlaßten die Kom- 
mission, Überlegungen zur Stabilisierung des Fett- 
marktes anzustellen. 

Das Ziel dieser Überlegungen war: 

— Die Auswirkungen der Preisrückgänge auf dem 
Weltmarkt auf die Höhe der Beihilfe, die aus 
dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds zu zahlen ist, zu mindern; 

— die aufgrund der Gemeinschaftsregelung be- 
stimmten Olivenölpreise in ein festes Verhält- 
nis zu den Preisen für Saatenöl zu bringen; 

— • den Schutz der Gemeinschaftsindustrie bei der 
Einfuhr von rohen ölen (Zollsatz 5 bis 10 Vo) 
und von Ölkuchen (zollfrei) durch Ausgleichs- 
abgaben zu erhöhen und 

— ■ diejenigen Exportländer, für die der Erlös aus 
der Ausfuhr von Ölsaaten teilweise die einzige 
Einnahmequelle ist, vor Preisschwankungen zu 
sichern. 

Ein Vorschlag der Kommission, die für Raps- und 
Rübsensamen und Sonnenblumenkerne geltende 


Beihilferegelung im Rahmen der Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Spinnfasern 
auf in der Gemeinschaft geerntete Leinsamen aus- 
zudehnen, wird zur Zeit vom Rat geprüft. 


a) Marktregelung 

1. Qisaaten 

Die für das Wirtschaftsjahr 1967/68 für Raps- und 
Rübsensamen sowie für Sonnenblumenkerne in 
gleicher Höhe festgesetzten Preise wurden unverän- 
dert in die folgenden Wirtschaftsjahre übernommen. 
Der Richtpreis für die festgelegten Standardquali- 
täten beträgt 20,25 RE je 100 kg (bis zur Aufwer- 
tung am 24. Oktober 1969 81 DM je 100 kg, danach 
74,12 DM je 100 kg) und der Interventionsgrund- 
preis 19,65 RE je 100 kg (78,60 DM je 100 kg bzw. 
71,92 DM je 100 kg). Von dem Grundinterventions- 
preis abgeleitete Interventionspreise, die in der 
Bundesrepublik Deutschland für acht Hauptinter- 
ventionsorte und sechzehn Nebeninterventionsorte 
festgesetzt wurden, gewährleisten den inländischen 
Erzeugern einen in der Nähe des Richtpreises lie- 
genden Erlös. 

Um den deutschen Ölmühlen den Ankauf der in 
der Gemeinschaft geernteten Ölsaaten zu ermög- 
lichen, deren Preis erheblich über dem Weltmarkt- 
preis liegt, wird ihnen eine Beihilfe in Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem nach besonders fest- 
gelegten Kriterien ermittelten Weltmarktpreis und 
dem Richtpreis (einschließlich Reports) gewährt. 

2. Olivenöl 

Innerhalb der Gemeinschaft wird Olivenöl in Ita- 
lien (1969: 479 000 t) und Frankreich (1969: 1800 t) 
hergestellt. Den Erzeugern von Olivenöl wird eine 
Beihilfe in Höhe des Unterschiedes zwischen Erzeu- 
gerrichtpreis und Marktrichtpreis gewährt, beide 
Preise werden jeweils im voraus für ein Wirt- 
schaftsjahr (November/Oktober) festgesetzt. Um das 
Preisverhältnis zwischen Olivenöl und den mit ihm 
konkurrierenden billigeren Saatenölen zugunsten 
des Olivenöls zu verändern, setzte der Rat für das 
Wirtschaftsjahr 1968/69 bei gleichbleibendem Erzeu- 
gerrichtpreis den Marktrichtpreis herab. Damit er- 
höhte sich die Beihilfe von 35 RE je 100 kg Oliven- 
öl auf 43,15 RE je 100 kg. Für das Wirtschaftsjahr 
1969/70 wurden die für das Vorjahr festgesetzten 
Preise unverändert übernommen. 

Bei der Einfuhr von Olivenöl aus Drittländern wer- 
den Abschöpfungen erhoben, um den Marktpreis 
gegenüber Schwankungen des Weltmarktes abzu- 
schirmen. Bei der Ausfuhr nach Drittländern können 
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Erstattungen gewährt werden, sie sollen traditio- 
nelle Handelsströme aufrecht erhalten, die insbe- 
sondere zwischen Italien und Nordamerika be- 
stehen. 


b) Produktion und Absatzlage 

Im Berichtszeitraum wurde die Entwicklung des 
Marktes für Ölsaaten, Saaten- und Fischöle in der 
Gemeinschaft im wesentlichen durch die Gewährung 
von Beihilfen für die in der Gemeinschaft geernte- 
ten Ölsaaten und die aufgrund des geringeren 
Weltmarktangebotes gestiegenen Preise für öle 
und Ölsaaten beeinflußt. 

Die für die Landwirte günstige Relation der Erzeu- 
gererlöse für Ölsaaten zu den Erlösen anderer, im 
Anbau konkurrierender Marktordnungswaren (Ge- 
treide und Zuckerrüben) führte zu einer steten Aus- 
dehnung des Anbaues von Raps- und Rübsensamen. 
Die Ernten der Jahre 1968 und 1969 konnten ohne 
Schwierigkeiten abgesetzt werden. Die deutsche 
Ernte wurde überwiegend von den deutschen Öl- 
mühlen aufgenommen. Nur unbedeutende Mengen 
gelangten in die Intervention (1967: 364 t, 1968: 
172 t und 1969; 119 t Raps- und Rübsensamen). 

Die internationalen Notierungen für Ölsaaten, 
pflanzliche öle und Fischöle erreichten — abgese- 
hen von laurinsäurehaltigen Ölen — aufgrund des 
starken Angebotes, das insbesondere von Sonnen- 
blumenöl und Fischöl ausging, in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1968 ihren tiefsten Stand. Sie 
stiegen — von Schwankungen abgesehen — später 
kräftig an, nachdem diese beiden Öle auf dem 


Weltmarkt nicht mehr im bisherigen Umfang ange- 
boten wurden. Entsprechend der Entwicklung der 
Weltmarktpreise sank der Beihilfesatz. Er betrug 
für Raps- und Rübsensamen Anfang Dezember 1968 
11,82 RE je 100 kg (47,28 DM je 100 kg), Anfang 
Dezember 1969 dagegen 7,615 RE je 100 kg (27,87 
DM je 100 kg nach der DM- Aufwertung). 

Seit September 1967 wurde auf Sonnenblumenöl, 
das aus einigen Drittländern in die Gemeinschaft 
eingeführt wurde, die oben erwähnte Ausgleichs- 
abgabe erhoben. Der Abgabesatz, dessen Höhe zwi- 
schen 1,50 und 5 RE je 100 kg schwankte, wurde der 
jeweiligen Disparität zwischen den Angebotsprei- 
sen für Sonnenblumenkerne und Sonnenblumenöl 
angepaßt. Das im Herbst 1969 nachlassende Ange- 
bot von Sonnenblumenöl mit dem damit verbunde- 
nen Preisanstieg führte schließlich zur Aufhebung 
der Abgabe. Auch für Rizinusöl wurde ab Dezem- 
ber 1968 bei der Einfuhr aus einem bestimmten 
Ursprungsland eine Ausgleichsabgabe erhoben, der 
Satz der Ausgleichsabgabe schwankte zwischen 1,50 
und 3,45 RE je 100 kg. 

Gegenüber dem vorangegangenen Jahr stieg 1968 
in der Bundesrepublik Deutschland die Erzeugung 
von pflanzlichen Ölen und Fetten sowie von tieri- 
schen ölen aus inländischen Rohstoffen um fast 
25 000 t auf 64 000 t Reinfett. Die Mehrerzeugung an 
Reinfett entfiel fast ausschließlich auf die Steigerung 
der Ölerzeugung aus Raps und Rübsen. 

1969 nahm die Erzeugung von pflanzlichen ölen und 
Fetten sowie von tierischen ölen um 900 t nur ge- 
ringfügig auf knapp 65 000 t Reinfett zu. 

Die Gesamterzeugung an Fetten aus inländischer 
Herkunft — Butter, Schlachtfette, öl aus Raps und 


Tabelle 49 


Anbau und Ernte von Ölsaaten 


Frucht 

Fläche 1000 ha 

Ertrag dz/ha 

Erzeugung 1000 t 

Gebiet 

1967 1 

1968 1 

1969 

1967 

1 1968 1 

1969 

1967 1 

1968 1 

1969 

Raps 










EWG 

265,2 

318,1 

367,5 

21,5 

20,1 

18,7 

570,2 

640,1 

686,1 

darunter BRD 

47,6 

62,1 

74,2») 

25,8 

27,0 

21,3») 

122,6 

167,5 

158,1 ») 

Rübsen . 










EWG 

7,2 

6,1 

3,42) 

11,9 

12,9 

10,82) 

8,6 

7,9 

3,72) 

darunter BRD 

1,1 

1,2 


18,2 

19,3 


2,0 

2,4 

• 

Sonnenblumenkerne 










EWG 

13,4 

15,2 


15,6 

18,1 


20,9 

27,6 



^) einschließlich Rübsen 

^) ohne Bundesrepublik Deutschland 
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Rübsen, Fischöl — betrug 1969, einschließlich der 
Butterherstellung in landwirtschaftlichen Betrieben 
und des Fettanfalls aus Flausschlachtungen, rund 
904 000 t und war damit um 1,2 ^/o niedriger als im 
Vorjahr. 

Der gesamte Verbrauch an Nahrungsfetten ein- 
schließlich Butter und Schlachtfetten betrug 1968 in 
Reinfettwert 1,55 Millionen t (Vorjahr 1,53 Mil- 
lionen t); das waren 25,8 kg je Kopf der Bevölke- 
rung (Vorjahr 25,6 kg). Davon entfielen 12,7 kg 


(Vorjahr 12,8 kg) je Kopf auf pflanzliche öle und 
Fette sowie auf tierische Öle. 

Insgesamt wurden an Nahrungsfetten (Reinfett) 1969 
1,56 Millionen t oder 25,7 kg je Kopf der Bevölke- 
rung verbraucht. Gegenüber dem Vorjahr wurden an 
Butter mit 7,1 kg (Vorjahr 7,1 kg) ebensoviel, an 
Margarine mit 7,2 kg (7,5 kg) und an Schlachtfetten 
mit 5,9 kg (6,0 kg) weniger verzehrt, während sich 
der Verbrauch von Pflanzen- und Plattenfetten von 
1,2 auf 1,3 kg, von Speiseölen von 4,0 auf 4,2 kg er- 
höhte. 


Tabelle 50 


Versorgung mit pflanzlichen ölen und Fetten, tierischen Ölen zur Ernährung 

in Reinfett 


Gliederung 

Einheit 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966 '67 

1967/68 

1967 

1968 

1969 

Erzeugung 

1000 t 

38 

52 

45 

47 

43 

41 

49 

39 

64 

65 

Bestandsänderung . . 

1000 t 

-29 

0 

+ 32 

-16 

+ 17 

+ 1 

-2 

-41 

+ 19 

-42 

Einfuhr 

1000 t 

678 

707 

786 

781 

800 

821 

847 

824 

909 

870 

Ausfuhr 

1000 t 

48 

63 

86 

104 

93 

100 

147 

138 

188 

206 

Verbrauch 

1000 t 

697 

696 

713 

740 

733 

761 

751 

766 

766 

771 

Verbrauch je Kopf . . 

kg 

12,3 

12,1 

12,3 

12,7 

12,3 

12,7 

12,5 

12,8 

12,7 

12,7 

davon 












Speiseöl 

kg 

3,2 

3,3 

3,4 

3,6 

3,7 

3,9 

3,8 

4,0 

4,0 

4,2 

Pflanzen-/ 
Plattenfette 

kg 

1,1 

1,1 

1,1 

1,2 

1,1 

1,2 

1,2 

1,2 

1,2 

1.3 

Margarine 

kg 

8,0 

7,7 

7,8 

7,9 

7,5 

7,6 

7,5 

7,6 

7,5 

7,2 

Margarine 

kg 

(Produkt- 

gewicht) 

10,0 

9,7 

9,8 

9,9 

9,4 

9,6 

9,4 

9,5 

9,4 

9,1 


Tabelle 51 


Verbrauch von Nahrungsfetten 

in kg Reinfett je Kopf der Bevölkerung 


Fettart 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1967 

1968 

1969 

Butter 

7,2 

7,4 

7,3 

7,0 

7,1 

7,1 

7,1 

7,1 

7,1 

7,1 

Schlachtfette 

Pflanzliche öle und Fette, 

6,1 

6,1 

5,9 

6,0 

5,7 

5,7 

5,9 

5,7 

6,0 

5,9 

tierische öle : 

1 

12,3 

12,1 

12,3 

12,7 

12,3 

12,7 

12,5 

12,8 

12,7 

12,7 

insgesamt . . . 

25,6 

25,6 

25,5 

25,7 

25,1 

25,5 

25,5 

25,6 

25,8 

25,7 
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c) Außenhandel 

Zur Herstellung von Margarine, Plattenfetten und 
Speiseöl wurden im Jahr 1969 506 400 t Rohfett in 
Form von Ölsaaten in die Bundesrepublik Deutsch- 
land importiert; hinzu kamen 452 400 t pflanzliche 
öle sowie 145 700 t tierische Öle und Fette (ohne 
Schmalz, Talg und Butter). Der weitaus größte Teil 
dieser Importe (73 Vo) bestand aus Sojabohnen, die 
insbesondere aus den USA, daneben aber auch aus 
Brasilien und der VR China kamen. Im Vergleich 
zu 1968 stieg 1969 die Einfuhr von Ölsaaten, pflanz- 
lichen und tierischen ölen und Fetten (ohne Schmalz, 
Talg und Butter) insgesamt um 6Vo; bei Ölsaaten, 
pflanzlichen Ölen und Fetten betrug die Zunahme 
10 bei tierischen die Abnahme 14 ®/o. 

Der innergemeinschaftliche Handel mit beihilfefähi- 
gen ölsaaten hat sich seit Anwendung der EWG- 
Fettmarktordnung verstärkt; die deutsche Einfuhr 
von Raps- und Riibsensamen aus Ländern der Ge- 


Tabelle 52 


Einfuhr von Olivenöl 

Tonnen 


Herstellungsländer 

1967 

1968 

1969 

EWG 

686 

967 

872 

Drittländer 

1 214 

1 450 

2 198 

insgesamt . . . 

1 900 

2 417 

3 070 

i 2. Halb- 
1 Jahr 1968 ; 

1. Halb- 
jahr 1969 

2. Halb- 
jahr 1969 

EWG 

548 

439 

433 

Drittländer 

981 

634 

1 564 

insgesamt . . . 

1 529 

1 073 

1 997 


XIII. Außenhandel mit Ernährungsgütern 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 

a) Einfuhr 

Bei der Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
setzt sich nach dem konjunkturell bedingten Rück- 
gang im Jahre 1967 seit 1968 die bis dahin nahezu 
ständige Aufwärtsentwicklung weiter fort. An der 
Zunahme der Einfuhr im Jahre 1969 auf einen Wert 
von 98 Mrd. DM war zwar die um 13 Vo vermehrte 
Einfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft be- 


meinschaft stieg von 19 700 t im Jahre 1968 auf 
49 300 t im Jahre 1969, die von Sonnenblumenkernen 
zur Ölgewinnung im gleichen Zeitraum von 7800 t 
auf 18 800 t. Soweit es sich um französische Ölsaaten 
handelt, ist die Zunahme durch die günstigen Ter- 
minnotierungen des französischen Franc vor der Ab- 
wertung gefördert worden. 

Raps hatte 1969 an der gesamten Ölsaateneinfuhr 
nur einen Anteil von 7 ‘^/o. Die relativ unbedeutende 
Ölivenöleinfuhr nahm 1969 um 27 Vo auf 3070 t zu. 
In der Bundesrepublik Deutschland hat sich 1969 der 
Verbrauch an Olivenöl, der gemessen an dem Ge- 
samtfettverbrauch gering ist, leicht erhöht. Die Ein- 
fuhren aus Drittländern verstärkten sich; die Bezüge 
aus Mitgliedstaaten gingen zurück. 

Die Ausfuhr von Ölsaaten erhöhte sich 1969 gegen- 
über 1968 um 134 ®/o auf 23 100 t (Produkt gewicht). 
Sie bestand fast ausschließlich aus Raps (21 320 t) 
und ging zum überwiegenden Teil — mit Erstattun- 
gen — in Drittländer, davon zu 50 Vo nach Groß- 
britannien. Die Ausfuhr von ölen und Fetten von 
Meerestieren stieg um 7 Vo, die Ausfuhr von pflanz- 
lichen ölen und Fetten um 8 ®/o. 


d) Preise 

Der Verbraucherpreis für Delikateßmargarine betrug 
im Kalenderjahr 1969 durchschnittlich 2,97 DM je 
kg gegenüber 3,00 DM im Vorjahr. Ein als Spitzen- 
sorte bezeichnetes Erzeugnis kostete den Verbrau- 
cher 1969 durchschnittlich 2,52 DM je kg im Ver- 
gleich zu 2,56 DM je kg 1968. Der Verbraucherpreis 
für Kokosfett in Platten, Markenware, lag 1969 bei 
3,09 DM je kg, während der Vorjahrespreis durch- 
schnittlich 3,10 DM je kg betragen hatte. Der -Durch- 
schnittspreis für Pflanzenöl in Dosen oder Flaschen 
war 1969 mit 1,89 DM je kg um 7,4 ®/o niedriger als 
im Vorjahr. Die bereits während des Jahres 1968 
rückläufigen Preise gingen dabei 1969 weiter von 
1,93 DM je kg im Januar auf 1,87 DM je kg im De- 
zember zurück. 

Der Verkaufspreis ab Werk an den Großhandel (frei 
Empfangsstatioai) betrug für Delikateßmargarine 
1969 durchschnittlich 2,12 DM je kg und für Spitzen- 
sorte 1,76 DM je kg. 


teiligt, doch stieg die Einfuhr von Gütern der ge- 
werblichen Wirtschaft absolut und relativ stärker 
— um 23 Vo — an. Infolgedessen ging der Anteil der 
Ernährungsgütereinfuhr an der deutschen Gesamt- 
einfuhr im Jahre 1969 auf knapp 20 Vo zurück. 

In beiden Teilbereichen waren im Jahre 1969 Preis- 
steigerungen bei der Einfuhr festzustellen. Bei den 
Ernährungsgütern lagen die Durchschnittswerte der 
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Einfuhr frei Grenze (d. h. ohne Einfuhrabgaben) um 
4 ^/o, bei den gewerblichen Erzeugnissen um 2®/o 
höher als im Vorjahr. Diese Entwicklung ist vor- 
nehmlich auf die Preissteigerungen auf den inter- 
nationalen Märkten zurückzuführen, die Wechsel- 
kursänderungen dagegen haben sich preisdämpfend 
ausgewirkt. Ferner haben Verschiebungen in der 
warenmäßigen Zusammensetzung der Einfuhr die 
Durchschnittswerte entsprechend beeinflußt. Die 
allgemeine Preissteigerung bei einigen bedeutenden 
ernährungswirtschaftlichen Einfuhrgütern (z. B. 
Fleisch, Gemüse, Margarinerohstoffe) konnte durch 
Preisrückgänge bei wenigen anderen, wichtigen 
agrarischen Grundstoffen (z. B. Getreide) im Durch- 
schnitt nicht ausgeglichen werden. Die Preise bei der 
Einfuhr von dem Abschöpfungssystem unterliegen- 
den Marktordnungswaren aus EWG-Mitgliedstaaten 
blieben sowieso vom Weltmarktniveau weitgehend 
unberührt. 

Sowohl bei der Einfuhr von Ernährungsgütern als 
auch von gewerblichen Erzeugnissen verringerten 
sich mit der Änderung des DM-Wechselkurses die 
durchschnittlichen Einfuhrwerte. Sie lagen im No- 
vember/Dezember 1969 bei der Einfuhr von Ernäh- 
rungsgütern um 6,1 bei gewerblichen Erzeug- 
nissen um 2,9 ®/o niedriger als im 3. Quartal 1969. 
Im Vergleich zu November/Dezember 1968 trat ein 
Rückgang der Durchschnittswerte nur bei den Gü- 
tern der Ernährungswirtschaft um 2,2 ^/o ein. Dieser 
Preisrückgang wurde bei Agrarerzeugnissen, die in 
der EWG von einer gemeinsamen Preisfestsetzung 
betroffen sind, bis 31. Dezember 1969 von Aus- 
gleichsabgaben an der Grenze aufgefangen. 

Werden bei den Einfuhrwerten die Preisverände- 
rungen ausgeschaltet und die Mengenbewegungen 
anhand der Volumendaten (Basis 1962) verfolgt, so 
zeigt sich, daß 1969 die Einfuhr von Gütern der ge- 
werblichen Wirtschaft um 20 % und die Einfuhr von 
Gütern der Ernährungswirtschaft um 8Vo zunahm. 
Die unterschiedliche Mengenentwicklung der Einfuhr 
in den beiden Wirtschaftsbereichen bestätigt, daß in 
den Zeiten der Hochkonjunktur und damit zuneh- 
mender Einkommen sich die Nachfrage nach Gütern 
der gewerblichen Wirtschaft stärker belebt als nach 
Ernährungsgütern, die eine wesentlich geringere 
Nachfrageelastizität aufweisen. Dennoch hat im 
Jahre 1969 die ernährungswirtschaftliche Einfuhr 
gegenüber 1968 stärker als in früheren Jahren zu- 
genommen. 

Im Laufe der Entwicklung der Europäischen Gemein- 
schaften haben sich mit dem Abbau der tarifären 
innergemeinschaftlichen Handelshemmnisse sowie 
der Kontingente und der Errichtung des gemein- 
samen Außenschutzsystems und der Agrarmarktord- 
nungen Verschiebungen in den Handelsströmen zu- 
gunsten der EWG-Mitgliedstaaten ergeben, die den 
Anteil der Drittländer an der deutschen Einfuhr 
nahezu ständig sinken ließen. Diese Entwicklung 
setzte sich sowohl im Bereich der Ernährungswirt- 
schaft als auch im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft in den beiden letzten Jahren fort. Die Ver- 
lagerung der Einfuhr zugunsten der EWG-Mitglied- 
staaten war 1969 bei den Ernährungsgütern durch 
den starken Anstieg der Importe — um 24,3 ^/o — 


aus diesen Ländern außergewöhnlich groß. Von der 
deutschen ernährungswirtschaftlichen Einfuhr des 
Jahres 1969 im Werte von 19,3 Mrd. DM stammten 
45,3 ^/o aus EWG-Mitgliedstaaten gegenüber 41,2 Vo 
im Jahre davor, von der Einfuhr von gewerblichen 
Gütern wurden 1969 42,8 ®/o aus Mitgliedstaaten 
bezogen gegenüber 41,2 ®/o 1968. Entsprechend sank 
der Anteil der Drittländer, wenn auch der Gesamt- 
wert der Drittlandseinfuhr von Ernährungsgütern 
1969 noch zugenommen hat. 


Tabelle 53 

Anteil der EWG-Mitgliedstaaten und Drittländer 
an der Einfuhr 

in ®/o 


Jahr 

EWG- 

Mitglied- 

staaten 

Dritt- 

länder 

ins- 

gesamt 

Güter der Ernährungswirtsdiaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 

1960 

29,0 

71,0 

100 

1964 

33,1 

66,9 

100 

1965 

34,8 

65,2 

100 

1966 

36,0 

64,0 

100 

1967 

37,9 

62,1 

100 

1968 

41,2 

58,8 

100 

1969 

45,3 

54,7 

100 

Güter der gewerblidien Wirtschaft 

(ohne Kaffee und Tabak) 

1960 

30,0 

70,0 

100 

1964 

35,2 

64,8 

100 

1965 

38,8 

61,2 

100 

1966 

38,9 

61,1 

100 

1967 

39,8 

60,2 

100 

1968 

41,2 

58,8 

100 

1969 

42,8 

57,2 

100 


Einfuhr insgesamt 


1960 

29,7 

70,3 

100 

1964 

34,7 

65,3 

100 

1965 

37,8 

62,2 

100 

1966 

38,2 

61,8 

100 

1967 

39,4 

60,6 

100 

1968 

41,2 

58,8 

100 

1969 

43,3 

56,7 

100 
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Tabelle 54 


Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland 


Herstellungsländer 

1 

I960 

i 

1961 

1962 

1963 1 1964 

j 

i 

1965 

1966 

1967 

1968 

1 

1969 

1969 

gegen 

1968 

Verände- 





Millionen DM 





rung 
in % 

EWG 

12 708 

13 778 

15 966 

Einfuhr insgesamt 

17 342 20 393 26 648 

27 774 

27 636 

33 453 

42 431 

+ 27 

Drittländer .... 

30 015 

30 585 

33 532 

34 935 38 446 

43 800 

44 896 

42 547 

47 726 

55 569 

+ 16 

darunter 

Staatshandels- 











länder 

1 998 

2 042 

2 159 

2 155 2 412 

2 917 

3 150 

3 015 

3 410 

3 973 

+ 17 

Entwicklungs- 











länder 

9511 

9 369 

10 235 

10 565 12 043 

13 451 

14 124 

13 702 

15 582 

16 995 

+ 9 

insgesamt . . . 

42 723 

44 363 

49 498 

52 277 58 839 

70 448 

72 670 

70 183 

81 179 

98 000 

+ 21 

EWG 

9 447 

10 150 

Einfuhr von gewerblichen Gütern 

11 757 13 148 15 752 20 777 21 483 

21 342 

26 408 

33 673 

+ 28 

Drittländer .... 

22 030 

22 536 

24 057 

26 350 29 052 

32 819 

33 736 

32 242 

37 688 

44 996 

+ 19 

darunter 

Staatshandels- 











länder 

1 318 

1 388 

1 452 

1 470 1 736 

2 056 

2 189 

2 048 

2 449 

2 907 

+ 19 

Entwicklungs- 











länder 

6 347 

6 432 

6 695 

7 333 8 375 

9 053 

9 685 

9 597 

11 392 

12 538 

+ 10 

insgesamt . . . 

1 31 477 

32 686 

35 814 

39 498 44 804 

53 596 

55 219 

53 584 

64 096 

78 669 

+ 23 

EWG 

3 261 

Einfuhr von Ernährungsgütern (einschließlich' Kaffee und 

3 628 4 209 4 194 4 641 5 871 6 291 

Tabak) 

6 294 

7 045 

8 759 

+ 24 

Drittländer .... 

7 985 

8 049 

9 475 

8 585 9 394 

10 981 

11 160 

10 305 

10 038 

10 572 

+ 5 

darunter 

Staatshandels- 











länder 

680 

654 

707 

685 676 

861 

961 

967 

961 

1 066 

+ 11 

Entwicklungs- 











länder 

3 164 

2 937 

3 540 

3 232 3 668 

4 398 

4 439 

4 105 

4 190 

4 457 

+ 6 

insgesamt . . . 

11 246 

11 677 

13 684 

12 779 14 035 

16 852 

17 451 

16 599 

17 083 

19 331 

+ 13 

EWG 

Anteil der Herstellungsländer an der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr in ®/o 

29,0 31,1 30,8 32,8 33,1 34ß 36,0 37,9 41,2 

45,3 


Drittländer .... 

71,0 

68,9 

69,2 

67,2 66,9 

65,2 

64,0 

62,1 

58,8 

54,7 


darunter 

Staatshandels- 











länder 

6,0 

5,6 

5,2 

CO 

5,1 

5,5 

5,8 

5,6 

5,5 


Entwicklungs- 











länder 

28,1 

25,2 

25,9 

25,3 26,1 

26,1 

25,4 

24,7 

24,5 

23,1 


insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 100 

100 

100 

100 

100 

WO 
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Der starke Anstieg der Ernährungsgütereinfuhr aus 
EWG-Mitgliedstaaten war 1969 u. a. eine Folge des 
Ungleichgewichts der Währungen, das ungewöhn- 
liche Warenbewegungen innerhalb der Gemeinschaft 
auslöste. Der Wert der ernährungswirtschaftlichen 
Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten begann im Som- 
mer 1968 die vergleichbare jeweilige Vorjahresein- 
fuhr beträchtlich zu übersteigen. Dies verstärkte sich 
im Frühjahr 1969 und hielt bis zur Neufestsetzung 
der Paritäten des Franc und der DM an. Beide Ereig- 
nisse setzten der spekulativen Einfuhr ein Ende und 
ließen die durchschnittlichen Einfuhrpreise unter das 
vergleichbare Vorjahresniveau sinken. Die Durch- 
schnittswerte der Bezüge von Ernährungsgütern aus 
den Mitgliedstaaten , lagen im November/Dezember 
1969 um 6Vo unter dem Niveau in den vergleich- 
baren Vorjahresmonaten; das Einfuhrvolumen lag 
jedoch weiterhin, wenn auch nur noch geringfügig, 
höher als im Vergleichszeitraum. 

An der Zunahme des Wertes der ernährungswirt- 
schaftlichen Einfuhr im Jahre 1969 haben Weizen, 
Gemüse, Obst- und Südfrüchte, Futtermittel, Vieh 
und Fleisch, Fettrohstoffe und Tabak einen besonde- 
ren Anteil. Rund zwei Drittel der deutschen ernäh- 
rungswirtschaftlichen Einfuhr setzen sich aus Er- 
zeugnissen zusammen, die in der EWG einer ge- 
meinsamen Marktregelung unterliegen: mehr als die 
Hälfte hiervon unterliegen wiederum dem in der 
EWG entwickelten Abschöpfungssystem. Der Anteil 
der Marktordnungswaren an der ernährungswirt- 
schaftlichen Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
ist bei der Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten mit 
über 80 % wesentlich höher als bei der Einfuhr aus 
Drittländern (etwas über 50 ^/o), unter anderem weil 
ein beachtlicher Teil dieser Agrarwaren aus klimati- 
schen Gründen nicht in der Gemeinschaft erzeugt 
werden kann. 

Ein wachsender Anteil der ernährungswirtschaft- 
lichen Einfuhr entfällt auf Güter der Ernährungs- 
industrie. Grund dafür sind die zunehmenden Ver- 
braucheransprüche an die Vielgestaltigkeit des An- 
gebots und die Liberalisierung des Außenhandels. 
Die Güter der Ernährungsindustrie stellten 1969 
rund 41 ®/o der deutschen Ernährungsgütereinfuhr 
gegenüber 34 im Jahre 1962. 

Wichtigste Herkunftsländer für die ernährungswirt- 
schaftliche Einfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
blieben 1969 die Niederlande mit einem Anteil von 
18,4 ‘^/o, gefolgt von Frankreich (14,8 ^/o), den USA 
(9,9 Vo), Italien, Belgien-Luxemburg und Dänemark 

1969 gewann für die deutsche ernährungswirtschaft- 
liche Einfuhr vor allem Frankreich - — mehr als die 
übrigen EWG-Mitgliedstaaten — weiter an Bedeu- 
tung. Die Einfuhr aus Frankreich stieg gegenüber 
dem Vorjahr um 41 ®/o, im starken Maße als Folge 
der mit der Franc-Schwäche zusammenhängenden 
Getreideeinfuhr. Nach der Abwertung des Franc 
nahm die Einfuhr aus Frankreich wieder etwas ab, 
nach der DM-Aufwertung sank sie unter die Höhe 
der gleichen Vorjahresmonate. 

Die Einfuhr aus den der EWG assoziierten über- 
seeischen Länder und Gebieten blieb mit einem An- 
teil von 2,5 '®/o noch relativ unbedeutend, nahm aber 


Schaubild 14 

Einfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 




1969 gegenüber dem Vorjahr beträchtlich — um 
22,7 o/o — zu. 

Mit den unter dem Schutz der Marktorganisation 
eingetretenen strukturellen Veränderungen in der 
Gemeinschaft auf dem Agrarsektor, die sich in einem 
zunehmenden Selbstversorgungsgrad bei wichtigen 
Erzeugnissen ausdrücken, nahmen auch die Schwie- 
rigkeiten der Drittländer bei ihren Exporten in die 
Bundesrepublik Deutschland, vornehmlich bei tieri- 
schen Erzeugnissen und Getreide, zu, ohne daß sich 
ihnen in ausreichendem Maße Möglichkeiten boten, 
mit ihrem Export auf andere Märkte auszuweichen. 
Die Drittländer stießen bei der Suche nach neuen 
Absatzmöglichkeiten sogar in vielen Fällen auf die 
Konkurrenz der neu entstandenen oder wachsenden 
Exportüberschüsse der Gemeinschaft wie z. B. bei 
Getreide, Milchprodukten und Zucker. 

Von den strukturellen Veränderungen in der deut- 
schen Einfuhr wurde u. a. Dänemark erheblich ge- 
troffen, dessen Agrarexport in starkem Maße auf 
Großbritannien und die Bundesrepublik Deutschland 
aiisgerichtet v/ar. Die Ernährungsgütereinfuhr der 
Bundesrepublik aus Dänemark nahm 1969 nach 
einem jahrelangen Rückgang wieder zu — um 
15 0/0 — , vor allem als Folge größerer Bezüge an 
Schlachtvieh und Fleisch. Diese Einfuhr blieb jedoch 
weiterhin erheblich geringer als zur Zeit des Inkraft- 
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tretens der ersten EWG-Marktordnung. Die Einfuhr 
aus den USA, die sich mit einem hohen Anteil an 
Erzeugnissen, die nicht ausreichend aus der EWG- 
Produktion anfallen (Mais, Ölfrüchte, Ölkuchen und 
Tabak) insgesamt bis 1969 verhältnismäßig gut be- 
haupten konnte, nahm 1969, wie schon seit 1967, wei- 
ter etwas ab. Hierzu trug der Rückgang der Einfuhr 
von Weichweizen und Mais als Folge der Änderungen 
der EWG-Marktstruktur bei. Die Einfuhr aus Staats- 
handelsländern übertraf 1969 das Vorjahresergebnis. 


Die ernährungswirtschaftliche Einfuhr aus Entwick- 
lungsländern, von denen meist Waren bezogen wer- 
den, die in der EWG gar nicht oder nicht ausrei- 
chend erzeugt werden können und die nicht un- 
mittelbar mit der deutschen Erzeugung konkurrie- 
ren, nahm auch 1969 wie im Vorjahr stärker zu als 
die Einfuhr im Durchschnitt der übrigen Drittländer. 
Rund ein Viertel der deutschen Ernährungsgüter- 
einfuhr setzt sich aus Erzeugnissen zusammen, die 
in der Bundesrepublik nicht erzeugt werden können. 


Tabelle 55 


Anteil der EWG-Mitgliedstaaten an der ernährungswirtsdiaitlichen Einfuhr 

Prozent 


Erzeugnisgruppe 

Erzeugnis 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

1967/68 

1967 

1968 

1969 

Ernährungsgüter insgesamt 
(einschließlich Kaffee 
und Tabak) 

30,1 

Anteil am Wert 

32,7 32,7 34,2 

35,7 

37,0 

38,7 

37,9 

41,2 

45,3 

Weizen und Weizenerzeugnisse 

15,8 

Anteil an der Menge 

12,8 13,4 11,6 

20,3 

19,4 

34,6 

22,0 

42,7 

67,5 

übrige Getreidearten 

und Getreideerzeugnisse .... 

13,8 

18,2 

30,1 

37,5 

39,6 

41,9 

26,3 

36,5 

30,4 

47,1 

Getreide und Getreide- 
erzeugnisse zusammen .... 

14,7 

16,2 

24,0 

30,8 

35,1 

36,2 

28,6 

32,5 

33,9 

55,3 

Reis und Reiserzeugnisse .... 

18,8 

10,2 

9,0 

22,3 

13,1 

17,4 

14,6 

21,0 

13,6 

23,3 

Zucker 

27,1 

40,0 

36,6 

78,0 

78,3 

61,8 

70,6 

55,6 

68,1 

89,9 

Frischgemüse 

79,4 

80,0 

78,0 

78,3 

79,5 

76,3 

80,6 

79,2 

78,9 

77,2 

Frischobst 

76,7 

72,5 

73,5 

72,4 

76,8 

77,2 

74,7 

76,0 

73,8 

76,5 

Zitrusfrüc±ite 

19,0 

19,0 

15,7 

19,1 

15,8 

17,4 

17,5 

17,2 

17,8 

16,0 

Wein 

72,8 

77,1 

79,2 

68,4 

68,6 

59,8 

62,8 

59,5 

63,0 

64,4 

Schlachtschweine, Schweine- 
fleisch usw. zusammen 

32,1 

42,4 

26,1 

30,1 

32,3 

40,4 

56,2 

46,6 

56,3 

53,4 

Rinder, Rindfleisch usw. 

zusammen ^) 

30,9 

31,1 

28,7 

26,0 

23,7 

43,4 

58,9 

53,2 

61,0 

45,9 

Schlachtgeflügel und Geflügel- 
fleischerzeugnisse 

30,9 

44,8 

47,2 

57,3 

63,8 

71,6 

78,4 

75,4 

80,1 

82,4 

Eier und Eierprodukte ^) 

63,9 

70,8 

71,4 

77,1 

62,0 

73,9 

79,0 

55,9 

63,1 

70,1 

Käse 

54,9 

56,0 

57,6 

59,0 

62,3 

63,2 

67,0 

64,8 

71,5 

78,0 

Butter 

47,3 

48,2 

48,2 

86,3 

70,0 

71,0 

83,1 

78,9 

91,4 

96,1 

Trockenmilch 

64,3 

55,4 

60,8 

67,6 

83,7 

74,4 

87,5 

66,5 

94,1 

99,5 

Kondensmilch 

98,0 

98,5 

99,0 

97,4 

99,1 

99,7 

99,6 

99,7 

99,7 

99,9 


einschließlidi Kälber und Kalbfleisch 
2) einschließlidi Albumine 
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b) Ausfuhr 

Wie in den Vorjahren setzte die deutsche Ausfuhr 
auch in den Jahren 1968 und 1969 die Aufwärtsent- 
wicklung fort und erreichte 1969 einen Wert von 
rund 114 Mrd. DM. Er lag um 14 Vo höher als 1968 
und um 30 Vo höher als 1967. Der Exportüberschuß 
belief sich 1969 auf fast 16 Mrd. DM und war gerin- 
ger als in den beiden Vorjahren. Wie bei der Ein- 
fuhr, so wirkte sich auch bei der Ausfuhr der freie 
Handelsverkehr innerhalb der Gemeinschaft aus. Er 
hatte eine wesentlich stärkere Steigerung der Ex- 
porte in die EWG-Mitgliedstaaten als in die Dritt- 
länder zur Folge. Dies gilt sowohl für die Exporte 
von gewerblichen Gütern als auch von Ernährungs- 
gütern. 

Die Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 
(einschließlich Kaffee und Tabak) umfaßt 3,2 Vo der 
gesamten Ausfuhr. Sie nahm 1969 vergleichsweise 
stärker zu als der Export der gewerblichen Wirt- 
schaft. Der Wert der ernährungswirtschaftlichen 
Ausfuhr erreichte 1969 3,7 Mrd. DM, gegenüber 

3,0 Mrd. DM im Vorjahr. Der wertmäßige Anstieg 

Schaubild 15 

Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(einschließlich Kaffee und Tabak) 

Mill. DM MiK DM 



um 23 '^/o gegen 1968 war nur zu einem Teil auf 
Preissteigerungen zurückzuführen. Schaltet man die 
Preisveränderungen aus, so stieg das die Mengen- 
bewegung kennzeichnende Volumen der Ausfuhr 
1969 bei Ernährungsgütern um 17 Vo im Vergleich 
zum Vorjahr, bei gewerblichen Gütern um 12 Vo. 
Auch nach der Änderung des Wechselkurses der DM 
im Oktober 1969 hielt die Aufwärtsentwicklung der 
ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr wie der gewerb- 
lichen Ausfuhr gegenüber der gleichen Vorjahrszeit 
an. Doch war bei den Gütern der gewerblichen Wirt- 
schaft diese Steigerung ab November 1969 relativ 
geringer als bei Ernährungsgütern. 

Die ernährungswirtschaftliche Ausfuhr konnte diese 
Höhe 1969 nur mittels der gemeinschaftlichen 
Agrarmarktordnungen erreichen, nämlich durch den 
freien Warenverkehr innerhalb der EWG und durch 
die Gewährung von Exporterstattungen bei der Aus- 
fuhr nach Drittländern, die zum Ausgleich der Diffe- 
renz zwischen Weltmarkt- und EWG-Preisniveau 
gezahlt werden. Mehr als die Hälfte der Ausfuhr 
besteht aus Waren, die einer EWG-Marktordnung 
unterliegen. Für Erstattungen beim Export in Dritt- 
länder wurden 1969 rund 609 Millionen DM aufge- 
wendet, um 38 Vo mehr als im Vorjahr. Zwei Drittel 
der gezahlten Erstattungen entfallen allein auf die 
Exporte aus dem Sektor Getreide, die mit dem star- 
ken Zufluß französischen Getreides in Zusammen- 
hang standen; auf rund 100 Millionen DM beliefen 
sich die Erstattungen für Milcherzeugnisse. 

Die starke Zunahme des emährungswirtschaftlichen 
Außenhandels im letzten Jahrzehnt muß aber auch 
in einem größeren Rahmen gesehen werden. Allge- 
mein ist festzustellen, daß sich die übernationale 
Arbeitsteilung und die Verflechtung der Volkswirt- 
schaft — nicht nur in der Gemeinschaft — in den 
letzten Jahren verstärkte. Dies gilt namentlich für 
den gewerblichen Bereich; heute fließen starke 
Warenströme landwirtschaftlicher und noch mehr 
nichtlandwirtschaftlicher Art in beide Richtungen. 

Rund 43 Vo der ernährungs wirtschaftlichen Ausfuhr 
bestanden 1969 aus Tieren und tierischen Erzeug- 
nissen. Diesen Produkten kommt ein zunehmender 
Anteil an der Ausfuhr zu, obwohl auch die Ausfuhr 
von pflanzlichen Erzeugnissen und Genußmitteln 
zunimmt. Die Ausfuhr von unbearbeiteten Erzeug- 
nissen der Landwirtschaft zeigt eine ständige Auf- 
wärtsentwicklung, die sich 1969 vor allem durch die 
vermehrte Ausfuhr von Getreide und Lebendvieh 
verstärkte. Es werden jedoch weniger landwirt- 
schaftliche Roherzeugnisse ausgeführt als Erzeug- 
nisse, die von der Ernährungsindustrie be- oder 
verarbeitet werden. Zwischen 75 und 80 Vo der deut- 
schen ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr bestehen 
in der Regel aus Erzeugnissen der Ernährungsindu- 
strie; 1969 belief sich dieser Anteil auf 76 Vo, 1968 
waren es 80 Vo. 

Bei der deutschen Ausfuhr von Ernährungsgütern 
hatten 1969, wie in den meisten Vorjahren, die 
größte Bedeutung: Getreide und Getreideerzeug- 
nisse mit einem Anteil von insgesamt llVo am 
Wert der gesamten ernährungswirtschaftlichen Aus- 
fuhr, Schlachtvieh, Fleisch und Fleischwaren (12 Vo), 
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Tabelle 56 

Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland 


Verbrauchsländer 

I960 

1961 j 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1969 

gegen 

1968 

Verände- 






Millionen DM 





rung 
in ®/o 

EWG 

14 148 

16 180 

18 012 

Ausfuhr insgesamt 

21 754 23 630 25 220 

29 281 

32 007 

37 368 

45 177 

+ 21 

Drittländer .... 

33 798 

34 798 

34 963 

36 556 

41 290 

46 431 

51 347 

55 038 

62 183 

68 382 

+ 10 

darunter 

Staatshandels- 












länder 

2 255 

2 071 

2 143 

1 813 

2 317 

2 676 

3 309 

4 377 

4 512 

5 081 

+ 13 

Entwicklungs- 












länder 

9 027 

9 146 

8 241 

8 383 

9 194 

10 331 

11 245 

11 670 

12 900 

14 037 

+ 9 

insgesamt . . . 

47 946 

50 978 

52 975 

58 310 

64 920 

71 651 

80 628 

87 045 

99 551 

113 55S 

+ 14 

EWG 

13 736 

15 819 

Ausfuhr von gewerblidien Gütern 

17 619 21 262 22 994 24 467 28 479 

30 727 

35 685 

43 046 

+ 21 

Drittländer .... 

33 119 

34 084 

34 213 

35 731 

40 312 

45 203 

50 181 

53 842 

60 881 

66 856 

+ 10 

darunter 

Staatshandels- 












länder 

2 233 

1 986 

2 054 

1 747 

2 173 

2 586 

3 231 

4 332 

4 426 

4 951 

+ 12 

Entwicklungs- 












länder 

8 890 

9 009 

8 093 

8 242 

9 055 

10 132 

11 035 

11 425 

12 633 

13 650 

+ 8 

insgesamt ... 

1 

46 855 

49 903 

51 832 

56 993 

63 306 

69 670 

78 660 

84 569 

96 566 

109 902 

+ 14 

EWG 

412 

Ausfuhr von Emährungsgütern (elnsdiliefilicta Kaffee und Tabak) 

361 393 492 636 753 802 1 280 

1 683 

2 131 

+27 

Drittländer .... 

679 

714 

750 

825 

978 

1 228 

1 166 

1 196 

1 302 

1 526 

+ 17 

darunter 

Staatshandels- 












länder 

22 

85 

89 

66 

144 

90 

78 

45 

86 

130 

+ 51 

Entwicklungs- 












länder 

137 

137 

148 

141 

139 

199 

210 

245 

267 

387 

+45 

insgesamt . . . 

1 091 

1 075 

1 143 

1 317 

1 614 

1 981 

1 968 

2 476 

2 985 

3 657 

+ 23 

EWG 

Anteil der Verbraudisländer an der emährungswirtschaftlidien . 

37,8 33,6 34,4 37,4 39,4 38,0 40,8 

Ausfuhr in Vo 

51,7 56,4 

58,3 


Drittländer 

62,2 

66,4 

65,6 

62,6 

60,6 

62,0 

59,2 

48,3 

43,6 

41,7 


darunter 

Staatshandels- 












länder 

2,0 

7,9 

7,b 

5,0 

8,9 

4,5 

4,0 

1,8 

2,9 

3,6 


Entwicklungs- ; 












länder 

12,6 

12,7 

12,9 

10,7 

8,6 

10,0 

10,7 

9,9 

8,9 

10,6 


insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

IOC 

100 
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sonstiges Lebendvieh (8 Vo), Milchdauerwaren (5®/o), 
Käse (6 Vo), Fisch und Fischwaren (5Vo), Kaffee und 
Tabak (7^/o), alkoholische Getränke (7^/o), Futter- 
mittel ( 70 / 0 ). 

Von den in der EWG vorhandenen Uberschußpro- 
dukten hat 1969 gegenüber dem Vorjahr die Aus- 
fuhr von Getreide, Butter, Käse und Zucker zuge- 
nommen. Dagegen ging die Ausfuhr von Mager- 
milchpulver nach einem Anstieg 1968 im letzten 
Berichtsjahr erheblich zurück. 

Mit 58®/o nahmen 1969 die EWG-Mitgliedstaaten 
mehr als die Hälfte der ernährungswirtschaftlichen 
Ausfuhr auf, 42 Vo wurden an Drittländer geliefert. 
In beiden Richtungen nahm 1969 die Ausfuhr zu, in 
EWG-Mitgliedstaaten stärker als in Drittländer. Ge- 
genüber den Mitgliedstaaten überwiegt die Ausfuhr 
von Tieren und tierischen Erzeugnissen, im Dritt- 
landshandel die von pflanzlichen Erzeugnissen und 
Genußmitteln. 

Wichtigste Abnehmerländer der ernährungswirt- 
schaftlichen Ausfuhr sind Italien (24 Vo), Frankreich 
und die übrigen EWG-Mitgliedstaaten; von den 
Drittländern sind es die Schweiz, die USA und 
Österreich. Dabei hat sich Italien zum bedeutendsten 
Absatzmarkt für deutsche Ernährungsgüter ent- 
wickelt. 

Die nichtkommerziellen Exporte sind an der ernäh- 
rungswirtschaftlichen Gesamtausfuhr der Bundes- 
republik Deutschland nach wie vor mit einem relativ 
geringen Anteil beteiligt; ihr Wert dürfte sich 1969 
auf mehr als 125 Millionen DM belaufen haben. 

Die nichtkommerziellen Exporte Deutschlands er- 
folgen zum größten Teil im Rahmen von Nahrungs- 
mittelhilfelieferungen der Gemeinschaft und zum ge- 
ringen Teil als Geschenklieferung für das Welt- 
ernährungsprogramm und in Katastrophenfällen 
(z. B. Erdbeben, Dürre), Obwohl die Nahrungsmittel- 
hilfe kein Instrument der Agrarpolitik ist, haben die 
nichtkommerziellen Exporte Rückwirkungen auf den 
Abbau landwirtschaftlicher Überschüsse in der EWG 
und in der Bundesrepublik Deutschland gehabt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland hat der Anteil 
an den Verpflichtungen zu Nahrungsmittelhilfe- 
lieferungen im Rahmen des Internationalen Ge- 
treideabkommens von 1967 die größte Bedeutung. 
Im Jahre 1969 lieferte die Bundesrepublik Deutsch- 
land 320 000 t Getreide aus Interventionsbeständen 
im Rahmen von gemeinschaftlichen und nationalen 
Hilfsaktionen an Entwicklungsländer. Die wichtig- 
sten Empfänger waren süd- und ostasiatische Länder 
(197 000 t) die Türkei (61 000 t) und arabische Länder 
(54 000 t). Von erheblicher Bedeutung ist in Zukunft 
auch der deutsche Anteil an den Lieferungen der 
Gemeinschaft in Höhe von 35 000 t Butterschmalz 
(butter oil) und 120 000 t Magermilchpulver an das 
Welternährungsprogramm sowie von 3 000 t Mager- 
milchpulver an das Internationale Rote Kreuz. Die- 


se Lieferungen wurden vom Rat am 17. Juli 1969 
und am 16. September 1969 beschlossen. Die Nah- 
rungsmittel sollen an Entwicklungsländer weiterge- 
leitet und bis zum Jahre 1972 geliefert werden. 

Nationale deutsche Geschenklieferungen erfolgten 
im Berichtszeitraum in Katastrophenfällen (z. B. 
Nigeria, Länder des Nahen Ostens). Ferner wurden 
Nahrungsmittel (z. B. Rindfleischkonserven, Hülsen- 
früchte, Fisch und Fischkonserven, Speiseöl) an das 
Welternährungsprogramm geliefert. 


c) Internationale Rohstoffabkommen 

Die Versuche, durch landwirtschaftliche Rohstoffab- 
kommen, die Absatzmöglichkeiten der Exportländer 
und die Bezugsmöglichkeiten der Importländer zu 
regulieren und die Weltmarktpreise zu stabilisieren, 
haben auf das Funktionieren der Agrarmarktord- 
nungen der Gemeinschaft einen gewissen Einfluß. 
Die EWG-Exporte von Getreide, Zucker und Milch- 
pulver werden mengenmäßig und preislich von den 
landwirtschaftlichen Rohstoffabkommen betroffen, 
und die Stabilisierung der Weltmarktpreise kann 
störende Außeneinflüsse auf das EWG-Preisniveau 
vermindern helfen. Die Gemeinschaft und ihre Mit- 
gliedstaaten haben an den Vorbereitungen zu inter- 
nationalen Abkommen im Agrarbereich teilgenom- 
men und sind diesen beigetreten, wenn dies zu an- 
gemessenen Bedingungen möglich war. 

Im Berichtszeitraum standen die Bemühungen der 
Partnerländer des Internationalen Getreideabkom- 
mens von 1967 zur Aufrediterhaltung der Funktions- 
fähigkeit dieses Abkommens im Vordergrund. Die 
Bundesregierung hat sich zusammen mit den Re- 
gierungen der übrigen EWG-Mitgliedsländer mit Er- 
folg dafür eingesetzt, daß die Gemeinschaft bei 
den übrigen Partnerländern des Getreideabkommens 
auf einen Stillstand bei den gegenseitigen Preis- 
unterbietungen wegen der Überschüsse auf dem 
Weltgetreidemarkt hinwirkte. Die in Zusammen- 
arbeit mit den Partnerländern des Abkommens er- 
reichte Preisberuhigung auf dem Weltgetreidemarkt 
führte zu geringeren finanziellen Lasten bei den 
Exporterstattungen und eröffnete zusätzliche Ab- 
satzmöglichkeiten auch für Gemeinschaftsgetreide 
auf neu erschlossenen Märkten in Ostasien. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben 
sich ferner einer internationalen Vereinbarung zur 
Einhaltung von Mindestexportpreisen für Milch- 
pulver im Rahmen des GATT angeschlossen. Durch 
die Einhaltung eines festgelegten Mindestexport- 
preises von 20 US-$ je 100 kg (fob) will sich die 
Gemeinschaft an der Sanierung des Weltmarktes 
von Magermilchpulver beteiligen. — Die Bemühun- 
gen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten um 
einen Beitritt zum Internationalen Zuckerabkommen 
von 1969 wurden fortgesetzt. 
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XIV. Sonstige Marktregelungen 


a) Kartoffel- und Stärkewirtschaft 

Bereits im April 1969 notifizierte die Bundesregie- 
rung der EWG-Kommission ihre Absicht, für Früh- 
kartoffeln ein Mindestpreissystem gemäß Art. 44 
des Rom-Vertrages anzuwenden. Die tatsächliche 
Anwendung unterblieb aber, weil die notifizierten 
Mindestpreise zu keiner Zeit unterschritten wurden. 

Bis zum 31. Dezember 1969, dem Ende der Über- 
gangszeit, wurde eine EWG-Verordnung über die 
Organisation des gemeinsamen Kartoffelmarktes 
noch nicht verabschiedet. Der Rat verlängerte die 
Möglichkeit für die Anwendung von Mindestpreisen 
für Speise- und Speisefrühkartoffeln bis zum 31. De- 
zember 1970. Um die Wettbewerbsfähigkeit des hei- 
mischen Angebotes durch Anpassung an die inter- 
nationalen Standards anzuheben, setzte die Bundes- 
regierung zum 1. Januar 1970 eine wesentlich ver- 
besserte und umfassendere nationale Verordnung 
über Handelsklassen in Kraft. 

Bei der Heraufsetzung der Schwellenpreise für Mais 
am 1. August 1969 wurden die Rohstoffpreise der 
Stärkeindustrie unverändert beibehalten. Die Pro- 
duktionserstattung erhöhte sich entsprechend. Diese 
Anhebung der Produktionserstattung bewirkte aber 
bei der Kartoffelstärke, deren Regelung an die für 
Getreidestärke gekoppelt ist, eine Verbesserung der 
Erzeugererlöse für Stärkekartoffeln von 9,48 DM je 
100 kg im Wirtschaftsjahr 1968/69 auf 9,60 DM je 
100 kg in 1969/70. Als Folge der verhältnismäßig 
hohen Erstattung stieg die Produktion von Kartoffel- 
stärke in der Gemeinschaft erneut und erheblich an 
und übertraf bei weitem den innergemeinschaft- 
lichen Bedarf. Infolgedessen mußten aus dem Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft beträchtliche Exporterstattungen, 
insbesondere an die niederländische Kartoffelstärke- 
industrie, gezahlt werden. 

Die DM- Aufwertung schlug im Gegensatz zu ande- 
ren Warenbereichen bei der Stärkeindustrie sofort 
voll durch, weil Ausgleichsabgaben bei der Einfuhr 
von Stärke und Stärkeerzeugnissen nicht erhoben 
und entsprechende Erstattungen bei der Ausfuhr 
nicht gewährt werden durften. 

Um diese Aufwertungsfolgen zu mildern, wurde die 
Bundesregierung nach langwierigen Verhandlungen 
von der Kommission zu folgenden Maßnahmen er- 
mächtigt: 

— Für Mais und Weichweizen zur Herstellung von 
Stärke durfte in der Zeit vom 27. Oktober bis 
zum 31. Dezember 1969 eine zusätzliche Vergü- 
tung zur Produktionserstattung gewährt werden. 

— Für die in der gleichen Zeit an die Stärkefabri- 
ken gelieferten Kartoffeln durfte den Erzeugern 
der bisherige Preis gezahlt werden; die Stärke- 


fabriken erhielten auf die am 31. Dezember 1969 
noch vorhandenen Bestände an Kartoffelstärke 
eine Preisbruchsvergütung. 


b) Hopfen 

Die Bundesregierung hat in Brüssel wiederholt auf 
die Bedeutung einer gemeinschaftlichen Regelung 
des Hopfenmarktes für die deutsche Hopfenwirt- 
schaft hingewiesen. Im Zusammenhang mit der 
Grundsatzfrage, ob und inwieweit noch weitere 
Marktorganisationen eingeführt werden sollen 
(z. B. auch für Flachs und Hanf), wird allerdings der 
deutsche Standpunkt bezüglich einer Regelung für 
Hopfen zu überprüfen sein; bisher hat die Kommis- 
sion noch keine Vorschläge vorgelegt. 

Im Jahre 1968 betrug die Hopfenproduktion in der 
Gemeinschaft 

rund 259 000 dz 

davon Bundesrepublik 

Deutschland rund 220 500 dz (85 Vo) 

Belgien rund 19 500 dz ( 8Vo) 

Frankreich rund 19 000 dz ( 7Vo). 

In der Bundesrepublik Deutschland sind rund 90 Vo 
der Ernte durch mehrjährige Lieferverträge gebun- 
den; die Einfuhr ist liberalisiert. 40 bis 50 Vo der 
deutschen Ernte werden ausgeführt. 

Von 1960 bis 1969 wurde die Anbaufläche von 
Hopfen in der Bundesrepublik Deutschland um 40 Vo 
auf rund 11 800 ha ausgedehnt. In den Jahren 1960 
bis 1966 lag die deutsche Ernte im Durchschnitt bei 
166 000 dz, in den letzten drei Jahren hingegen 
durchschnittlich bei 223 000 dz. Die gute Ernte des 
Jahres 1967 hatte Preiseinbrüche zur Folge. Die 
Preise für nicht vertraglich gebundenen Hallertauer 
Hopfen gingen in der Kampagne 1967/68 von 400 
DM auf 200 DM je Zentner zurück. Die Kampagne 
1968/69 brachte keine Änderung der Markt- und 
Preissituation. Erst in der Kampagne 1969/70 konn- 
ten die Erzeuger wieder höhere Preise erzielen. Die 
Verlautbarung der Absicht des Landes Bayern, eine 
Preisstützungsaktion mit finanzieller Beteiligung 
des Bundes durchzuführen, wirkte sich allein schon 
marktstabilisierend aus, so daß die bereitgestellten 
Mittel nicht in Anspruch genommen wurden. 


c) Rohtabak 

Mit der grundlegenden Entscheidung des Rats vom 
6. Februar 1970 wurde das Tabakpaket verabschie- 
det. Es umfaßt: 
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a) eine Verordnung über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Rohtabak; 

b) eine Entschließung betreffend die Verbrauchs- 
steuer auf Tabakwaren außer den Umsatz- 
steuern; 

c) eine Entschließung betreffend die staatlichen 
Handelsmonopole für Tabakwaren. 

Die Marktorganisation soll schon für die Ernte 1970 
angewendet werden, wobei Grundlage für die Be- 
rechnung des Interventionspreises das dreijährige 
Mittel der Durchschnittspreise der Jahre 1967 bis 
1969 ist. 

Die EWG-Tabake werden durch eine Käuferprämie 
begünstigt, die deren Wettbewerbsfähigkeit gegen- 
über Drittlandstabaken verbessern soll. Einer Uber- 
schußproduktion von nicht marktgängigen Tabaken 
soll durch eine gewisse Automatik im Abbau der 
finanziellen Stützung begegnet werden. 

Im Rahmen der Steuerharmonisierung sind die in 
der Bundesrepublik Deutschland gültigen besonde- 
ren Preis- und Steuerregelungen für Zigaretten mit 
50 Vo Anteil an deutschen Tabaken abzubauen und 
die Mindestkleinverpackungspreise für Zigaretten 
von 9 auf 8 Pf je Stück zu senken. Ein harmonisier- 
tes Verbrauchssteuersystem für Tabakwaren soll 
stufenweise bis zum 1. Januar 1980 verwirklicht 
werden. 

Bei den Handelsmonopolen verpflichten sich Italien 
und Frankreich zur Beseitigung der bestehenden 
Diskriminierungen, die Ausschließlichkeitsrechte der 
Monopole für die Einfuhr und den Vertrieb von 
Tabakwaren im Großhandel müssen bis spätestens 
1. Januar 1976 beseitigt werden. 


d) Lebende Pflanzen und Waren des 
Blumenhandels 

Die Verordnung Nr. 234/68 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für lebende Pflan- 
zen und Waren des Blumenhandels vom 27. Februar 
1968 ist seit dem 1. Juli 1968 wirksam. Sie umfaßt 
ein System von Qualitätsnormen und eine Handels- 
regelung für die unter Kapitel 6 des gemeinsamen 
Zolltarifs fallenden Erzeugnisse. Außerdem können 
gemeinsame Maßnahmen getroffen werden 

— zur Verbesserung der Qualität und zur Förde- 
rung der Verwendung 

— zur Förderung einer besseren Organisation der 
Erzeugung und Vermarktung 

— zur leichteren Feststellung der Marktpreisent- 
wicklung 

der einbezogenen Erzeugnisse. 

Die nach Artikel 8 Abs. 2 der Verordnung Nr. 234/68 
erforderlichen Vorschriften über die Koordinierung 
und Vereinheitlichung der Einfuhrregelungen gegen- 
über Drittländern sollten durch eine Verordnung des 
Rates vor dem 1. Juli 1968 festgelegt und spätestens 
ab 1. Januar 1969 angewandt werden. Bisher konnte 


jedoch in den Arbeitsgruppen noch keine einheit- 
liche Meinung hinsichtlich gewisser Schutzmaßnah- 
men bei der Einfuhr erzielt werden. 

Zu dieser Grundverordnung wurden bisher erlassen 

die Verordnungen Nr. 315/68, 316/68, 878/68, 
448/69 und 1786/69 hinsichtlich der Qualitäts- 
normen, 

die Verordnungen Nr. 1767/68, 2040/68 und 35/69 
über Mindestpreisregelungen bei der Ausfuhr 
nach Drittländern, sowie 

die Verordnung Nr. 1664/69 über Maßnahmen 
auf dem Gebiet der lebenden Pflanzen und Wa- 
ren des Blumenhandels infolge der Abwertung 
des Franc. 

Die Einhaltung der Qualitätsnormen nach den Ver- 
ordnungen Nr. 315/68 und 316/68 konnte bisher noch 
nicht überwacht werden, weil es hierfür einer auf 
dem Handelsklassengesetz fußenden deutschen 
Rechtsverordnung bedarf. Diese Verordnung kann 
jedoch erst nach der in Vorbereitung befindlichen 
Novellierung des Handelsklassengesetzes erlassen 
werden. 

Die EWG-Marktorganisation für lebende Pflanzen 
und Waren des Blumenhandels brachte bisher weder 
sichtbare Vorteile noch Nachteile gegenüber den 
früheren, sehr liberalen Globaleinfuhrverfahren der 
Bundesrepublik Deutschland; die Initiative hierzu 
ist nicht von der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gegangen. Durch die Einführung gemeinsamer Qua- 
litätsnormen vor allem für Schnittblumen und Blu- 
menzwiebeln, -bulben und -knollen sollen künftig 
Waren von unzureichender Qualität dem Markt 
ferngehalten und die Handelsbeziehungen auf der 
Grundlage eines lauteren Wettbewerbs erleichtert 
werden. Auf diese Weise wird auch eine Verbesse- 
rung der Rentabilität der Erzeugung angestrebt. 
Wegen der noch fehlenden Rechtsgrundlage für 
nationale Kontroll- und Ahndungsmaßnahmen kann 
über Erfahrungen noch nichts gesagt werden. 


e) Fischereierzeugnisse 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelte dem Rat schon am 6. Juni 1968 ein 
Dokument über die gemeinsame Fischereipolitik. 
Es enthielt 

— einen Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Errichtung einer gemeinsamen Struktur- 
politik für die Fischwirtschaft 

— einen Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse 

— einen Entwurf einer Verordnung des Rates über 
die Aussetzung der auf bestimmte Fische der 
Tarifnummern 03.01 und 03.02 anwendbaren 
Zölle des gemeinsamen Zolltarifs. 

Diese Vorschläge wurden im Berichtszeitraum im 
Sonderausschuß Landwirtschaft und einer Arbeits- 
gruppe weiter erörtert. 
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Im Bereich der Strukturpolitik sind noch die Frage 
des freien Zugangs zu den Fanggründen aller Mit- 
gliedstaaten und das Ausmaß der gemeinschaftlichen 
Regelung und Finanzierung von Strukturmaßnahmen 
umstritten. 

Zum Verordnungsvorschlag über die gemeinsame 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse legte 
die Kommission einen Änderungsvorschlag zur 
Preisstabilisierung vor, der in enger Anlehnung an 
die Regelung für Obst und Gemüse ein zweistufiges 
Interventionssystem vorsieht: Zunächst Stabilisie- 
rung durch Erzeugerorganisationen, deren Aufwen- 
dungen aus öffentlichen Mitteln erstattet werden 
sollen, dann bei einer ernsten Krise fakultative 
Interventionen zu Lasten des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
während einer dreijährigen Übergangszeit. Die 
Bundesregierung hat sich gegen diesen Vorschlag 
ebenso wie gegen die vorgesehenen Lagerbeihilfen 
für die Erzeuger tiefgefrorener Sardinen und Tinten- 
fische ausgesprochen, sie tritt weiterhin für eine 
Preisstabilisierung durch Erzeugerorganisationen 
ohne öffentliche Hilfe ein. Bei der vorgeschlagenen 
Drittlandsregelung (Referenzpreise für Frischfische, 
Mindestpreise für tiefgefrorenen Fisch, Zubereitun- 
gen und Konserven sowie Forellen, Aale und Karp- 
fen) zeichnet sich ein gemeinsames Bestreben aller 
Mitgliedstaaten ab, durch Verhandlungen mit den 
Drittländern eine vereinfachte Regelung durchzu- 
setzen. Hierbei hat sich die Bundesregierung gegen 
die Einführung von Einfuhrmindestpreisen für Fisch- 
zubereitungen und Konserven sowie Aale gewandt. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften kam am 
19. Dezember 1969 überein, die für die Schaffung 
einer gemeinsamen Fischereipolitik notwendigen 
Grund Verordnungen bis zum 30. April 1970 zu ver- 
abschieden. 


f) Handelsregelung für bestimmte 

landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 

Von einer besonderen Handelsregelung werden in 
der Gemeinschaft die Marktabläufe bestimmter Wa- 
ren erfaßt, die durch Verarbeitung landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse (Grunderzeugnisse) hergestellt 
werden, selbst jedoch keine landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse im Sinne des EWG-Vertrages sind. Im 
Sinne der nachfolgenden Ausführungen gehören 
hierzu alle Waren der zweiten Verarbeitungsstufe, 
die nicht im Anhang II des EWG-Vertrages aufge- 
führt sind. Sie werden nachfolgend als Verarbei- 
tungserzeugnisse bezeichnet. (Andere Verarbei- 
tungserzeugnisse der Fisch-, Fleisch-, Obst- und 
Gemüseverarbeitungsindustrie, die im Anhang II 
des EWG-Vertrages aufgeführt sind, fallen nicht 
unter diese Handelsregelung). 

Die Handelsregelung hat den Zweck, für die Verar- 
beitungserzeugnisse einen Ausgleich des Unter- 
schiedes zwischen den Rohstoffkosten auf dem 
Weltmarkt und den gemeinschaftlichen Preisen her- 
beizuführen. Ohne diesen Ausgleich würden die 
Verarbeitungserzeugnisse der Gemeinschaft infolge 


der höheren EWG-Rohstoffpreise für die Grunder- 
zeugnisse dem Wettbewerb mit den gleichen Wa- 
ren aus den Drittländern kaum standhalten können. 

Seit 1968/69 gelten auch für Zucker, Milch und 
Milcherzeugnisse gemeinsame Preise, so daß nun- 
mehr die Handelsregelung sich als ein einheit- 
liches geschlossenes System darstellt. Die Verord- 
nung Nr. 160/66 und die damit zusammenhängenden 
Verordnungen — die die Handelsregelung einführ- 
ten und an Stelle des bis dahin geltenden Einfuhr- 
schutzes (Zölle und gegebenenfalls Ausgleichsab- 
gaben) eine Einfuhrabgabe treten ließen — mußten 
neu gefaßt werden. Auch die neue Regelung sieht 
eine Einfuhrabgabe vor, die sich aus einem festen 
Teilbetrag (Industrieschutz) und einem beweglichen 
Teilbetrag (Ausgleich der unterschiedlichen Roh- 
stoffkosten) zusammensetzt. 

Die neue Handelsregelung ist im wesentlichen in 
folgenden Verordnungen niedergelegt: 

— Verordnung Nr. 1059/69 vom 28. Mai 1969 zur 
Festlegung der Handelsregelung für bestimmte, 
aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen herge- 
stellte Waren; 

— Verordnung Nr. 1060/69 vom 28. Mai 1969 zur 
Festlegung der Grunderzeugnismengen, bei de- 
nen davon ausgegangen wird, daß sie zur Her- 
stellung der unter die Verordnung Nr. 1059/69 
fallenden Waren verwendet worden sind; 

— vierteljährlichen Durchführungsverordnungen, 
die auf Grund vorgenannter Verordnungen zur 
Festsetzung des beweglichen Teilbetrages erlas- 
sen werden; 

— Verordnung Nr. 204/69 vom 28. Januar 1969 zur 
Festlegung der allgemeinen Regeln für die Ge- 
währung von Ausfuhrerstattungen und der Kri- 
terien zur Festsetzung des Erstattungsbetrages 
bei Verarbeitungserzeugnissen. 

Die Einfuhrabgaben gegenüber Drittländern wur- 
den im Berichtszeitraum laufend erhoben. Soweit 
Zölle für landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug- 
nisse im GATT konsolidiert sind, hielt sich die 
Höhe der gesamten Einfuhrabgabe im Rahmen der 
Konsolidierung. Nur bei Kasein wurde die Anwen- 
dung der Verordnung Nr. 1059/69 auch im Berichts- 
zeitraum zurückgestellt, um eine Dekonsolidierung 
zu vermeiden. Zur Sicherstellung des Wettbewerbs- 
gleichgewichts mit den Drittländern werden für die 
Produktion von Kasein in der EWG Beihilfen ge- 
währt. Hiervon abgesehen hat sich der Einfuhr- 
schutz zugunsten der gemeinschaftlichen Produktion 
auch bei den Waren als ausreichend erwiesen, de- 
ren Zölle im GATT konsolidiert sind. 

Einheitliche obligatorische Erstattungen, die den 
in den Verarbeitungserzeugnissen enthaltenen Men- 
gen und Preisunterschieden bei Grunderzeugnissen 
Rechnung tragen, sorgen für die Wettbewerbsgleich- 
heit auf den Drittlandsmärkten, und zwar auch zwi- 
schen den Exporten der einzelnen EWG-Mitglied- 
staaten. Der Erstattungsatz kann im voraus nach 
dem gültigen Satz bei Antragstellung festgelegt 
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(„vorfixiert") werden. Andernfalls ist der am Tage 
der Ausfuhr gültige Satz anzuwenden. Die Voraus- 
festsetzung räumt den beteiligten Wirtschaftskrei- 
sen feste kalkulatorische Möglichkeiten ein. Die 
beteiligte deutsche Wirtschaft hat von dieser Rege- 
lung bisher jedoch kaum Gebrauch gemacht. Die 
Erstattung kann außerdem unter bestimmten Vor- 
aussetzungen für die Dauer der Lagerung der Roh- 
stoffe und während der Zeit der Herstellung zu 
Fertigerzeugnissen vorfinanziert werden, um so 
eine Anpassung an die Bedingungen des Verede- 
lungsverkehrs zu ermöglichen. 

Die Auswirkungen der Handelsregelung auf die 
deutsche Produktion sind positiv zu beurteilen, da 


das gemischte Schutzsystem der Handelsregelung 
im Hinblick auf den beweglichen Teilbetrag für die 
eingeführten Erzeugnisse den jeweils notwendigen 
Preisausgleich gewährleistet. Dadurch kann die in- 
ländische Produktionsplanung unabhängig von nicht 
im voraus übersehbaren Preisveränderungen für 
Grunderzeugnisse auf dem Weltmarkt erfolgen. 

Im Außenhandel zeigt sich bei den wirtschaftlich 
ins Gewicht fallenden Verarbeitungserzeugnissen 
ein deutlicher Trend zur stärkeren Zunahme des 
innergemeinschaftlichen Handels als des Drittland- 
handels. Während noch 196B die Ausfuhr verschie- 
dentlich über den Veredelungsverkehr abgewickelt 
wurde, ist 1969 ■ — mit Ausnahme bei den Zucker- 

Tabelle 57 


Produktion ausgewählter Erzeugnisse der Emährungsindustrie 




Produktion in 

1000 




Wert in 

Mill. DM 


Erzeugnis 

1966 

1 

1967 ^ 

1 

1968 

1969 -) 

1969 
gegen 
1968 
± ®/o 

1966 1 

1967 

1968 ä) 

1969 2) 

1969 
gegen 
1968 
± o/o 

Zuckerwaren zusammen . 

99,6 

106,5 

115,i 

115,7 

+ 0,5 

305,8 

322,2 

325,8 

326,7 

+ 0,3 

Schokoladenerzeugnisse . 

285,9 

278,0 

288,6 

287,9 

- 0,3 

1 634,7 

1 612,9 

1 708,0 

1 834,5 

+ 7,4 

Kakaopulver 

Diät-Nährmittel auf 

47,8 

54,2 

56,6 

58,3 

+ 3,1 

143,7 

165,1 

168,0 

182,1 

+ 8,4 

Getreidebasis ^) 

Kindernährmittel auf 

17,9 

20,7 

21,9 

18,7 

- 14,5 

54,8 

66,0 

63,6 

55,4 

- 13,0 

Getreidebasis 

28,3 

21,7 

25,5 

22,5 

- 8,3 

112,8 

65,4 

75,8 

75,2 

- 0,8 

Teigwaren 

Sago aus Kartoffeln 

185,6 

191,4 

170,2 

188,2 

+ 10,6 

322,5 

347,9 

314,0 

347,9 

+ 10,8 

und anderen Stärken . . 

Brot, Kleingebäck, 

0,4 

0,3 

0,3 

0,3 

- 2,1 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

- 3,3 

Zwieback 

875,9 

887,3 

891,5 

915,3 

+ 2,7 

1 051,3 

1 091,2 

1 088,2 

1 126,5 

+ 3,5 

Feingebäck 

Dauerbackwaren 

60,1 

68,4 

71,5 

75,7 

+ 5,8 

193,1 

216,5 

233,8 

247,2 

+ 5,7 

einschließlich Oblaten ^) 

199,1 

199,0 

212,0 

211,8 

- 0,1 

763,9 

767,3 

795,9 

827,3 

+ 3,9 

Kaffeemittel 

Mischungen aus Kaffee 

22,5 

20,4 

18,5 

16,4 

- 11,2 

87,3 

83,1 

87,5 

81,8 

- 6,6 

und Kaffeemitteln .... 

0,5 

0,6 

9,4 

0,4 

- 11,2 

1,8 

2,0 

1,8 

1,7 

- 3,8 

Backhefe 

86,8 

87,9 

93,3 

93,5 

+ 0,3 

80,0 

78,6 

74,6 

70,0 

- 6,1 

Limonade und ähnliches . 

1 709,5 

1 862,7 

1 974,8 

2 259,7 

+ 14,4 

1 098,5 

1 198,3 

1 227,9 

1 430,9 

+ 16,5 

Rohkasein 

0,7 

0,9 

0,3 

0,1 

- 5,75 

0,4 

0,4 

0,2 

0,1 

- 38,1 

Säure- und Labkasein 

13,1 

14,8 

19,3 

21,5 

+ 11,4 

28,4 

33,0 

41,5 

51,4 

+ 23,7 

Dextrine 

6,5 

5,9 

6,3 

7,7 

+ 21,8 

5,4 

4,8 

5,0 

6,0 

+ 20,0 

Kleber 

19,1 

21,4 

21,8 

23,2 

+ 6,2 

14,4 

16,4 

16,0 

17,6 

+ 10,3 

Puddingpulver 

36,0 

35,6 

35,4 

38,4 

+ 8,5 

148,4 

143,9 

133,5 

153,8 

+ 15,2 


1) Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten in der örtlichen Einheit 

2) einschließlich der in Lohnarbeit hergestellten Produktion 

3) ab 1968 ohne, vorher einschließlich Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) 

4) einschließlich Malzextrakt 
3) ohne Zwieback 
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Tabelle 58 


Einfuhr von Waren der Verordnung Nr. 1059/69 

(einschließlich Veredelungsverkehr) 


Herstellungsländer 

1966 

1967 

1968 

1969 

1000 

DM 

Anteil 

o/o 

1000 

DM 

Anteil 

1000 

DM 

Anteil 

o/o 

1000 1 
DM I 

Anteil 

o/o 

WA-Nr.: ex 17.04 / Zuckerwaren ohne Kakaogehalt, ausgenommen Süßholz- Auszug mit einem Gehalt an 

Zucker von mehr als 10 Gewichtshundertteilen, ohne Zusatz anderer Stolle 




EWG 

43 553 

74,8 

45 956 

77,5 

56 688 

80,5 

63 834 

80,6 

Drittländer 

14 698 

25,2 

13 354 

22,5 

13 702 

19,5 

15 335 

19,4 

darunter Staatshandelsländer 

2 058 

3,5 

1 774 

3,0 

1 630 

2,3 

927 

1,2 

insgesamt . . . 

1 58 242 

100 

1 59 310 

100 

70 390 

100 

1 79 167 

100 

WA-Nr.: 18.06 / Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 



EWG 

103 461 

74,5 

126 188 

76,4 

144 967 

87,2 

169 458 

90,5 

Drittländer 

35 500 

25,5 

39 026 

23,6 

21 264 

12,8 

17 729 

9,5 

darunter Staatshandelsländer 

6 123 

4,4 

5 933 

3,6 

5 977 

3,6 

5 592 

3,0 

insgesamt , . . 

138 961 

WO 

165 214 

100 

166 231 

100 

187 187 

100 

WA-Nr.: 19.01 / Malz-Extrakt 









EWG 

9 

23,7 

24 

44,4 





1 

1,2 

Drittländer 

29 

76,3 

30 

55,6 

58 

100 

83 

98,8 

darunter Staatshandelsländer 

— 


2 

3,7 

— 

— 

2 

2.4 ^ 

insgesamt . . . 

38 

100 

54 

100 

58 

100 

84 

100 

WA-Nr.: 19.02 / Zubereitungen zur Ernährung von 

Kindern oder zum Diät- oder Küchengebrauch aul 

der Grundlage von Mehl, Stärke oder Malz-Extrakt, auch mit 

einem Gehalt an 

Kakao 

von weniger als 

50 Gewichtshundertteilen 









EWG 

4 454 

91,7 

6 039 

94,1 

7 360 

90,1 

7 728 

81,9 

Drittländer 

405 

8,3 

377 

5,9 

805 

9,9 

1 711 

18,1 

darunter Staatshandelsländer 

19 

0,4 

8 

0,1 

13 

0,2 

6 

0,1 

insgesamt . . . 

4 859 

100 

6 416 

100 

8 165 

wo 

9 439 

100 

WA-Nr.: 19.031 Teigwaren 









EWG 

10 298 

97,2 

10 816 

98,0 

15 356 

97,9 

17 334 

97,6 

Drittländer 

294 

2,8 

225 

2,0 

334 

2,1 

421 

2,4 

darunter Staatshandelsländer 

38 

0,4 

34 

0,3 

58 

0,4 

2 

0,0 

insgesamt . . . 

10 592 

100 

11 041 

100 

15 690 

100 

17 755 

100 

WA-Nr. 19.04 ! Sago (Tapiokasago, Sago 

aus Sagomark, 

Kartoilelsago und anderer) 


EWG 

266 

39,3 

732 

51,0 

914 

85,3 

1 035 

79,6 

Drittländer 

411 

60,7 

704 

49,0 

158 

14,7 

266 

20,4 

darunter Staatshandelsländer 

— 


— 

— 

— 

— 

36 

2,8 

insgesamt . . . 

677 

100 

1 436 

100 

1 072 

100 

1 301 

100 

WA-Nr. 19.05 / Lebensmittel, durch Aulblähen oder Rösten von Getreide hergestellt 



(Pullreis, Corn Flakes u. dgl.) 









EWG 

499 

20,4 

1 098 

39,0 

1 396 

55,6 

1 250 

60,7 

Drittländer 

1 942 

79,6 

1 720 

61,0 

1 115 

44,4 

808 

39,3 

darunter Staatshandelsländer 

— 

— 

— 

— 

_ 

— 

11 

0,5 

insgesamt . . . 

2 441 

100 

2818 

100 

2511 

100 

2 058 

100 
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j 

j Herstellungsländer 


1966 

1967 

1968 

1969 

1000 

! Anteil 

1000 

Anteil 

1000 

Anteil 

1000 

Anteil 

DM 

1 Vo l 

DM 

o/o 

DM 

»/o 

DM 

1 o/o 


WA-Nr.: 19.06 / Hostien, Ohlatenkapseln für Arzneiwaren, Siegelohlaten u. dgl. 


EWG 

106 

100 

! 133 

100 

164 

84.5 

15.5 
2,6 

163 

87,2 

12,8 

Drittländer 



j 


30 

24 

darunter Staatshandelsländer 

— 

— 


— 

5 



insgesamt . . . 

1 106 

100 

i 133 

100 1 

194 

WO 

1 187 

WO 

WA-Nr.: 19.07 / Brot, Schiffszwieback und 
Honig, Eiern, Fett, Käse oder Früchten 

andere 

gewöhnliche Backwaren, 

ohne Zusatz von 

Zucker, 

EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

3 117 
21 286 

12,8 

87,2 

4 677 
13 730 

1 

25,4 

74,6 

0,0 

7 319 
7 144 

50,6 

49,4 

8 082 
9 635 

45,6 

54,4 

insgesamt ... 

24 403 

100 1 

18 407 

100 1 

14 463 

WO 

1 17717 

100 

WA-Nr.: 19.08 / Feine Backwaren, auch mit beliebigem G( lalt an Kakao 




EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

64 563 

8 858 

i 6 

87,9 

12,1 

0,0 1 

64 234 

8 038 
45 

88,9 1 
11,1 \ 
0.1 : 

71 600 
7 620 

189 

90,4 1 
9,6 
0,2 

72 285 

6 637 
41 

91,6 

8,4 

0,1 

insgesamt ... 

73 421 

100 1 

72 272 

WO 1 

79 220 

WO 

1 78 922 

WO 

WA-Nr.: ex 21.01 Geröstete Kaffeemittel sowie Auszüge hieraus (ausgenommen geröstete Zichorien- 
wurzeln und ihre Auszüge) 

EWG 

Drittländer i 

darunter Staatshandelsländer 

6 

105 

1 ^ 

5,4 

94,6 ; 

3 

159 

1,9 

98,1 

1 

162 

0,6 

99,4 

25 

174 

12,6 

87,4 

insgesamt . . . , 

111 

100 1 

162 

100 1 

163 

WO 1 

199 

WO 

WA-Nt.: ex 21.06 / Backhelen 









EWG i 

Drittländer j 

darunter Staatshandelsländer 

3 126 

1 403 

69.0 

31.0 

2 621 

1 580 

62,4 ! 
37,6 

“ i 

2 800 
2 509 

52,7 

47,3 

3 330 
2719 

55,1 

44,9 

insgesamt ... 

4 529 

WO j 

4 201 

100 i 

5 309 

WO 1 

6 049 

WO 


Wa-Nr.: ex 21.07 ! Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen, mit einem 
Gehalt an Zucker, Milcherzeugnissen, Getreide oder aus Getreide hergestellten Erzeugnissen 


EWG 

23 826 

66,8 

21 367 

61,5 

34 063 

70,1 

36718 

73,2 

Drittländer 

11 851 

33,2 

13 383 

38,5 

14 536 

29,9 

13 470 

26,8 

darunter Staatshandelsländer 

359 

1,0 

152 

0,4 

104 

0,2 

139 

0,3 

insgesamt . . . 

35 677 

wo 

34 750 

100 

1 48 599 

WO 

1 50 188 

WO 

Wa-Nr.: ex 22.02 / Limonaden (einschließlich der aus Mineralwasser hergestellten) und andere 

nicht- 

alkoholische Getränke (ausgenommen Frucht- und Gemüsesäfte der Tarifnr. 20.27: — Milch oder Milch- 

fett enthaltend) 









EWG 

10 279 

96,8 

10 783 

96,4 

10 054 

95,7 

19 057 

98,6 

Drittländer 

338 

3,2 

399 

3,6 

448 

4,3 

265 

fr4 

darunter Staatshandelsländer 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

10617 

100 

11 182 

100 

10 502 

WO 

19 322 

WO 1 

WA-Nr.: 35.05 / Dextrine und Dextrinleime; 

lösliche oder geröstete Stärke; Klebstoffe aus Stärke 


EWG 

11 960 

99,0 

10 578 

99,0 

16 157 

99,3 

22 511 

99,4 

Drittländer 

121 

1,0 

107 

10 

112 

0,7 

126 

0,6 ! 

darunter Staatshandelsländer 

20 

0,2 

46 

0,4 

59 

0,4 

8 

0,0 ' 

insgesamt . . . 

12 081 

wo 

1 10 685 

WO 

16 269 

WO 

22 637 

WO 
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Ausfuhr von Waren der Verordnung Nr. 1059/69 

(einschließlich Veredelungsverkehr) 


V^erbrauchsländer 


1966 ; 1967 | 1968 | 1969 


1000 Anteil 1000 Anteil 1000 Anteil ! 1000 Anteil 

DM o/o DM o/o DM ^/o DM Vo 


WA-Nr.: ex 17.04 l Zuckerwaren ohne Kakaogehalt, ausgenommen Süßholz- Auszug mit einem Gehalt an 
Zucker von mehr als 10 Gewichtshundertteilen, ohne Zusatz anderer Stoffe 


EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

1 1 805 

1 9 456 

4 

55.5 

44.5 1 
0,0 

12 642 
10 639 

30 

54,3 

45,7 

0,1 

15 542 
11481 

32 

1 

57.5 

42.5 
0,1 

17 691 

11 719 

5 

60,2 

39,8 

0,0 

insgesamt . . . 

1 21 261 

100 j 

23 281 

100 

i 27 023 

100 

1 29 410 

100 

WA-Nr.: 18.06 / Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 




EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

15 588 
21 287 
102 

42,3 

57,7 

0,3 

24 643 
22 004 
114 

52,8 

47,2 

0,2 

39 801 

28 723 

220 

58,1 

41,9 

0,3 

50 249 
30 738 
391 

62,0 

38,0 

0,5 


insgesamt ...| 36 875 100 \ 46 647 100 | 68 524 100 \ 80 987 100 


WA-Nr.: 19.01 / Malz-Extrakt 


EWG 

145 

52,9 

186 

66,7 

150 

52,8 

156 

43,3 

Drittländer 

129 

47,1 

93 

33,3 

134 

47,2 

204 

56,7 

darunter Staatshandelsländer 

— 


— 

— 


— 

— 

— 

insgesamt , . . | 

I 274 

wo 1 

279 

100 1 

1 284 

100 

1 360 

100 


WA-Nr.: 19.02 / Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- oder Küchengebrauch auf 
der Grundlage von Mehl, Stärke oder Malz-Extrakt, auch mit einem Gehalt an Kakao von weniger als 
50 Gewichtshundertteilen 


EWG 

1 051 

18,1 

81,9 

2 211 

28.5 

71.5 ' 
0,0 

5 533 

50,3 

49,7 

0,0 

6 543 

52.0 

48.0 
0,0 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

4 743 

5 542 

1 

5 459 

3 

6 034 

2 

insgesamt . . . 

1 5 794 

100 

1 7 753 

100 

[ 10 992 

100 1 

12 577 

100 


WA'Nr.: 19.03 / Teigwaren 


EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

1 303 
218 

85,7 

14,3 

1 460 
353 

80.5 

19.5 

1 694 
689 

71,1 

28,9 

2 342 

1 017 

69,7 

30,3 

insgesamt . . . | 

1 521 

100 1 

i 1 813 

100 1 

2 383 

100 

1 3 359 

100 

WA-Nr. 19.04 / Sago (Tapiokasago, Sago 

aus Sagomark, 

Kartoffelsago und anderer) 


EWG 

1 

100 

— 

— 

2 

5,1 

14 

25,9 

Drittländer 

— 

— 

28 

100 

37 

94,9 

40 

74,1 

darunter Staatshandelsländer 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt ... 

1 1 

100 

1 28 

100 

1 39 

wo 

1 54 

100 


WA-Nr. 19.05 / Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von Getreide hergestellt 
(Puffreis, Corn Flakes u. dgl.) 


EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

3 333 
663 

83,4 

16,6 

5 012 

1 254 

80,0 

20,0 

5 870 

1 376 

81,0 

19,0 

6 800 
732 

90,3 

9,7 

insgesamt . . . | 

3 996 

100 

1 6 266 

100 

1 7 246 

100 

1 7 532 

100 
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1966 I 1967 I 1968 I 1969 


Verbrauchsländer 

1000 

Anteil 

1000 

Anteil 

1000 

Anteil 

1000 ’ 

Anteil 


DM 

Vo 

DM 

Vo 

DM 

v« 

DM 

Vo 

WA-Nr.: 19.06 / Hostien, Oblatenkapseln für Arzneiwaren, Siegeloblaten u. dgl. 



EWG 

17 

17,0 

1? 

16,2 

28 

23,0 

16 

18,0 

Drittländer 

83 

83,0 

88 

83,8 

94 

77,0 

73 

82,0 

darunter Staatshandelsländer 

— 


— 

— 

— 

~ 

— 

— 

insgesamt . . . 

100 

100 

105 

wo 

122 

WO 

89 

100 

WA-Nr.: 19.07 / Brot, Schiffszwieback und 

andere 

gewöhnliche Backwaren, 

ohne Zusatz von 

Zucker, 

Honig, Eiern, Fett, Käse oder Früchten 








EWG 

2 728 

43,8 

4 829 

60,1 

8514 

67,5 

8 974 

65,3 

Drittländer 

3 503 

56,2 

3 207 

39,9 

4 100 

32,5 

4 764 

34,7 

darunter Staatshandelsländer 




insgesamt . . . 

6 231 

wo 1 

8 036 

100 

12614 

wo 

13 738 

100 

WA-Nr.: 19.08 / Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an Kakao 




EWG 

14 451 

61,9 

15 449 

58,9 

21 512 

60,6 

21 013 

59,2 

Drittländer 

8 892 

38,1 

10 765 

41,1 

13 971 

39,4 

14 496 

40,8 

darunter Staatshandelsländer 

57 

0,2 

101 

0,4 

120 

0,3 

47 

0,1 

insgesamt . . . 

23 343 

100 

26 214 

100 

35 483 

100 

35 509 

100 


WA-Nt,: ex 21.01 Geröstete Kaffeemitte} sowie Auszüge hieraus (ausgenommen geröstete Zichorien- 
wurzeln und ihre Auszüge) 


EWG i 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

623 

304 

67,2 

32,8 

585 

366 

61.5 

38.5 

671 

553 

54,8 

45,2 

639 

627 

50.5 

49.5 

insgesamt . . . 

927 

100 

951 

100 

1 224 

100 

1 266 

100 

WA-Nr.: ex 21.06 / Backhefen 









EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

927 
2 867 

24,4 

75,6 

946 

3 054 

23,7 

76,3 

1 153 

3 042 

70 

27.5 

72.5 

1 568 

3 808 

29,2 

70,8 

insgesamt . . , 

3 794 

100 

4 000 

100 

4 195 

100 

5 376 

wo 

Wa-Nr.: ex 21.07 / Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen, mit 
Gehalt an Zucker, Milcherzeugnissen, Getreide oder aus Getreide hergestellten Erzeugnissen 

einem 

EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

11 979 
9 050 
83 

57.0 

43.0 

0,4 

13 846 

12 845 

805 

51,9 

48,1 

3,0 

18 765 
14 437 
404 

56.5 

43.5 
1,2 

20 388 

21 943 
858 

48,2 

51,8 

2,0 

insgesamt ... 

21 029 

100 

26 691 

wo 

33 202 

100 

42 331 

100 

Wa-Nr.: ex 22.02 / Limonaden (einschließlich der aus Mineralwasser hergestellten) und andere nichts 
alkoholische Getränke (ausgenommen Frucht- und Gemüsesäfte der Tarif nr. 20.27: — Milch oder Milch- 
fett enthaltend) 

EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer 

1 405 

2 169 
160 

39,3 

60,7 

4,5 

1 697 

2 956 

138 

36.5 

63.5 
3,0 

2212 

3 233 
466 

40,6 

59,4 

8,6 

3 588 

4 977 

1 050 

41,9 

58,1 

12,3 

insgesamt . . . 

3 574 

wo 

4 653 

100 

5 445 

wo 

8 565 

100 

WA-Nr.: 35.05 f Dextrine und Dextrinleime; 

lösliche oder geröstete Stärke; Klebstoffe aus Stärke 


EWG 

Drittländer 

darunter Staatshandelsländer . 

179 

345 

3 

34,2 

65,8 

0,6 

62 

735 

2 

7,8 

92,2 

0,3 

127 

980 

4 

11.5 

88.5 

0,4 

326 

2 112 

9 

13,4 

86,6 

0,4 

insgesamt . . . 

524 

wo 

797 

100 

1 107 

100 

2 438 

100 
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waren — die Tendenz zum Erstattungsverkehr zu 
beobachten. 

Nach der Abwertung des Franc konnten negative 
Auswirkungen mit Hilfe folgender Regelungen ver- 
mieden werden. 

— die Preisunterschiede auf Grund unterschied- 
licher Rohstoffkosten (unterschiedliche Preise 
für Grunderzeugnisse in Frankreich und den 
übrigen Mitgliedstaaten) werden voll ausge- 
glichen, 

— die bewährten Koeffizienten der Verordnung 
Nr. 1060/69 für den Drittlandshandel werden 
für den Handel mit Frankreich als Berechnungs- 
grundlage übernommen. 

Bei dem im Zusammenhang mit der DM-Aufwer- 
tung vorübergehend bis 31. Dezember 1970 einge- 


führten Grenzausgleich wurde eine „Fühlbarkeits- 
schwelle'' von 3,5Vo festgesetzt: Verarbeitungser- 
zeugnisse, bei denen die Senkung der Preise für 
landwirtschaftliche Grunderzeugnisse sich im Wa- 
renwert der Verarbeitungserzeugnisse um einen 
geringeren Satz als 3,5 ^/o auswirkte, kamen nicht in 
den Genuß dieses Grenzausgleichs. Da ab 1. Ja- 
nuar 1970 die Preise der Grunderzeugnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland — entsprechend der 
neuen DM-Parität zur Rechnungseinheit — ange- 
paßt wurden, entfiel zum gleichen Zeitpunkt der 
aufwertungsbedingte Grenzausgleich. 

Trotz Abwertung des Franc und Aufwertung der 
DM blieben Produktion, Ein -und Ausfuhr von Ver- 
arbeitungserzeugnissen im Fluß und konnten zum 
Teil noch wesentlich gesteigert werden; die Han- 
delsregelung hat sich auch unter diesen Umständen 
bewährt. 
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Drucksache VI/776 


Anhang 


1. Grundlagen und Definitionen 


Getreide 

Richtpreise 

Richtpreise werden jeweils für ein Wirtschaftsjahr für 
Weichweizen, Hartweizen, Mais und Roggen festge- 
setzt. Sie werden für eine Standardqualität auf der 
Großhandelsstufe bestimmt. Basisort ist Duisburg. Der 
Richtpreis ist die Grundlage für den Interventions- und 
Schwellenpreis. 

Interventionspreise 

Für Duisburg im Hauptzuschußgebiet der Gemeinschaft 
wird für das Wirtschaftsjahr ein Grundinterventionspreis 
für Weichweizen, Hartweizen, Gerste und Roggen und für 
andere Orte der Gemeinschaft ein davon abgeleiteter In- 
terventionspreis festgesetzt. Für Mais gilt zur Zeit ein 
einziger Interventionspreis für die gesamte Gemein- 
schaft. Die Interventionsstellen sind verpflichtet, das in 
der Gemeinschaft geerntete Getreide zum Interventions- 
preis aufzukaufen. 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise werden (für das Wirtschaftsjahr) für 
Weichweizen, Hartweizen, Gerste, Mais und Roggen 
festgesetzt. Sie werden so bestimmt, daß der Ver- 
kaufspreis des eingeführten Erzeugnisses auf dem Markt 
in Duisburg unter Berücksichtigung der Qualitätsunter- 
schiede dem Richtpreis entspricht. Die Schwellenpreise 
werden auf der Basis Rotterdam berechnet. 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Die cif-Preise werden für Rotterdam für jede Getreide- 
art nach den günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem 
Weltmarkt ‘ermittelt. Dabei werden die Qualitätsdiffe- 
renzen der verschiedenen Sorten einer Getreideart ge- 
genüber der für den Schwellenpreis maßgebenden Stan- 
dardqualität durch Koeffizienten ausgeglichen. Die cif- 
Preise werden von der Kommission täglich festgesetzt. 

Monatliche Zuschläge (Reports) 

Die Rieht-, Interventions- und Schwellenpreise werden 
jeweils um monatliche Zuschläge erhöht, um insbeson- 
dere den Lagerkosten Rechnung zu tragen. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfung für die Grunderzeugnisse sowie für 
bestimmte Mehle und Grieße ist gleich der Differenz 
zwischen cif-Preis und Schwellenpreis. Die Abschöpfung 
wird nur geändert, wenn die Änderung dieser Berech- 
nungsfaktoren eine Erhöhung oder Verminderung der 
Abschöpfung um 0,6 RE je t oder mehr im Vergleich zur 
vorangegangenen Festsetzung nach sich zieht. Die Ab- 
schöpfung für die übrigen Verarbeitungserzeugnisse 
wird auf Grund von Umrechnungssätzen berechnet. 

Denaturierungsprämie 

Zum Abbau von Überschüssen an Weichweizen durch 
Verfütterung ist eine Denaturierungsprämie vorgesehen, 
durch die der Weichweizen gegenüber dem Futterge- 
treide wettbewerbsfähig gemacht werden soll. 


Übergangsvergütung 

Zum Ausgleich des Unterschiedes zwischen dem höheren 
Preisniveau am Ende eines Wirtschaftsjahres und dem 
niedrigeren Preisniveau am Anfang des neuen Wirt- 
schaftsjahres ist eine Übergangs-(Preisbruchs-) Vergütung 
vorgesehen. Durch die Übergangsvergütung wird ver- 
hindert, daß Getreide nur wegen des Preisbruchs am 
Ende des Wirtschaftsjahres zur Intervention gebracht 
wird. 

Erstattungen 

Eine Erstattung bei der Ausfuhr in Drittländer kann 
gewährt werden, um den Unterschied zwischen den 
Weltmarktpreisen und den Preisen der Gemeinschaft 
auszugleichen. Die Erstattung ist für die gesamte Ge- 
meinschaft gleich; sie kann je nach Bestimmungsgebiet 
unterschiedlich sein. 

Produktionserstattung 

Für Mais und Weichweizen zur Herstellung von Stärke 
oder Quellmehl, für Kartoffelstärke und für Mais zur 
Verwendung in der Brauereiindustrie ist eine Produk- 
tionserstattung vorgesehen, durch die die Rohstoffe der 
Industrie zu einem niedrigeren Preis zur Verfügung ge- 
stellt werden, als sich nach dem Preismechanismus der 
Marktordnung ergeben würde. 


Reis 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Für Rotterdam werden berechnet 

ein cif-Preis für geschälten Reis 

ein cif-Preis für vollständig geschliffenen Reis und 

ein cif-Preis für Bruchreis. 

Die cif-Preise werden für Waren in loser Schüttung be- 
rechnet. Dabei werden die günstigsten Einkaufsmöglich- 
keiten auf dem Weltmarkt zugrunde gelegt. Die Quali- 
tätsunterschiede gegenüber der Standardqualität werden 
durch entsprechende Berichtigungsbeträge ausgeglichen. 

Schwellenpreise 

Für die Gemeinschaft werden jährlich vom Rat vor 
dem 1. Mai für das folgende Reiswirtschaftsjahr für 
Rotterdam 

ein Schwellenpreis für geschälten Reis 

ein Schwellenpreis für vollständig geschliffenen Reis und 

ein Schwellenpreis für Bruchreis festgesetzt. 

Der Schwellenpreis für geschliffenen Reis und für Bruch- 
reis wird von dem Schwellenpreis für geschälten Reis 
abgeleitet. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von geschältem Reis, vollständig ge- 
schliffenem Reis oder Bruchreis wird eine Abschöpfung 
erhoben, die der Differenz zwischen cif-Preis und Schwel- 
lenpreis entspricht. Bei der Einfuhr von Rohreis und 
halbgeschliffenen Reis wird die Abschöpfung durch ent- 
sprechende Umrechnungssätze berichtigt. 
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Erstattungen 

Um die Ausfuhr von Reis und Reiserzeugnissen auf 
dem Weltmarkt zu ermöglichen, kann der Unterschied 
zwischen den Weltmarktpreisen und den Preisen der Ge- 
meinschaft, soweit erforderlich, durch eine Erstattung 
ausgeglichen werden. Die Erstattung ist für die gesamte 
Gemeinschaft gleich. Sie kann je nach Bestimmungsgebiet 
unterschiedlich sein. 


Zucker 

Richtpreise 

Für Weißzucker der Standardqualität (Kategorie 3) wird 
jährlich ein Richtpreis festgelegt. Er ist als Abgabepreis 
für unverpackten Zucker ab Fabrik definiert und gilt für 
das Hauptüberschußgebiet der EWG. 

Schwellenpreise 

Unter Berücksichtigung des innergemeinschaftlidien Ver- 
sorgungsausgleichs wird vom Richtpreis ein Schwellen- 
preis abgeleitet, der der Abschöpfungsberechnung bei 
Einfuhren aus Drittländern zugrunde gelegt wird. 

Interventionspreise 

Für das Hauptüberschußgebiet der Gemeinschaft wird 
jährlich ein Interventionspreis für Weißzucker der Stan- 
dardqualität festgelegt. Für andere Gebiete werden ab- 
geleitete Interventionspreise unter Berücksichtigung der 
regionalen Preisunterschiede für Zucker festgesetzt. Die 
Interventionspreise gelten für unverpackten Zucker ab 
Fabrik. Auf den Interventionspreis für 100 kg Weiß- 
zucker der Kategorie 3 (Standardqualität) wird ange- 
wendet: 

— ein Zuschlag von 1,10 RE für Zucker der Kategorie 1 
(Raffinade) 

— ein Zuschlag von — ,50 RE für Zucker der Kategorie 2 
(Grundsorte) 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben mit einem Zucker- 
gehalt von 16^/o bei Anlieferung an die Sammelstelle 
ohne Steuern basiert auf dem Interventionspreis für 
Weißzucker der Standardqualität. 

Lagerkostenausgleich 

Zur Stabilisierung der Zuckerpreise wird ein Lager- 
kostenausgleich durchgeführt, der eine Konzentration des 
Marktangebots auf den Kampagnezeitraum verhindert. 

Denaturierungsprämien 

Für die Verwertung von überschüssigem Zucker ini 
Futtersektor sind Denaturierungsprämien vorgesehen, mit 
denen der Zucker soweit verbilligt wird, daß er mit 
anderen kohlenhydratreichen Futterstoffen konkurrieren 
kann. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr von Zucker auf den Weltmarkt werden 
Erstattungen gewährt, mit denen der Zucker auf das 
Weltmarktpreisniveau herabgeschleust wird. 

Bei der Herstellung von Zucker für die Verwendung in 
der chemischen Industrie sind ebenfalls Erstattungen 
vorgesehen (Produktionserstattung) . 

Grundmenge 

Für diese Menge wird die volle Preis- und Absatz- 
garantie gewährt. Sie beträgt für die EWG 6 480 000 t 
Zucker, für die Bundesrepublik Deutschland 1 750 000 t 
Zucker. 


Garantiemenge 

Sie ist gleich 105 ^'() des erwarteten Verbrauchs. Wenn 
die Erzeugung die Garantiemenge übersteigt, werden die 
Erzeuger zur Deckung der Verluste bei der Verwertung 
der Überschüsse mit herangezogen. 

Höchstquote 

Sie beträgt 135 ‘t o der Grundmenge. Für die zwischen 
der Grundmenge und der Höchstquote liegende Erzeu- 
gung wird volle Absatzgarantie, jedoch nur beschränkte 
Preisgarantie gewährt. Für darüber hinaus erzeugten 
Zucker besteht weder eine Absatz- noch eine Preis- 
garantie; er darf nicht in der Gemeinschaft abgesetzt 
werden. 

Produktionsabgabe 

Wenn die Erzeugung die Garantiemenge übersteigt, 
wird von den Zuckerherstellern eine Abgabe auf die 
über die Grundquote hinaus bis zur Höchstquote erzeugte 
Zuckermenge erhoben. Der Höchstbetrag dieser Produk- 
tionsabgabe beträgt nach der Aufwertung' der DM rd. 
33,00 DM je dz Zucker. Die Hersteller können bis zu 
60 Vo der Abgabe auf die Rübenerzeuger abwälzen. Der 
Höchstbetrag ist so bemessen, daß den betreffenden 
Rübenerzeugern ein Rübenpreis von 3,66 DM je dz ver- 
bleibt. Die restlichen 40 ^/o der Produktionsabgabe sollen 
die Zuckerfabriken aus ihrer Spanne aufbringen. 

Obst und Gemüse 

Grundpreise 

Vom Rat werden Grundpreise für Blumenkohl, Tomaten, 
Äpfel, Birnen, Pfirsiche, Tafeltrauben, Apfelsinen, Man- 
darinen und Zitronen jährlich vor Beginn der Vermark- 
tungssaison festgesetzt. Sie entsprechen dem arithme- 
tischen Mittel der Notierungen auf repräsentativen Märk- 
ten in den Überschußgebieten der Gemeinschaft in den 
drei letzten Wirtschaftsjahren vor der Festsetzung der 
Grundpreise. 

Ankaufspreise 

Die Ankaufspreise werden vom Rat jährlich vor Beginn 
der Vermarktungssaison festgesetzt: 

— für Blumenkohl und Tomaten: zwischen 40 und 45% 
des Grundpreises 

— für Äpfel und Birnen: zwischen 50 und 55 ^/o des 
Grundpreises 

— für Pfirsiche, Tafeltrauben, Apfelsinen, Mandarinen 
und Zitronen: zwischen 60 und 70 ^/o des Grundpreises. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission markttäglich 
die Notierungen auf den repräsentativen Erzeugermärk- 
ten für Erzeugnisse mit gleichen Merkmalen wie bei der 
Festsetzung des Grund- und Ankaufspreises mit. 

Rücknahmepreise 

Im Falle der Intervention durch Erzeugerorganisationen 
ist der Rücknahmepreis gleich dem um 10% des Grund- 
preises erhöhten Ankaufspreis. Im Falle des Ankaufs 
bei der „ernsten Krise" in Verantwortung des Mitglied- 
staates ist dieser Preis gleich dem Ankaufspreis. 

Für die Güteklassen Extra, I und II einerseits und die 
Güteklasse III andererseits gilt jeweils ein Rücknahme- 
preis. Für Erzeugnisse mit abweichenden Merkmalen hin- 
sichtlich Sorte, Größe und Verpackung ist die Anwen- 
dung von besonderen Koeffizienten vorgeschrieben. 

Erstattungen 

Bei Ausfuhren in Drittländer können Erstattungen zum 
Ausgleich des Preisunterschiedes im internationalen Han- 
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del und den Preisen in der Gemeinschaft gewährt wer- 
den. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich, sie kann jedoch, je nach Bestimmung oder Be- 
stimmungsgebiet, unterschiedlich sein. Die Erstattungen 
werden im Verwaltungsausschuß-Verfahren festgesetzt. 

Referenzpreise 

Die Referenzpreise werden von der Kommission für 
Apfel, Birnen, Pfirsiche, Kirschen, Pflaumen, Tafeltrau- 
ben, Süßorangen, Mandarinen, Zitronen und Tomaten 
jährlich vor Beginn der Vermarktungssaison auf der 
Basis bestimmter Standards festgesetzt. Sie sind für die 
gesamte Gemeinschaft gültig. Ihre Berechnung erfolgt, 
unterteilt nach Saisonabschnitten, auf der Grundlage 
dreijähriger Erzeugerpreise auf repräsentativen Märkten 
der Gemeinschaft mit den niedrigsten Notierungen. 

Einfuhrpreise 

Die Einfuhrpreise aus Drittländern werden für jedes Er- 
zeugnis, jeden Markttag und jedes Herkunftsland auf 
der Stufe Importeur^Großhändler für vergleichbare Stan- 
dards festgelegt. Der Einfuhrpreis muß den niedrigsten 
Notierungen für mindestens 30 ®/o der auf den reprä- 
sentativen Märkten vermarkteten Mengen aus einem be- 
stimmten Herkunftsland entsprechen. Diese Notierungen 
werden um Zölle, etwaige Ausgleichsabgaben, andere 
Einfuhrabgaben und die Kosten für den Transport zwi- 
schen den Grenzübergängen der Gemeinschaft und den 
repräsentativen Einfuhrmärkten verringert. 

Ausgleichsabgabe 

Liegt der Einfuhrpreis eines Erzeugnisses aus einem Dritt- 
land an zwei aufeinanderfolgenden Markttagen min- 
destens um 0,5 RE unter dem Referenzpreis, so kann ge- 
genüber dem betreffenden Herkunftsland eine Aus- 
gleichsabgabe erhoben werden. Diese entspricht der Dif- 
ferenz zwischen dem Referenzpreis und einem mittleren 
Einfuhrpreis für das betreffende Herkunftsland. Die Ein- 
führung, Änderung und Aufhebung von Ausgleichsab- 
gaben wird nach dem Verwaltungsausschuß-Verfahren, 
in bestimmten Fällen durch die Kommission beschlossen. 


Rindfleisch 

Orientierungspreise 

Orientierungspreise werden vom Rat jedes Jahr vor dem 
1. August einheitlich für alle Mitgliedstaaten für das fol- 
gende Wirtschaftsjahr (April/März) für Rinder und Käl- 
ber festgesetzt. Bei der Festsetzung der Orientierungs- 
preise werden die Preise für Rinder und Kälber auf den 
Referenzmärkten (Referenzpreise) sowie die Entwick- 
lungsaussichten für die Erzeugungmnd den Verbrauch von 
Rindfleisch in der Gemeinschaft und auch die Marktlage 
bei Milch und Milcherzeugnissen berücksichtigt. Der 
Orientierungspreis ist ausschlaggebend für den Beginn 
der Intervention und für die Abschöpfungsregelung bei 
Einfuhren aus Drittländern. 

Referenzpreise 

Für die Höhe der Abschöpfung ist der festgestellte EWG- 
Referenzpreis entscheidend. Der deutsche Referenzpreis 
wird auf der Basis von 24 repräsentativen Märkten des 
Bundesgebietes errechnet. Er geht mit einem Anteil von 
27,5 Vo (entsprechend dem deutschen Anteil am Rind- 
viehbestand in der EWG) in die Berechnung des EWG- 
Referenzpreises ein. 

Interventionspreise 

Der Interventionspreis für Rinder wird vom Rat jährlich 
in Abhängigkeit von dem Orientierungspreis einheitlich 


für alle Mitgliedstaaten festgesetzt. Für Kälber ist keine 
Intervention vorgesehen. Wenn der EWG-Referenzpreis 
den Interventionspreis unterschreitet, werden obligato- 
rische Interventionen in allen Mitgliedstaaten durchge- 
führt. Hierbei stellt der Interventionspreis den Ankaufs- 
höchstpreis dar. Regionale Interventionen sind zulässig, 
wenn der EWG-Referenzpreis unter die Interventions- 
schwelle (1968/69 = 98 ®/o des Orientierungspreises) ab- 
sinkt und der regionale Marktpreis für die betroffene 
Qualität einer Rindviehgattung (z. B. Kühe der Klasse B) 
unter dem mittels Koeffizienten für diese Qualität abge- 
leiteten Interventionspreis liegt. 

Einfuhrpreise 

Einfuhrpreise für Rinder und Kälber werden von der 
Kommission der EG für Einfuhren aus Drittländern wö- 
chentlich an Hand repräsentativer Preise auf repräsenta- 
tiven Drittlandsmärkten ermittelt. 

Abschöpfung 

Abschöpfungen für lebende Rinder und Kälber sowie 
frisch und gekühltes Fleisch dieser Tiere werden nur bei 
Einfuhren aus Drittländern erhoben, wenn der Markt- 
preis in der EWG ein bestimmtes Niveau (106 ^/o des 
Orientierungspreises) unterschreitet, während die Ein- 
fuhrregelung sonst lediglich auf Zöllen beruht. Die Ab- 
schöpfungssätze steigen um so mehr, je stärker der 
Marktpreis absinkt und ergänzen den Schutz des In- 
landsmarktes durch Zölle. Die Abschöpfung für lebende 
Schlachtrinder und Kälber entspricht der Differenz zwi- 
schen dem Orientierungspreis und dem Einfuhrpreis be- 
züglich Zoll. Die Abschöpfung für Fleisch leitet sich hier- 
von ab, indem die errechnete Abschöpfung für Land- 
vieh mit einem Koeffizienten multipliziert wird, der dem 
Wertverhältnis zwischen Rind- bzw. Kalbfleisch und Rin- 
dern bzw. Kälbern Rechnung trägt. 

Rindergefrierfleisch unterliegt (mit Ausnahme gewisser 
Sonderregelungen für Verarbeitungsware) einer stän- 
digen Abschöpfung, die dem Unterschied zwischen dem 
Orientierungspreis X Koeffizient für Preisverhältnis zwi- 
schen Frischfleisch und lebenden Rindern in der Gemein- 
schaft einerseits und dem Weltmarktpreis für Gefrier- 
fleisch zuzüglich Zoll und Einfuhrkosten entspricht. Diese 
Abschöpfungssätze werden monatlich festgesetzt. 

Zusatzabschöpfung 

können erhoben werden, wenn die Angebotspreise frei 
Grenze um mindestens 12 DM je 100 kg unter den Ein- 
fuhrpreisen für Rinder und Kälber liegen. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr können zum Ausgleich der Preisunter- 
schiede zwischen der Gemeinschaft und dem Weltmarkt 
Erstattungen gewährt werden, die im Verwaltungsaus- 
schußverfahren festgesetzt werden und einheitlich für 
die gesamte EWG gelten. Eine Differenzierung der Er- 
stattungsbeträge nach Bestimmungsländern ist möglich. 

Schweinefleisch 

Einschleusungspreise 

Der für die Gemeinschaft einheitliche Einschleusungs- 
preis für geschlachtete Schweine wird unter Berücksich- 
tigung der Futterkosten und der allgemeinen Erzeugungs- 
und Vermarktungskosten auf dem Weltmarkt festgesetzt 
und jeweils zum 1. Februar, 1. Mai, 1. August und 1. No- 
vember jeden Jahres der Entwicklung der Futterge- 
treidepreise auf dem Weltmarkt angepaßt. 

Die Einschleusungspreise für lebende Schweine und für 
die übrigen vom Rat in der Verordnung Nr. 134/67 be- 
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stimmten Erzeugnisse werden hiervon mit Hilfe von Um- 
rechnungskoeffizienten abgeleitet. 

Abschöpfung 

Die für die Gemeinschaft einheitliche Abschöpfung für 
geschlachtete Schweine setzt sich zusammen aus 

a) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unterschied zwi- 
schen den Futtergetreidepreisen in der Gemeinschaft 
und auf dem Weltmarkt ergibt und jeweils für drei 
Monate festgesetzt wird und 

b) einem jeweils für 12 Monate geltenden Teilbetrag in 
Höhe von 7 ®/o des Durchschnitts der Einschleusungs- 
preise im zurückliegenden Jahr. 

Die Abschöpfungssätze für lebende Schweine, Teilstücke, 
und Schweinefleischerzeugnisse werden von der Abschöp- 
fung für geschlachtete Schweine mittels Koeffizienten ab- 
geleitet, die unter Berücksichtigung des Preisverhält- 
nisses festgesetzt werden, das in der Gemeinschaft zwi- 
schen geschlachteten Schweinen und dem betreffenden 
Erzeugnis besteht. Bei Fertigerzeugnissen wird diesem 
abgeleiteten Abschöpfungssatz noch ein Teilbetrag zum 
Schutz der Veredelungsindustrie hinzugerechnet. 

Zusatzabschöpfung 

Liegt bei Einfuhren der Angebotspreis (Preis frei Grenze) 
unter dem Einschleusungspreis, so wird eine für die Ge- 
meinschaft einheitliche Zusatzabschöpfung festgesetzt. 

Für Erzeugnisse, für die kein Einschleusungspreis fest- 
gesetzt wird, ist die Festsetzung eines Zusatzbetrages 
nach den in der Verordnung Nr. 137/67 festgelegten 
Grundsätzen möglich. 

Erstattungen 

Bei der Ausfuhr können zum Ausgleich der Preisunter- 
sdiiede zwischen der Gemeinschaft und dem Weltmarkt 
Erstattungen gewährt werden, die im Verwaltungs- 
ausschußverfahren festgesetzt werden und einheitlich 
für die gesamte Gemeinschaft gelten. 

Marktinterventionen 

Vom Rat wird jährlich für die Zeit vom 1. November 
bis 31. Oktober ein Grundpreis für geschlachtete Schweine 
festgesetzt. Interventionsmaßnahmen können erst be- 
schlossen werden, wenn der Durchschnittspreis auf den 
Märkten der Gemeinschaft unter den Grundpreis gefallen 
ist. Die gemeinschaftlich zu treffenden Interventionsmaß- 
nahmen sind von Fall zu Fall im Verwaltungsausschuß- 
verfahren festzulegen. Für die Ankaufspreise der Inter- 
ventionsstellen gilt eine Preisschere von 85 bis 92 ®/o des 
Grundpreises. 


Eier und Geflügel 

Einschleusungspreise 

Die Einschleusungspreise gegenüber Drittländern wer- 
den unter Berücksichtigung der Futtergetreidepreise auf 
dem Weltmarkt, eines für die ausführenden Drittländer 
repräsentativen Veredelungskoeffizienten sowie einem 
Pauschbetrag für die sonstigen Erzeugungskosten errech- 
net. Die Einschleusungspreise werden jeweils für 3 Mo- 
nate im voraus festgesetzt, und zwar jeweils für einen am 
1. August, 1. November, 1. Februar und 1. Mai beginnen- 
den Zeitraum von 3 Monaten wobei Änderungen zum 
1. November, 1. Februar und 1. Mai nur erfolgen, wenn 
sich die Getreidepreise auf dem Weltmarkt um mehr als 
± 3 ^^0 gegenüber der Berechnungsbasis für die vorange- 
gangenen drei Monate verändert haben. 


Abschöpfung 

Die Abschöpfungsbeträge gegenüber Drittländern setzen 
sich aus zwei Teilbeträgen zusammen: 

a) einem Teilbetrag, welcher der Auswirkung des Unter- 
schiedes zwischen den Futtergetreidepreisen in der Ge- 
meinschaft und auf dem Weltmarkt auf die Futter- 
kosten entspricht. Dieser Teilbetrag wird — wie der 
Einschleusungspreis — für einen Zeitraum von 3 Mo- 
naten im voraus festgesetzt; Änderungen erfolgen zum 
1. November, 1. Februar und 1. Mai jedoch nur, wenn 
sich die der Berechnung für das vergangene Viertel- 
jahr zugrunde liegenden Getreidepreise auf dem Welt- 
markt um mehr als ± 3 Vo geändert haben. 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe von 7 Vo des durch- 
schnittlichen Einschleusungspreises der 12 Monate vor 
dem 1. Mai eines jeden Jahres. Dieser Teilbetrag 
wird jährlich zum 1. August für einen Zeitraum 
von 12 Monaten im voraus festgesetzt. 

Zusatzabschöpfung 

Fällt der Angebotspreis frei Grenze bei Einfuhren aus 
Drittländern unter den Einschleusungspreis, so wird von 
der Kommission eine Zusatzabschöpfung festgesetzt. 

Erstattungen 

Erstattungen können bei der Ausfuhr nach Drittländern 
bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen den Preisen in 
der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt gewährt wer- 
den. Bei der Festsetzung der Erstattung ist die Versor- 
gungslage der Gemeinschaft sowie die wirtschaftliche 
Bedeutung der Ausfuhr zu berücksichtigen. Die Erstattun- 
gen können je nach Bestimmungsgebiet in unterschied- 
licher Höhe festgesetzt werden. Die Liste der Erzeugnisse, 
für welche Erstattungen gewährt werden, sowie die Höhe 
der Erstattungen werden von der Kommission mindestens 
alle drei Monate neu festgesetzt. 


Milch und Milcherzeugnisse 

Richtpreis 

Der Richtpreis für Milch mit 3,7 ®/u Fettgehalt frei Mol- 
kerei wird vom Rat einheitlich für die Gemeinschaft jähr- 
lich vor dem 1. August für das im folgenden Kalender- 
jahr beginnende Milchwirtschaftsjahr (1. April bis 31. 
März) festgesetzt. 

Der Richtpreis ist der Milchpreis, der für die von den 
Erzeugern im Milchwirtschaftsjahr insgesamt verkaufte 
Milch angestrebt wird, und zwar entsprechend den Ab- 
satzmöglichkeiten, die sich auf dem Markt der Gemein- 
schaft und den Märkten außerhalb der Gemeinschaft 
bieten. 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1968/69 wurde der Richtpreis 
auf 10,3 RE d. s. 41,2 Pf je kg Milch frei Molkerei fest- 
gesetzt, was im Durchschnitt der Gemeinschaft einem 
Preis ab Hof von 39,0 Pf je kg entspricht. Der genannte 
Richtpreis wurde für das Milchwirtschaftsjahr 1969/70, 
das am 8. 12. 1969 angelaufen ist, beibehalten. In Zusam- 
menhang mit der DM-Aufwertung ergibt sich ein Richt- 
preis von 37,7 Pf je kg Milch frei Molkerei. 

Interventionspreise 

Für Butter, Magermilchpulver und den in Italien her- 
gestellten Käsesorten Parmesan und Grana werden jähr- 
lich Interventionspreise festgesetzt. Diese sollen dem Er- 
zeuger einen Mindesterlös für Milch sichern. 
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Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für 12 Leiterzeugnisse der zu Grup- 
pen zusammengefaßten Milcherzeugnisse werden vom 
Rat jedes Jahr einheitlich für die Gemeinschaft festge- 
setzt. Die Schwellenpreise sind Nettopreise, d. h. ohne 
die in den Mitgliedstaaten bei der Einfuhr von Waren 
erhobenen Steuern; sie beziehen sich auf die Handels- 
stufe „frei Großhandel". Die Schwellenpreise werden so 
festgesetzt, daß unter Berücksichtigung eines Schutzbe- 
trages für die Verarbeitungsindustrie die Preise der 
eingeführten Milcherzeugnisse eine Höhe erreichen, die 
dem Richtpreis für Milch entspricht. 

Frei-Grenze-Preise 

Die Verwirklichung des gemeinsamen Marktes für Milch 
und Milcherzeugnisse in der Gemeinschaft erfordert ne- 
ben einer einheitlichen Preisregelung die Einführung 
einer einheitlichen Handelsregelung an den Außengren- 
zen der Gemeinschaft. 

Für jedes Leiterzeugnis, wird ein Preis frei Grenze er- 
mittelt, und zwar unter Zugrundelegung der günstigsten 
Einkaufsmöglichkeiten der zur betreffenden Gruppe ge- 
hörenden Erzeugnisse im internationalen Handel. 

Bei der Ermittlung der Preise frei Grenze werden etwaige 
Unterschiede zwischen dem Erzeugnis, für das ein Preis 
festgestellt wird und dem Leiterzeugnis insoweit berück- 
sichtigt, als sie die Vermarktung des betreffenden Er- 
zeugnisses beeinflussen. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Milcherzeugnissen aus Drittländern 
wird eine Abschöpfung erhoben. Ihre Höhe errechnet sich 
aus dem Schwellenpreis des Leiterzeugnisses abzüglich 
Frei-Grenze-Preis für Drittlandsangebote. Sie wird von 
der Kommission festgesetzt und ist in allen Mitglied- 
staaten gleich. Bei den mit Leiterzeugnissen gekoppelten 
Waren erfolgt die Errechnung der Abschöpfung nach be- 
sonderen Vorschriften. 

Erstattungen 

Um die Ausfuhr von Milcherzeugnissen aus der Gemein- 
schaft nach Drittländern auf der Grundlage der Preise 
zu ermöglichen, die im internationalen Handel gelten, 
kann der Unterschied zwischen diesen Preisen und den 
Preisen in der Gemeinschaft soweit erforderlich durch 
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. 
Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft gleich. 
Sie kann je nach Bestimmung oder Bestimmungsland un- 
terschiedlich sein. 

Die und Fette 

a) Regelung für Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis/Marktrichtpreis 

Beide Richtpreise werden jährlich für den Zeitraum 
November/Oktober festgesetzt. Der Unterschied zwischen 
diesen beiden Preisen ist gleich der Beihilfe, die dem Er- 
zeuger gewährt wird. 


Interventionspreis 

Der Interventionspreis wird jährlich festgesetzt, er ga- 
rantiert dem Erzeuger einen Mindesterlös. 

cif-Preise 

Der cif-Preis ist ein Element für die Berechnung der Ab- 
schöpfung. Die cif-Preise werden für den Grenzübergangs- 
ort Imperia (Italien) aufgrund der günstigsten Einkaufs- 
möglichkeiten auf dem W’’eltmarkt ermittelt. 

Schwellenpreis 

Der Schwellenpreis wird jährlich so festgesetzt, daß der 
Abgabepreis für das aus Drittländern eingeführte Oliven- 
öl dem Marktrichtpreis entspricht. 

Abschöpfung 

Bei der Einfuhr von Olivenöl aus Drittländern wird eine 
Abschöpfung in Höhe des Unterschiedes zwischen Schwel- 
lenpreis und cif-Preis erhoben. Die Abschöpfungssätze 
werden von der Kommission mindestens einmal wöchent- 
lich festgesetzt. 

Ausfuhrerstattung/Ausfuhrabschöpfung 

Bei der Ausfuhr von Olivenöl nach Drittländern kann 

a) eine Erstattung gewährt werden, wenn der Weltmarkt- 
preis niedriger liegt als der Preis in der Gemeinschaft, 

b) ein Abschöpfungsbetrag erhoben werden, wenn der 
Weltmarktpreis über dem Preis in der Gemeinschaft 
liegt. 

b) Regelung für Ölsaaten 

Interventionspreise 

Der Interventionspreis sichert dem Erzeuger einen Min- 
desterlös. Der Interventionsgrundpreis und die abgelei- 
teten Interventionspreise werden jährlich festgesetzt. 
In der Bundesrepublik Deutschland sind acht Haupt- 
interventionsorte und 15 Nebeninterventionsorte be- 
stimmt. 

Beihilfe 

Den Erzeugern von Ölsaaten in der Gemeinschaft wird 
eine Beihilfe gewährt, die dem Unterschied zwischen dem 
jährlich festgesetzten Richtpreis und dem Weltmarktpreis 
entspricht. Die Höhe der Beihilfe wird wöchentlich von 
der Kommission festgesetzt; dabei werden die ihr von 
den Mitgliedstaaten übermittelten Angaben über vor- 
liegende repräsentative Angebote und gegebenenfalls 
sonstige preisbeeinflussende Vorgänge auf dem Welt- 
markt berücksichtigt. 

Erstattungen 

Bei Ausfuhren nach Drittländern kann eine Erstattung (in 
bar) gewährt werden, wenn die Preise in der Gemein- 
schaft höher sind als die Weltmarktpreise. 
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2. Übersicht über die wichtigsten instrumente 
der EWG-Marktorganisationen 

In der nachfolgenden Übersicht wurde versucht, eine kurze synop- 
tische Darstellung über die wichtigsten Instrumente der einzelnen 
EWG-Marktorganisationen nach dem Stande vom 31. Dezember 1969 
zu geben. 

Die Darstellung gibt nicht sämtliche in den Marktordnungen enthal- 
tenen Bestimmungen wieder. Sie sagt auch nichts über Festlegung, 
Bedeutung, Aufgabe und tatsächliche Anwendung der aufgeführten 
Instrumente. Sie zeigt lediglich die wichtigsten Instrumente, mit denen 
die einzelnen Marktorganisationen arbeiten, wobei die Bezeichnungen 
den jeweiligen EWG-Marktordnungen entnommen wurden, und läßt 
Unterschiede zwischen dem Aufbau der verschiedenen Marktorgani- 
sationen erkennen. So ist bei einem Vergleich der Marktorganisa- 
tionen untereinander zu berücksichtigen, daß gleiche oder ähnliche 
Begriffe, die in der Übersicht in derselben Zeile aufgeführt werden, 
nicht auch den gleichen Inhalt oder die gleiche Funktion haben müs- 
sen. Zum Beispiel unterscheiden sich cif-Preise, Einschleusungspreise 
und Einfuhrpreise grundsätzlich voneinander. 

Festlegung und Handhabung der wichtigsten Instrumente der Markt- 
organisationen werden außerdem im Kapitel „Grundlagen und Defini- 
tionen" erläutert. 
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Übersicht über die wichtigsten Instrumente der EWG-Marktorganisationen 


Stand: 31. Dezember 1969 


Milch und i öle und Fette 


Gliederung | 

Getreide 

Reis 

Obst und 
Gemüse 1 

Wein b 

Zucker 

Schweine 

Rinder 

Eier 

Geflügel 

Milch- 
erzeug- 
nisse ®) 

Olivenöl j 

Ölsaaten 

Nr.: 

120/67 

i 359/67 

1 23 (1962) 1 

1 24 (1962) 1 

1009/67 1 

1 121/67 1 

805/68 j 

122/67 

1 123/67 1 

804/68 1 

136/66 

EWG-Grundverordnung 

seit: 

1. 7. 67 

1. 9. 67 

21. 4. 62 

21. 4. 62 

1. 7. 68 

1. 7. 67 

29. 7. 68 

1. 7. 67 

1. 7. 67 

29. 7. 68 

10. 11. 66 

1. 7. 67 


I. Instrumente auf dem Inlandsmarkt 


1. Kennzeidinung des 


Preisniveaus 

Richt- 
preis 
(Groß- 
hand eis- 
stufe) 

Richtpreis 



Richtpreis 

(Fabrikations- 

stufe) 


Orientie- 

rungspreis 



Richtpreis für 
frei Molkerei 
gelierte 
Milch 

Markt- 

richtpreis 

Richtpreis 

2. Garantierte Preise .... 

Inter- 

ventions- 

preis 

Inter- 

ventions 

preis 

Rücknahme-, 
bzw. Ankaufs- 
preis 


Interventions- 
preis ab 
Fabrik; Min- 
destpreis für 
Zuckerrüben 


Inter- 

ventions- 

preis 



Interventions- 
preis für 
Butter und 
Magermilch- 
pulver 

Inter- 

ventions- 

preis 

Inter- 

ventions- 

preis 

3. Interventionen 

Inter- 
ventions- 
pfiicht ^) 

Inter- 

ventions- 

pflidit 

Intervention 
durch Er- 
zeugerorga- 
nisationen 7) 


Interventions- 
pflicht für 
Weiß- und 
Rohzucker 

Inter- 

vention 

möglich 

Inter- 
ventions- 
pflicht für 
Rinder und 
Rindfleisch 
bei Unter- 



Interventions- 
pfiicht für 
Butter und 
Magermilch, 
für Käse 
möglich 

Inter- 

ventions- 

pflicht 

Inter- 
venlions- 
pf licht 


sdireitung 
eines be- 
stimmten 
Preis- 
niveaus, 
sonst In- 
tervention 
möglich 


4. Qualitätsbestimmungen^^) . . 

EWG- 

Standard- 

qualität 

EWG- 

Standard- 

qualität 

Qualitäts- 

normen 

— EWG- 

Standard- 
qualität 

— 

— 

Qualitäts- 

normen 


“ 



5. Sonstige Regelungen .... 

Monatliche 
Preis- 
zuschläge 
(Reports) ; 
Produk- 
tions- 
erstat- 
tungen ®) 

Monatliche 
Preis- 
zuschläge 
(Reports) ; 
Produk- 
tions- 
erstat- 
tungen ®) 


— Produktions- 

quoten für 
Zucker; Pro- 
duktions- 
erstattung für 
Chemie- 
Zucker? 
Lagerkosten- 
ausgleich 10) 





Beihilfen für 
Magermilch 
und Mager- 
milchpulver 11) 

Beihilfen 
für Erzeu- 
ger, Erzeu- 
gerricht- 
preis 

Beihilfen | 

für j 

Erzeuger | | 


Drucksach e VI/7 76 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 






II. Instrumente beim grenzübersdireitenden Warenverkehr 

A. Einfuhr 





1. Preise vor Einfuhrbelastung 













gegenüber Drittländern . , . 

cif-Preis 

cif-Preis 

— 


cif-Preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Einfuhr- 

preis 

Einschleu- 

sungspreis 

Einschleu- 

sungspreis 

Frei-Grenze- 

Preis 

cif-Preis 


2. Preise nach Einfuhrbelastung 













gegenüber Drittländern . . . 

Schwellen- 

preis 

Schwellen- 

preis 

Referenzpreis 
für 9 

Erzeugnisse 


Schwellen- 

preis 


Orientie- 
rungspreis; 
Referenz- 
preis im 
Inland 



Schwellen- 

preis 

Schwellen- 

preis 

i 

j 

3. Einfuhrbelastung 











i 

gegenüber Drittländern . . . 

Ab- 

Ab- 

Wertzoll, 

speizi- 

Ab- 

Abschöp- 

Wertzoll; 

Abschöp- 

Abschöp- 

Abschöp- 

Abschöp- 

Wertzoll 

4. Kontingente 

Schöpfung 

Schöpfung 

Mischzoll; 
ggf. Aus- 
gleichsabgabe 
und Abschöp- 
fung ®) 

fischer Zoll 

Schöpfung 

fungj ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

ggf. Ab- 
schöpfung 

fung; ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

fung; ggf. 
Zusatzab- 
schöpfung 

fung 

fung; ggf. 
Aus- 
gleichs- 
abgabe 

für 

Saatenöle; 
ggf. Aus- I 
gleichs- 
abgabe 

gegenüber Mitgliedstaaten 




vom Rat 
fest- 
gesetzte 
Kontin- 
gente 









gegenüber Drittländern . . . 



Kontingente 
und Zollkon- 
tingente für 
einige 
Erzeugnisse 
gegenüber 
bestimmten 
Ländern 

bilaterale 

Kontin- 

gente 



GATT- 
Zollkon- 
tingent für 
Gefrier- 
fleisch 






5. Lizenzen 

gegenüber Mitgliedstaaten . 

— 

— 

— 

Einfuhr- 

genehmi- 

gung 









gegenüber Drittländern . . . 

Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 

Einfuhrgeneh- 
migung für 
nicht genormte 
Ware und 
bestimmte 
Zubereitungen 

Einfuhr- 

genehmi- 

gung 

Lizenz mit 
Kaution 

B. Ausfuhr 

Lizenz mit 
Kaution 
möglich 

Lizenz mit 
Kaution 
für Ge- 
frierfleisch 



Lizenz mit 
Kaution 

Lizenz mit 
Kaution 

i 

i 

i 

Gegenüber Drittländern 












1 

1 

1. Ausfuhrlizenz 

Ausfuhr- 
lizenz mit 
Kaution 

Ausfuhr- 
lizenz mit 
Kaution 








Ausfuhrlizenz 
mit Kaution 
bei Vor- 
fixierung 
der Erstattung 

Ausfuhr- 

lizenz 

! 

1 

2. Ausfuhrbeihilfe 

Erstattung 

Erstattung 

Erstattung ®) 


Erstattung 

ggf- 

Abschöpfung 

Erstattung 
für be- 
stimmte 
Erzeug- 
nisse 

Erstattung 
für be- 
stimmte 
Erzeug- 
nisse 

Erstattung 

Erstattung 

Erstattung 

Erstattung; 
ggf. Ab- 
schöpfung 

Erstattung 


vom Aufbau der übrigen Marktordnungen abweichendes Schema — nichtige zusätzliche Vorschriften in den Verordnungen Nr. 158/66, 159/66 und 2515/69 — 3) Der Handelsverkehr mit 
Frischmilch und Frischmilcherzeugnisse mit über 6®/o Fett wird ab 1. 1. 1970 in die gemeinsame Marktregelung einbezogen. — nur für Hartweizen, Weichweizen, Roggen, Gerste und Mais — 
5) Denaturierungsprämie für Brotgetreide und über gangsvergütun gen möglich — *) Uhergangsvergütung möglich — in einigen Mitgliedstaaten noch staatliche Interventionen — ®) bei 
zuckerhaltigen Erzeugnissen — ®) bei bestimmten Erzeugnissen und zuckerhaltigen Zubereitungen — Denaturierungsprämie für Futterzucker möglich — für Futterzwecke sowie für 
Kasein — Für lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels sind in den Verordnungen Nr. 315/68 und 316/68 Qualitätsnormen vorgeschrieben. 
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